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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vo r s i t z  e n d  e: Präsident Benya. Zweiter 
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Melter und Anton Schlager. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage: Es 
ist die des Herrn Abgeordneten Dr. Bauer 
rOVP) an den Herrn Bundesminister für Lan
desverteidigung. 

1439/M 
Halten Sie das derzeit den österreichischen 

Luftstreitkräften zur Verfügung stehende Gerät 
für die Sicherung des Luftraumes für aus
reichend? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister.' 

Bundesminister für Landesverteidigung Lüt
gendorf: Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Für die Siche
rung des Luftraumes bedarf es zunächst einer 
möglichst raschen Epfassung und Erkennung 
von Luftraumverletzungen. Hiefür kommen in. 
erster Linie Radarstationen und ein entspre
chendes Leitsystem in Betracht. Was das: 
Radar- und Leitsystem betrifft, ist noch ein. 
weiterer Aushau erforderlich. DiesbelZüglich 
sind intensive ,planungen im Gange, die den 
Aufbau eines automatischen Luftraumüber
wachungssystems zum Ziele haben. 
. Uberdies sollten die für die Durchführung:: 
des zivilen Flugverkehrs eingesetzten Radar
stationen durch die zusätzliche InstaHierung; 
Von Höhenmeßradars so weit 'komplettiert 
werden, daß in allen Bereichen des österrei-
chischen Luftraumes einwandfreie Identifizie-· 
rungen von Flugzielen vorgenommen werdem 
können. 

Was das Fluggerät betrifft, so bin ich eben-
falls bestrebt, im Rahmen der gegebenen: 
Möglichkeiten Verbesserungen herbeizufüh-
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Bundesminister Lütgendorf 
ren. Zu diesem Zwecke befaßt sich mein 
Ressort unter anderem eingehend mit der 
Frage von Neuanschaffungen interzeptions
fähiger Düsenflugzeuge. Diese Prüfung ist zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht abge
schlossen. 

Der Vollständigkeit halber darf ich noch 
bemerken, daß für eine optimale Luftraum
sicherung auch eine Ausrüstung mit Luft-Luft
und Fliegerahwehr�Lenkiwaffen erstrebenswert 
wäre. Al'lerdings sind - 'Wie 'hinlänglich be
kannt ist - Osterreich diesbezüglich durch 
Artilkel 13 des Staatsvertrages Schranken ge
setzt ; Bemühungen um eine Beseitigung dieser 
Schranken blieben bisher ohne Erfolg. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundesmini
ster !  Ich möchte mir die Zusatzfrage erlauben :  
W i e  'hoch setzen Sie die Kosten für Llliftgerät, 
für Abfangj äger, in einem Ausmaß, wie 
Sie es  für unsere relativ kleine Republik .für 
notwendig halten, an? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter !  Das ist eine, sagen wir, 
komplexe Frage. Der Einsatz von interzep
tionsfähigen Düsenflugzeugen kann erst dann 
wirkungsvoll erfolgen, wenn auch die gesam
ten Leitsysteme und vor allem das Radarüiber
wachungssystem, wie ich schon vorhin aus
geführt halbe, voH ausgebaut sind. 

Die Koste'n für ein komplettes System, so
wohl was das Bodenleitsystem als auch die 
Interzeptoren anb�langt, würden sich ,beim 
gegenwärtigen Stand zwischen z'wei und zwei
einhalb Milliarden Schilling bewegen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Herr Bundesmini
ster! Meine zweite Zusatzfrage. Ich entnehme 
dem Stenographischen ProtOkoll der 83. Sit
zung des Nationalrates vom 8. Novemlber 
1973, daß Sie einem Kollegen gegenüber, der 
sich mit der gleichen Angelegenheit an Sie ge
wendet 'hat, wört!lich folgendes ausgeführt 
ha·ben: 

dHerr Atbgeordneterl Wir befassen uns be':' 
reits seit längerer Zeit mit dem eingehenden 
Studium der interzeptionsfä'higen Düsenflug
zeuge. Ich möchte 'hier nur zum Ausdruck 
bringen, daß ich als, zuständiger und verant
wortlicher Ressortminister nicht an einen län
geren Zeitraum denke, sondern ich glaube, daß 
es höchst an der Zeit ist, daß man nunmehr zu 
konkreten Maßnahmen, das heißt zu einer 
Entscheidung über die ,Eimü'hrung von Inter
zeptoren, gelangt." Ich zitiere noch einmal 

wörtlich: " . . .  daß es höchst an der Zeit ist" . 
Das war am 8. November. Inzwischen sind, 
wenn ich vielleicht den morgigen Tag ,berück
sichtigen dallf, fast vier Monate vergangen. 
Es ist nach Ihrer Auffassung vom November 
"höchst an der Zeit" gewesen, und bis j etzt 
studieren Sie mit Ihren Herren offenbar noch 
immer dieses gesamte System, das nach Ihren 
Anga'ben die Kleinigkeit von zwei bis zwei
einhalb Milliarden Schilling kostet. Wenn man 
sich das Budget anschaut, ist überhaupt nicht 
vorgesorgt für diese Dinge. 

Meine Frage an Sie, Herr Bundesminister: 
In welchem Budget werden wenigstens An
sätze vorgesehen sein, um auch nur einen 
Abfangjäger - ich kann mir ja nicht vorstel
llen, daß Sie die EtrichtaU'be aus dem Techni
schen Museum aktivieren wollen - anzu
kaufen? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Lütgendorf: Ich bin als ver
antwortlicher Ressortchef verhalten, alle Pro
j ekte natürlich nach dem Gebot der Sparsam
keit, aber auch der Zweckmäßigkeit für öster
reichische Verhältnisse prüfen Zll- lassen. Ich 
habe hier vor 'einem Monat eine Delegation 
aus einem Land gehabt, das derartige Flug
zeuge produziert. Mit dieser Erprobung ist 
nunmehr das Planungsstadium abgeschlossen, 
und das Gesamtprojekt wird dem Landesver
teidigungsrat zur Begutachtung vorgelegt wer
den. 

Bereits im Budget des Jahres 1975 ist ein 
Ansatz für die Beschaffung der beiden 
Systeme, sowohl was den Ausbau des Leit
systems als auch die Beschaffung von Inter
zeptoren anbelangt, vorgesehen. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Kurt Maier (SPtJ) an den Herrn Bundesmil1'i-
ster. 

1438/M 
Angesichts der Tatsache, daß vom Pionier

Bataillon 111 in Salzburg Spezialgeräte, die dort 
benötigt werden, abgezogen wurden, frage ich, 
ob Sie bereit sind, diese Geräteverschiebung 
einer nochmaligen Uberprüfung zu unterziehen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lütgendori: Sehr geehrter 
Herr Abgeordnterl Die von mir aus Anlaß der· 
vorliegenden Anfrage angeordneten Erhebun
gen haben ergeben, daß es sich bei den vom 
Herrn Anfragesteller genannten Spezialgerä
ten allem Anschein nach um die gelände
gängigen SchwimmkraHfahrzeuge der Type 
"Stalwart" handelt. 

Hiezu danf ich bemerken, daß sich die vor
über'gehende Zusammenziehung der Stalwart
Schwimmlastkraftwagen der früheren Grup-
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Bundesminister Lütgendorf 

von sehr wichtigen organisatorischen Maß
nahmen gesetzt wurden. 

Konkret die nädlsten Schritte in bezug auf 
unsere Bundestheat:er. Ich verweis'e auf das 
Vor;haben, daß das Akademietheater renoviert 
werden wird. 

penkommanden II und III angesichts der im 
Bereich des seinerzeitigen Gruppenkomman
dos II in verstärktem Umfang erforderlichen 
Katastropheneinsätze sowie im Hinblick auf 
auf eine Reihe zusätzlicher innerorganisatori
scher Umstände, wie Ersatzteillagerung und 
Instandsetzung, als zweckmäßig erwiesen hat. 
Diese Maßnahme wird selbstverständlich nur Ich verweise darauf, daß wir bestrebt sind, 

so lange aufrecht bleiben, als dies zwingende die Sommerpause, die sich jetzt ergibt und die 

militärische Rücksichten erfordern. sehr lang ist, durd1. eine konzertierte Ä'ktion 

Präsident: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Abgeordneter Kurt Maier: Herr Bundesmini
ster! Pioni1ere haben in der V.erg,angenheit 
dank ,einer so1:iden und guten Ausrüstung bei 
Katastropheneinsätzen ,sehr viel -geleistet. 

Meine Zusatzfrage bezieht sich daher auf 
die personelle und gerätemäHige Einsatzbe
reitschaft des Maschinenparks auch bei den 
Landwehrpionieren: Sind hier entsprechende 
Vorkehrungen getroffen, ·daß der personell 
äußerst schwache, in seiner Arbeit aber unge
mein wir,ksame Pioniermaschinenzug der 
Landwehrpioniere auf vollem Stand gehalten 
wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister LütgendorI: Bei der Inbe
triebhaltung der Maschinenzüge bei jenen 
Pioniereinheiten, die nunmehr ·auf Grund der 
Umgliederung zur Landwehr treten, ist selbst
verständlich vorgesehen, daß die technischen 
Geräte in den Einheiten bleiben und darüber 
hinaus, so weit es notwendig ist, ergänzt 
werden, sodaß auch bei diesen Landwehrein
heiten der Pioniertruppe die Einsatzfähigkeit 
vor allem im Katastrophenfall gewährleistet 
bleibt. 

Präsident: Die Anfrage 3 wurde zurückge
zogen. 

Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4 :  Herr 
Abgeordneter Luptowits (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht und Kunst. 

1386/M 
Was sind die nächsten Schritte auf dem Sektor 

der Reform der Bundestheater? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeordneter! Die Bundes
theaterreform ist natürlich kein punktuelles 
Ereignis, sondern stellt einen Prozeß dar. 
Viele Vorhaben, die in den letzten Jahren ein
geleitet ,wurden, sind immer noch zu bewälti
gen. Sie wissen alber, daß bereits eine Reihe 

unserer Bundestheater zu veIikürz·en. 

Wir wollen die Kollektivvertragsverhand
lungen mit dem künstlerischen Personal fort
setzen und abschl ießen. 

Das bedeutsamste Vorhaben ist natürlich 
das Bundestheatergesetz, das derzeit erarbei
tet wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Abgeordneter Luptowits: Herr Bundesmini

ster! Welche finanzieHen Auswirkungen wird 
das Bundestheatergesetz haben? Sind diese 
Auswirkungen Ibereits a'bsehbar? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter! Es wird keine besonderen finanziel
len Auswirkungen haben, allerdings soll es 
das Bundestheatergesetz ermöglichen, daß 
unter Wahrung der künstlerischen Autonomie 
für die Direktoren doch eine sehr ökonomische 
Führung unserer Bundestheater Platz greift. 

Prä5ident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Luptowits: Wird dann, wenn 
das Bundestheatergesetz hier im Hause be
schlossen sein wird, damit die Reform abge
schlossen sein, oder denken Sie daran, auch 
die Bundestheater jeweils den neuen Gegeben
heiten anpassen zu lassen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter! Ich muß wiederholen, daß ich die 
BundestJheaterreform nicht als etwas ansehe, 
was man morgen abschließen kann, sondern 
ich glaube ganz im Gegenteil, daß der nun 
einmal eingeleitete Prozeß auf Jahre hinaus 
fortgesetzt werden muß. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Peter (FPOj an den Herrn Minister. 

1391/M 

Welche AbhiIfemaßnahmen werden seitens 
Ihres Ressorts angesichts der hohen Entfall
q'..:ote von Unterrichtsstunden, vor allem im 
Pflichtschulbereich, ins Auge gefaßt? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 121

www.parlament.gv.at



10110 Nationalrat XIII. GP - 103. Sitzung - 7. März 1974 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge- hervorragenden Besuch der Pädagogischen 
ordneter Peter! AbhiiHemaßnahmen .für die Akademien und durch ,die Hauptschu11ehrer
Reduzierung der Entfallquote von Unterrichts- ausbiluung, die wir jetzt dort durcMÜJhren, 
stunden betreffen in erster Linie die Beistel- eine Erleichterung der Situation eintritt. 
Jung von mehr Lehrern. Das ist seit Jahren 
unser Vor'haben. Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Ich darf dazu sagen, daß es in den letzten 
Jahren gelungen ist, in einer Reihe von Bun
.desländern den Entfall von Unterrichtsstunden 
überhaupt zu vermeiden. Es verhält sich heute 
so, daß noch etwa in 10 Prozent der rund 
34.000 Klassen, die wir in Osterreich im 
Pflichtschlilbereich haben, Unterrichtsstunden
kürzungen und Unterrichtsstundenentfall vor
kommen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Der Unterrichtsentfall scheint im Bundesland 
Niederösterreich am größten zu sein. Wenn 
die jüngsten Veröffentlichungen in Tageszei
tungen, Me'Jdungen, die von der LandessdlUI
behörde Niederösterreichs unwidersprochen 
geblieben sind, den Tatsachen entsprechen, so 
entfallen im Bundesland Niederösterreich nicht 
pro Monat, sondern pro Woche 1 900 Unter-

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
Da Sie nicht dn der Lage sind. mir auf der 
Grundlage von - konkreten beziehungs'weise 
absoluten Ziffern - da;bei möchte ich das 
Wort "absolut" auch von meinem Gesichts
pUIllkt aus in Frage stellen - Auskunft 'Zu 
erteilen, möchte ich die Frage in eine andere 

'Richtung lenken: Welcher Schaden glauben 
Sie auf Grund Ihrer EI1fahrung als Ressortchef 
wird zum Beispiel der Schuljugend Nieder
österreichs zugefügt, .wenn wöchentlich 2000 
Unterrichtseinheiten entfallen, darunter 1166 
Turnstunden ? Das muß doch zumindest einen 
katastrophalen Nieuerschlag auf die Volksge
sundheit der 'heranwacbsenden jungen Gene
ration haben. 

Welches Ausmaß an Schäden, glauben Sie, 
ist bereits gegeben? 

Präsident: Herr Minister. 

richtsstunden, davon 1 1 66 Turnstunden. Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge-

Worauf führen Sie es ,zurück, daß diesen ordneter Peter! leb darf, um die Relation klar-
zustellen, iWiederholen: Wir haben etwa 

katastrophalen Zuständen in Niederösterreieb 
34.000 Klassen im Pflichtscbul'bereich Osterbis zum heutigen Tag nicht gesteuert werden 

konnte? ' 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter! Absolute Ziffern zu nennen, die 
zei·gen, wie viele Unterrichtsstunden in einem 
Monat entfallen, ist völlig wertlos, denn das 
gfbt überlhaupt kein klares Biild. 

Ich kann Ilhnen sagen, daß unsere Sorgen 
auf diesem Gehiet etwa in Oberösterreich oder 
in Vorarlberg noch größer sind. Das sind 
eigentlich die Gebiete, in denen wir mit 
großen Schwierigkeiten zu ringen haben. 

Ich ver·weise darauf - Sie haben das .bereits 
-erwähnt -, daß uns die größten Sorgen leider 
im Bereich der Leibeserziehung treffen. Ich 
:hoffe, daß auch das Sportlelhrerausbildungs
gesetz dazu beitragen wird, aU!f diesem Sektor 
eine gewisse Milderung !herheizuführen. Wir 
bemühen uns ja gerade auf diesem 'Gehiet, 
.eine Verbesserung .zu erreichen. 

Ich muß überhaupt sag.en, daß di,e ,beste 
Möglicbikeit, dieser Entwicklung zu steuern, 
der gute Besuch unserer Pädagogischen Aka
demien 

'
gewährleistet. Wir haben da in den 

letzten Jahren beachtliche Fortscbritte erzielt. 
Wir dürfen annehmen, daß n ach den Bundes
ländern Wien, Burgenland und Kärnten auch 
in anderen Bundesländern durch den wirtklich 

r.eichs. Davon ,gibt ,es einen Stundenentfall von 
etwa 10 Prozent. Das 'hat sich in den letzten 
drei bis vier Jalhren von 20 Prozent auf 
10 Prozent verbessern lassen. Das heißt: Wir 
s.ind auf dem Weg, di.eses Problem zu bewäl
tigen. Allerdings kann man ,Lehrer n1icht nach 
persönlichen Wünschen zur Verfügung stel
l'en, sondern di,e Ausbildung unser.er Loehrer 
benö.bigt ,ehen Zeit. 

Seit der Verbesserung der Lehrerausbildung, 
seit der Schaffung der Pädagogischen Akade
mien, haben wir so viele Abgänge zu ver
z·eichnen, daß wir mit Recht sagoen können, 
daß wir auf dem Pflichtschulsektor das Pro
blem in den nächsten Jahren bewältigen wer
den. 

Ich gebe zu. daß der Entfall von Unterrichts
stunden und ganz besonders der Entfall von 
Turnstunden sellu unangenehm ist. Wir be
finden uns aber im Bereich der Scbule in einem 
Entwicklungsstadium. Viele Dinge kann man 
im schuHsch'en Bereicb nicbt nur t-ecbnokratisch 
lösen, sondern das bedarf einer gewissen Zeit. 
Gera!de die Hauptschullehreraus'bi'ldung wird 
uns hinsichtlich der Turnlehrer an den Haupt
schulen eine ver.besserte Situation sichern. 
Ich glaube, daß wir auf einem guten Weg sind. 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Glaser (OVP) an den Herrn Minister. 
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1388/M 
Werden Sie konkrete Initiativen ergreifen, 

um bei der Besetzung der Landes- und Bezirks
schulräte die Vertretung der Lehrerschaft ent
sprechend den Personalvertretungswahlergeb
nissen berücksichtigen zu können? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter Glaser! Eine persönliche Bemerkung: 
Uber den Wortlaut Ihrer Frage habe ich lange 
nachgedacht, und ich hoffe,  daß ich sie richtig 
verstanden habe. (Abg. Dr. G r u be r: Schwer 
ist sie nichtf) 

Sie fragen nach der Möglichke it, daß bei der 
Zusammensetzung der Kollegien des Landes
schulrates und der Bezirksschulräte bei den 
Lehrervertretern das Ergebnis der Personal

ver tretungswahlen berücksichtigt werden soll. 
Und weiters .fragen Sie, w�lche konkreten 

. Schritte ich zu unternehmen gedenke. Ich muß 
dazu sagen: Ich ,kann keine konkreten Schritte 
unternehmen, denn di e Zusammensetzung der 
Kollegien er.fol'gt auf Grund des Schulauf
sichtsgesetzes, eines Teiles des Schulgesetz
wel1kes 1 962. Daran muß ich mich 'halten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Glaser: Herr Bundesminister! 
Ich freue mich, daß Sie den Sinn der 'Frage 
doch verstanden halben. (Bundesminister Dok
tor S i  n 0 w a  t z: Nicht so leicht! - Abg. 
Dr. G f U b e  r: Das war ganz einfach, Herr 
Minister! Für einen Unterrichtsminister kann 
das überhaupt kein Problem sein!) 

Ich' glaube, daß gerade in letzter Zeit doch 
auf diesem Ge;biet ein Haltungs- und Gesin
nungswandel Ihätte eintreten können. Wir 
haben vor wenigen Wochen das Betriebsver
fassungsgesetz beschlossen, jenes Gesetz, das 
die Mitwirkung und Mitbestimmung von Ar
beitnehmern 'bezie'hungsweise Aflbeitnehmer
vertretern etwa in Aufsichtsräten von Unter
nehmungen vorsieht. .nie Vertreter der Arheit
nehmer 'werden nun - der Herr Vizekanzler 
nickt bereits, weil er weiß, 'was ich sagen wiH 
(Vizekanzler Ing. H ä u s e  f: Ich nicht!) -
nach dem Ergebnis der Betriebsratswahlen in 
die Aufsichtsräte entsandt. 

Die Lehretvertreter werden alber in 'den 
Landesschulrat nicht nach dem Ergebnis von 
Personalvertretung'swahlen, sondern nach dem 
Ergebnis von Landtags,wahlen entsandt. Man 
kann nun einwenden, daß es zum Zeitpunlkt 
der 'Beschlußfassung über die Schulgesetze 
noch kein Personalvertretungsgesetz gegeben 
hat. In�ischen g1bt es ein Personalvertre
tungsgesetz, .das 'bekanntlich unter der OVP
Alleinregierung beschlossen wurde. 

Es wäre
' 

daher sicherlich angebracht - hier, 
Herr Bundesminister, könnten Sie die Initia-

tive ergreifen -, die Schulgesetze 1962 ent
sprechend zu novellieren, um den Lehrern 
jenes Recht zuzugestehen, das den rÜbrigen 
Arbeitnehmern durch das Betriebsverfassungs
gesetz jetzt auch zugestanden wird. 

Daher meine konkrete Zusatzfrage: Werden 
Sie eine entsprechende Regierungsvorlage 
vorbereiten? 

Präsident: Herr .Bundesminister . 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter Glaser! Ohne die Zeit ungebührlich 
in Anspruch zu ne'hmen, möchte ich sagen: 
Es war wirklich nicht leicht, die Frage zu ver
stehen. Meine Mital1beiter haben sie jedenfalls 
nicht so verstanden, sondern ganz anders und 
haben mir eine andere Vorlage gegeben, alber 
ich habe sie trotzdem verstanden. 

Ich muß sagen: Wir haben nicht nur dieses 
Gesetz, von dem Sie gesprochen ha:ben, be
schlossen, sondern in den letzten Wochen auch 
ein Schulunterrichtsgesetz, und in diesem 
Schulunterrichtsgesetz ist die Mitsprache der 
Lehrer in den Schulen in der Lehrelikon:ferenz 
weitaus stänker verankert, als dies bisher der 
Fall gewesen ist. 

Wir sind aud1 in einer Untel1kommission der 
Schulreformkommission da!bei, daruber nach
zudenken, welche objektiven Kriterien wir 
finden, eine bessere Besetzung der leUenden 
Funktion in der Schule sichemusteIlen, wdbei 
ganz bestimmt auch ein größeres ,Mitgesta l
tungsrecht der Le'hrer veranikert werden wird. 

Was aber das Schulaufsichtsgesetz betrifft, 
muß ich sagen , daß die Personalvertretung 
und die Au.fgabe der Lelhrer in den Kollegien 
zwei verschiedenartige Gebiete sind, und zwar 
deswegen, weil im Bereich der Kollegien 
schulpolitische Fragen zur IBehandlung ste'hen 
und nicht die Vertretung der Kollegenschaft 
im gewerkschaftlichen Sinn. Daher kann es 
also nicht gleichgestellt werden. 

Ich bin auch an sich über Ihre Anfrage 
überrascht, denn keiner der SchU!lpoHtiker 
Ihrer Partei hat eigentlich in dieser Richtung 
bisher einen Vorschlag ge:bracht. 

Präsident: Eine weitere Frage . Bitte. 

A!bgeordneter Glaser: Herr Bundesminister! 
,Bitte jetzt nicht falsch 'zu verstehen, wenn ich 
sa'ge: Wenn mir eine Frage gestellt wird und 
ich nicht genau w,eiß oder glaube nicht 
genau zu wissen, was der Fragesteller meint, 
dann rufe ich eurück oder ich sage meinem 
Mitarbeiter: Rufen Sie an, was er konkret 
damit meint! Also das wäre nicht so kompli
ziert ,gewesen. 

Aber jetzt zurück zum Thema. Herr Bundes
ministerl Das ist etwas ganz anderes, was Sie 
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Glaser 
meinen, etwa MitwiIlkung in einer Lehrer
konferenz. Sie k.ennen doch genauso oder noch 
besser als ich die Aufgaben des Landesschul
rates, und es g,iht keine v,emünfbige oder, 
sag.en wir, mit normalien Gründen zu rechtfer
tigende Erklärung, warum die Lehrervertreter 
in den Landesschulräten - in den Bezirks
schulräten ist es ja genauso - nicht nach dem 
Ergebnis der P ersonalvertretungswahlen ent
sendet ,werden. 

Es ist damit gar nicht gesagt, daß die Perso
nalvertreter in -die Landesschulräte 'kommen 
müssen, obwohl sie durchwegs drinnen sind. 

Die Entscheidungsmöglichkeiten und die 
Aufgaben der Landesschulräte sind doch 'so, 
daß die Lehrer ein eminentes Interesse daran 
ha'ben müssen, in diesen Gremien entspre
chend vertreten zu sein. Es ist im Gesetz auch 
vorgesehen. 

Daher wiederhole ich k.onkret die Frage: 
Welche Gründe sind dafür maßgebend, den 
Lehrern nicht jene politische Vertretungsmög
lichkeit zu sichern, die auf der anderen Seite 
allen übrigen Arbeitnehmervertretern, insbe
sendere - jetzt durch das neue Betriebsver
fassungsgesetz, gewährleistet werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter, noch einmal: Ich brauchte nicht 
zurückzurufen, denn ich bin selbst darauf
gekommen, was Sie gemeint haben. Ich wollte 
damit nur zum Ausdruck bringen, daß es über
raschend gewesen ist, daß diese Frage gestellt 
wurde, weil sie überhaupt nicht in die Geistes
haltung der Schulgesetze 1 962 paßt und weil 
bisher euch in dieser Richtung keine konkre
ten Gespräche geführt worden sind. 

Ich kann also auch Ihre Zusatzfrage, die ja 
denselben Inhalt hat wie die vorhergehende, 
wieder mit denselben Argumenten beantwor
ten, die ich schon vorhin genannt habe und die 
ich nicht mehr wiederholen muß. (Abg. Doktor 
G r u be r: Herr Abgeordneter Zörner hat 
auch davon gesprochen! - Abg. Dok tor 
S c h n e 11: Das i st ja gelöst! - Abg. G I a
se r: Das ist nicht gelöstl) 

Präsident: Anfrage 7 des Herrn Abgeord
neten Dr. Reinhart (SPO) an den Herrn Bun
desminister. 

1381/M 
Welchen Stand haben die Vorbereitungen für 

die Olympischen Winterspiele in Innsbruck? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Rufe und 
Gegen rufe zwischen SPO und OVP.) Meine 
Herren! Der Herr Bundesminister ist am Wort! 

Durchführung der Olympischen Winterspiele 
1 976 sind selhr, sehr rasch angelaufen. Sie 
mußten rasch anilaufen, weil wir unter einem 
gewissen Zeitdruck stehen, und zwar des
wegen, weil die Winterspiele erst im Feber 
des vorigen Jahres an Inns!bruck vergeben 
wurden, nicht zuletzt deswegen, weil sich die 
Bundesregierung sofort mit der Bewerbung 
Inns'brucks einverstanden eIlklärt hat, im 
Gegensatz zu den Sommerspie'len, die zuletzt 
stattgefunden halben. 

Es sind sofort die entsprechenden Gremien 
des Organis ationskomitees konstituiert wor
den, alle Gremien, alle Ausschüsse arbeiten 
seither sehr, selhr fleißig, es ist alles vorge
kehrt, daß diese Winterspiele 1 976 gut vor
bereitet werden, daß sie technisch perfekt ab
gewickelt werden, a'ber trotzdem jene Note 
tragen, die wir bei sportlichen Groß
veranstaItungen endlich wieder sehen möch
ten, nämlich daß es einfache Spiele werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Die Olymp ischen VJ'in
ter�piele 1 976 sind ja bekanntlich für Inns
bruck nicht ein lokales Ereignis. Es möchte die 
gesamte Welt an diesem sportlichen Ereignis 
teilhaben. 

Ich darf Sie deshalb fragen: Ist für eine 
Ubertragung der Spiele entsprechend vorge
sorgt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge
ordneter! I'hre Frage ist durchaus berechtigt. 
Vom Standpunkt asterreichs ist die Frage der 
Ubertragung der Winterspiele 1976 eine über
aus wichtige Frage, der wir sehr groß€s 
Augenmerk zuwenden müssen. Ich kann Ihnen 
mitteilen, daß ein entsprechender Vertrag 
zwischen Organisationskomitee und ORF be
reits abgeschlossen ist, der die Ubertragung 
sichert. Auch die Verhandlungen mit den 
außereuropäischen Ubertragungsanstalten sind 
so weit gediehen, daß eine Ubertragung dieser 
Winterspiele in die ganze Weilt gesichert ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Reinhart : Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Sie haben gesagt, daß 
die Winterspiele 1 976 "einfache Spiele" sein 
sollen. Haben Si e bereits Unterlagen, aus 
denen die Kosten für die Errichtung der Sport
stätten hervorgehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesmirui-ster Dr. Sinowatz : Herr Abge- Bundesminister Dr. Sinowatz : Herr Abge-
ordneter! Die Vor.bereitungs arbeiten zur ordneter! Diese Spiele in Innshruck sollen 
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Bundesminister Dr. Sinowatz 

vom Geist her einfache Spiele sein und den 
GIgantismus, den wir in den letzten J(lihren 
bei internationalen Großiveranstaltungen ken
nengelernt halben, -wieder auf das normale 
Maß zurückführen. Aber auch vom Finanziel
len her werden diese Winterspiele bei weitem 
nicht jene Kosten erfordern, wie das in ande
ren Staaten zuletzt der Fall gewesen ist. 
Natürlich auch deswegen, weil wir die bereits 
vorhandenen EiI1-richtungen von den letzten 
Winterspielen in Innsbruck verwenden kön
nen und nur adaptieren müssen. Es müssen 
nur zum Teil neue Anlagen errichtet werden. 

Die Kosten, die für die Sporteinrichtungen, 
die ja nicht nur .für die Winterspiele von 
Bedeutung sind, sondern auch nachher für 
den Vvintersport von großer Bedeutung sein 
werden, auflaufen werden, werden sich auf 
etwa - es ist das eine Schätzung - 120 Mil
lionen Schilling belaufen. Die Finanzierung 
ist gesichert. Uber weite Strecken sind zum 
Teil auch bereits die Bauarbeiten aufgenom
men worden respektive sind sie bereits be
endet. Die Internationalen Sprintermeister
schaften, die Eisschnellaufmeisterschaften, die 
Weltmeisterschaften - das möchte ich fest
stellen - haben schon in Innsbruck. stattge
funden. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Dr. Schranz (SPtJ) an den Herrn Bundes
minister für soziale Verwaltung. 

1393/M 
Halten Sie eine Gesetzesänderung für sinn

voll, derzufolge einem Sozialleistungswerber, 
der diese Leistung mit allen Unterlagen bei der 
zuständigen Stelle beantragt hat, ab einem ge
wissen Zeitpunkt zur Nachzahlung eine Ver
zinsung gebührt, wenn er innerhalb einer be
stimmten Frist keinerlei Zahlung erhalten hat? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Gemäß § 368 Abs. 1 ASVG 
hat der Pensionsversicherungsträger über An
träge auf Zuerkennung von Leistungen aus 
der Pensionsversicherung binnen sechs Mona
ten nach dem Einlangen dEö!s Antrages an den 
Anspruchswerber einen Bescheid zu erlassen. 
Kann der Versicherungsträger innerhalb dieser 
Frist keinen Bescheid erlassen, weil der Sach
verhalt noch nicht genügend geklärt ist, so 
hat er, wenn seine Leistungsverpflichtung dem 
Grunde nach feststeht, gemäß § 368 Abs. 3 
ASVG einen Vorschuß auf die Leistung zu 
gewähren. Solche Vorschüsse kann er auch 
schon vor Ablauf der Sechsmonatefrist aus
zahlen. Es ist daher von Gesetz·es wegen Vor-

sorge getroffen, daß der Anspruchswerber 
schon vor der Bescheiderteilung einen Teil der 
beantragten Leistung ausgezahlt erhält. Eine 
Verzinsung des Restbetrages, die überdies nur 
bei einem Verschulden des Versicherungs
trägers an der Verzögerung eintreten könnte, 
würde daher nicht mehr spürbar ins Gewicht 
fallen. Darüber hinaus ist, sobald die Daten
speicherung beim Hauptverband abgeschlos
sen sein wird, eine beträchtliche Verkürzung 
des Pensionsfeststellungsverfahrens zu er
warten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schranz : Herr Vizekanz
ler! Das Sozialversicherungsrecht der Bundes
republik Deutschland ist ähnlich konstruiert 
wie das österreichische. Nun gibt es den Ent
wurf zu einem Sozialgesetzbuch in der Bundes
republik, der vorsie\ht, daß vom. Rentenver
sicherungsträger eine Verzinsung in der Höhe 
von vier .prozent der ausständigen Leistungen 
vorgenommen wird, wenn nicht innerhalb von 
sechs Monaten eine Zahlung erfolgt. Auch in 
der Bundesrepublik gibt es Vorschüsse auf 
Leistungen so ähnlich wie in Osterreich. 

Ich möchte nun fragen, ob Sie für gewisse 
Fälle, in denen sich das Verfahren verzögern 
kann, eine solche Verzinsung, -wie es nun die 
Bundesrepublik vorsieht, auch für Osterreich 
für möglich und für gut hielten. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser : Herr Abgeord
neter! Wir werden aus den Erfahrungen, die 
man in Deutschland mit dieser Rechtsregelung 
getroffen hat, auch für uns Schlüsse ziehen. 
Es könnte sich nur um solche Fälle handeln, 
bei denen durch das EIlhebungsverfahren, vor 
allem auch hinsichtlich der Erhebung von in 
Osterreich nicht registrierten, Versicherungs
zeiten, eine starke Verzögerung hinsidltlich 
der Pensionsbescheiderteilung vorgenommen 
werden muß. In diesem Falle wäre sicherlich 
neben der Bevorschussung der Pension auch 
eine solche entsprechende Verzinsung ver
tretbar. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Werden Sie dann 
dem Parlament einen kurzen Bericht über die 
Erfahrungen in Deutschland und über die 
Schlüsse, die für Osterreich zu ziehen sind, 
übermi tteIn? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ich bin gerne dazu 
bereit. 
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Präsident: Anfrage 9: Abgeordneter Doktor 
I 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Was die Sle1-
Schmidt (FPO) an den Herrn Minister. lungnahme der Personalvertretung anbelangt, 

1 3911M 
Welche Kriterien sind für Sie bei der Be� 

setzung von leitenden Positionen im Sozial
ressort maßgeblich? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne
ter! Für die Besetzung von leitenden Positio
nen im Sozia:tressort sind für mich dieselben 
Kriterien maßgebend, wie ich sie dem Hohen 
Haus in meinen Anfrag€ibeantwortungen vom 
30. November 1 970 und vom 24. Jänner 1 974 

bereits bekanntgegeben habe. Ich bin daher 
weiterhin lbestrebt, jenen Beamten mit der 
Leiterfunktion zu betrauen, der für die zu ver
ge'bende Position die beste Eignung unter 
Berücksichtigung von Dienstalter und Dienst
beschreibung aufweist. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Herr Minister! 
Ich 'ha:be Ihre Anbwort gehört und möchte da
her fragen - wenn ich das richtig verst,anden 
habe -: Wie kommt es dann, daß zum Bei
spiel ein sehr tüchtiger und sehr erfahrener 
Beamter, wie es der wirkliche Amtsrat Anton 
Wagner aus Eisenstadt ist, der lange Zeit 
Stellvertretender Leiter des Arbeitsamtes in 
Eisenstadt gewesen ist, 'bei der B€lWerfbung 
um die freigewordene LeitersteIle dieser 
Dienststelle nicht nur Ülbergangen wurde, son
dern auch bei der Neuorganisation, bei der 
Neuauflage des Organisationsschemas nicht 
einmal mit der Führung eines Referates �be
traut wurde, obwohl er dienstaltersmäßig und 
dienstrangmäßi.g an der Spitze der gesamten 
Beamtenschaft steht? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne
ter! Ich hahe mir eine Fülle von Unterlagen 
mitgenommen. Ich bedaure, daß ich Ihren kon
kreten FaH nicht hier halbe. Ich bin aber gerne 
bereit, Ihnen die kon1krete Begründung - denn 
das ist ja nicht nur eine Angelegerrheit des 
Ministers, sondern Sie ,wissen sehr genau, daß 
hier die Antragstellung und die Stellungnahme 
des zuständigen Landesarbeitsamtes, der zu
ständigen Personalvertretung auch. mitberück
sichtigt wird - noch zu geben. Ich kann also 
j etzt nicht feststellen, db der Beamte, den Sie 
genannt 'haben, auch au.f Grund seines Ranges, 
seiner Dienstbeschreibung und seiner dienst
lichen Eignung für die zu 'besetzende Funktion 
am besten geeignet und daher zu berücksichti
gen gewesen wäre. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

kann ich Ihnen sagen, daß ich hier ein Schrei
ben der Personalvertretung, und zwar des 
Fachausschusses des Landesarbeitsamtes Bur
genland in Händen habe, in dem die Benach
teiligung dieses genannten Mannes festgestellt 
wird. Ich bin überzeugt, daß auch Sie mir in 
Ihrer angekündigten Stellungnahme eine sach
lich klingende Begründung geben werden. 

Aber ich möchte Sie fragen: Trifft es nicht 
eher den wahren Kern der Sache, daß die Zu
rücksetzung des Genannten davon beeinflußt 
wurde, daß er Mitglied und Gemeinderatskan
didat der Freiheitlichen Partei in Eisenstadt 
gewesen ist, während die, die ihm vorgezogen 
worden sind, Mitglieder Ihrer Partei sind? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeordne
' ter! Ich ,wiederhole nommals : Ich werde I<hnen 
zum ,konkreten Fall schriftlich die Begründung 
bekanntgeben. Ich möchte mit aller Entschie
denheit ablehnen, daß bei der Besetzung von 
Funktionen parteipolitische Gründe maßge
bend sind; ausschließlich die von mir genann
ten sind entscheidend. Immer wieder wird auch 
im Einvernehmen mit dem Zentralausschuß der 
gesamten Personalvertretung in allen Fällen 
einstimmig eine solche Entscheidung festge
stellt. 

Präsident: Anfrage 1 0 :  Frau Abgeordnete 
Dr. Marga Hubinek (OVP) an den Herrn Bun
desminister. 

1395/M 
Ab wann werden die Vorsorgeuntersudmngen, 

die ab 1 .  Jänner 1974 vorgesehen waren und 
für die bereits ab 1 .  Jänner 1974 höhere Sozial
versicherungsbeiträge eingehoben werden, nun 
tatsächlich durchgeführt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Frau Abgeordnete ! 
Für das Inkrafttreten der Bestimmungen über 
die Gesundenunter'suchungen wurde in der 
29. Novene zum AlSVG eine 'einjährige Legis
vakanz vorgesehen, um Idie techni'schen urrd 
or-gani'satorischen Maßnahmen so voribereiten 
zu können, daß die Untersuchungen am 1 .  1 .  

1974 Ibeginnen !können. 

Tatsächlich wurden auch im Bereich der 
Sozialversicherung die VoratbeHen Ibereits vor 
'der Verabschiedung der 29. Novelle zum 
ASVG eingel'eitet. 

Im September 1 973 konnte sodann mit dem 
Bundesrninisterium ifür Gesundheit ·unld. Um
wertschutz eine UbereinstimmuDJg über die 
wesentlichen Punkte des medi:zinischen Pro
gramms erzielt weriden. Unmittellbar darauf 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
wurde die Osterreichische Ärztekammer zur 
Aufnahme von Vertf'agsverhandlungen zum 
Abischluß Ides im Geset,z vorgesehenen GeIsamt
vertrages eingeladen. 

Der Grund für die Verzögerung beim Beginn 
der Gesun'denuntersuchung en liegt ,somit in 
der hinhaUenden Verhandlungsweise 'der ärzt
lichen Interessensvertretung, da �die Vertrags
ver'han'Cllungen Ibis heute noch nicht ·abg,e
schlossen werden konnten, während die orga
nisatori'schen Maßnahmen im Bereich :der 
So'Zialversicherung mit der Ubermittlung eines 
Organisationskonzeptes einschließlich der An
meldeformulare für die Untersuchungen ·an Idie 
Krankenversicherungsträ'ger hereits am 20. De
zember 1973 abgeschlossen :worden waren. 

Präsident: Zusatzfrage. B itte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek : Herr 
Sozialministe r l  Ich höre, Sie woUen nun die 
Gesundenuntersuchungen in den Ambulatorien 
durchführen lassen. G l'auben Sie nun Iden Ge
setz·es'auftrag erfül'len zu 'können, da noch ;a'lle 
Osterreicher ab 'einem :bestimmten Alter einen 
Rechtsanspruch auf die Ges·undenuntersuchung 
hab en, wenn dem Vernehmen nach die Ambu
l atorien Ihöchstens >fünf bis zehn Prozent der 
Probanden untersuchen können. Wie wer.den 
Sie den Geseltzesauftrag erfüllen? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Ich darf, Frau Ab
geordnete, auf die Ausführungen, die, glaube 
ich, gestern der Herr Präsident der Ärztekam
mer gemacht haben soll - ich habe sie <selbst 
nicht gehört -, verweisen, in denen er ge
meint hat, daß man in absehbarer Zeit doch 
zu einer Einigung im Rahmen des Honorar
wesens kommen wird. Es kann sich daher im 
Rahmen der Gesundenuntersuchungen in den 
bestehenden Ambulatorien nur um einen 
ersten Schritt handeln. 

Präsident : Zweite Frage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Herr 
Sozialminister!  Es sind nicht einmal die For
mulare vorhanden, di'e es den Ärzten ermög
lichen, die Untersuchungen Idurchzuführen . .Die 
Verhan'dlungen sind also auch nicht zu 'einem 
Abschluß gebracht wOflden. 

Wäre eis nicht möglich gewesen, das Ink'a'sso, 
da.s lab 1 .  Jänner dieses J'a'hres aUe ,Aflbeit
nehmer mit 'erhölhten Beitragen 'bela,stet, auszu
setzen, wenn Sie Ik>eine Leistung erbfiolligen 
können? Die LeistuIl!g wird ja !bis 'dato nicht 
erbracht. 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler ]ng. Häuser: Geschätzte Frau 
Abgeordnete ! ldl 'steHe fest, daß org·anisato-

risch alles vOflbereitet ist. Das ist nicht eine 
AUf'gabe des Bundesministeriums für soziale 
Verwaltung, ,sondern eine Aufg(i1be des Haupt
verbandes der österreichischen Sozialversiche
rungsträger, und ich ha'be hier den Bericht, 
daß 'alles bis 20. Dezember voflbereitet wurde. 

Noch nicht erledigt ist die Festlegun:g des 
TarHsatzes. Hiezu !darf ich Ihnen s'agen, 'daß 
man endlich sielhit, wer die Verzögerung ver
ursacht hat, 'die dann 'zu IJhrer konkreten drit
ten Anfrage füihrt. 

1 7. September 1973: Der Hauptvevbanrd über
miUelt der Osterreichischen Ärztekammer den 
Entwurf des Untersuchung,sprogI'amms und 
teilt gleichzeitig Illüt, Idaß dieses Programm 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Gesundheit un1d Umw.eltschutz eI1steHt 
wurde und ersuchl um einen möglichst raschen 
V.erhandlungs'he'ginn. 

Ich übersprinye jetzt die Erklärungen des 
HauptverlYandes : 1 5. Oktob e r :  Ur·genz. 23. Ok
tober: erste Verhandlung. 6. November: zweite 
Verhandlung. 1 2. Novernoer:  dritte Verhand
lung. 1 3. Novem!ber : vi.erte Vel1handlung. 
26. November:  fünfte Verhandlung. 28. No
vember:  'sechs te Verhandlung. 29. No,vemher:  

siebente Verhandlung. 1 8. Dezember: ,achte 
Verhandlung. 10. JänIl'er:  neunte Verhandlung. 
15. Jänner: zehnte Verhandlung. 

Es tgibt dann eine Differenz - ich werde 
gleich zu Ihr,er konkreten Anfrage Stelluilig 
nehmen -, nämlich di·e Differenz, Idaß der 
Hauptverband auf Grund seiner !bislherigen 
Leistung:sentschädi'gungen 1 70 S für die Ge
sUIl'denuntersuchung Jür Männer 'und 250 S :für 
die Leistungen bei einer Untersuchung von 
Fr'auen angeboten hiat, die Ärzte '(i1ber 260 S 
respektive 370 S oder um 50 Prozent me/hr 
verlangen. 

Es haben mittlerweile Cl!m 22. Jänner und 
am 14. Februar weitere Verhandlungen 'statt
gefunden. Am 6. ,März ist die ÄrlZtekammer 
neuerlich 'g·e'beten 'worden, 'Z'U Verhandlungen 
zu kommen. Das heißt, der Hauptverband ist 
kraft der gesetzlichen Verpflichtung nicht in 
der La'ge, den Wünschen der Är.zte Rechnung 
zu tragen, ,weil ,er j a  für dieselbe ärztliche 
Leistung nicht mehr zahlen kann, als er für 
diese Leistung im Fa'He der Erkrankung eines 
Ver:sicherten zahlt. Darin Hegt also die ,Pro
blematik, und daran liegt es auch, 'Warum man 
sich auf dies,em Gebiete nicht einigen kann. 

Wenn Sie meinen, daß dieser Druck, der 
s eit vier oIder fünf .Monaten bei iden Verhanid
lungen · seitens der IntereSisenvertretung der 
Är�te ausgeübt wird, nun daizU lführen müßte, 
daß man j etzt -eine -gesetzliche Bestimmung 
rückgängLg machen 'k>ann, dann darr ich darauf 
verwetsen, daß im Rahmen der Kran(kenver-
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Vizekanzler log. Häuser 

sicherung schlechthin nirgendwo gesetzlich 
festg·elegt ist, daß der Betra'g, der in einem 
Monat hereinkommt, auch in diesem Monat 
aUJsgegeben werden muß.  

In der 29.  Novene ist gesetzlich festgelegt, 
daß dieser Prozentsatz für die Gesundenunter
suchung,eu gesichert ist. Er ist  selbstver,ständ
lieh über den Jahresaufwand gesichert; er darf 
also nicht für 'andere Leistungen verwend'et 
werden. 

Das, was 'an den 0,2 Prozent für die Ge:sun
denuntersuchuIllg Igesetzlich fixiert ist, etwas, 
was hier im Hohen Hause 'beschlossen worden 
ist, ist für die Ge'Sunidenuntersumung gesidlert 
(Abg. Dr. W ie s i n  ge r: Und für den Ausbau 
von Einrich tungen?), gleichgült:ig , ob sie nun 
im Jänner oder Februar beginnt, sie kann ja 
immer nur in dem Umfang beginnen, als wir 

überhaupt die Mittel dafür Ihalben. 

Ich erinnere dapan, daß bereits im Jahre 
1 967 der Osterreichische Gewerkschaftsbund 
vorlbeugende Untersudlungen verlangt Ihat -
bis jetzt i'st nichts geschehen! (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Nichts ist geschehen, sehr richtig!) 
Jetzt, wo wir si'e endlich 'gesetzlich v-erankert 
ha,ben, können Sie es gar nicht mehr erwarten, 
daß das 'schon in den ersten Monaten geschieht. 

Ich sage Ihnen sehr offen, was dahinter
sted:t, 'auch wenn Vertreter [der Ärzte hier 
sind. Im wesentlichen steckt hinter dem Druck, 
d aß man den Forderungen der Ärzte Rechnung 
tragen [soll. Und das geht nicht (Abg. Doktor 
S c  h w i m me r: Kurz und bündig antworten, 
steht in der Geschäftsordnung, nicht polemi
sieren!), weil wir die finanzielle Sicherheit der 
Sozialversicherung, 'eier Krankenv,ersicherung 
im Ibesonderen, im Auge IbehaUen müs,sen im 
Interesse 'der großen Masse d·erer, die letztlich 
aus den Ge,S'undenuntersudlung·en einen Vor
teil zi ehen sollen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Egg (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1394/M 

Körper- oder Geisteszustandes, auftritt, ge
bührt dem Betroffenen insbesondere Kranken
behandlung beziehungsweise Anstaltspflege ; 
im Falle der Apbeitsunfähigkeit  hat er auch 
Anspruch auf Krankengeld, wenn die beson
deren' Voraussetzungen für den Anspruch auf 
diese Leistung erfüUt s ind. 

Tritt als ,F olge des Impflschadens dauernde 
oder vorübergehende Invalidität beziehungs
weise Berufs'llnfähigkeit oder dauernde Er
werbsunfähigkeit ein, so k'ann der sozi'alver
sicherte Geschädigte Anspruch auf die für diese 
Fälle  vorgesehenen Pensionsleistungen aus 
der Pensionsvers icherung ·geltend machen. 

Entschädigungen auf Grund eines Impfscha
dens s ind ferner auch im Rahmen des Impf
schadengesetzes vorg.esehen, mit dessen Voll
ziehung allerdings der Bundesminider für Ge
sundheit und Umweltschutz hetmut ist. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister!  Es 
gibt allerdings 'eine Reihe von Staatsbürgern, 
die weder von der Sozialversicherung noch 
vom neuen Impfsc..lt.adengesetz erfaßt sind. 
Welche Möglich'keiten der Reg,elungen sind 
hiefür vOflg-esehen? 

Präsident: Herr Minister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Nur das Impf
schadengesetz. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Würde das bedeuten, 
daß im Rahmen des Impfschadengesetzes unter 
Hinweis auf den Entschließungsantrag des Par
lamentes eine Änderung vorgenommen wer
den müßte, weil im Impfschadengesetz ja nur 
j ene Sdläden berücksichtigt werden, die im 
Rahmen der  Pflichtimpfungen im Inland auf
treten. Sind in dieser Richtung Vorbereitungen 
im Gange ? 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Welche Entschädigungen erhalten derzeit 
Staatsbürger, die sich anläßlich einer Dienst- Vizekanzler Ing. Häuser: Verehrter Herr 
reise in das Ausland einer Impfung unterziehen Abgeordnete r !  Das betrifft nicht mein Ressort. 
müssen und dabei einen gesundheitlichen Schaden Ich werde diesbezüglich mit meiner Kollegin, 
erleiden? 

Frau Dr. LeoJdolter, cSprechen . 

Präsident: Bitte , Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordneter 
Egg ! Staatsbüflger , die der Sozial versicherungs
pflicht unterliegen und einen gesundheitlichen 
Schaden als Folge einer Schutzimpfung im Zu
sammenhang mit einer Ausloandsreise . erlei
den, haben a'us diesem Anlaß Anspruch auf 
die entsprechenden Leistungen aus der Sozi'al
versicherung . Wenn der Impfschaden in Form 
einer Ktankiheit, das ist -eines regelwidrigen 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Anfrage 1 2 :  Herr Abgeordneter 
Bregartner (SPO) 'an den Herrn Bundesmini
ster für Verkehr. 

1433/M 
Ist daran gedacht, zwischen den wichtigsten 

Industriestädten des oberösterreichischen Zentral
raumes, insbesondere zwischen Linz und Wels, 
ein Schnellbahnnetz der Osterreichischen Bundes
bahnen zu errichten? 
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Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Lane: Sehr ge
ehrter Herr Abgeordneter! Die Osterreichi'
sehen Bundes'halhnen stellen bereits seit -ge
raumer Zeit Untersuchungen darÜlber an, 
welche Voraus-setzungen in österreichischen 
Ballungsräumen -geschaffen werden müßten, 
um dort eine 'schnelliba'hnmäßige Verkehrsbe
dienung sicherstellen zu können, und was für 
ein Inve'stitions- und Betriebsallifwand dafür 
notwendig wäre. Das Hauptpwblem im Bal
Joungsraum Linz-Wels Ibesteht darin, daß es 
sich um einen Teil -der Wesbbahnstrecke han
delt, der besonders st'ark frequentiert ist. Die 
Einrichtung eines SchneUbahnverkehrs wäre 
daher nobwendigeflweiJse mit 'der Verlegung 
eines neuen Gleispaares verbunden und damit 
mit nicht unwesentlichen Auwendungen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Bregartner : Ich danke, Herr 
Minister. 

Ich darf ,dazu vielleicht einige zusätzliche 
Bemerkungen machen. Der Individualverkehr 
hat im Raum Wels-uinz in den letzten Jahren 
enorm zugenommen. Leider hat der Straßen
ausbau nicht im gleichen Ausmaß zugenom
men wie die Verkehrsfrequenz. In diesem Zen
tralraum in Oberösterreich wohnt der größere 
Teil der oberösterreichischen Bevölkerung, und 
auch auf wirtschaftlichem Gebiet konzentrie
ren sich da die Hauptbetriebe gewerbHcher 
und industrieller Art. 

Es ergibt sich daher die Frage, Herr Mini
ster, welche finanziellen Fragen gelöst werden 
müßten, um eine Schnel1bahnverbindung im 
Raum Wels-Linz und in der weiteren Folge 
bis Enns zu erhalten. 

Präsident: Herr M'inister. 

Bundesminister Lane : Einer Ankündigung 
des Herrn Bundesministers für Finanzen ist 
zu entnehmen, daß er ab 1 975 für die Aus
bauten des Nahverkehrs in Ballungsräumen 
Budgetmittel bereitzustellen bereit ist, aller
dings unter der Voraussetzung, daß die am 
Nahverkehr interessierten und betroffenen 
Gebietskörperschaften, also das betreffende 
Bundesland und die betreffenden Gemeinden, 
ihrerseits ebenfalls bereit sind, Beiträge zu 
leisten. Unter dieser Voraussetzung, al'so Mit
leistung des Landes Oberösterreich und unter 
Umständen auch der Anrainergemeinden, 
könnte auch an die Entwicklung eines Nah
verkehrs im Ballungsraum Linz-Wels ge
schritten werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Bregartner : Ich danke, Herr 
Bundesminister. 

Ich ,möchte daher die Frage stellen: Ist die 
oberösterreichische Landesregierung, konkret 
der Herr Landeshauptmann Dr. Wenzl, mit 
dieser Frage bereits an Ihr Ministerium heran
getreten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Nein. 

Präsident: Anfrage 1 3 :  Herr Abgeordneter 
Ofenböck (OVP) an -den Herrn Bundesmini
ster. 

1 435/M 
Welche Erfahrungen hat das Bundesministe

rium für Verkehr mit den Prüfungsplaketten der 
Autos, die von den verschiedenen Stellen aus
gegeben werden, gemacht? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter! Auf Ihre Anfrage darf ich Ihnen 
fol:gende Auskünfte geben. Da,s Bundesmini
sterium für Verkehr steht mit den Herstellern 
der Begut'achtungsplaketten und mit den Aus
gabestellen für -diese Plaketten in stäIl.'digem 
Kontakt. Es wurden Beschwerden über Zer
störung beziehungsweise Ablösung solcher 
Plaketten zum An'laß genommen, zusätzliche 
Prüfung'en durchz'l1führen. Es ,wurde dabei fest
gestellt, daß die Hauptursache insbesondere 
bei Ablösungen darin gelegen war, daß die 
Fläche, an der die Plakette 'angebracht worden 
ist, nicht ent'Sprechend g-ereinigt heziehung's
weise vor aUem nicht entfettet war und daher 
die Klebfähi'gkeit nicht ausgereicht hat. Es 
wurden daher die awsgebenden Stellen darauf 
hingewiesen, auf Grund dieser Erfahrungen 
besonders auf die Flächenreini'gung vor An
bringung der Plaketten zu amten. Außerdem 
wurde eine Sibzung mit allen Aus'grabestellen 
einJberufen, um unter Umständen 'auch andere 
Mängel, die sich -gezeigt haben, besprechen 
und abstellen zu können. 

Ich 'glaube dalher, daß die ursprünglich da 
oder dort aufgetr,etenen Mängel im -großen 
und ganzen beseitigt sind. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ofenböck: Herr Bundesmini
sterl Ihre An:twort 'ging nicht in jene von mir 
gedachte Richtung, aber ich gehe 'gern auch 
auf Ihre Ausführungen jetzt ein, weil mir 
bekannt ist - ich 'war ja Mitglied des Unter
ausschusses -, daß sich die Intention des 
Unterauslsehusses nicht auf Außenplaketten 
bezog, sondern auf Innenplaketten, die also 
hei PKWs an der Innenseite des KrafHahr
zeuges anzubringen gewesen wären. Diese 
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Ofenböck 
Pl'aketten hätten nicht 9 S gekostet, wie jetzt 
die Außenplaketten offen:bar kosten müssen 
und jetzt den Kraftfahrzeugbesitzer unnöti
gerweise 'belasten, s'ondern wären nach meiner 
Information um 50 Groschen her,zustellen. 

Alber da,s war ja nicht meine gedachte An
frage, sondern meine AnfI1a'ge hezog sich auf 
die kusgabe von Pl'aketten ;für Kraftfahrzeuge, 
die vor dem 1. Jänner 1969 zugelassen wor
den sind und 'bis 'Zum 1. Jänner 1974 nicht 
überprüft 1W0rden sind, weil sie etwa von den 
Kraftfalhrzeugbesitzern ahgemeldet wurden, 
da diese wußten, daß die großen Mängel 
am Fahrzeug sie stark belasten würden, wenn 
sie daJS F'ahrzeug wieder verkehrs<Sicher 
machen würden, ·und die jetzt zugelassen wer
den müssen, ohne daß eine Uberprüfung statt
findet. 

Daher meine Frage: W'as werden Sie unter
. nehmen, um im Interes·se der W-ahrung der 
Vetkelhrs'sicherheit solche Fa,hrzeuge nicht im 
Verkehr zu 'haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr v,erehrter Herr 
Abgeordneterl Wir haben diese Frage erst 
in der �m Vormonat ahgehaJtenen Sitzurug des 
Kraftfahtbeirates eingehend 'besprochen, und 
es sind im Erlaßwege Lösungen vorgesehen, 
um 'das zu vermeiden, was Sie befürchten. Ich 
hoffe, daß damit diese Bedenken, die durchaus 
berechtigt 'angestellt woriden ·sind, zerstreut 
sind.  

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Ofenböck: Herr Bundesmini
ster! Dazu wäre Anlaß bei 'der NoveHierung 
des Kraftfa,hrge!setzes; nur fand ich in der 
Regierungsvorlage keinen Hinweis, daß beab
sichtigt ist, diese Bestimmungen zu ändern, 
denn heute müssen Kraftfahrzeuge nach der 
Kennzeic�entafel geprüft werden. Um geprüft 
werden zu können, braucht man vorher die 
Kennzeichentafel, und die Schwierigkeit be
steht darin, daß die Behörde jetzt den PKW 
zulassen muß, selbst unter der Voraussetzung, 
daß das Fahrzeug nicht betriebssicher ist. 

Ich s'age Ihnen einen Fall, der p'assieren 
kann. Ein Kpaftfahrzeug mit Rahmenibruch, das 
keine Kennzeichenta;fel mehr hat, weil es ah
gemeldet ist, wird zur Zulassungsstelle ge
schleppt. Die Zulassungs(bethörde -hat - hier 
gibt es gar keinen 2lweifel - da-s Fa'hrzeug 
zuzul'as:sen. Halten Sie es nicht für 'ganz außer
gewöhnlich, daß ein solcher Fall p'assieren 
kann? Wäre ,es nicht notwendig gewesen, hier 
etwa auf das Fahrgestell auszuweichen, damit 
die Uberprüfungsstelle nach der .Fahrgestell
nummer wenigstens prüfen soll, 'bevor die Zu-

las.sung durch die Behörde ausgesprochen 
wird? 

Werden Sie bei der kommenden Kraftfahr
gesetz-Novelle diese Intention, die ich jetzt 
daI1gelegt habe, verfolgen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesrminister Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter ! Ich darf nochmals s'agen : Sie 
rennen offene Türen ein. Wir halben -genau 
diesen PalI be,sprochen, und es war die ein
hellige Auffassurug sOIWohl aller Interessen
vertr.etungen als ,auch der Juri-sten, daß die 
bestehende G esetzeslage ausreicht, um die 
Grundlage für einen entsprechen'den Durchfüh
rungserlaß . des Verkehrsministeriums zu 
geben, der diese Dintge ausschließt. Dieser Er
laß ist bereits im Februar er'9angen und daher 
für die durchführenden Be'hör·den z'Wingende 
Vorschrift. Es können daher die Fälle, die 
Sie erwähnt haben, nicht mehr eintreten. Da
her besteht auch keine Veranlassung, das in 
der im Parlament eingehrachten Kr-aftfahrge
setz-Novelle 'gesetzlich zu regeln, weil die bis
herige ·gesetzliche Basis dafür als ausreichend 
erachtet 'Wurde. Im übri;gen ist die:se Novelle 
eine kleine Novelle;  wir wollen eine umfa<S
sende für den Herbst voribereiten. Auch das 
geschieht im Einvernehmen mit den Kraft
fahrverbän'den und mit allen anderen Institu
tionen und Interessenvertretungen, die im 
KrafUahribeirat vertreten 'sind. 

Präsident: Anfrage 1 4 :  Herr Abgeordneter 
Pay (SPO) ·an den Herrn Mini'ster. 

1434/M 
In welchem Planungsstadium befinden sidl die 

Vorarbeiten für die Errichtung des Post- und 
Wähl amtes Köflach? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl Das Post- und Wählamtsge
bäooe Köf!.ach ·sollte ursprünglich auf einer 
Grundfläche errichtet werden. Es hat sich auf 
Grund der Raumerfordernisse herausgestellt, 
daß das ursprünglich im Ortskern von Köflach 
vorg,esehene Grundstück dafür zu klein ist. 
Daher wunde die Post- und Telegraphendirek
tion Graz beauftragt, für ein entsprechendes 
zweites Grundstück vorzusorgen, um den Post
amtsneubau im Ortskern, wie vorgesehen, vor
nehmen zu können und für den Wählamtsbau, 
der nicht unbedingt so zentral liegen muß, 
il1gerudwoanderoS eine ;ge.eignete Fläche zu 
suchen. Soweit ich informiert hin, sind die 
dies'hezüglichen G rundstücksverhandlungen 
sehr weit gediehen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordneter Pay: Herr Bundesministerl Ich 
danlke für diese Beantworturug, -denn ich halbe 
in der dritten Sitzung dieser Gesetzgebungs
periode, im November 191 1 ,  zu dieser Ange
legenheit eine Frage gestellt und eriklärt, man 
habe den Eindruck, daß der Neubau des Post
amtes beziehungswei!se des WäMamtes hin
ausgeschoben wird. Wenn es nun aber so ist, 
wie Sie mir d-as sagen, dann ist mir die Ver
zög-erung von zwei Jahren verständlich. 

Alber ich möchte trot'ldem, Herr Bundes
minister, fragen: Könn en ISie einen konkreten 
Zeitpunkt nennen, zu dem mit dem Bau dieses 
Post· und Wä!hlamtes in Köf!ach fbeg.onnen 
wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Ich hielte eine solche 
terminmäßige Festlegung zu einern Zeitpunkt, 
zu dem die als Voraussetzung dafür notwen
digen Grundstücksverhandlungen noch nicht 
fix und fertig abgeschlossen sind, für unseriös. 

Präsident: Eine weitere Anfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pay : Ich habe deshalb gefragt, 
weil es j etzt wiederum zu einer Festlegung 
von Postamtsneubauten g,ekommen ist. Alle 
Kollegen, auch ich habe 1970/71 eine solche 
erhalten. In dieser Festlegung war ,das Postamt 
Köflach beziehungsweise Ehrenhausen an 
erster oder zweiter Stelle gereiht. Nun habe 
ich die Festlegung der Reihung der Postämter 
für das Jahr 1 974 hier; darin ist von Deutsch
feistritz, Fladnitz, Köflach und so weiter über
haupt keine Rede. Deshalb befürchte ich, daß 
es doch wieder länger dauern kann, bis wir 
zu diesem Neubau kommen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter! Ich darf noch einmal daI"auf 
hinweisen, daß ,sich offen'bar bei der ursprüng
lichen Enschätzung des Raum!bedarfes eine 
Unterschätzung ,ergeben hat. Als man den 
echten R aumbedarf, wie ich gerne zugebe, 
etwas zu spät ermittelt hat, ergab sich die 
Notwen!digkeit des Erwerbs eines zusätzlichen 
Grundstückes. 

Es ist verstän'dUch, daß die Po'St- und Tele· 
graphenverwaltung, Isolange die Grundstücks
frage nicht gelöst is,t, schwerlich beim Finanz
ministerium in den Blauplan ein Postamt auf
nehmen kann, das sozusagen noch nicht ge
gründet ist. Das ist der Grund, weshalb ich 
darüber keine konkretere Auskunft -geben 
kann. SdbaLd ich dazu in der Lage bin, werde 
ich mir ,erlauben, das nach'2;-U'holen. 

Bundesministerium für Wissenschaft und For· 
schung 

Präsident: Anfrage 15 : Herr Abgeordneter 
Wuganigg {SPOj -an die Frau Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung. 

1392/M 
Welche Ausbaupläne auf dem Gebiet der EDV 

bestehen derzeit im wissenschaftlich-akademi
schen Bereich? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For
schung Dr. Hertha Firnberg : Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Wie ich Ihnen anläßlich 
Ihrer letzten Anfrage im Jänner bereits ibe
richtet habe, wird mit der Errichturug des Com
puterver.bandes im Raume Wien, der aus zwei 
Groß rechnern bestehen wird, zum ersten Mal 
die technische Möglichkei.t gegehen ,sein, die 
Datenverarbeitung auch von Wien aus für die 
Bundesländer-Hochschulen einset'len zu 'kön
n en. Diese ers te große Anlage des Computer
v:erbandes i'st bereits an der Technischen Hoch
schule in Wien installiert und w-ird in den 
nächsten Wochen in ßetrieb gehen. 

-

Nun darf ich vielleicht noch einmal darauf 
aufmerksam machen, daß diese Rechenanlage 
die 'schnellste und leiistungsfä1higste ist, die 
wir derzeit in O sterreich haben. Es wird daher 
bereits im Jahre 1974 die Möglichkeit gegeben 
sein, verschiedene wissenschaftliche Institutio
nen auch aus den Bundeslänidern üb er Telefon
leitungen an diesen Computerverband anzu
schließ en. Diese MÖlgUdlkeit wird vor allem 
für Linz und für G raz vorzusehen sein, weil 
dort der Engpaß an Rechenikap azität g,emessen 
am Gesamtbe'darf der größte i,st. 

Für Graz darf ich s"ag-en, daß die beiden 
GI'a'ler Hochschulen als tfbergang-slösung die 
Installation eines Kleinrechners ans,tre'ben, der 
gleichzeitiog 'als D atenstation für den Cornpu
terverband verwendet werlden kann. Nach In
stallation des zweiten Rechners an der Uni
versität Wien - da's wird etwa im Jahres
wechsel 1974/15 der Fall sein - wird die 
jetzt an der W'iener Universität installierte 
Großrechenanlage nach Linz transferiert wer· 
den. Linz wird außerdem noch für das Stu
dium der Informatik eine gesonderte kleine 
Anlag�1 einen Kleinrechner, erhalten. 

Was Innsbruck betrifft, darf ich sagen, daß 
die Universität Innsbruck über eine große, 
moderne und leistungsfähige Anlage verfügt. 
Der Bedarf ist gedeckt. 

Salzburg hat im Augenblick keine eigene 
Anlage, und es ist als mittelfristiges Fernziel 
zur D eckung des Rechenbedarfes eine schritt
weise Integration der Hochschule in ein qe-
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 
samtösterreichisches Konzept unter Verwen
dung der Möglichkeit der Datenfernverarbei
tung vorgesehen. 

Es ist durchaus denkbar, daß auf Grund 
guten wissenschaftspoli tischen Einvernehmens 
sog'ar bilaterale Abmachungen mit Bayern, 
also zwischen den Hochschulen Linz und 
Passau, für das Gebiet "Datenverarbeitung" 
getroffen werden können. 

Die Hochschulen in Leoben und Klagenfurt 
haben derzeit keine eigenen Anlagen ; Daten
fernübertragungen und wissenschaftliche 
Großrec..uenzentren sind vorgesehen. An Ort 
und Stelle wird ein Kleinrechner vorgesehen 
werden. 

Das mittelfristige Fernziel ist also die Er
richtung eines gesamtösterreichischen Compu
terverbandes, ein Ausgleich zwischen regiona
ler Dezentralisation und einer Konzentration 
beim Betrieb von EDV-Anlagen. 

Immunitätsausschusses über das Ersuchen des 
Bezirksgerichtes Salzburg um Zustimmung zur 
strafgerichtlichen Verfolgung des Abgeord
neten zum Nationalrat Karl Glaser wegen 
Ubertretung des § 43 1 StG (Verkehrsunfall) 
( 1 01 1  der Beilagen) . zu ergänzen. Diese Er
gänzung hat zur Voraussetzung, daß von der 
24stündigen Auflagefrist des Ausschußberich
tes Abstand genomme n  wird. 

Ich bitte daher j ene Damen und Herren, 
die der Ergänzung der Tagesordnung um den 
vorerwähnten Punkt sowie der Abstandnahme 
von der 24stündigen Auflagefrist des Aus
schußberichtes ihre Zustimmung geben, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Das ist ein
stimmig angenommen. 

1. Punld: Bericht des Rechnungshofausschusses 
betreffend den Tätigkeitsbericht des Rech
nungshofes (881 der Beilagen) über das Ver-

waltungsjahr 1 972 ( 1066 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt: Tätigkeits

Abgeordneter Wuganigg: Frau Bundesmini-
bericht des Rechnungshofes für das Verwal

sterl Darf ich Sie nunmehr fragen : Wo werden 
tungsjahr 1 972. 

Präsident: Zusatz frage. Bitte. 

die regionalen Schwerpurukte eines gesamt-
österreichi,schen Computernetzes liegen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg :  Herr 
Abgeordneterl Die regionalen Schwerpunkte 
werden dort liegen, wo der größte Bedar,f ist. 
Es werden mehrer.e regionale Schwerpunkte 
sein. Aus dem Ihnen bereits Mitgeteilten ist 
zu entnehmen, daß 1m �aum Wien, in den 
Räumen Graz, Linz und Innslbruck regionale 
Schwerpunkte sein werden. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Zuweisungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung einge
brachten Antrag l09/A der Abgeordneten 
Dr. Koren und Genossen betreffend ein Bun
desgesetz, mit dem das Einkommensteuerge
s etz 1 972 geändert wird, weise ich dem Finanz
und Budgetausschuß zu. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebene Regierungsvorlage : Uber
einkommen über die Schiffahrt auf dem Boden
see ( 1014  der Beilagen), weise ich dem Aus
schuß für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
zu. 

Ergänzung der Tagesordnung 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Hagspiel. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Hagspiel: Hohes Haus ! Be
richt des Rechnungshofausschusses 'betreffend 
den Täbigke1tsbericht des Rechnungshofes über 
das Verwaltungsj ahr 1912 (881 der Beilagen) . 

Der Rechnungshof hat gemäß Artikel 1 26 d 
des Bundes-Verfassung,sgesetzes dem Natio
nalrat über seine Tät·igkeit jährlich spätestens 
bis . ·zur ersten Sitzung der Herbsttagung Be
richt zu erstatten. 

Der vorliegende BeI'icht schließt unmittel.bar 
an den Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes 
über das Verwaltungsj arhr 1 911  .an. Er umfaßt 
die bis 3 1 .  August 1 913 berichts reit vor
g.elegenen Ergebnisse der im Jahre 1 912 im 
Gebarungsbereich des Bundes und seiner 
Kapita1beteiHgungen durchgeführten Prüfun
.gen. Den Prüfungsergebnissen des Jahres 1 972 
sind allfäll'ige Nachträge zu früheren Berichten 
vOliangestellt. 

Der Tätigkeits'bericht 1 972 erstreckt sich in 
der Hohelitsverwaltung auf den V·erwaltungs
bereich des Bundeskanzleramtes und auf die 
Verwaltun.g.shereiche der Bundesministeflien 
für Inneres, Unterricht und Kunst, Wissen
scharft und Forschung, soziale Verwaltung, 
Justiz, Landesverteidigung, Finanzen, Land
und Forstwirtschaft, B auten und Technik sowie 
Verkehr. 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge- In einem edg·enen Abschnitt wird über die 
kommen, die heutige Tagesordnung gemäß Prüfungsergebnisse auf dem Gebiet der 
§ 38 Abs. 5 GO um den Punkt: Bericht des Kapita1beteiligungen des Bundes berichtet. 
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Hagspiel 

Keinen Niederschlag finden 1m Tätigkeit.s
bericht Prüfungser,gelbnisse, soweit hierüber 
dem hiefür zuständigen Wiener G emeinderat 
zu berichten war. 

Neben seiner PrüfungstäUgkeit hatte der 
Rechnungshof im Jahre 1 972 dEm Bundesrech
nungsabschluß 1971  zu verfassen und gemäß 
§ 1 des Rechnungshofgesetzes die A:bweichun
gen der Gebarung vom Bundesvoranschlag 
1 972 zu überwachen. 

Der Rechnungshof wirkte im Rahmen seiner 
Zuständigkeit gemäß den §§ 6 und 10 des 
Rechnungshofgesetzes auch an der Ordnung 
des Rechnungswesens und an der Finallz
schuldengebarung des Bundes mit. 

Zur Vorberatung von Teilen des Tätigkeits
berichtes des Rechnungshofes wurde vom 
Rechnungshofausschuß in seiner Sitzung am 
1 7 , Jänner 1 974 ein zwölfgliedriger Unteraus
schuß eingesetzt, dem die Abgeordneten 
Brauneis, Dr. Fleischmann, Hellwagner, Jung
wirth, Troll, Dr. Tull, Dkfm. Gorton, 
DDr. König, Dipl.-Ing, Dr. Leitner, DDr. Neu
ner, Stohs und DipL -Vw, Josseck angehörten. 

pieser Unterausschuß befaßte sich in seiner 
Sitzung am 20, Feber 1 974 mit den Einschau
berichten über die Oesterreichisch-Alpine 
Montangesellschaft und die Schiffswerft Kor
neuburg AG. Diesen Beratungen wurden 
gemäß § 26 Abs. 3 Geschäftsordnungsgesetz 
die Vertreter der leitenden Organe der ge
nannten Gesellschaften beigezogen. 

An den Beratungen im Unterausschuß, die 
im Sinne des § 26 Abs .  1 Geschäftsordnungs
gesetz vertraulich geführt wurden, nahmen 
auch der Präsident des Rechnungshofes Doktor 
Kandutsch, der Vizepräsident des Rechnungs
hofes Dr. Marschall und Staatssekretär Doktor 
Veselsky teil . 

Der Rechnungshofausschuß hat in seiner 
Sitzung vom .2 1 .  Feber 1 974 den vom Vor
sitzenden des Unterausschusses, Abgeordneten 
Stohs, erstatteten Bericht des Unteraus
schusses entgegengenommen, Sodann wurden 
die übrigen Teile des Tätigkeitsberichtes in 
der gleichen Sitzung sowie in der Sitzung 
am 22, Feber 1 974 beraten. An der Debatte 
beteiligten sich ·außer dem Berichterstatter die 
Abgeordneten lng. Rudolf Heinz Fischer, 
Dkfm. Gorton, Hellwagner, DDr. König, 
Scherrer, DDr. Neuner, Erich Hofstetter, Dipl,
Vw. Josseck, Kraft, Hietl, Bregartner und 
Dr. Fleischmann sowie der Obmann des Aus
schusses. Vizekanzler lng. Häuser, die Bundes
minister Dr. Androsch, Lütgendorf, Dr. Sino
watz, Moser, Dr. Hertha Firnberg, Dr. Broda, 
Rösch, Dipl.-Ing. Dr. Weihs und Lanc, Staats
sekretär Dr. Veselsky sowie der Präsident des 
Rechnungshofes Dr. Kandutsch nahmen zu den 
ll'! der Debatte aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Einstimmig wurde beschlossen, dem 
Nationalrat die Kenntnisnahme des Tätigkeits
berichtes zu empfehlen, 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechnungshofausschuß somit den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle den Tätigkeitsbericht 
des Rechnungshofes über das Verwaltungsj ahr 
1 972 (88 1 der Beilagen) zur Kenntnis nehmen. 

Ich bin beauftragt, falls Wortmeldungen 
vorliegen, zu beantragen, General- und 
Sp!?zialdebatte unter einem durchzuführen. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General
und Spezialdebatte unter einem durchzufüh
ren, ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der 
Fall. Wir gehen so vor, 

Zur Debatte gemeldet hat s·ich der Herr 
Abgeordnete Stohs, 

Abgeordneter Stohs (OVP) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident! Nachdem sich der Nationalrat 
am 6.  Februar 1974 mit dem vom Rechnungshof 
vorgelegten Bundesrechnungsabschluß für das 
Jahr 1 972 eingehend beschäftigt hat, -kommt 
heute der Tätigkeitsber,icht des Rechnungs
Ihofes für das Verwaltungsj.ahr 1 972, der dem 
Nationalrat am 19 .  Oktober 1 973 zug-eleitet 
wurde, zur Behandlung. 

Am 17 .  Jänner 1 974 wurde vom Rechnungs
hofausschuß ein zwölfgHedriger Unter
ausschuß gewählt, der .s ich in �iner vertrau
lichen Sitzung am 20, Februar 1 974 mit den 
Einschauberichten über die Oesterreichisch
Alpine Montangesellschaft und über di,e 
Schiffswerft Korneuburg-1AG zu .befassen hatte. 
Diesen bedeutungsvollen 'Beratungen wurden 
gemäß § 32 des Geschäftsordnungsgesetzes 
die Vertreter der leitenden Organe dieser 
Unternehmen beigezogen. 

Der Rechnungshofausschuß hat am 
2 1 .  Februar 1 974 den von mir erstatteten Be
richt über diese beiden Unternehmen zur 
Kenntnis genommen und am 2 1 .  und 
22. Februar 1 974 den übrigen Teil dieses 
Tätigkeitsberichtes, der 3 1 3  Seiten um faßt, 
zwölfstündigen Beratungen unterzogen, 

Hohes Haus!  Gestatten Si,e mir, .daß ich 
dazu e'inige ,grundsätzliche Äußerunge n  mache. 
Als erstes möchte -ich namens der OVOP dem 
Präsidenten des Rechnungshofes, Dr. Kan
dutsch, dem Viizepräsidenten DkJfm. Dr. 'Mar
schall und allen Beamten des Rechnungshofes 
'für die ausgezeichnete Arbeit danken. (BeifaIl 
bei der avp.) 

Mit Genugtuung können wir .feststellen, daß 
nicht nur vom Nationalrat, dessen Organ der 
Rechnungshof ist, dem Rechnungshof das ent
sprechende Vertrauen entgegengebracht wird, 
sondern daß ,die .Mas.senmedien, Presse, Rund-

695 

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 121

www.parlament.gv.at



10122 Nationalrat XIII. GP - 103. Sitzung - 7. März 1974 

Slohs 

funk und Fernsehen, und dadurch auch d·ie 
inter·esS/ierte Bevölkerung .im R:echnungshof die 
Einrichtung sehen, welche die Aufgabe hat, 
die Kontrolltätigkeit obj ektiv auszuüben und 
dem Nationalrat und den zuständigen Land
tagen und Gemeinden über die ausgeübte 
Kontrolltä�igkeit zu ,ber·ichten. Hoffen iwir, daß 
es auch in Zukunft so bleibt. 

Der zunehmende Umfang der vom Staat und 
den Gebietskörperschaften zu besorgenden 
Aufgaben auf sozial-, kultur- und wirtschafts
und finanzpolitischem Gebiet und die s ich ver
mehrende Bedeutung der Kapitalbeteiligung 
des Bundes, der Länder und G emeinden an 
Unternehmen bringen zwangsweise eine fort
schreitende Vermehrung der Aufgaben des 
Rechnungshofes mit sich. Gerade i n  der Zeit 
der Einparteienregierungen will die B evölke
rung eine Kontrolleinrichtung, die absolut 
unabhängig ist und so ausgebaut ist, daß sie 
ihrer Aufgabe gerecht werden kann. Wir müs
sen es bedauern, daß in diesem Tätigkeits
bericht von der Kapitalbeteiligung des Bundes 
nur fünf Verwaltungsbereiche, wenn Sie hier 
die drei geprüften gemeinnützigen Wohnungs
gesellschaften abziehen, nur zwei große 
Unternehmen der verstaatlichten Industrie ge
prüft werden konnten. Dabei muß noch fest
gestellt werden, daß die Alpine Montan AG 
das letzte Mal im Jahre 1 961 geprüft worden 
ist. 

Nachdem im Jahre 1 912 die Gebarung der 
Bundeshauptstadt Wien eingehend geprüft 
wurde ,  war es laut Auskunft des Präsidenten 
D r. Kandutsch dem Rechnungshof aus perso
nellen Gründen nicht möglich, weitere ver
staatlichte Betriebe zu prüfen. Dieser Umstand 
weist darauf hin, daß eine PersonalvermehM 
rung im Rechnungshof im Gegensatz zu ande
ren Dienststellen des Bundes dringend not
wendig wäre. 

Wenn vom Rechnungshof in diesem Bericht 
e rfreulicherweise auch nicht auf skandalöse 
Verfehlungen hingewiesen werden muß, so 
ist dank seiner Kontrolltätigkeit und auf 
Grund der gemachten Feststellungen, Anre
gungen und Empfehlungen in den geprüften 
Verwaltungsbereichen manches verb�ssert 
worden. Die fruchtbare Diskussion des Rech
nungshofausschusses hat gezeigt, daß es mög
lich ist, noch manche Rationalisierungen und 
Einsparungen durchzuführen. In diesen Bera
tungen wurde auch auf den Repräsentations
aufwand unter der SPO-Regierung hingewie
sen und mit Bedauern festgestellt, daß er um 
mehr als das Doppelte seit der OVP-Allein
regierung gestiegen ist und daß dies mit der 
Sparsamkeit, wie sie die SPO-Regierung an
gekündigt hat ; nichts zu tun hat. 

Bezüglich der Verwaltungs reform mußte 
festgestellt werden, daß unter der Regierung 
Dr. Kreisky keine Fortschritte erzielt wurden, 
und die von der Regierung Dr. Klaus erfolg
versprechend eingeleiteten Maßnahmen sind 
steckengebliebEm. Das Ergebnis ist, daß nun 
zwei Ministerien mehr bestehen, daß wir 
heute 1 4  Minister und drei Staatssekretäre 
haben. Wenn wir hier einen Vergleich mit 
unserem Nachbarland, der Schweiz, anstellen, 
das nur um etwas über eine Million weniger 
Einwohner hat, so können wir feststellen, daß 
die Schweiz mit sieben Ministern ihr Auslan
gen findet, obwohl gerade in der Schweiz in
folge der Viersprachigkeit die Verwaltung 
wesentlich komplizierter sein muß als bei uns . 

Sehr bedauerlich war die Feststellung, daß 
für den Kurs zur Bedienung der EDV-Anlagen 
nur acht Beamte und davon vier Beamte vom 
Rechnungshof entsandt wurden, obwohl im 
Berichtszeitraum für 200 Millionen Schilling 
EDV-Anlagen angeschafft wurden. Bei dieser 
Anschaffung ist übrigens festzuhalten, daß die 
Ausschreibungsfrist nur vier Wochen gedau
ert hat und daß die Gefahr b esteht, daß nicht 
die nötige Sorgfalt angewendet wurd e. Auch 
wurde kritisiert, daß bei dieser Anschaffung 
ein Beamter des Rechnungshofes mitgewirkt 
hat. Auch von den Ausschußmitgliedern 
wurde es als problematisch beze ichnet, da die 
G efahr entsteht, daß dadurch die Unbefangen
heit des Rechnungshofes eingeschränkt wer
den könnte. 

Eine Anfrage, wie groß die Ersparnis in 
der Verwaltung in personeller Hinsicht durch 
die teure Anschaffung der EDV-Anlagen ist, 
konnte nicht beantwortet werden, weil keine 
diesbezüglichen Vorprüfungen angestellt wur
den. Nachdem eine voraussichtliche 30prozen
tige Aufwandssteigerung für EDV-Anlagen 
vom zuständigen Staatssekretär Herrn Doktor 
Veselsky angekündigt wurde, ist in Aussicht 
gestellt worden, daß künftig Rentabilitäts
berechnungen gemacht werden und im Rah
man des Datenschutzes auch Sicherheitsvor
kehrungen ·getroffen werden. Wahrlich eine 
späte Erkenntnis ! 

Nun erlaube ich mir auf ein besonderes 
Problem zurückzukommen, das im Rechnungs
hofausschuß vom Finanzminister Dr. Androsch 
im Zusammenhang mit einer Anfrage hin
sichtlich der Personalstände bei den Dienst
'Stellen der Finanzlandesdirektionen und 
Finanzämter zur Sprache ,gekommen ist. Dok
tor Androsd.1 teiolte mit, daß in allen Bundes
ländern, ausgenommen in Vorarlberg, eine 
wesentliche Besserung auf dem Personalsek
tor, insbesondere durch die Erhöhung der An
fangsbezüge, eingetreten sei . Der Finanzmini-
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ster betonte, daß Vorarlberg ein Sonderfall sei I nalstand schwankte in Vorarlberg zwischen 
und sich keine BesseruThg zeige, weil die Be- 52 und 58 Prozent des Sollstandes - eine 
diensteten vom Land und von den Gemeinden Sondervergütung für b es ondere Arbeitsbela
abgeworben werden. Hiezu möchte ich feststel- stung zu gewähren. 
len, daß dies nicht der Fall ist, es erfolgt I h I b .. , I t d St t . . c g. an e, es ware 1m n eresse es · aa es 
keme Abwerbung. In dIesem Zusammenhang 1 ch b '  d D' t t 11 
verwies der Finanzminister sehr de�tlich und 

ge egen, wenn (�u el �n eren l�ns s e en 

k . . h d f d ß 'ch L" d d G . I des Bundes, bel denen eme .gewaltlge Unter-
fltlSC

. 
arau ,

. 
a SI an. 

er 
.
u� emem- bes etzung besteht, wie zum Beispiel bei der 

den mcht an eme hundesemheltllche Besol- P t d T 1 h It '  V I .. . os - un e egrap enverwa ung m orar -
dung halten,  und kundlgte an, daß sich aus b b ' t h . h W t d ' t ' . . .  " erg, wo · elm ec msc e n  ·ar ungs' lens em 
d� eser

"
SltuatlOn 

.
heraus Sch�ußfolgerungen für Unterstand g egenüber dem Solldienstposten-

dIe nachsten Flnanzausrg-lelchsverhand1ungen 1 38 P t f t t 11t d ß . . P' an von rozen es ges e wer en mu , 
ergeben werden. Er bezeIchnete dIe "uns ach- eine Sonderver'gütung für b esondere Arbeits
liehe Differenzierung" bei der Besoldung zwi- ,belastung gewährt würde.  
sehen Bundes-, Landes- und G emeindebedien
steten laIs nicht berechtigt und nieht gerecht
fertigt. Das gemeinsame Steuerschiff werde 
dadurch bedroht. 

Dazu möchte ich feststellen als Vorarl.berger 
Abgeordneter und Gewerkschaftsfunktionär, 
daß es stimmt, daß die Bezüge der Landes
und Gemeindebedi ensteten in Vorarlberg 
höher sind als die der Bundesbediensteten. 
Trotzdem kann ich behaupten,' daß der pro
zentuelle Personalaufwand im Land Vorarl
berg trotz der 'besseren BezJahlung - ich 
glaube, man kann auch sagen : gerade wegen 
der bess eren Bezahlung - der Bediensteten 
der niedri,gste in Osterreich ist. 

Ich glaube,  es ist notwendig, daß wir hier 
auch auf die Verhältnisse in der Privat,wirt
schaft verweisen. Es wäre undenkbar, daß ein 
so groß er Unterschied .zwischen Bedi ensteten 
des Landes,  der Gemeinden und der Privat
wirtschaft in besoldungsrechtlieher Hinsicht 
b esteht. Auch werden immer wieder Ver
gleiche angestellt mit der B esoldung des 
öffentlichen Dienstes in den Nachbarländern 
Schweiz, Liechtenstein und Deutschland. Hier 
können wir feststellen, daß auch die Besol
dung, wie sie im .Lande Vorarlber,g den Lan
des- und G emeindebedi ensteten gewährt wird, 
noch weit d ahinter zurückliegt. 

Beim Amt der Vorarlberger Landesregie
rung hat l aut Rechnungsabschluß 1 972 der 
Personalaufwand ohne Landeslehr·er 15,21  Pro
zent betragen. Laut Voransch}Jag ·des Jahres 
1 973 Ibeträgt der Personalaufwand beim Land 
16 Prozent, laut Voranschlag für 1 974 
1 7,73 Prozent. M:it dem neuerrichteten Lan
desunfallkrankenhaus wird der Personalauf
wand 1 973 auf 1 9,4 Prozent und 1 974 auf 
20,8 Prozent ansteigen. 

. 

Ich darf den Herrn Finanzminister dar an 
erinnern, daß auch er im letzten Jahr gezwun
gen war, bei den Finanzlandesdirektionen 
Sal�burg, Tirol und Vorarlberg und bei den 
Vorarlberger Finanzämtern infolge der Unter
besetzung dieser Dienststellen - der Perso-

Ich möchte noch einmal d arauf verweisen, 
daß auch der Finanzminister an den gut funk
tionierenden Verwaltungen in Ländern und 
G emeinden interessiert sein muß, damit es 
nicht zu einer n egativen Personal auslese im 
Landes- und Gemei ndedienst kommt. 

Anerkennend kann festgestellt werden, daß 
es dank der -gewerkschaftlichen Erfol'ge und 
dank dem V�rständll'is der Landespolitik,er 
auch in anderen Bundesländern und auch bei 
der G emeinde Wien zu d i enst- und besol
dungsrechtlichen B esserstellungen gegenüber 
dem Bund gekommen ist. In einem föderalisti
schen Staat muß es möglich sein, daß solche 
Differenzierungen im Besoldungs- und Dienst
recht auch in Zukunft 'zugelassen sind. 

Die gefährliche Drohung des Finanzmini
sters, daß das differenzierte Besoldungs- und 
Dienstrecht nicht G egenstand des Föderalis
mus sein dürfe, und die 'angekündi,gten Kon
sequenzen bei den kommenden Verhandlun
gen über den Finanzausgl eich müssen wir auf 
das schärfste zurückweis en. 

In d iesem Zusammenhang darf ich darauf 
verweisen, d·aß es gerade Finan:mninister Dok
tor Androsch war, der es 'Zustandegebracht 
hat, daß im Dez ember 1 972 -gegen das Vor
arlberger Gemeinde- und Landeshediensteten
gesetz von der Bundesregierung Einspruch er
hoben wurde. Mit Genugtuung möchte ich 
aber feststellen, daß dieser Einspruch n icht 
allzu lange Zeit Bestand hatte, sondern daß 
Einsicht bestand und unserem Verlangen 
Rechnung getmgen worden ist. 

Ebenso möchte ich mit Genugtuung fest
stellen, daß die Verbesserungen, die i n  den 
Ländern erreicht werden konnten, sich i n  der 
Ver.gangenheit immer pos itiv .auf die Besol
dung der Bundesbediensteten aus�gewirkt 
haben, und ich hoffe nur, daß es auch in Zu
kunft so bleiben wird. Ich bin überzeugt, daß 
wir noch lange keine Verwaltungsdienstzu
lage für die Bundesbediensteten hätten, wenn 
nicht in den Ländern und Gemeinden solche 
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Zulagen berechtigterweise zugestanden wor
den wären. 

Wir wollen immer mehr dem Leistungsprin
zip Rechnung tragen und verlangen vom 
Finanzminister, daß er Anerkennung dafür 
findet, daß in einem Bundesland wie Vorarl
berg trotz der besseren B ezahlung der Ver
waltungsaufwand arn: niedrigsten ist. Ich 
möchte auch an die Gewerkschaft des öffent
lichen Dienstes und lan die Gewerkschaft der 
Gemeindebediensteten das dringende Er
suchen richten, daß alle Landes- und Ge
meindebediensteten von diesen beiden Ge
werkschaften die entsprechende Unterstützung 
finden, daß es auch in Zukunft so bleibt, wie 
es j etzt ist, ja daß es in Zukunft noch besser 
wird, als es ' heute ist, auch bei den Landes
und Gemeindebediensteten hinsichtlich der 
Besoldung. Ich hoffe, daß wir die gleiche 
Unterstützung erfahren, wie wir Vorarlberger 
sie beim Einspruch des Landes- und Gemeinde
bedienstetengesetzes durch diese beiden Ge
werkschaften erfahren durften. Dann muß 
uns um die künfUge Besoldung nicht bange 
s ein ! 

Abschließend möchte ich so wie bei den Be
r·atunge n  des Bundesrechnungsabschlusses 
darauf verweisen, daß es notwendig wäre, 
den vorgeschlagenen Reformen des Rech
nungshofgesetzes näherzutreten und das Be
gutachtungsverfahren durch die Bundesregie
rung ei·nzuleiten. So wie Vizepräsident 
Dkfm. Dr. Marschall beim Hochschulkurs für 
Finanzwissenschaft in Innsbruck zum Aus
druck gebracht hat, möchte ich meine Aus
führungen schließen. 

Er führte aus : "Die vom Rechnungshof vor
geschlagene Reform seiner verfassungsrecht:" 
lichen Grundlagen soll dazu beitragen, daß 
die Arbeit der öffentlichen Finanzkontrolle 
m ehr als bisher der föderalistischen Struktur, 
den wirtschaftlichen Gegebenheiten und den 
rechtsstaatlichen Vorstellungen über ein ge
ordnetes Verfahren entspricht, letztlich also 
mit verbesserter Qualität geleistet werden 
kann. Die Kontrolle will nicht genüßlich in 
,Sünden' der Vergangenheit wühlen, sondern 
Fehler der Zukunft vermeiden helfen. Damit 
dient sie den Entscheidungsträgern und der 
AHgemeinheit der Steuerzahler in diesem 
Lande." 

Hoffen wir, daß es möglich sein wird, in 
absehbarer Zeit zu dieser Reform zu kom
men! 

Den Täti.gkeitsbericht des Rechnungshofes 
über das Verwaltungsja'hr 1 972 nehmen wir 
aVP-Abgeordneten zur Kenntnis. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab
geordnete Dr. Tull. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Es hieße wahrlich 
an ein überirdisches Wunder zu glauben oder 
aber die Auf.gabe des Rechnungshofes gänzlich 
zu verkennen, würde man annehmen, daß es 
einen Einschaubericht gebe, ohne daß in die
sem bestimrnte Mängel aufgezeigt werden und 
Beanstandungen enthalten sind und darüber 
hinaus vom Rechnungshof entsprechende Ver
besserung·svor·schläge unterbreitet werden. Es 
kommt dabei lediglich - und das ist das 
entscheidende - auf die innere Einstellung 
und auf die Gesinnung der Abgeordneten im 
Hinblick auf die Notwendigkeit der Tätigkeit 
des Rechnungshofe·s, der KontroHe und der 
erfol'gten Prüfung an. Es kommt nämlich dar
auf an, wie man sich zu den sachlich formu
lierten Beanstandungen und Bemängelungen 
stellt, ob man .bereit ist einzusehen, daß da,s 
eine oder das andere wirklich den Grund
sätzen, unter denen der Rechnungsho.f seine 
Tätigkeit ausÜlbt, nämlich Sparsamkeit, Zweck
mäßigkeit und Wirtschaiftlichlkeit, nicht ent
spricht, ob man unter diesem Prinzip bereit ist 
e.inzusehen, daß da oder dort Verbesserungen 
vorgenommen werden können, oder aber ob 
man aus einem falschen ·Prestigedenken her
aus ein{ach den Justament-lStandpunikt bezieht 
und .glaubt, immer recht haben zu müssen. 

Es ist für uns, die Angehörigen der Regie
rungspartei, sehr angenehm, daß der Vorsit
zende des Rechnungshöfausschusses heute in 
aller Offentlichkeit hier el1klärt und damit 
fest.gestellt hat, daß es e.igentlich keine schwer
wiegenden Mängel .gegeben hat. Trotzdem 
sind wir bereit beziehungsweise sind wir der 
Auffassung, daß j eder Vorhalt, j eder Vor
schlag des Rechnungshofes sehr sachlich und 
gewissenhaft überprÜfft werden soll. 

Es war diesmal angenehm zu erleben, wie 
verhältnisniäßig schnell der Ausschuß seine 
Tätigkeit beenden konnte, wie verhältnis
mäßig rasch die Anfragen, 'die an die j eweili
gen Ressortleiter gestellt iworden sind, von 
diesen ausführlichst 'beantwortet wurden, ganz 
im Gegensatz bei-spielSlWeise zu jener Zeit 
- ich erinnere mich sehr gut daran -, als 
man .geglaubt hat, sofort \beleidigt oder zu
mindest gekränkt zu sein, wenn der Rech
nungshof irgendeinen Fehler festgestellt hat. 
Man hat damal,s geradezu mimosenhaft zart 
reagiert, wenn der Rechnun.gshof das eine 
oder das andere aufgezeigt hat, ·was nach An
sicht des Rechnungshofes ·schlecht gemacht 
wOl1den ist. (Ruf bei der avp: Wieder die 
Vergangenhei t! - Zwischenrufe des Abge
ordneten H i e t 1.) 

Ich erinnere mich noch sehr gut, Herr Kol
l ege Hietl - Sie haben damals dem Rech-
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nungshofausschuß noch nicht angehört -, wie 
b eispielsweise das Ressort Landesverteidigung 
stundenlang erörtert' werden mußte und ,wie 
man manchmal den Eindruck erhielt - das 
war ,in der Zeit von 1 966 bis 1970 -, daß sidl 
Ihre Redner bemühten, den Spieß umzudrehen, 
und manchmal schien es fast so, als hätten sie 
die Absicht, ein hochnotpeinliches Inquisi� 
tionsv,erfa:hren, aber nicht 'gegen den Ressort� 
verantwortlidlen, sondern gegen den Rech� 
nung-shofpräsidenten 'bezie'hungsweise gegen 
die Beamten des Rechnungs'hofes in die Wege 
zu l eiten. (Abg. G r a f: Werden Sie nicht 
gehässig!) 

Wie angenehm war ,es doch diesmal, Herr 
Koll ege Graf, Wir haben schon all ein aus den 
schriftlichen Unterlagen festgestellt (Abg. 
G r a  f: Werden Sie nicht gehä ssig!), daß Ibei� 
sp ielswei,se der iheut,ige ,Ressortverantwort
liche -für die Landesverteidigung einen w.esent
lich anderen Standpunkt bei Beanstan'dungen, 
bei sachlich fundierten Vorhaltungen ein
nimmt. Da heißt es beisp.ielsweise - ich z itiere 
wörtlich -: 

"Das Bundesministerium für Landesverteidi� 
gung teilte mit, daß die aufgezeigten Mängel 
behoben wurden und den Empfehlungen des 
Rechnungshofes entsprochen worden ist." 

Oder : "Das Bundesmini-ster,ium für Land es
verteidigung n ahm die Einwendungen des 
Rechnungsho:fes zur Kenntnis." 

Oder : "Laut Mitteilung des Bundesministe
riums für Landesverteidigung wurden diese 
Mängel :behdben und die Empfehlungen des 
Rechnungs'ho'fes !bereits verwirklicht. " 

Oder weiter : , ,'Das ,Bundesministerium für 
Landesverteidigung werde sich darum be
mühen, idaß derartige Mängel in Hinkunft 
nidlt mehr vorkommen." 

Sehe Si,e, meine Damen und Herpen, welch 
anderer Stil hier vorhanden ist!  Keine Scheu 
vor einer Kontrolle,  kein Versuch, der Kon
trolle bei der Ausübung ihrer Tätigkei t  ge
wisse Schwierigkeiten zu machen, sie in Ver
legenheit zu bringen, sondern die Bereitschaft, 
s.ich großzügig ,zu stellen, sich der p arlamen
tarisdlen Kontrolle zu stellen und zu sagen : 
Jawolhl, da oder dort ist etwas verbes'serungs
fähig, und dies oder j enes muß geändert wer
den. 

Der Herr Abgeordnete Stohs hat sich ver
anlaßt gesehen, eine Mini-Neuauflage dei 
Debatte, die anläßlich der Veflhandlung über 
den Bundesrechnungsabsdlluß durmgefü'hrt 
wor1den ist ,  zu bringen. Er hat sich neuerlich 

, bemüßigt gefühlt, das Problem der Repräs,en
tationsspesen, ' o.bzlwar w;ir damals ausfÜlhrlich 

' dazu Stellung 'genommen haib en, aufzuwärmen. 
Er hat neuerlich einen ,kalten Kaffee hier 

serviert. Er' muß aber eines zur Kenntnis 
nehmen : was er  'behauptet, wipd nicht glau'b� 
würdiger, auch wenn er es noch 'ze'hnmal 
wiederholen sollte. 

Er hat nach wie vor hartnäckig verschwie
gen, daß zwar diesmal die Repräsentations
spesen im B eridltsjahr höher gewesen sind 
als im vorhergegangenen Jahr, daß alb er in 
der Zeit, als Klaus Bundeskanzler gewesen ist, 
da,s Bundeskanzleramt die Ibisher höch,sten 
Repräsentationsspesen, die es 'ÜlbeI1haupt ge� 
geben 'hat, zu verzeichnen hatte (Ruf bei der 
OVP: Stimmt nicht/) ; das zu sagen hat er 
beispielsweise >bewußt uns vor.enthalten. (Ruf 
bei der OVP: Stimmt ja nicht! - Abg. Doktor 
S c  h w i m me r:  Unwahrheitl) 

Der Herr Abgeordnete Stahs hat hier die 
Schweiz zum Vergleich berang,ezogen. G erade 
von 'ihm als Vorarlberger müßt'e man anneh
men, daß ,er die V.erhältnisS'e !in der Schweiz 
'bess'er kennt ,als so mancher andere von uns.  
Er hat darauf Vlerwi.es,en, daß 'es tn der Schwei.z 
möglich sei,  mit wesentlich weruiger Regie
rungsmitg1i.edern das Auslang,en zu finden. Er 
hat nur eines ,dem Hohen Haus in der Off,ent
Hchkeit vor.enthalten, nämlidl erstens, daß der 
staatliche Aufbau in der Schweiz ein grund
sätzlich ande rer ist als ibei uns, und zweitens, 
daß von den ,sieben Bundesräten, also von den 
sieben Regierungsmitgliedern, sechs mehr als 
e in Ressort 'Zu Ibetreuen h aben, sodaß es somit 
dort eben - auf Grund dieser Tatsache ,ist 
das ersichtlich - ,zuwenig Regie rungsmitglie
der gäbe. 

Wenn Sie <wiederum Anstoß nehmen an der 
Einridltung des Wissenschafts- und des Ge
sUllidheitsministeriums, möchte ich Ihnen eines 
mit aller Eindringlichkeit sehr deutlich s age n :  
So viel , 'Wie in d e r  Zeit von 1 970 Ibis heute auf 
dem Gebiet von Wissenschaft und Forschung, 
von Unterricht, Kultur und Bildung in Oster
reich ,geschehen ist, ist in der Zeit von 1945 
bis 1 970, als Sie für dies es Ressort verantwort
lich gezeichnet haben, wahrlich nicht . ge
schehen ! (Beif all bei der SPO.) Wir sind stolz 
auf die Leistungen, und allein diese !Leistun
gen recht'fertigen 'die Einridltun'g eines eige
nen Res·sorts. 

Wenn Ihre Redner sidl gestern bemüßigt 
gefühlt haben, das Problem des Kamp'fes 'ge
gen das vorzeitige Sterben aufzuzeigen, die 
Notwendigkeit, /für das G esundheits.wesen 
mehr zu unternehmen, so sollben Sie doch auch 
konsequenterweise bereit sein anzuenkennen, 
d aß es eine unbedingte Voraus,setzung ist, 
daß in ,einem Ressort j ene Unterlagen er
arbeitet werden, die woir 'brauchen, um einen 
modernen G esundheitsdienst in Osterreich 
einzurichten und d as Gesundheitswesen i n  
Osterreich auszubauen und 'zu modernisieren. 
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Meine Damen und Herren ! Wir .sozialisten gewiesen 'bekommen, j edoch gar nicht in -der 
haben uns i mmer zum Grunldsatz der Wirt- Lage sind, diese .Gel-der zu verbauen, sodaß 
schaftlicbkeit, der Sp arsamkei t  und der Zweck- diese Gelder - es handelt sich insgesamt 
mäßigkeit bekannt. Wir h aben gar nichts da- dann letzten Endes doch um sehr beachtliche 
gegen einzuwenden, daß der Rechnungshof Summen - 'blockiert bleiben und nicht so 
festgestellt hat ,  daß Ibeispielsweise aus öffent- flexibel e ingesetz t werden können, wie dies 
Lichen Mitteln Bundes'bedienstete ·sehr beacht- bauwirtschaftlich und wohnungswirtschaftlich 
liehe Präsente eIlhalten haben. Da gab es erforderlich wäre. Man müßte zweifelsohne 
j emanden, der erhielt Ibeispi elsweise eine da·s Gemeinnützigkeitsgesetz ändern ; das wäre 
goldene ·Arm:banduhr. Da gab es j emanden, die le,gistische Voraussetzung. Aber man 
der erhielt laut den Feststellungen des Rech- müßte auch - und wir bekennen uns dazu 
nungshofes ein Goldkollier, un'd dergleichen und wir wären bereit, dem zuzustimmen -
mehr. Wir verurteilen das. Wir können es des- dem Rechnungshof j ene 30 zusätzlichen Be
wegen verurteilen, weil 'wir w.issen, daß so amten ge!ben, die in .der Lage wären, diese 
etwas i n  einer sozialistischen Verwaltung nie Wohnb auvereinigungen Jahr für Jahr, so wie 
p a ssieren könnte, denn es g eschah im Jahre alle anderen Unternehmungen, an -denen der 
1969 ! (Hörl!-Hörtf-Rufe bei der SPO.) Nur Bund beteiligt ist - 'hier ist er 'zwar nicht 
wußte das der 'betreffende A�bgeor-dnete nicht, beteiligt, aber durch den Einsatz .gigantischer 
der diese Frage im Rechnung·shofausschuß öffentlicher Mittel wäre das gerechtfertigt -, 
angeschnitten 'hat, i n  der Annahme, er könnte zu Ülberprüfen. 
d amit die Frau Bundesminister für Wissen
schaft und Forschung Dr. Firnberg in Ver
legeniheit bringen; ·es  gelang i'nm nicht. Denn 
sie hat das ·selbst mit aller Schärfe und Ent
schiedenheit verurtei:lt und erklärt, daß sie 
zwar heute hier s itzen müsse, aber d aß d afür 
im Grunde genommen ihr Amtsvorgänger ver
anhwortli ch  ·s ei.  

Mein e  Damen 'und Herren! Während der 
Diskussion im Rechnungshofausschuß wurden 
wertvolle Erkenntnisse vermittelt, wir haben 
s ehr interes·sante Uberlegungen anstellen kön
nen, und verschiedene Res·sortleiter hatten 
Gelegenheit, auch außerordentlich interessante 
Vorschläge zu unterbreiten. 

Da ist bei·spielsweise das Problem der 
Wohn:bativereinigungen in Osterreich zur 
Sprache .gekommen. ·Wir haben 'heute in Oster-

. reich über 300 Wohnlb auvereinigungen. Die 
meisten Ülben z,wei'felso'hne eine außerordent
lich wichtige, eine aneI1kennenswerte Tätigkeit 
aus. Aber die·se Wahnbauvereinigungen be
kommen ja aus öffentlichen ·Mitteln Jahr für 
Jahr g.igantische Beträge. Sicher gibt es einen 
Revisionsverband, .der die Tätigkeit dieser 
Einrichtungen Ülberprüft. A!be r  ·wäre es n icht 
angebracht, !Wäre es nicht 'Zweckmäßi g  - und 
der Vorschlag ist nicht von der Opposition, 
.sondern von der soziaI.istischen Regierung 
,gemacht .worden, weil diese Regierung eben 
keine Kontrolle zu scheuen braucht, weil hier 
nichts Unrechtes geschieht -, 'Zu überlegen, 
ob man nicht diese Wohn'bauvereinigungen in 
HiIllkunft durch Beamte des Rechnungshofes 
überprüfen lassen müßte? Da gäbe ·es bestimmt 
s o manches aufzuzeigen, was vielleicht 'b esser, 
zweckmäßiger, rationeller gemacht werden 
könnte. 

Wir haben in den letzten Tagen in Ober
österreich Ibeispielsweise erfahren, daß es 
Wohnbauvereinigungen gibt, die Gelder zu-

- j :l 

Oder, meine Damen und Herren: Es wurden 
interessante Uberlegungen im ,Zusammenhang 
mit ·dem Straßenbau gemacht. Der Straßenbau 
ist ja derzeit übeIihaupt sehr aktuell. Der Herr 
Landeshauptmann Dr. Wenzl hat sich vor eini
gen Tagen veranlaßt gesehen, auch einen sehr 
weitreichenden Vorschl'ag zu machen. Nur hat 
sich herausgestellt, daß der einer sachlichen 
Uberprüfung nicht standhält;  wie ja Herr Dok
tor Wenzl - derzeit anscheinend einer Ihrer 
Großen in der Partei ; ich weiß nicht, wie j etzt 
die genaue Rangordnung in der Parteihierar
chie lautet ; aber er scheint ganz im Spitzen
feld zu l ie gen - beispielswei'se auch glaubt. 
unentwegt am Finanz,ausgleich herumstochern 
zu können. (Zwischenrufe bei der OVP.) Er 
sagt, man müßte den Gemein:den - vor allem 
den kleinen Gemeinden - höhere Beträge be
reitstellen. Nun, meine Damen und Herren, 
darüber kann man reden. Wir haben zwar den 
Finanzausgleich erst vor kurzem abgeschlos
sen, vereinbart zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden. Aber wir sind dhne weiteres be
reit, .in Hinkunft dafür einzutreten, daß die 
G emeinden wesentlich besser dotiert werden, 
weil sie wesentlich /Wichtigere und weitrei
chendere Auf.gahen 'haben als unter Umstän
den das eine oder das andere Land, wobei wir 
durchaus nichts .gegen den PöderaUsmus, 
durchaus nichts da·gegen einzuwenden haben, 
d aß auch das Land lbesUmmte !Wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Aufgaben zu erfüllen 
hat. Darüber ließe sich reden. 

Nur eines geht nicht, meine Damen und 
Henen : daß man vor leinigen Mon.aten dem 
Finanzausgleich das Plazet gab, um dann nach
her krebsen und hausieren zu gehen und auf
zuzeigen, wie schlecht diese Finanzpolitik 
unter einer sozialistischen Regierung ist, wie 
sehr dieser Androsch darauf aus ist, die Ge
meinden auszuhungern, ihnen nicht j ene Mittel 
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zu geben, die sie 'brauchen, um ihre Aufgaiben 
erfüllen !zu können. Mit dieser DoppelZ'üngig
keit, meine Damen und Herren, werden Sie 
auf die Dauer gesehen nicht durchkommen. 
Sie werden Farbe bekennen und die Karten 
auf den Tisch legen müssen, Sie :werden sagen 
müssen, ,was Sie eigentlich j eweils zu tun 
beabsichtigen. 

,Meine Damen und Herren ! Auch 'beim Kapi
tel Soziales hat der Herr Vizekanzler Häuser 
G elegenheit .gehabt, grundsätzliche Betrach
tungen zur Gebarung der Sozialversicherung 
vorzunehmen. Wir wissen, daß Selbständi·ge, 
wenn sie in Pension gehen, von -dem Ausmaß 
der ·ihnen zustehenden Pension erschüttert 

sind, daß sie erschüttert sind, wie wenig sie 
eigentlich 'bekommen. Wir wissen, wie ent
täuscht sie sind und wie sehr sie berechtigter
weise dann ,sagen ,können : Ich -habe ja ein 
ganzes Leben lang schwer gearbeitet - der 
kleine Schneidermeister, der kleine Schuhma
cher -, ich Ibekomme nur so wenig, ich be
komme eine so ger.inge Pension .  

Meine Damen und Herren! Auch ihier wird 
es einmal heißen, Farbe- zu -bekennen, auch 
hier wird es heißen, einmal klar auszusp rechen 
und zu sagen, was man will. Während die 
Einkommensentwicklung der selbständig und 
unsel!bständig Tätigen in den Jahren 1 970 bis 
1972 eine Steigerung von 30 Prozent erfahren 
hat, ist das Beitragsaufkommen für die Sozial
versicherung im gleichen Zeitraum Ibei den 
Selbständigen nur um 6 Prozent ,gestiegen, 
während bei den Unselbständigen die Steige
rung 15 Prozent ausgemacht hat. Die Konse
quenz ist daher, daß die Selbständigen heute 
hinsichtlich ihrer Pension sicher nicht so ,ge
stellt sind, wie w.i r es alle zus ammen gerne 
ha'ben möchten. Daher sind wir -bereit - wir, 
die Regierungspartei, die ·sozialistische Bun
desregierung sind bereit; das betrachten wir 
als ein e  gemeins ame Aufgabe -, im wohl
verstandenen Interesse der selbständig Täti
gen in der Republik tür ein höheres Bei trags
aufkommen zu sorgen. 

Meine Damen und Herren! Einen ibreiten 
Raum im Einschaubericht nimmt das Bundes
ministerium für Finanzen ein. Und was uns 
hier ibesonders freut und mit Genugtuung er
füllt, ist die Tatsache, daß der Rechnungshof 
-- nicht wir, sondern unsere Kontrolleinrich
tung - objektiverweise festgestellt hat, daß 
das Finanzministerium viel von d em, was in 
den letzten Jahren liegengeblieben ist, nun
mehr auf.gearbeitet hat, daß es die Versäum
nis·se der ·seinerzeitigen OVP':Finanzminister 
aufzuholen in der Lage ist. '(Beifall bei der 
SPO.) 

Da heißt es im Rechnungshofibericht 
(Zwischenruf des Abg. Dr. B a u  e r.) 0 j a, 

Herr Kollege Dr. Bauer. Ich 'zitiere nun. Das 
tut I!hnen natürlich nicht gut. Ich weiß es.  
Vor Androsch war j a  Ihr derzeitiger Klubob
mann Dr. Koren verantwortlich, und vor ihm 
war es Schmitz. Ich werde Ihnen 'gleich sagen, 
was sich ,in dieser Zeit ,ereignet hat, Herr Kol
lege Dr. Bauer ! (Abg. Dr. B a u e r:  Da hat alles 
tunktioniertJ) 

Im Rechnungsho.fbericht . . .  (Zwischenruf des 
Abg. K r  a f t.) Herr Kraft! Ich beziehe mich 
auf den Rechnungsho!t1bericht, ·sehr zum Unter
schied von Ihnen, die Sie 'beim Rechnungs
hofbericht, Ibeim Einschaubei:icht des Jahres 
1973 keine anderen Fra'gen ·gehabt halben als 
die Frage der Energieversor.gung .in der Zu
kunft, verschiedene andere Probleme der Zu
kunft, ohne sich mit dem auseinanderzusetzen, 
was der Rechnungshof dezidiert festgehalten 
und fes tgestellt hat. (Neuerlicher Zwischenruf 
des Abg. K r  a f t.) Das ist der Unterschied:  
Wir ·setzen uns sachlich mit  der Mater.ie aus
einander (Zwischenrufe bei der OVP), während 
Sie nichts anderes tun, als unentrwegt ·sehr, 
sehr primitive Stimmenfängerei ·zu :b etreiben, 
indem Sie glauben, ·uns da und dort den 
Schwarzen Peter zuspielen zu können. Das 
wird Ihnen, meine Damen und Herren, aber 
nicht gelingen ! (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r: Die 
SPO hat ja keine Zukunft!) Wir h aben eine 
Zukunft! Und ich kann Ihnen sagen: Auf 
Grund dieser Zukunft haben auch Sie eine 
Zukunft, nämlich die Gewißheit, sehr lange 
d,j·ese OpposiHonsbänke drück-en zu können ! 
(Zustimmung bei der SPO. - Zwischenrufe 
bei der GVP.) 

Meine .Damen und Herren ! Der Rechnungs
hof hat 'beispiel-sweise ·folgendes festgestellt : 

Zu der vom Rechnungshof immer wieder 
erhobenen Forderung nach einem zeitgemä
ßen, den Anforderungen des modernen Wirt
schaftslebens .entsprechenden Gebührenrecht 
kann gesagt werden : Das ist nunmehr abge
schlossen und dem Begutachtungsverfahren 
zugeführt worden. (Ruf bei der GVP: Wir 
werden sehen, wie es ausschautJ) Aber immer
hin ist etwas geschehen, während Sie Ihre 
Zeit verschlafen haben, Herr Kollege Doktor 
Neuner! (Beifall bei der SPG.) Denn Sie hät
ten Gelegenheit geha.bt, diese Entwürfe aus
zuarbeiten und sie d em Begutachtungsverfah
ren zuzuführen. 

Ich kann mich da :erinnern ; ich bin seH 1962 
im Rechnungshofausschuß, und ich habe J ahr 
für Jahr 'g,erade ein neues, modernes Gebüh
renrecht reklamiert. Zuerst bei Schmitz : Jedes 
Mal erhielt ich die Zusage:  Wird geschehen, 
Herr Abgeordneter, wird geschehen!  Wir sind 
bereits bei der Arbeit, wir sammeln bereits 
die Unterlagen! - Dann war es Koren. Wir 
haben Koren 'gefragt: Nun, was ist mit dem 
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Gebührenrecht? - Antwort : Wir sind dabei, zeptiver arbeiten zu }c,önnen. - G eschehen ist 
Herr Abgeordneter! - Das erinnert mich ver- nichts. Androsch ist es vorbehalten gehlieben, 
flucht an die Geschichte mit der Mehrwert- einen Entwurf einzubringen, der nunmehr dem 
steuer. A·uch damals hat es immer geheißen : Finanzausschuß zur weiteren Beratung zuge
Wir sind da'bei, sie muß kommen, sie wird wiesen worden ist. 
kommen !  Sie h a.ben auch bereits fixe Ter- Sehen Sie meine Damen und Herren das 
mine genannt, nur - gekommen ist die Regie- . ist der Unt�rschied ,zwischen Ihrer Ve�al
ri.mgsv�rI.a�e ni�t. G�k�m.men ist . das a�l�s tung und der heuUgen Zeit, zwischen Ihrer 
erst, selt hIer em sozIalIstIscher Fmanzmml- Zeit und unserer Zeit Damals ' viele Ver-
ster sitzt, seit ein Sozialist für die Finanz-

. . 
säumnisse, heute : eine modeme , fortschritt-

verwaltung dies es Landes verantwortlich ist. liehe Verwaltung im Dienste des Osterrei-
(Beifall bei der SPO.) chers. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren ! Vom Rechnungs
hof beziehungsweise dem Herrn Präsidenten 
und seinen Beamten wurde immer wieder ein 
neues Finanzstrafrecht verlangt : die Novellie
rung des Finanzstrafgesetzes sei unb edingt 
erforderlich. - Geschehen .ist nichts. - Jahre 
hindurch hat der Rechnungshof wie ein Rufer 
in d er Wüste ilrnmer ,wieder seine mahnende 
Stimme erhoben und gesagt : Wir brauchen 
doch endlich ein neues Finanzstrafgesetz! 
Geschehen ist nichts. 

Erst Androsch hat es fertiggestellt, . und es 
besteht berechtigte Aussicht, ·daß es mit dem 
Inkrafttreten des neuen Strafrechtes, also Mn 
1 .  Jänner 1975, gleichzeitig in Kraft gesetzt 
werden kann. 

Wir ha-ben uns sehr oft, meine Damen und 
Herren, in verschi edenen Zusammenhängen 
mit Fragen der Entwicklungshilfe auseinander
gesetzt. Ich g laube, über die Notwendigkeit 
der Entwicklungshilfe braucht in diesem Zu
sammenhang j a  nicht g,esprochen zu werden. 
Es ist notwendi,g, Zinsenstützungen vorzuneh
men und Proj ekte der wiirtschaftHch·en, techni
schen, kulturellen und sozial,en Hdlf·estellun
g.en entsprechend zu forderen -beziehungs
weis'e -in  die Weg,e zu leiten. Aber der Rech
nungshof hat seit Jahren, meine Damen und 
Herr.en - und das fällt dn di,e Kompetenz des 
Bundeskanz1eDamtes -, �ine materiellr,echt
liehe Regelung der Entw.icklungshilfe ver
langt . - Geschehen ist nichts. Der Herr Bun
deskanzler Klaus hat zwar goenüg.end Staats
sekretäre ·g.ehabt. Si,e dürfen 'slich heute nicht 
beklag,en, daß 'er zuwenig par1amentarisdle 
Oehilf.en gehabt hätte (Zwischenrufe bei der 
OVP), aber er hat es ruicht g.e.macht. Heute ist 

·es gemacht worden, und wir sind froh und 
stolz darauf, .daß nunmehr auch di·ese Frage 
endl'ich ·einmal san.i·ert werden konnte . 

Meine Damen und Herrenl Wie verhält es 
sich denn mit dem Hundeshaushaltsgesetz? 
Jahre hindurch hat der Rechnungshof dar,auf 
auf.merksam 'gemacht, daß es notwendi·g ist, 
ein neues Bundeshaushaltsgesetz ·auszuar-bei
ten, um längerfristige Programme erstellen 
und koordinieren zu können, um ehen kon-

Meine Damen und Herren ! So wie wir uns 
zum Grundsatz der Wirtschaftlichkeit, Zweck
mäßigkeit und Sparsamkeit bekennen, machen 
wir uns aber auch Gedanken über die Not
wendigkeit, andere Maßnahmen, die aus der 
Zeit geboren sind, die den heutigen Verhält
nissen entsprechen, in die Wege zu leiten. 

Aus diesem Grunde, meine Damen und 
Herren, haben wir uns nunmehr entschlos
sen, d-em Problem der V.ersorgungss-ich'erung, 
der Bevorratung 'ein besonderes Augenmerk 
zuzuwenden. Es ist notwendig, · daß auf die
sem Gebiet ehestbaldig etwas geschieht. 

Deswegen habe ich mir erlaubt, einen Ent
schließungsantra'g betreffend Ausarbeitung 
eines Versor,gungssicherungsgesetzes einz,u
bringen, und hoffe, daß dieser Entschließungs
antrag auch die Zustimmung der b eiden Oppo
sitionsparteien finden wird . (Abg. Dr. N e u
n e  r: Haben Sie verhandelt mit uns?) 

Meine Damen und Herren!  Der Rechnungs
hof hat uns einen Bericht vorgelegt, der zwar 
viele Bereiche umfaßt, aber eI1freulicherweise 
auch viel Positives an Leistungen aufzeigen 
kann, wenig Mängel oder, wie Ihr Spremer 
'gesagt hat, überhaupt keine schwerwiegenden 
Beanstandungen. (Abg. Dr. Heinz F i s  e h e  r 
ubergibt dem Redner den Antragstext. -
Heiterkeit und Zwischenrufe bei der OVP.) 
Nein, nein, das ist der komplette Antrag, den 
ich bisher noch nicht in der Form gehabt habe. 
{Zwischenrufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir möchten 
uns bei den Beamten des Rechnungshofes für 
ihre mühevolle Tätigkeit im Zusammenhang 
mit diesem Einschau.bericht bedanken . Sie 
haben als unsere Kontrolleinrichtung ihr 
Bestes getan, und wir sind überzeugt, daß 
wir 'dlle zusammen uns -bemühen und anstren
gen werden, dem Rechnungshof auch in Hin
kunft j ene Stellung, j ene Bedeutung einzu
räumen, die er in einer parlamentarischen 
Demokratie genießt. (Beifall bei der SPO.) 

Wir gl auben, meine Damen und Herren, 
daß mit diesem Einschaubericht -gezeigt wor
den ist, daß die Regierung, soweit sie für die 
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einzelnen Teile dieses !Berichtes verantwort
lich ist, ihren Aufgaben ,gerecht ,geworden ist. 
Deswegen nehmen wir diesen Einschaubericht 
zustimmend zur Kenntnis. (Beifall bei der 
SPo.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Dipl.-Vw. Josseck. Bitte. (Abg. Dr. N e u n e  r: 
Was is t mit dem En tschIießungsantrag, Herr 
Präsident? - Zwischenruf des Abg. Dr. Heinz 
F i s  e h e  r. - Unruhe. - Abg. Dr. Heinz 
F i s  e h e  r: Warten Sie doch wenigstens , was 
Ihr Klubobmann sagt! - Abg. Dr. T u  1 1 : Aber 
reden Sie doch nicht! - Der P r ä  s i d e n  t 
gibt das Glockenzeichen.) 

Herr A:bgeordneter Jass eck. B itte. (Zwi
schenrufe bei der avp und Gegenrufe bei 
der SPO.) 

Abgeordneter Dipl. -Vw. Josseck (FPO) : 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Herren 
Präsi d enten des R echnungshofes ! Meine 
Damen und Herren! 

Wie j edes Jahr anläßlich der Debatte zum 
RechnungshoDbericht ist es immer wieder er
staunlich, wenn man sich diesen durcharbeitet 
und liest, mit welcher Fach- und Sachkenntnis 
hier von den Beamten des Rechnungshofes -ge
arbei tet wird. 

Wenn man sich die Mühe macht und ge
rade die Prüfungser'gebnisse bei der B undes
bahn ansieht, in denen nicht nur wirtschaft
liche Fra<gen und Debails geprüft und erläu
tert Sind,  ist es interessant zu vermerken, mit 
welch unerhört eisenbahntechnischem Wissen 
hier zum Beispiel von den Beamten gearbeitet 
wurde. 

Ich darf namens meiner Fraktion sagen, daß 
diesen Herren Beamt,en Lob und Anerkennung 
auszusprechen ist, und ich darf die Herren 
Präsidenten bitten, ihren Beamten das zu 
übermitteln. 

Wenn ich nun bei der Osterreichischen Bun
desbahn bin, dann darf ich ein Thema aufgrei
fen, das besonders erwähnt werden muß und 
vom Rechnungshofausschuß 'breit diskutiert 
wurde, und ·zwar ist das die Fra,ge der Neben
bahnen in Osterreich. 

Herr B undesminister Lanc hat, auf diesen 

tische Uberlegung zu k!alkulieren hat, sondern, 
wenn es 'im Rrechnungshof um di,esen 'f'hemen
kreis geht, er allein die wirtschaftliche Frage 
zu debattieren hat. Es wäre also prinzipiell zu 
sa'gen, daß die Bundesbahn rein nach kauf
männischen Gesichtspunkten vorzugehen hat. 

Die Bundesbahn ist nun einmal nicht dazu 
da, um Regionalpolitik zu betreiben . Die Bun
desbahn von sich ,aus hat daher lediglich zu 
untersuchen : Ist diese Nebenstrecke rentabel, 
ja oder nein? Die polibi'schen Gründe dazu, 
um dies zu verfolgen oder weiter zu betrei
ben, hat alleine die Bundesregierung zu ent
scheiden, ob auf so einer Strecke der VeI1kehr 
aufrecht zu bleiben hat oder nicht, denn diese 
Bundesregierung hat ja auch den Verlust dar
aus zu tragen. 

Dieses Problem gehört daher dringend 
untersucht, und der Rechnungshof hat ja  von 
sich aus hier neben der technischen Seite die 
wirtschaftliche Seite und nicht die politische 
Uberlegung ins Kalkül gezogen. 

Wenn man weiß, daß seit 1 964 auf den 
Nebenbahnen in Form einer Weisung j ede 
Erneuerung und Instandhaltung auf ein Mini
mum gedrosselt wurde, kann man sich aus
rechnen, wi'e unerhört groß di,eSier Nachhol
bedarf ist. Es erscheint daher be-i den st,e1-s 
knapp,en BudgetmiUeln am Bundesbahnsektor 
einfach unmögl'ich, sowohl di·e sicherungstech
nisch nach linternationalem St'andard weit 
unterentwick"elten Hauptstrecken als daneben 
auch die NebenstI'eck,en dem V·erkehrserfor
dernis der heutig,en Z'eit anzupass,en. 

Es bleibt also eine Frage der Raumord
nungspolitik, ob die Nebenbahn, so wie sie 
heute betrieben wird, noch eine echte Ver
kehrsfunktion hat. 

Es gibt noch Nebenstrecken, die vor 100 Jah
ren in ein Gebiet gelegt wurden, das straßen
mäßig nicht oder sehr schlecht erschlossen 
war. Heute zeigt sich aber nachweislich, daß 
die vor 1 00 Jahren dort verlegte Nebenbahn 
zu keinem wirtschaftlichen Aufschwung die
ses Gebietes geführt hat.  Es muß daher vor
dringlich für j ede einzelne dieser Nebenbah
nen extra überprüft werden, ob eine solche 
Linie im Verhältnis zum Aufwand wirtschaft
lich und damit volkswirtschaftlich vereinbar 
erscheint. 

Themenkreis angesprochen, geantwortet, daß Es gibt ja Beispiele wie etwa die Salz
er diese Entwicklung nicht nach statischen kammergutbaJm, wo sich z'eigt, nachdem sie 
Ges ichtspunkten, sondern nach dynamischen eingestellt wurde, daß diesem G ebiet keine 
Gesichtspunkten hetrachtet. Nun, ich kann wirtschaftlichen Nachteile erwachsen s ind. 
hier dem Herrn Bundesminister Lanc insofern Wenn .man weiß, daß die Betriebslänge der 
nicht zustimmen, we�l ich der Meinung bin, Nebenbahnen 39 Prozent des Gesamtnetzes 
daß er als Ressortchef hier nicht die poli- der Osterreich.ischen Bundesbahnen beträgt 
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und auf diesen 39 Prozent nicht mehr als 
3 Prozent der Betriebsleistung erbracht wer
den, muß man hier ernstlich über dieses Pro
blem nachdenken. 

Mit welcher Genauigkeit der Rechnungshof 
diese · Strecke untersucht hat, zeigt auch, daß 
der Rechnungshof genau die Erhebungen an
führen kann, die er angestellt hat hinsichtlich 
des Anwachsens des LKW- und PKW-Ver-Die Bundesbahnen hab en in den l'etz

ten Jahren von sich aus solche Wirtschaft- kehrs. So ist in dieser Bezirkshauptmannschaft 
Gmünd der Stand an LKW in den Jahren lichkeitsrechnungen anstelle n  lassen und sind 
1 965 bis 1 970 um 3 1  und bei den PKW gar zu dem Ergebnis gekommen, daß krasse Un-

wirtschaftlichkeit auf diesen einzelnen Strek- um 64 Prozent gestiegen. 

ken besteht. Der Rechnungshof stellt dazu 
fest, daß aber die Bundesbahn, wie sie dem 
Gesetz nach verpflichtet wäre, hiezu k!eine Ein
stellung beantragt hat. Sie hat nur wenige 
Anträge auf Einstellung solcher Nebenbahnen 
gebracht. 

Herr Bundesminister Lanc hat zwar im 
Rechnungshofausschuß ·gesagt, d aß zu den 
hier vom Rechnungshof angeführten Neben
bahnen j etzt solche Anträge eingebracht wur
den. 

Ich darf zu diesen meinen Ausführungen 
dieses Beispiel, das der Rechnungshof in sei
nem Bericht angeführt hat, etwas näher durch-

Daß hier der schnellste Personenzug für 
diese 25-km-Strecke über eine Stunde benötigt, 
zeigt, daß zwangsläufig daraus ein Abgang 
von 9,3 Millionen resultieren muß . (Abg. Dok
tor F 1 e j s c  h m a n  n: Weil er langsam fährt?) 
Nicht nur weil er so langsam fährt, sondern 
weil er eben einfach unwirtschaftlich geführt 
wird. 

Auch die anderen Strecken haben Millionen
abgänge, die Nebenbahn Gmünd-G roß
gerungs 9,57 Millionen ; die Strecke S tammer.s
dorf-Dobermannsdorf 1 5,5 Millionen. Das 
sind alles Strecken" die einer echten Uber
p rüfung bedürfen. 

l euchten, weil es ganz typisch zeigt, wie solche 
An den Herrn Bundesminister für Verkehr 

Nebenbah.nen unwirtschaftlich und auch ge- ist daher die Frage zu richten, ob er ein fährlich geführt werden. diesbezügliches Verkehrskonzept .hat. Und der 
So hat eine Untersuchung gezeigt, daß die Appell an die Herren hier im Haus : Es l iegt 

Nebenbahn GmÜnd-Litsch·au mit 25 Kilo- am Bundes'gesetzgeber, daß die notleidende 
metern, übrigens ein e  Schmalspurlinie mit Bahn vermehrt unterstützt wird. 
e iner Abzweigung, m it einer Seitenlinie von Ich darf hier einen Artikel zitieren, der vom 
13 Kilometern, kaum oder so gut wie gar nicht Präsidenten der Bundesbahndirektion Inns-
frequentiert ist. Abgesehen d avon, daß diese b ck ' R h ' Vo t ehalten ru 1m a men emes r rages .g S trecke mein Kollege Zeillinger ohnehin mei- wurde und der ganz deutlich diese Problema-stens mit dem Auto bewältigt, kann man, tik von der Sicht des Fachmannes her aufglaube ich, bei uns im Klub über dieses Thema zeigt. Dieses Referat des Präsidenten der Bunder Bahnstrecke Litschau sprechen, denn diese desbahndirektion Innsbruck ist von ResignaStrecke ist in e inem derart desolaten Zustand, tion gekennzeichnet, wie die Zeitung schreibt. daß es hier schon zu mehreren Unfällen ge- · Denn die derzeitige wirtschaftliche Lage der kommen ist. Osterreichischen Bundesbahnen und die zur 

So hat e iner der Triebwagenzüge p lötzlich Verfügung stehenden Investitionsmittel seien 
eine Geschwindigkeit von ungeahnten nicht einmal ausreichend, um die Substanz zu 
45 Stundenkilometern erreicht. Die Folge da- erhalten. Die Schuld daran trage einzig und 
vo n  war, daß der Zug sofort entgleist ist. B e- allein der Bundesgesetzgeber, d er der Bundes
dauerlich ist nur, daß sämtliche Personen, die bahn bis j etzt für eine .grundlegende Moderni
im Zug waren, verletzt wurden. Es waren drei sierung die Mittel nicht gegeben hat. 
Personen. 

. 
Hier app elliert der Präsident an die Ver-

Die Gefährlichkeit dieser Bahnlinie zeigt treter des öffentlichen Lebens, sich bei den 
sich aber auch a n  den unbeschrankten B ahn- zuständigen Politikern für ein r:asches Um
übersetzungen, und bedauerlicherweise waren d enken zu verwenden. 75 Prozent des gesam
in den letzten drei Jahren, in dem Zeitraum, ten Bundesbahnbudgets wurden .für den Per
der hier geprüft wurde, elf s chwere Verkehrs- sonalaufwand benötigt. Von den restlichen 
unfälle. 25 Prozent mußten die Ausgaben für .Erhal-

Aber auch das Verkehrsaufkommen in Pro- tung, Erneuerung, Investitionen, Ve:rbesse
zenten zeigt, wie schwach diese Strecke von rung, Rationalisierung und so weiter bestrit
Jahr zu Jahr immer weniger frequentiert wird. ten werden. Die Dotierung da:für sei,  nach den 
So ist im Güterverkehr der Wagenumsatz von Worten des Präsidenten, gelinde gesprochen, 
1 965 auf 1 97 1  um 28 Prozent zurückgegangen. erbärmlich und, an den Mitteln für den Stra
Im gleichen Zeitraum sank der Personenver- ßenbau gemessen, b eschämend. Der Straß en-
kehr um 64 Prozent. bau bekäme das Zehnfache davon. 
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Der Präsident schließt mit einem sehr ein
dringHchen Satz, 'indem er sagt, d1e Oster
reichische Bundesbahn sei zu arm, um über
h aupt sparsam und wirtschaftlich arbeiten zu 
können. Dies auch dem Herrn Bundesminister 
Lanc ins Stammbuch. 

Ich darf noch ein kleines Problem am Rande 
erwähnen, das a·uch die Osterre:ichische Bun
desbahn betrifft, und zwar hat der Rechnungs
hof 'gerade hinsichtlich. des Ausforschungs
dienstes bei Diebstahlsaffären darauf hinge
wiesen, daß die Notwendigkeit e iner Verstär
kung dieses Ausoforschungsdienstes zwar nicht 
dr.amatisi ert werden muß, daß aber doch ener
gisch darauf hingewiesen werden soll. Ziffern, 
die man hört, stimmen doch irgendwie be
d enklich ;  etwa daß der kommerzielle Direk
tor der Bundesbahn feststellt, im Bahnhof 
Wien-Nordwest seien im Zeitraum vom 1 .  bis 
26. Juni nicht weniger als 121 Waggons auf
gebrochen worden. Der Spitzentag davon 
- der 1 1 .  Juni -: allein 49 W1aggons aufge
brochen. Das ist schon bedenk,lich. Es darf, 
wie ausgeführt wird, nicht unnötig dramati
siert werden, aber ich 'gla.ube, es Igeht hier 
doch um 'g,anz beträch tliche Be träge, und ,es .ist 
nicht zuviel verlangt, wenn der Rechnungshof 
sagt, der Ausforschungsdienst muß verstärkt 
werden. 

Ich darf mich dem Prüfungser,gebl1Jis in der 
Finanzverwaltung zuwenden, denn hier ist 
doch Interessantes zu beobachten. Es wurde 
heute hi,er auch schon 'besprochen, daß iall .di·e 
J ahre hindurch der Rechnungshof immer wie
der feststellen muß - sei es vor zwei J1ahren 
in Wien oder vori.ges J ahr in Oberösterreich 
und Salzburg, heuer in Vorarlberog -, daß 
die Finanzverwaltung an einer p ermanenten 
Personalmangelkrankheit leidet. Man fragt 
sich natürlich: Woran mag das ,liegen? Ich 
glaube, d aß es mehrere Umstände sind, dar
unter zweifellos die schwierige Ausbildung, 
die ein Finanzbeamter erhalten muß, aber 
anderers eits auch die B ezahlung. Bitte, das 
Thema "Bezahlung" ist kein Vorwurf. Ich 
möchte nicht sagen, daß die Beamten schlecht 
bezahlt sind, aber i ch meine doch, daß sie 
im Ver.gleich zu Bediensteten in anderen poli
tischen Verwaltungsbereichen, wie Städte und 
Land, schlecht bezahlt werden. Das liegt aber 
daran - und hi'er werden sich auch der Ge
sietzgeber und der Herr 'Bundesfinanzrninister 
den Kopf zerbr.echen müss en, -wie ,er dem Ein
halt ,gebietet, wie er dem steuern will -: 
Wenn heute in den Magistr,atsstädten die Be
amten gar nicht auf die Barrikaden gehen, 
sondern zum Teil nur ganz still und leise for
dern, ·so eben .deshalb, w.eil ihnen schon Be
züg,e genehmigt worden sind, die weit 
aus dem Rahmen des Besoldungsrechts her-

ausragen. Ganz abg'eSlehen davon, daß es 
heute he,im Bund kaum möglich ,ist, vor 46 J ah
r,en Amtsrat zu werden, ist es bei ,einer politi
schen Verwaltungs:behörde, beim Land oder 
bei den Magistraten gang und gäbe, egal, 
welcher Farbe, das möchte ich dazusag en, 
schon mit 36 Jahren Amtsrat 'Zu werden. 

Es hat nicht ·umsonst ein Finanzfb ediensteter 
zu mir gesagt : "Ich muß ehrlich sagen, da ist 
j a  ein G'lernter ein reiner Tepp ."  Das stimmt, 
denn die Finanzbediensteten machen eine Aus
bildung, wie ich es vorhin erwähnt habe, 
durch, die noch weit über dem liegt, was oft 
ein Verwaltungsbe.amter in so einem Magi
strat auszuführen hat. Aber das ist ein Pro
blem, das zum Teil über die Bühne gelaufen 
ist und noch laufen wird . Das wird zweifellos 
Folgeerscheinungen haben, und es staut sich 
hier Zündstoff ,an l 

Wir haben gestern ausreichend UDer den 
viel zu teuren Verwaltungskörper diskutiert. 
Trotzdem ist man hier nicht in der Lage, das 
in den G riff zu bekommen. Es hat mich ge
freut, daß der Herr Bundesfinanzminister im 
Rechnungshofausschuß erklärt hat, daß von 
seinem Ressort her Uberlegungen angestellt 
werden, wie man dem steuern kann. Im 
glaube, das ist vordringlich. Er hat mit R echt 
erwähnt :  Di:e Gemeinden, die derart überhöhte 
B.ezüge zahlen können, haben offensichtlidl so
viel Mittel, daß man im Zuge eines neuen 
Finanzausgleiches diesen Gemeinden auf die 
Finger schauen wird müssen, ob sie soviel 
brauchen, wie ihnen bisher zugeteilt wurde .  

Auf e i n  anderes Thema, d a s  i m  Rechnun'gs
hofbericht angeführt ist, möchte ich auch noch 
eingehen, weil es ebenfalls ein so typ ismes 
Beispiel ist, auf das sich jeder Journalist in 
so ,einem Rechnungshofbericht mit Fr'eude 
stürzt, weil es zeigt, wie man nicht arbeiten 
soll und weIche typischen Fehlleistungen es 
gibt. Man sagt dann häufig, bedauerlicher
weise zu häufig:  Na typisch österreichisch! 
Ich will nicht s.agen "typisch österreichisch", 
so etwas wird woanders auch vorkommen, 
aber die Fmge des Ausbaues des Kitzstein
horn-Bundessportheims i st doch irogendwie 
problematisch, zumal es sich immer wieder 
zei gt, daß gerade il;n Unterrichtsministerium 
Fehlleistungen vorkommen wie kaum in 
einem andelien Ministerium. 

So führt der Rechnungshofuericht aus, daß 
von seiten des Unterrichtsministeriums als 
F01ge des schlechten Abschneidens unserer 
Schinationalmannschaft in Portillo in Chile ' 
an das Pinanzministerium und das Bauten
ministenium iherang,etreten wurde: Jfetzt muß 
etwas gesdlehen, denn wir haben in zwe i  Jah
ren die Olympiade in Sapp oro, und da müss en 
unsere Leute wieder besser abschneiden. 
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Man war sich also einig, hier ·ganz unbüro
kratisdl auf schnellstem Wege etwas zu 
machen, und hat dann ,ab er so g.earbe.itet, wie 
es mit Recht vom Rechnungshof kritisiert 
wurde. Man hat sich an das Finanzministeriu:ffi 
gewendet und hat gesagt, wir brauchen drin
gend dieses Bundessportheim, das kostet 
ohnehin nur 15 Millionen, ein bissei was 
bfiingen wir g·elbst auf. 

Interessanterweise sind hier schon Vor
arbeiten geleistet worden. Es waren kein erlei 
Unterla.gen da, diese 15 Millionen Voranschla.g 
waren einfach ·aus der Luft gegriffen. Die Pla
nung und die Bauausführung - und das hat 
sich dann deutlich gezeigt - waren zweifellos 
überstürzt. 

Die Begründung des Unterrichtsmini
st€f1iums war di·e : Wir müss·en 'etlwas machen, 
die Schiniederlage in Portillo führt zu schwie
rigen wirtschaftlichen Fologen. Daher 'kommt 
in .e'inem kurzen Zei.traum, kost·e .es, was es 
wolle, aufs Kitzsteinhorn ,ein Bundessport
heim, wo man auch sommersüber Schi trai
nieren kann. 

Man ,hat daher sofort übereifrig begonnen 
zu bauen, noch b evor man eine schriftliche 
Zustimmung des Foinanzminister.iums hatte. 
Man hat lauch zu .bauen begonnen, noch bevor 
überhaupt Vereinbarungen mit dem Grund
eigentümer getroffen waren. Man hat zu bauen 
begonnen . ohne Architektenplanung. Die Folge 
davon war ja auch ein Chaos, kann man sag·en, 
was sich Mer 'aJbg·espielt hat! J'edem Baufach
mann würde sich der Magen umdrehen, wenn 
er hört, wie hier mit Mitteln, die der Steuer
zahler aufbringen muß, gearbeitet wurde. 
G anz abgesehen davon, . daß 19 Sitzungen 
zwischen B auten- und Unterrichtsministerium 
stattfanden, wurden von d en Ministerien 
15 verschiedene Vertreter zu den 19 Sitzungen 
.geschickt. Idl fr.age mich, warum. Es haben 
sich dadurch Unklarheiten und Verzögerungen 
ergeben. Der eine hat nicht gewußt, was ,letztes 
Mal besprochen wurde, und das nächste Mal 
hat der andere wieder nidlt 'gewußt, w.as 
besprochen wurde. 

In der Aufzählung der Fe'hlleistungen 
- wenn ich s,i'e vornehmen kann - kommen 
folgende Umbauten, Zubauten, Notlösungen, 
Fehl1bestellungen und Verlegungen von Räu
men vor:  Das erste war die Verlegung der 
Heimleiterwohnung. Dann ist man daraufge
kommen, der SchikeUer und der Schischuh-

. keller müssen a'bsperrbar sein ; daher müssen 
sie umgebaut und verlegt werden. Man hat 
den Arztraum verlegen müssen, man hat das 
Krankenzimmer verlegen ·müssen, und d ann 
hat man schließlich wieder den Massageraum 
verlegen müssen. Dann hat man geplant 

- und hier frage ich mich : war-en da Schild
bürger am W.erk? -, 'in 2500 und etHchen 
Metern Höhe am Kitzsteinhorn eine auto
matische Kegelbahn zu errichten. Die wollte 
man zuerst ins Freie stellen. Dann ist man 
daraufg·ekommen, .im Gebäude :ist es bess€r. 
Da bleibt hier .zu überlregen : warum müssen 
unsere Schina tiona.lmannschaftf ahrer unbe
dingt auf einer automatischen Kege·lbahn in 
2500 Meter Höhe Kegelscheiben tPainieren? 
Einen Kraftsportraum sehe ich ein, aber eine 
Kegelbahn sehe ich wil1klich nicht ein. 

Man ist dann weiters daraufg·ekommen, 
man sollte den Leuten auch Vorträge halten 
können. Da ist man dann hergegangen und 
hat .eiu.en Vortragssaal umg·ebaut, man hat den 
Turnsaal umgebaut, damit man ein Kino 
daraus machen kann. Der Kraftraum war eine 
Notlösung. Man hat auch hier wieder etwas 
machen müssen. Dann hat man Sessel be
stellt. Da 'ist man daraufg,ekommen, auf die
sen können unsere Schifahrer nicht sitzen. 
Man hat diese Sessel d ann woanders hin
disponiert und hat neue Sessel bestellt. 
Sch.Iußendlich hat man :dann noch den Zubau 
eines Vortragssaales vorgenommen und Gäste
plätze für 18 Personen zugebaut. Ich muß hier 
einen Auszug aus dem Rechnungshofbericht 
vorlesen, weil er auch so typisch zeigt, wie 
hier gearbeitet wurde. "Zunächst wurde" 
- etwa ein Jahr nach Baubeginn war das , 
bemerkt der Rechnungshof - "festgestellt, 
daß der Krafttrainingsraum allein für die 
Unterbringung der Geräte bei gleichzeitigem 
Kraftt:r:aining nicht ausr·eichend s-e:i . "  Ich möchte 
wissen, welcher Mensch h at hier solche Uber
legungen angestellt, nach denen in einen 
Krafttrainingsraum Geräte hineinmüssen ; 
dann sind die Geräte drinnen, und dann ast zu
wenig Platz zum Arbeiten. "Es wurde daher 
festgelegt, den Raum, der als Sesseldepot 
vorg,es·ehen war, durch das Ausbrechen ·einer 
möglichst großen Offnung zum Krafttrainings
raum als G eräteraum auszubauen. Für die 
Lagerung der Sessel wurde eine Zwi schen
decke eingezogen, um entsprechend Platz zu 
schaffen. Diese Maßnahme hatte dann zur 
Folge, daß das Filmlager in den ersten Stock 
verlegt werden mußte. 1m Wäschelagerraum 
wurde die Türoffnung in der traogenden Mittel
wand zugemauert und ein Wasseranschluß 
mit Spülbecken instalLi·ert." 

Also hanebüchen, wie hier gearbeitet 
wurde. Und mit Recht, meine Damen und 
Herren, kritisieren wir Abgeordneten hier 
dieses im Haus. Man kann sa.gen, es ist eine 
LappaHe, es sind Nebensächlichkeiten. Aber 
der Steuerzahler hat ein Recht zu erfahren, 
welcher Mißbrauch zum Teil hier wieder mit 
seinen Geldern geschieht. 

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 121

www.parlament.gv.at



Nati0nalrat XIII. GP - 103. Sitzung - 7. März 1 974 10133 

Dipl.-Vw. Josse<k 
Die Entschulrdilgung des Unterrichts-

ministeriums : Der Dringlichkeitstermin hat 
diese Fehlleistungen mit sich gebracht, wei,l 
wir unbedingt schnell fertig werden mußten. 
Aber auch hier stellt der Rechnungshof fest, 
daß das Bundessportheim l aut Bautagebuch 
am 1 3 . November 1 968 ferUg war. Die Er
öffnung fand ers t vi er Wochen später statt, 
weil wahrscheinlich einige Herren, Sektions
chefs, vielleicht auch Minister und sonst wer, 
nicht Zeit hatten. Der Nationalkader der Schi
nationalmannsmaft, für den es so dringend 
notwendi,g ge,wes en wäre, nom im Frühwinter 
zu trainieren, zog oben nicht ein. Der erste 
Skikurs, der überhaupt stattfand, war .genau 
acht Monate nach Fertigstellung des Hauses, 
und das war ein OSV-Kurs für Schüler weib
lich im Juni 1 969. 

Daher frage ich mich :  Warum diese Vor
dringlichkeit, warum diese Hastigkeit, warum 
dieses Ubereilen? Der A-Kader hat erst ein 
Jahr später zum erstenmal trainiert. Offen
sichtlich hat sich hier iI1gend j emand ein Denk
mal setzen wollen, ein sündteures Denkmal, 
muß im j edoch dazu festhalten. 

Zum Abschluß noch ein ,Punkt im Rech
nungshofberimt, der zweifellos ,auch noch von 
Kollegen hier diskutiert werden wird. Ich 
finde ihn aber d eswegen so erwähnenswert, 
weil ge:mde Herr KoMege Dr. Neuner im Aus
schuß eine sehr heitere Bemerkung dazu ge
macht hat. Und zwar 'hat der Rechnungshof 
festgestellt, daß die Häftlinge in der Straf
anstalt Garsten mit Medikamenten betreut 
werden, die ein normal Sterblicher ;im fr,eilen 
Leben h eraußen nie und nimmer von der 
Krankenkasse bekommen würde, ja nicht ein
mal auf Chef,arztzusprache. Die FoLge daraus:  
Mehrkosten von über 200.000 S .  Unverständ
lich ist mir die Haltung des Anstaltsarztes, 
der darauf erklärt, es sei ähm nicht zuzumuten, 
daß er etwas anderes verordnet. Er verordnet 
das, was ihm wesentlich erscheint. Ebenso ist 
dort im G efängnis auffaHend gewesen, daß 
der Weißbrotanteil 'unerhört hoch war, der 
etwa 85 Prozent in diesem Gefängnis betI1agen 
hat ; also ,ein Ant,eil, der weit über das hinaus
geht, was sonst in österreichischen Gefäng
nissen üblich ist. Aber auch hier sagt 
wiederum der Arzt - wie er bei den ,Medi
kamenten sagt, er verordne nur .gute Prä
p arate und rimte sich nicht nach d em Pr�is -, 
er halte sich nicht berechtigt, für beantragtes 
Weißbrot eine Verweigerung zu .geben. Aber 
ich erwähne das des,wegen, weil Dr. Neuner 
richtig gesa,gt hat: Ja muß d enn das sein, ist 
das nicht falsche Humanitätsduselei? (Abg. 
S k r i t e  k: Was heißt "falsche" Humanitäts
duselei?) Oder Humanitätsduselei. Glaubt 
man nicht, daß es hier völlig falsch ist, diesen 

Leuten, die dort einsitzen, Medikamente zu 
geben, an die ein norma,l Sterblicher gar nidlt 
herankommt? Die gedankliche Quintessenz 
daraus wäre doch zweifellos, j emandem zu 

'raten : Wenn du ordentliche Medikamente 
brauchst, dann schau, daß du irgendwas an
stellst, daß du einsitzen kannst. 

Nun, auch hier Fehlleistungen, die zweifel
los zum Teil abgestellt wurden, wie wir .gehört 
haben, aher doch wiederum aufzeig,en, wie 
wichUg es auch in kleinen Details ist, daß der 
Rechnungshof hier seine Uberprüfungsmög
l ichkeiten ansetzt. 

Und gerade bei den UberprüfungsmögHch
keiten wäre zu erwähnen - was Herr 
Dr. Tull heute hier auch schon angeführt 
hat -, daß der Bautenminister dn einer Pr.esse
aussendung gesagt hat, er wäre da�ür, wenn 
schon die Wohnungsbaugenossenschaften kon
zentriert werden, die kleinen wegfallen sollen, 
daß hier auch der Rechnungshof das Prüfungs
recht wahrnehmen sollte. Nun steht aber fest, 
daß die rechtliche Situation derzeit so ist, daß 
d em Rechnungshof die Prüfungsmöglichkeiten 
hiezu fehlen. Er hat keine PTÜfungsmöglich
keit. Ich hahe anläßlich des Rechnungs
abschlusses im Zusammenhang mit der Frage 
Holding-Wien auch schon erklärt : Es ist Auf
'9abe dieses Parlaments - es haben sich im 
A,ussmuß auch alle drei Fraktionen hier posi
tiv ausg,esprochen -, s:ich endlich sehr schnell 
darüherzusetz'en,  den Amtsentwurf, der vom 
R,echnungshof bereits vorliegt, zum Fünften 
Hauptstück ;in Angriff zu nehmen, um die Prü
fungszuständigkeit nicht nur in Frage der 
Holding, sondern auch nun neuerdings in 
Frage der Wohnungsgesellsdl!aften dem Rech
nungshof einzuräumen. Ich darf dazu sagen, 
daß die Au]g,abe des Rechnungshofes in so 
einem Bericht so klar dargestellt ist und die 
Notwendigkeit so klar herausgearheitet ist, 
daß es zweifellos außer Frage steht, daß auch 
wir dem Tätigkeitsbericht 'Unsere Zustimmung 
geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Rudolf Fischer. Ich 
erteile es ihm. 

Ahg.eordneter Ing. Rudolf Heinz Fismer 
(OVP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herrenl Ich möchte vor,erst kurz auf die 
Ausführung,en des Abgeordneten Tull ein
,g,enen, cl'er behauptete, hinsichtlich der stei
genden Repräsent'ationskosten der sozialisti
schen Regierung sei bei der Behandlung der 
Jahresrechnung 1972 alles geklärt worden. Es 
ist weder .geklärt noch für die Zukunft sicher
gestellt, daß die versteckten und ver
s chleierten Repräsentationsaus9aben, die, wie 
mehrfach bewiesen, unter Verwaltungs auf-
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wand und Aufwandskredite gebucht wurden, Kommunalpolitiker auf einige konkrete Fälle 
nunmehr transparent .gemacht werden. Sie in der Steiermark und im eigenen Bereich 
können doch die Tatsache, meine Herren und verweisen -, daß das derzeit gehandhabte 
Damen von der linken Seite des Hauses, nicht Verfahren immer wieder zum Gegenstand von 
wegwischen, daß · die sozitalistische Bundes- Initiativen der Betroffenen - der Anrainer -
regi erung mit Ausnahme der Präsidentschafts- und der durch zu erwartende Immissionen 
kanzlei, des Parlaments und des Bauten- - Abgase und Lärm - Betroffenen wurde, 
ressorts gewaltige Uberschreitungen der Re- da dieser benachteiligten Bevölkerung im 
präsentationsspesen vor.genommen hat, die im Zuge des Verfahrens kaum Möglichkeiten ein
Voranschlag 1 974 durch noch hö.here Dotierun- geräumt sind, überhaupt zu Wort zu kommen, 
gen belohnt wurden. ,Sie fordern von der und sie keinerlei Rechtsmittel besitzen, ihren 
Bevölkerung immer wieder Sparsamkeit und begründeten Einwendungen zum Durchbruch 
geben selbst das schlechteste Beispiel durch · zu verhelfen. 
enorme Aufwendungen 'bei den Repräsen- Nur durch Mobilisierung der Massenmedien 
tationen , die Sie völlig llnnotwendig und _ Fernsehen und Presse - oder durch Grün
widersinnig als "Spesen" bezeichnen. dung von Bürgerinitiativen mit politischer 

Der Finanzminister hat hier den größten Unterstützung, wie zum Beispiel für die 
sogenannten Aufwand. Auch seine kostspieli- Grazer Pyhrnautobahn, war es vereinzelt 
gen, auf 14 Millionen Schilling geschätzten möglich, bereits rechtlich fixierte Straßen
sogenannten Renovierungen im Amtsgebäude trassen zu stornieren und die Behörde dadurch 
in der Himmelpfortgasse werden Gegenstand erst zu einem sehr späten Zeitpunkt zu zwin
eingehender Uberprüfungen werden. 1 4  Mil- gen, sich mit Alternativplanungen zu beschäf
lionen, meine Herren von der linken Seite, tigen. 
für den Komfort und die Bequemlichkeit des 
Herrn Dr. Androsch und nicht für den "Kampf 
g,egen d�e Armut" sind bezeichnend für den 
Widerspruch zwischen sozialistischen Ankün
digungen und Handlungen ! (Beifall bei der 
OVP.) 

In den Vorbemerkungen des Tätigkeits
berichtes ist festgehalten, daß der Rechnungs
hof bestrebt war, einen umfassenden Uber
blick über die Ergebnisse der Kontrolltätigkeit 
im Jahr 1 972 zu geben, wobei sich der Rech
nungshof j edoch auf die Wiedergabe der ihm 
bedeutend erscheinenden W,ahrnehmungen, 
Empfehlungen und Mängel beschränkt hat. 

Ich möchte mich hier auf einige im Tätig
keitsbericht auf.gezeigte Mängel beziehen, 
deren Abstellung vom Rechnungshof nach Ein
holung einer Stellungnahme der geprüften 
Dienststelle gefordert oder empfohlen wurde, 
obwohl dies von dem gepI'üften Ministerium 
als nicht erforderLich betrachtet wurde. 

Ein konkretes Beispiel : Der derzeitige Ab
lauf des Planungsvorganges bei Autobahnen 
und Bundesstraßen bis zur Erlassung der 
Durchführungsverordnung war Anlaß einer 
s ehr ausführlichen ' und kritischen Stellung
nahme des Rechnungshof.es. Das Problem der 
Grundbeschaffung für Bundesstraßen wird 
nach der im § 4 des Bundesstraßengesetzes 
1971 normierten Verpflichtung gehandhabt, 
daß lediglich vor Erlassung einer Verordnung, 
mit der der Straßenverlauf einer Bundes
straße b estimmt wird, die berührten Länder 
und Gemeinden zu hören sind. 

Es gibt bereits eine Vielzahl von Beispielen 
aus der Praxis - und ich könnte hier als 

Dieser Zeitverlust, verbunden mit enormen 
Kosten für Neuplanungen und einem dadurch 
v-erursach1len um Jahre späteren Hauheginn, 
beweist, daß die derzeitige Vorgangsweise des 
Bautenministeriums zumindest zu unwirt
schaftlichem Handeln, j a  zur Verg·eudung 
öffentlicher Mittel führt. Andererseits wird 
nach wie vor die betroffene Bevölkerung nur 
dann, wenn sich einige Aktivisten engagieren, 
überhaupt gehört und hat ansonsten keine 
Chance, gegen einen Straßenverlauf, der un
tragbare Belastungen mit sich bringt, wie zum 
Beispiel bei neuerrichteten Wohnblöcken im 
Bereiche der Bundeshauptstadt Wi en, im der
zeitigen Verfahren ein Rechtsmittel zu er
greifen. 

Der Rechnungshof fordert nachdrücklichst in 
Ziffer 78 bei Uberprüfung des Amtes der 
Wiener Landesregierung - Bundesstraßenver
waltung Maßnahmen, welche die Einführung 
eines straßenrechtlichen Baubewilligungsver
fahrens zum Ziele haben. 

Das Bautenministerium ist -gegenteiliger An
sicht und befürchtet dadurch eine wesentliche 
Verzögerung aller Bauvorhaben. Dagegen ist 
j e do ch  einzuwenden, daß eine wesentlich zeit
raubendere und kostspieligere Verzögerung 
dann eintritt, wenn sich die Betroffenen in 
Verbindung mit den Massenmedien gegen 
Immissionen wehren. 

Die Stellungnahme des Bautenministeriums 
steht im krassen Widerspruch zu der von allen 
Parteien unbestrittenen Anhörung und Ein
räumung eines Instanzenzuges von Betroffe
nen in unserem demokratischen Rechtsstaat. 
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Zusammenfassend sind aus diesem Sachver- dürfnisse des Umweltschutzes sind nicht er
halt zwei konkrete Maßnahmen von der wähnt. 
sozialistischen Bundesregierung zu fordern. 
Das Bautenministerium hat erstens grundsätz
lich zu veranlassen, daß bereits bei Beginn 
des Planungsvorganges auch Experten wie 
Soziologen und Dkologen b-eig·ezogen werden, 
um von vornherein Fehlplanungen weitest
gehend zu verhindern, die bisher dadurch ent
standen sind, daß sie ohne Rücksicht insbe
sondere auf die vorhandene Struktur und die 
bestehenden Wohnverhältnisse durchgeführt 
wurden. 

Zweitens : Novellierung des Straßenbaube
willigungsverfahrens gemäß Vorschlag des 
Rechnungshofes, daß Rechte auch den mittel
bar Betroffenen durch Ladung, Gehör und Be
scheid zuzuerkennen sind, um damit j ene Be
völkerungskreise vor der Durchführung von 
Baumaßnahmen anzuhören, die dadurch in 
ihrer Lebensführung nachhaltig beeinfluBt 
werden. Also Partizipation, Bürgermitbestim
mung soll  gesetzlich so verankert werden, 
daß eine endgültige Reali sierung von Bauvor
haben erst nach Abklärung mit allen Beteil ig
ten erfolgen kann. 

Natürlich erfordert diese Vorgangsweise 
einen größeren Zeitaufwand, dieser ist aber 
durch die planende Behörde so zu bemessen, 
daß dem betroffenen Bürger die Rechte von 
begründeten Einsprüchen nicht beschnitten 
werden. Vorangegangene ausreichende Infor
mation und Aussprachen werden ebenso er
forderlich s·ein wie weit vorausschauende Pla
nung, damit di,es,e.r neue, aber unumgängHch 
notwendige Planungsprozeß und das Bewilli
gungsverfahren mit den vorgegebenen Zeit
abläufen koordiniert werden. 

Noch eine sehr wesentliche Anmerkung zum 
Bundesstraßengesetz 1 97 1 ,  zur Ziffer 78,4 des 
Tätigkeitsberichtes. 

Während im Bundesstraßengesetz 1 948 in 
der bis 1 97 1  geltenden Fassung das Bundes
m inisterium für Bauten und Technik auch die 
Aufgabe hatte, Grundsätze für die Ausführung 
von Bundesstraßen zu bestimmen und in den 
hiefür erforderlichen Dienstanweisungen auch 
Belange des Natur- und Denkmalschutzes zu 
berücksichtigen, wird im § 7 des Bundes
straßengesetzes 197 1 lediglich normiert, daß 
Bundesstraßen " nach Maßgabe und bei Beach
tung der straßenpolizeilichen Vorschriften von 
allen Straßenbenütz·ern . . .  ohne G efahr be
nützbar sind ; hiebei ist auch auf die Sicher
heit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Ver
kehrs B edacht zu nehmen".  Von Natur- und 
Denkmalschutz ist nicht mehr ausdrücklich die 
Rede, und auch die inzwischen erkannten Be-

Der Rechnungshof hat daher empfohlen, 
Richtlinien über den Schutz des Menschen und 
seiner natürlichen Umwelt gegen schädliche 
und lästige Einwirkungen, die sich aus dem 
Bau, der Erhaltung und der Benützung von 
Bundesstraßen ergeben, zu erarbeiten und um 
deren gesetzliche Verankerung bemüht zu 
zu sein. Das Bautenministerium hält eine ge
setzliche Verankerung von Umweltschutzbe
stimmungen im Bundesstraßengesetz für nicht 
notwendig und verweist lediglich auf die all
gemeine Anordnung hinsichtlich der Bestim
mungen des Straßenverlaufes und impliziert 
darin sämtliche raumordnungs- und struktur
politischen Gesichtspunkte. 

Auch hier muß nachdrück.lichst deponiert 
werden, daß die 'gesetzliche Verankerung ge
mäß der Forderung des Rechnungshofes für die 
Belange des Naturschutzes und des Umwelt
schutzes, die sich aus dem Bau, der Erhaltung 
und der Benützung der Bundesstraßen ergeben, 
ehestens zu erfolgen hat. Es müssen endlich 
die Versäumnisse der sozialistischen Bundes
regierung behoben und seitens des Bundes
kanzlers und des Gesundhei tsministeriums die 
gesetzlichen Maßnahmen zur Erhaltung der 
natürlichen Umwelt getroffen werden. 

Man muß aus den vorhin aufgezeigten Bei
spielen und den Erkentnnissen des Rechnungs
hofes den Sdlluß ziehen, daß die sozialistische 
Bundesregierung gerade mit j enen Gesetzen 
arg in Verzug ,ist, die den Menschen dienen, 
ihnen Schutz und Recht gegen unerträgliche 
Einflüsse und Lebensbedingungen einräumen. 

Die gesetzliche Grundlegung und Modifizie
rung des weiten Gebietes der Erhaltung der 
natürlichen Umwelt als Lebensraum des Men
schen ist aus zwei Gründen dringend not
wendig :  Einmal, weil  wir auf einem ver
wandten Gebiet, dem des Denkmalschutzes, 
laufend und oft auf krasseste Weise erleben, 
welch miserable Folgen fehlende Gesetze und 
qesetzeslücken zeitigen. Zum anderen des
halb, weil in der sozialistisdlen Regierungs
partei immer noch jener kritiklose Fortschritts
geist, jene uferlose Zivilisationsgläubigkeit 
sichtbar wird, die die schönen Phrasen von 
Umweltschutz, von einer besseren Welt für 
die Menschen unglaubwürdig machen. 

Die schönen Phrasen und Versprechungen 
in der Regierungserklärung und in den Aus
sendungen einzelner Regierungsmitglieder 
müssen aus dem Nebel der Unverbindlichkeit 
auf den realen Boden der Gesetzgebung geholt 
werden. 

In Gesetzen ist j ener Maßstab zu erstellen, 
an dem die Handlungen der Regierung in 
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diesem Bereich gemessen, Phrase und Wirk
lichkeit geschieden werden können. Dies umso 
mehr, weil unsere Zivilisation, bedingt durch 
den technischen und naturwissenschaftlichen 
Fortschritt und die Entwicklung, in rasantem 
Tempo fortschreitet. Demgegenüber weist das 
notwendige Instrumentarium der politi�chen 
und ges etzgeberischen Praxis einen immer 
größer werdenden Verzögerungseffekt auf. Je 
rascher die Entwicklung fortschreitet, desto 
höher stauen sich die unerledigten Probleme 
und werden durch eine umfangreiche Prozedur, 
obwohl die Erkenntnis oftmals unbestritten 
ist, nicht realisiert. 

Dies betrifft unter vielem anderen auch die 
Handhabung der parlamentarischen Kontrolle 
durch den Rechnungshof und die Opposition. 
Die G ewaltenteilung, ein Eckpfeiler der Demo
kratie, ist derzeit zumindest in der Praxis 
in Frage gestellt. Die Bes etzung nahezu aller 
Positionen durch die Mitglieder der Sozialisti
schen Parte i, der Bundesregierung, der 
sozialistischen Parlamentsfraktion mit abso
luter Mehrheit als parlamentarischer Schutz
bastion der gesamten Regierungstätigkeit, der 
drei sozialistischen Landesregierungen und 
des sozialistisch dominierten Städtebundes, 
p aralysiert die Gewaltenteilung weitest
gehend, weil sämtliche politischen und gesell
schaftspolitischen Maßnahmen ausschließlich 
von parteipolitisch orientierten Machtgruppen 
nach denselben ideologischen Gesichtspunkten 
entschieden werden, sodaß von Regierung 
über Parlament bis zur sozialistischen Stadt
gemeinde alles gleichgeschaltet erscheint. 

Somit bilden lediglich die parlamentarisch 
eingeräumte Möglichkeit der Kontrolle durch 
die Opposition und die unabhängigen Massen
medien j enen Maßstab, an dessen Skala der 
St·eHenwert abzulesen ·i.st, ob wir noch eine par
lamentarische Demokratie sind oder über 
einen demokratischen Parteienstaat einer Ent
wicklung zusteuern, die das Merkmal einer 
totalitären Demokratie zeigt, bei der dem Par
lament nur mehr eine Alibifunktion als Aus
hängeschild zugeordnet wird und sämtliche 
Entscheidungen in kleinsten außerparlamen
tarischen Parteigremien fallen. 

Diese Gesichtspunkte müssen auch in den 
Diskussionen über die Parteienfinanzierung 
durch den Staat und die Presseförderung pein
lich berücksichtigt werden .. Allzu leicht kann 
das, was mit gutem Willen begonnen wird, 
dahin ausarten, daß sich Parteien und Zei
tungen an der kurzen Leine des Staates be
finden. Diese gefährliche Entwicklung kann 
nur dann verhindert werden, wenn anstelle 
einer die Gewaltenteilung unterlaufenden 
Deinokratisierung eine ständige Rück-

koppelung der Politik an ihren praktischen 
Ergebnissen tritt. Dieser Rückkoppelung dient 
die Kontrolle durch den Rechnungshof, ver
bunden mit der parlamentarischen Behandlung 
durch die Opposition. Der Kontrolle müßte 
j edoch nicht nur mehr Bedeutung in den 
Mass enmedien sowie mehr Zeit im Ausschuß 
und im Plenum eingeräumt werden, sondern 
s ie muß auch dadurch aufgewertet werden, 
daß sich die Regierung entweder zur Erfüllung 
der Beanstandungoen brzw. zu den Ergebnissen 
öffentlich bekennt od'er Empfehlungen begrün
det ,ablehnt. 

;Eine mir sehr wesentlich erscheinende For
derung zur Aktualisierung und Aufwertung 
der Kontrolle wäre die nunmehr seit über 
einem Jahr von allen Fraktionen akzeptierte 
Forderung, di-e auch .ich dn der Rechnungshof
debatte 1 972 deponiert habe, dem Präsidenten 
und dem Vizepräsidenten des Rechnungshofes 
Redefreiheit hier im Plenum einzuräumen. 
Grundsätzlich ist dies in der Geschäftsord
nungsr-eform ber-eits festgehalten, aber die 
Mühlen im parlamentarischen Getriebe mahlen 
langsam, und solange das gesamte Paket der 
Geschäftsordnungsr-eform nicht freigegeben 
wird, hat -eben der RechnungshofpräS'ident 
ledigl.ich als Statist mit Redeverbot an der Ple
numsdebatte teilzunehmen und wird, weil es 
immer so war, noch nicht "würdig" befund-en, 
im Hohen Ha:use das Wort zu ergreifen, ob
wohl an ihn ,eine Reihe von Fragen auch hier 
vor der Offentlichkeit, .im Beisein der Presse zu 
stellen wären und die Konfrontation mit dem 
j eweils zuständigen Ressortminister im Ple
num eine weitaus vielschichtigere Durchleuch
tung des Berichtes ermögLichen und eine ·echte 
Aufwertung des Parlaments darstellen würde. 

Nunmehr möchte ich mich in gebotener 
Kürze mit einigen Fällen beschäftigen, die d e r  
Rechnungshof b e i  d e r  Prüfung des Bauten
und des Landesverteid'igungsmin:isteriums auf
gezeigt hat. 

Der Rechnungshof stellte fest, daß die Vor
finanzierung von Bundesstraßen und Auto
bahnen durch Bundesländer, wie sie derzeit im 
Bautenministerium gehandhabt wird, gesetz
lich nicht -gedeckt ist. Es wurde im Tätigkeits
bericht angeführt, daß aus den Mitteln der 
Bundesmineralölsteuer mit 3 1 .  1 2. 1 972 mehr 
als 537 Millionen Schilling nicht verbraucht 
wurden und dennoch in zwei überprüften 
Fällen, in Kärnten für den Absdlnitt Gmünd
Lieserhofen und in Oberösterreich beim Bau 
der Linzer Autobahn A 25, die Bundesländer 
aufgefordert wurden, zur Vorfinanzierung Mit
t·el zur Verfügung zu steHen, was sdlließHdl 
auch erfolgte. 

Die Ausrede des Bautenministeriums, daß 
die veranlagten Budgetmittel vorn Finanz-
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minister gebunden wurden, hat der Rech- walten. Und dies alles unter dem Motto einer 
nungshof zurückgewiesen, da es widersprüch- sparsamen und rationellen Verwaltung I 
l ieh erscheint, Budgetmittel zu binden und Der Herr Bautenminister möge doch ver
andererseits zum gleichen Zwecke Kredite auf- anlassen, daß d ie von seinem Ressort betreu
zunehmen. Uberdies war im Fall Oberöster- ten WC-Anlagen endlich an das Ressort des 
reich die Dringlichkeit der Linzer Autobahn Ministers Lütgendorf ahgetreten werden. Ent- . 
gegeben, j a  es war bereits mit dem Bau be- flechten Sie, Herr Minister Moser, diese uner
gonnen worden, und erst nachher wurde unter quiekliche und unsinnige Kompetenz.  Oder 
s anftem Druck das Land mit 10 Millionen Schil- muten Sie dem Landesverteidigungs
ling zur Kasse gebeten. ministerium keine Experten zur verwaltungs-

Es fehlt also ein aufgegliederter Bau- und mäßigen Betreuung von WC-Anlagen zu? 

Finanzierungsplan über Einsatz und Anfor- Ich glaube, das Landesverteidigungsmini
derung der erforderlichen Budgetmittel. Es sterium verfügt über Experten j eglimer Art, 
geht nicht an, daß Länder deshalb zahlen in neuester Zeit ,auch über solche modernster 
müssen, weil der Bund über keine zeitgerecht und ansch,einend zeitgeemäßer W1erbung für das 
erstellte Finanzplanung verfügt. Bundesheer im Stile von Waschmittelslogans. 

Ein besonders kurioser Fall ist die verfloch- Da der Personalgesamtstand des Verteidi

tene und verwirrende Kompetenz in Ange- gungsressorts im Tätiogkeits-bericht wieder 

legenheit des militärischen Bauwesens. Gegenstand kritismer Feststellungen war, 

Im Bundesministeriengesetz 1973 wurde ent
gegen den vielfachen Hinweisen des Rech
nungshofes in mehreren Tätigkeitsberichten 
keine Kompetenzentflechtung vorgenommen, 
sodaß die derzeitigen Praktiken nach wie vor 
keinesfalls einer zweckmäßigen, wirtschaft
lichen und sparsamen Besorgung der Bundes
verwaltung entsprechen. Eine Neuordnung 
also, die kläglich versagt hat, wie bereits 
anläßlich der Geburt des Bundesministerien-
gesetzes von der Opposition richtig voraus
gesagt wurde. Nach wie vor betreut und ver
waltet die Bundesgebäudeverwaltung lI des 
Bautenministeriums· innerhalb des Bereiches 
des militäris chen B auwesens, zum Beispiel der 
Ubungs- und Schießplätze des Landesverteidi
gungsministeriums, Angelegenheiten von 
Hochbauten, die somit von der militärischen 
Verwaltung ausgeschaltet sind. 

Ich habe dem Herrn Bautenminister Moser 
im Rechnungshofausschuß in diesem Zu
sammenhang die Frage gestellt, ob er die Aus
klammerung und Grundteilung, die auch in 
Grundstücks- und Lageskizzen festgehalten 
sind, für richtig und zweckmäßig halte und 
eine derartige Vorgangsweise befürworte, Er 
erklärte, dies wäre natürlich falsch und un
sinnig und er wüßte nicht, welchem Gehirn 
solche Gedanken entsprungen sein könnten. 

Nun, ich kann heute hier auf eine ange
fertigte offizielle Grundstückskizze über die 
Schieß stätte Stammersdorf verweisen, wo 
diese vorgesehene Teilung zwischen Heeres
verwaltung und Bundesgebäudeverwaltung II 
klar ersichtlich gemacht ist. Während die 
Heeresverwaltung das militäIiisme Al'eal zu 
betreuen hat, fällt dem Bautenministerium die 
ehrende Aufgabe zu, mit einem e1genen Be
amtenstab die WC-Anlagen, den Aufenthalts
raum und das Scheibendepot gesondert zu ver-

ließen sich die W,erbemanager 'im Armee
kommando etwas ganz besonderes einfallen. 
In der offiziösen Zeitschrift "Der Soldat" vom 
1 3 .  1 .  1 974 wollten sie durch -b esonders zug
kräftige Formulierungen sogenannte "Durch
diener", die acht Monate Präsenzdienst ab
leiist'en, anwerhen. Unter der offiziellen Spalte 
"Ar.mee Kommando -Information" werden 
unter dem Titel "Den letzten beißen die 
Hunde . .  , und das gleich sechsmal l" j ene 
Präsenzdiener, die nach sechs Monaten Dienst
zeit sechsmal zehn Tage die voItgesehenen 
Truppenübungen ableisten, kurzerhand als 
die Dummen abqualifiziert. 

Ich zitiere : r rKlug,e Rechner, di,e ihren gesam
ten ordentlichen Präsenzdienst auf einmal ,ab
leisten, kJönnen ruhiger schlafen, wenn sie 
wieder zu Hause sind. Sie stört bestimmt kein 
Einherufungshef.ehl , . ,  Wer also I'echnen 
kann . "  hat dabei nur Vorteile:  verkürzte 
Grundausbildung; Verwendung . . .  im Innen
dienst ; . . .  Und" - nun kommt der Höhe
punkt - "nach dem Abrüsten : nie w,i-ed'er 
Militär." 

Ich habe dem Herrn Verteidigungsminister 
im Rechnungshof.aussdmß zweimal die Frage 
stellen müssen, bis ich die Antwort erhielt, 
ob er sich mit d ieser Aussendung identifiziere. 
Was nützt es, wenn er erklärte, diese offizielle 
Werbung sei weit über das Ziel, nämlich 
Durchdiener für acht Monate zu erhalten, 
hinausg,eschoss,en, und er lidentifizier-e sich 
keinesfalls mit dem Werbeslogan r rni.e wi,eder 
MHitär- - ,  

Im Armeekommando wird j edoch j ener 
Geist, der diese Werbung enstehen ließ, durch 
offiziel,le Aussendungen auf die j ungen Prä
senzdiener übertragen, dalIIlit das Bundesheer 
als lästiges Ubel da:r.gestellt und somit j ede 
anständige soldatische Auffassung unter
gr,aben, Der Herr Verteidigungsminister ist 

696 
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anscheinend machtlos, diesen sozialistischen 
GeIst der Demontag.e des Bundesheer,es zu 
unterbinden. (Abg. R 0 b a k:  Meinen Sie den 
Herrn Minister Prader?) Nein, ich meine den 
Herrn Minister Lütgendorf - Sie slind s'ehr 
in der Vergangenheit (Abg. 0 f e n b ö e  k: Der 
Robak lebt noch im Gestern!) -, der mir hi'er 
die Antwort auf mein e  Fr.agen gegeben hat. 
Das ist ja authentisch. Wir ,erkennen daraus, 
welch'e falschen und unerklärlichen Reaktionen 
Feststellungen des Rechnungshofes aus,lösen 
können. 

Die Opposition hat in Erfüllung ihrer Kon
trolltäUgkeit darauf zu achten, daß all d i e  
vielen noch offenen, von d e r  Regierung bei
seite geschobenen und vom Rechnungshof 
wohlbegründeten Maßnahmen in Form einer 
genauen Katalogisiemng festgehalten werden, 
und sie hat zum gegebenen Zeitpunkt die 
große Kluft zwischen sozialistischen Ankündi
gungen und Versprechungen und überprüften 
Handlungen und Tatsachen der Offentlichkeit 
aufzuzeigen. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Bregartner. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Bregartner (SPO) : Herr Prä
sident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
vielleicht e inige Sätze zu den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Fischer sagen. In 
seinem Debattenbeitrag hat er sich vor .allem 
mit d en Repräsentationskosten dieser Bundes
regierung auseinandergesetzt und hat unter 
anderem gesagt, daß andererseits für die Be
kämpfung der Armut kein Geld d a  wäre. Dazu 
darf ich Ihnen sagen, daß im Ausschuß sehr 
ausführlich darüber gesprochen und Ihnen vor 
all em nachgewiesen wurde, daß diese Bundes
regierung s ehr sp arsam mit ihren Repräsen
tationsverpflichtungen umgeht. Wie Sie sich 
erinnern können, hat Ihnen geJ1ade der Abge
ordnete Tull einen s ehr ausführli ch en B ericht 
darüber gegeben, wie Sie in der Zeit,  als Sie 
d i e  alleinige Verantwortung in dies em Staat 
gehabt haben, in der Zeit von 1 966 bis 1 970, 
mit Ihren Repräsentations,geldern umgegangen 
sind. 

Zum Kampf gegen die Armut d arf ich Ihnen 
doch einiges sagen : Es wurde s ehr viel im 
Kampf gegen die Armut von dieser Bundes
regierung getan. Wenn wir die Geschichte 
der sozialdemokratis chen Bewegung in den 
l etzten hundert Jahren verfolgen, dann sehen 
wir, daß das immer wieder ein Kampf dieser 
B ewegung ,gegen die Armut war. In der Zeit 
von 1 970 bis 1 973 war es immerhin möglich, 
die Ausgleichszula.gen um rund 50 Prozent 
zu erhöhen. Das ist 'sicher ein Beispiel dafür, 

wie diese Bundesregierung einen Feldzug 
gegen die Armut unternimmt. (Abg. Doktor 
K e i  m e  1: Einen Jnflationsfeldzugl) Darüber 
wurde gestern sehr, sehr aus;führlich, Herr 
Abgeordneter Keimel, gesprochen. Es ist nur 
traurig, daß Sie, der Sie als Wirtschaftsfach
mann in Ihrer Partei -gelten, da nicht ein biß
chen and,ers argumentier,en. (Beifall bei der 
SPO.) 

Meine Damen und Herren I Laut dem vor
liegenden Rechnungshofbericht sind Tausende 
Verwaltungsstellen des Bundes in einer 
korrekten und dem guten Ruf des Rechnungs· 
hofes entsprechenden Form überprüft worden, 
was aus den kritischen Bemerkungen des Rech
nungshofes hervorgeht. 

Wenn wir als Abgeordnete die aufgezeigten 
Beanstandungen einer eingehenden Uberprü
fung unterziehen - im ReChnungshofausschuß 
ist dies in den Vorberatungen bereits ge
schehen -, so kann man bemerken, daß wir 
keine schwerwiegenden Beanstandungen fest
stellen können. Wenn wir weiter bedenken, 
daß Tausende Verwaltungsstellen durchleuch
tet wurden und daß dabei keine -großen und 
womöglich ·gerichtlich zu ahndenden Verfeh
lungen vorgekommen sind� so ist dies nur ein 
B eweis dafür, daß die sozialdemokratische 
Bundesregierung, in ihren Ministerien gestützt 
auf einen ausgezeichneten, qualifizi erten Be
amtenapparat, Wert auf eine korrekte Ver
waltungsarbeit legt. 

Auch die Offentlichkeit wurde bereits über 
die Presse im Oktober des Vorjahres nach 
Ver,öffentlichung des Rechnungshofberichtes 
eingehend informiert, und mir ist keine 
Pressemeldung be�annt, die sich sehr negativ 
mit den Meldungen des Rechnungshofes aus
einandersetzt. 

Meine Damen und Herren !  Das soll aber auch 
kein Verniedlichen von Kontrollergebnissen 
sein, denn diese Bundesregierung legt Wert 
auf eine harte und scharf.e Kontrolle, und es 
ist für sie eine Selbstverständlichkeit, aus 
diesen Beanstandungen, aus dieser Kontrolle 
ihre Schlüsse zu z i ehen. 

Wir leben in einer Zeit, meine Damen und 
Herren, in der von der breiten Offentlichkeit 
die Tätigkeit der Verwaltung gen au verfolgt 
wird. Der Bürger nimmt Fehlhandlungen nicht 
ohne weiteres zur Kenntnis, und auch die ver
schiedensten Medien unterrichten die Offent
lichkeit laufend über diese Verwaltung. Das 
Image scheint oft schlecht zu s ein, der einzelne 
meint oft, >in einem Bürokratismus - so ·er sich 
mit Fragen an diese Verwaltung wendet - zu 
ersticken. 
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Unser Rechnungshof ist aber letztlich der 

G arant dafür, daß diese Verwaltung korrekt 
zu funktionieren hat. 

Als erstes möchte ich mich der Post 80 des 
Rechnungshofberichtes betreffend den Ver
waltungsbereich Bauten und Technik zu
wenden. Die Post 80 beschäftigt sich mit der 
grundlegenden Frage der Vorfinanzierung von 
Bundesstraßen; dieses Thema wurde 'auch von 
Herrn Abgeordneten Fischer angeschnitten. 

Ich möchte dazu nur den dritten Abschnitt 
herausnehmen, der die Vorfinanzierung der 
sogenannten "Linzer Autobahn A 25" zum 
Inhalt hat. Aus diesem Bericht geht eindeutig 
hervor, daß die Dringlichkeitsreihung der A 25 
für das Jahr 1 912 nicht mehr aufgenommen 
werden konnte. Des weiteren wurde vermerkt, 
daß mit dem Weiterhau dama1s nicht gerechnet 
werden konnte, da die Flinanzierung zum Teil 
nicht gesichert war. In der späteren Folge 
ergab sich eine echte Finanzierungsmöglich
keit vor allem dadurch, daß zwischen dem 
Bundesland Oberösterreich und den zustän
digen Ministerien, Finanzen und Bauten und 
Technik, eine entsprechende Finanzierungs
und Kreditoperation durchgeführt wurde. Vor 
allem sicherte das Land Oberösterreich für 
diese Bauvorhaben Zinsenzuschüsse zu, womit 
ein kontinuierlicher Bau der Linzer Autohahn 
gegeben erschien.  

Meine Damen und Herren ! Der Rechnungs
hof hat in seinen Feststellungen einiges kri
tisiert, vor allem in der Form, daß die  In
angriffnahme beziehungsweise der Weiterbau 
nicht von der Bereitschaft eines Bundeslandes, 
verlorene Zuschüsse oder Beiträge zu Kredit
kosten zu leisten, abhängig sein kann. Der 
Rechnungshof steHt weiters fest, daß damit 
die Dringlichkeitsreihung für Autobahnen und 
Schnellstraß en weitgehend illusorisch wäre. 

Im grundsätzlichen ma'g hier der Itechnungs
hof sicher recht haben. Doch glaube ich, meine 
Damen und Herren, daß im oberösterreichi
schen Zentralraum -eine ganz prekär,e verkehrs
mäß ige Situation gegeben ist. 

Ich habe heute bereits anläßlich der Frage
stunde diese Frage eingehend erörtert. 

Wir können in diesem Ballungszentrum 
Oberösterreich feststellen, daß seit Jahren 
eine verstärkte Erschließung verabsäumt 
wurde. Ich muß s agen, daß ,es eine Verab
säumung früherer Bautenminister und des zu
ständigen Baureferenten des Bundeslandes 
Oberösterreich war, daß nicht schon in den 
sechziger Jahren die  entsprechenden Maßnah
men getroffen wurden, die Bundesstraße 1 
entsprechend vierspurig auszubauen, und 
zwar im Bereich zwischen Wels und Linz. 

Ich war s ehr froh, daß ich auf meine An
frage im Rechnungshof,aus schuß vom Herrn 
Bundesminister die Antwort erhalten habe, 
daß mit der Fertigstellung der Linzer Auto
bahn bis zum Jahre 1 916 sicher zu rechnen ist. 

Meine Damen und Herren ! Noch eine andere 

Frage scheint mir im Rahmen des Kapitels 

Bauten einer Stellungnahme wert zu sein. Bei  

einer Diskussion im Ausschuß wurde auch auf 

eine Feststellung des Rechnungshofes ver" 

wiesen, und zwar auf die generelle Einführung 

eines Vadiums. Auch OVP-Abgeordnete haben 

dazu kritisch Stellung genommen, dlaß das 
B autenministerium Rücktritte von Bietern zur 
Kenntnis Igenommen hat, ohne daß Sanktionen 
ergriffen wurden. 

Ich kann Ihnen dazu sagen - ich habe mir 
in dieser Fra'g,e 'eingehende Informationen 
geben l assen -, daß selbstverständlich in 
Einzelfällen von Bi,etern ·ein Vadium v,erl1angt 
wurde. Es ist selbstverständlich,  daß man, 
sollte ein Bieter zurücktreten und sollte da
durch dem Auftraggeber ein Schaden erwach
sen, zivilrechtlich sein Recht beanspruchen 
kann. 

Das ist die eine Seite, meine Damen und 
Herren. Andererseits ist es natürlich üblich, 
daß man solche Firmen auf längere Zeit von 
der AnbotsteIlung für Bundesbauten ,aus
schließt. Ich glaube, daß diese Maßnahme für 
solche Firmen Strafe genug ist. Ich kann mich 
abe r  dem nicht anschließen, ein generelles 
Vadium zu v;erlang·en, da es naturgemäß 
die ganz starken Unternehmen, die vielleicht 
ihre Rückendeckung bei Großbanken und so 
weiter haben, bevorzugen würde. 

Im übrigen ist es sicher üblich und Pflicht, 
der ONORM entspDechend bei der V,ergabe 
die Zuverlässigkeit eines Unternehmens zu 
überp rüfen. Wenn die Uberprüfung dann 
ergibt, daß es e ine bekannte, potente und 
kapitalstarke Firma ist, wäre es doch un
sinnig, noch zusätzlich ein Vadium zu ver
langen. 

Meine Damen und Herren! Ich wende mich 
einer anderen Fmge zu, die heute auch von 
meinem Kollegen, Abgeordneten Tull, behan
delt wurde. In der :letzten Zeit hat ein Problem 
hohe politische Aktualität erhalten, und zwar 
dadurch, daß der Herr Bundesminister Moser 
durchaus dafür eingetreten ist, daß in unserer 
Wohnungswirtschaft auch Möglichkeiten be
stehen müssen, vom Rechnungshof ent
sprechende Uberprüfungen vornehmen zu 
lassen. Es ist erfreulich, daß, als dieses Thema 
im Ausschuß erörtert wurde, sich auch der 
Herr Präsident Dr. Kandutsch diesen Uber
legungen der Uberprüfung der Wohnbau
gesellschaften angeschlossen hat. 
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Idl glaube nun, meine Damen und Benen, 
daß wir dieses Thema nicht mehr von der 
Tagesordnung wegbringen sollen, weil :gerade 
in der breiten Offentlichkeit und vor allem 
bei den Wohnungsuch·enden ein 'großes Inter
esse daran besteht, daß j ene Steuermittel, 
die der Staat j ährlich für den Wohnbau aus
gibt, auch von einer unabhängigen Stelle 
überprüft werden. 

Die Mittel dafür liegen bei 6 bis 7 Mil
liarden Schilling im Jahr. Ich kann für meine 
Person nur s agen, daß es sehr viele Menschen 
gibt, die dankbar wären, wenn durch solch 
eine Uberprüfung dias Mißtr.auensverhältnis, 
das manchmal von Wohnungsuchenden zu ein
zelnen WohnbaugeseMschaften vorhanden ist, 
abgebaut werden könnte. 

Es ist mir klar, daß es vor solch einer gesetz
lichen Mä-glich!keit der Uberprüfung noch 
anderer gesetzlicher Änderungen bedarf, die 
aber sicherlich möglich sind. Es sollte aber 
auch nicht daran liegen, daß wir dem Rech
nungshof nicht j enes personelle Instrumen
tarium in die Hand geben, wie das Herr 
Präsident Kandutsch im Ausschuß gesagt hat, 
um hier die notwendigen Uberprüfungen vor
nehmen zu lassen. 

Eine bessere Wirtschaftlicbkeit in der Uber
prüfung ergäbe sich sicher auch d adurch, wenn 
man, wie dies auffi bereits Minister Moser 
erwähnt hat, zu einer Reduzierung der Wohn

Ich darf .für meine Person sagen, daß ich 
s eit etwa sieben Jahren verantwortungsvoll 
im Wohnungsgeschehen einer 'größeren Stadt 
tätig bin. Ich kann hier wirklich zum Ausdruck 
bringen, daß es bei der einen oder anderen 
G emeinnützigen oder bei einer Wohnbau
gesellschaft anderen Rechts neben der üblichen 
Eigenkontrolle des Prüfungsverbandes not
wendi'g wäre, daß ,auch der Rechnungshof 
Uberprüfungen vornimmt. 

Der Rechnungshof besitzt in Osterreich 
j enes Ansehen und j ene Autorität, daß man 
ihm letztlich j ede solcher Uberprüfungen 
glaubt und sie sicher auch zur Kenntnis nimmt. 
Ich würde doch bitten, daß sich Kollege Gorton 
in Zukunft ein bißchen mehr mit dieser Frag·e 
auseinandersetzt, und er wird dar aufkommen, 
daß damit kein Mißtrauen gegen ir,gendwelche 
Wohnbaugesellschaften zum Ausdruck g,e
bracht wird, v,ielmehr hat der Staat ein Recht 
darauf zu wissen, wie zweckmäßig Steuer
mittel in der Größenordnung von 6 bis 7- Mi!
Harden Schilling v·erwendet und v,erbaut wer
den. 

Dieses Gefühl der absoluten Korrektheit 
brauchen wir durchaus, weil gerade in den 
letzten Jahren infolge der exorbitanten und 
oft durch nichts begründeten Stei'gerung der 
Wohnungsaufwandsbelastungen sowieso eine 
gewisse Unruhe bei den Wohnungsuchenden 
feststellbar ist. 

bauges·ellschaften von zurzeit annähernd 300 Meine Damen und Herren!  Lassen Sie mich 
auf vielleicht etwa 1 00 käme. Durch diese noch einige Worte .zu einem anderen Kapitel 
Konzentrierung würde sich letztlich ·auch eine sag·en. Der Rechnungshof hat auch einig.e Ge
bessere Wirtschaftlichkeit in der Baupl'anuIlJg, danken zur EDV-Entwicklung in der öffent
in der Verw.altung und auch in der B auaus- lich·en Verwaltung zum Ausdruck g,ebracht. 
führung er·geben. Im letzten Jahrzehnt hat .eine rasante Ent

Natürlich ist  mir klar, daß es auch eigene wicklung in der Anwendung elektronischer 
Prüfungsorgane bei den Wohnbaugesell- Datenverarbeitung stattgefunden. Waren es 
schaften ,gibt, daß man bei einem Großteil der vor allem in der ersten Phase die Bereiche der 
Gemeinnützigen Wohnbaugesellschaften Wissenschaft und der Privatwirtschaft, die siCh 
natürlich diese Prüfungen gen au nimmt. Aber der Elektronenrechner bedienten, so konnte 
das soLl nicht -der Grund dafür sein, daß man man gerade im letzten Jahrzehnt ein siCht
nicht auch diese Uberlegungen in Zukunft b ares Ubergreifen auch ,auf Bereiche der ,öffent
anstellt. lichen Verwaltung feststellen. Schon heute 

Ich verstehe d aher nicht, daß siro seinerzeit, 
als dieses Problem im Ausschuß ·erörtert wor
den .ist, Kollege G orton plötzHch darüber ent
s-etzt hat, daß man zusätzlich noch Uberprüfun
g·en durch den Rechnungshof bei Wohnbauge
sellschaften vornehmen würde, weil sich damit 
v:ielleicht ein g,ewaltig,es Mißtrauen g,egen 
diese Gesellschaften erogä:be. 

kann man sagen, daß die Nutz·anwend,ung 
für viele Sparten enorm ist. 

Fast jed,e größere Gemeinde oder Stadt 
bedient sich bei ihrer Verwaltungs arbeit der 
EDV-Anla.gen, und es ist daher eine Selbst
verständlichkeit, daß sich auch der Bund in 
verstärktem Ausmaß der modernen Elek
tronenrechner bedient. Aus dem Prüfungs
bericht ist  zu ersehen, -daß immerhin 1 82 An-

Ich kann hier wirkl!ich sagen, daß man, wenn lagen beim Bund in Verwendung stehen. Was 
man an dieser Feststellung festhält, diesen ich für zweckmäßig eJ:1achte, ist, daß seit Jah
Dingen sehr -fremd ,gegenübersteht und daß ren bereits ein Vertreter des Rechnungshofes 
man von dem, was in dem Wohnungsuchenden 

I 
dem Koordinationskomitee für den Einsatz 

vorgeht, vielleicht gar keine Ahnung hat. von EDV-Anlagen angehört. 
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Der Rechnungshof weist Jbesonders auf die I zur Einführung eines markt.ger'echflen Umsatz
prekär,e Situation beim Personal hin, daß es steuersystems oder an den Beschluß der gro
immer wieder vorkommen kann, daß viele gut Ben Einkommensteueneform l 
ausgebildete EDV-Fachleute in die prirvate 
Wirtsch.aft abwandern. Meine Damen und 
Herren ! Ich. glaube, daß gerade d'as eine Fr,age 
ist, die eine erhöhte ,Bedeutung hat. Ich bitte 
daher, daß diesem Fragenkomplex die erhöhte 
Aufmerksamkeit in Zukunft geschenkt werden 
möge. 

Ein Augenmerk wird man auch darauf rich
ten müssen, in zunehmendem Maße durch 
entsprechende Schulungs- und Ausbildungs
maßnahmen auch einen anderen Kreis inter
essierter Beamter anzuspredlen, um so eine 
entsprechende Entlastung lauf dem Personal
sektor zu erreichen. Es steht zwar im Gesamt
bericht nichts von einer Kostenentwicklung 
für die näch.st.en Jahre, kh ersuche aber doch, 
daß diesem Problemkreis eine entsprechende 
Bedeutung beigemessen wird, vor allem in 
der BHckpichtung, in welchem Verhältnis der 
steig,ende Kos1Jenau�wand zum Gesamteffekt 
stehen wird. 

Ich schließe mich auch den Empfehlungen 
des Rechnungshofes durchaus an, daß man 
beim weiteren Ausbau des Rechenzentrums 
darauf Bedacht nehmen soll, die Möglichkeit 
ins Auge zü fassen, sich beim Bezug von 
EDV-Teilen verschiedener HersteMer zu be
dienen. 

Ein Augenmerk wird man 'gewissen 
Problemen, die durch die EDV entstehen, wid
men müssen. Ich denke hier vor ,allem daran, 
Vorkehrungen zu treffen, daß eine optimale 
Datensicherung 'gegeben ist. Auch in der p ri
vaten Wirtschaft ist man sich dieses Problem
kreises durchaus bewußt. Idl bin froh darüber, 
daß hier schon organisatorische Maßnahmen 
getroffen wurden, um eine entsprechende 
Datensicherung zu erreichen. 

Es ist erfreulich, daß auch ein Entwurf zu 
einem Datenschutzgesetz besteht, weil solch 
ein Gesetz eine Sicherung 'gegen mißbräuch
lidle Verwendung von Daten darstellt. 

Meine Damen und Herren l Ich darf vielleicht 
abschließ end zu den Feststellungen des Rech
nungshofes für das J,ahr 1972 sagen, daß sich 
dieser Bericht vor allem mit einer Zeit be
sch.äftigt, die auch für die gesamte Aufwärts
entwicklung auf wirtschaftlichem und s ozialem 
Gebiet in asterreich von Entscheidung war. 
Das Jahr 1972 w ar für dieses Land ein Jahr 
der Reformen. Denken Sie an die so notwen
di'gen Beschlüsse bezüglich eines Arrange
ments mit der EWG, die uns in ein ,ausgezeich
netes N ahv,erhältnis zu den anderen west
europäischen Staaten gebradlt haben! Denken 
Sie an die 'Beschlüsse aus dem Jahre 1 972 

Die verschiedenartigsten Indizes auf wirt

sdlaftHch·em Gebiet ,zeigen dem kritioschest.en 

Beurteiler, daß auch das Jahr 1 972, das heute 
/im Redlnungshofbel'idlt aufscheint, ebenso 

wie 1 973 'ein Jahr der Aufwärtsrentwicklung 

in diesem Staate war. Meine Damen und 

Herren l Wirtsch.aftswachstum, Einkommens
entwicklung, Beschäftigungszahlen und eine 
Reibe von Wohlstandsindikatoren gehen den 

Heweis dafür, daß d.ie Regi'erung diesem Staat 
seH 1 970 fortsdlrittHche Impulsoe g,e'geben hat. 
Daß auch ,in dieser Zeit die öffentliche Verwal-
tung :im groß,en und ganzen - mit ,ganz weni
gen Ausnahmen - .in Ordnung war, zeigt uns 
heute der Rechnungshofbericht, den unser·e 
Fraktion zustimmend zur Kenntnis nimmt. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Schmidt. Idl erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Herr Prä
sident! Hohes Haus ! Mein'e Damen und Her
ren ! Der Rechnungshof, über dessen Bericht 
wir heute hier debattieren, hat sädl nicht nur 
mit dem Aufzeigen einzelner Wahrnehmun
gen .innerhalb der V,erwaltung begnügt, son
dern er hat sidl - :ich möcht.e sagen : dan
kenswerterweise auch mit Problemen 
grundsätzl'icher Natur ·befaßt, und zw.ar mit 
Problemen, die bisher von aUen Regi erungen 
der Zweiten Republl1k vernachlässigt worden 
Sind und die endlich einmal einer Behandlung 
zugeführt werden müßten. 

Meine Damen und Herren ! Bin solcher Fra
genkomplex ist zum Beispiel der Z:ivilschutz. 
Ein von Jahr zu Jahr von ,allen ;bisherigen 
Re,gierung,en versdllepptes Thema, ein Thema, 
das man nicht gerne behandelt, denn Zivil
schutz klingt nach Luftschutz, und Luftschutz 
steht im Zusammenhang mit Kriegsere'ignis
sen. Wer will da sdlon ,anstreifen? 

Dennoch muß man sagen, daß der Zivil
sdlutz im Zeitalter mög�icher atomarer Kata
strophen, die g.ar keinen Krieg als Ursprung 
haben müssen, von denen auch unser Staats
gebiet berührt wer,den könnte, ,auch für Oster
reich von Bedeutung ist. In diesem Zeitalter 
den Zivilschutz zu vernachlässigen, zu baga
tellisieren, ist strälflicher Leichtsinn. Und ge
rade das ist bioSher gesdlehen. 

Der Rechnungshof läßt lin seinem Bericht, 
und zwar im Punkt 1 3/1 , die Stationen der 
Verantwortungslosigkeit, mödlte ich sagen, 
aller damit befaßten Stellen auf diesem Ge
biet geradezu Revue passieren. Von 1957 bis 
1 972 - das .ist der Zeitmum, über den w:ir 
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heute diskutieren - z ieht sich eine Kette 
unausgegorener Planungen, nicht erfüllter 
Versprechungen, ergebnisloser Initiativen, 
Leerläufe und Untätigkeit. Eine traurige 
B ilanz, kann man sagen! Die Behandlung des 
Ziv.ilschutzes bei uns i n  Osterreich list ein 
typisches Beispiel dafür, 'wie ein Thema, das 
von allen 'befaßten 1Stellen gemeinsam erar
beitet werden müßte, 'Zerredet werden ;Imnn. 

Da ·wurden im Jahr 1 958 zweli Bundesmini
steri·en, nämlich das Bundesmin1sterium für 
Inneres und das 'Bundesministerium für Lan
desverte'idigung, beauftragt, den Ausbau des 
ZiviLschutz'es zu organisieren und ein ZiVlil
schutzgesetz auszuarbeiten. 1 974, also 1 6  Jahre 
später, existiert es noch immer nicht. Ein PI.a
nungsstab wird errichtet, der den Zivilschutz
plan ohne E�gebn!is b earbelitet. Man o rgani
si,ert um. Nach lang€r Zeit kommt man darauf, 
daß eigentlich die Bundesländer in der Haupt
sache ,für den ZiV'ilschutz kompetent seien. 
So macht man eine Konfererrz, beschließt ein 
Zivilschutzmemorandum und schickt dieses 
den Landeshauptleuten. Aber lich muß s agen, 
dieses Zivilschutzmemorandum muß sehr un
klar ausgefallen sein, denn es erwies sich 
offenbar als notwendig, ,Einzelhe,iten dieses 
Memorandums b ei den Landeshauptmännern 
persönlich zu interpretieren, denn es werden 
Dienstreisen gemacht, es f.alhren Vertreter bei
de r  Münister.ien in die Landeshauptstädte, und 
inzwi·schen ist das J erhr 1961  da. 

Es kommt zur Konfer·elllz der Landeshaupt
männer .im Dez'ember 1 96 1 .  Anfang 1 962 wird 
die ,ganz·e umfassende ·Landesverteidigung 
umgekrempelt und auf vi'er Ministerien auf
geteilt. Der Zivilschutz kommt zur zivilen 
Landesverteidigung in das Innenministerium. 
Man organisiert wieder um. Es werden 
1 6  Arbeitsgruppen ,geschaffen. Der Rechnungs
hof stellt fest, die Arbe iten dieser 1 6  Arbeit,s
gruppen führten zu keinem entsprechenden 
Ergehn�s, und die Or·ganis,atrion ist unzweck
mäßig. Bis man das erkannt hat, sind limmer
hin s echs wertvolle J a:hre ver.strichen, ,in 
d enen nichts Zielif.ührendes geschehen ist;  und 
das alles ·kostet 'Millionen Steuergelder. 

Bei j eder Budgetdebatt:e wird ,im Budget
ausschuß von den Ahg·eordneten Klage dar
über geführt. Der Bundesminister für Inneres 
sagt dann ; Na j a, was soU ich tun? Ich habe 
ja ,keine Kompetenzen. Alles liegt ,bei den 
Bundesländern, und das 'verhindert entschei
dende Fortschritte ,aulf diesem Gebietl  

Tatsächlich ist ,es .auch ISO. B.isher 'habe ich 
auch d/ie Länder dahei nicht verstanden. Aber 
j etzt, meine Damen und Herren, nach Lek
türe dieses Rechnungshofberichtes kann ich 
die Weigerung der LäIl!der verstehen, warum 
sie keine Kompeterrzen an den ,Bund 'bei dem 

Durcheinander, das :im Bund zwischen 1958 
und 1 965 geherrscht hat, übertragen. Ich kann 
auch verstehen, wenn die Länder ,sagen: Zu
nächst einmal soll der Bund in den 'Kompe
tenzen, die ihm zukommen, Ordnung schaffen, 
erst d,ann werden wir weitere Kompetenzen 
auf diesem ,Sektor dem Bund übertragen. 

Hohes Haus ! An die Streiche der SchJiLd
bürger erinnert zum Beispiel der traurige 
Schicksalsweg der Ziivilschutzbroschüre. 1961 
gab es den Beschluß, eine solche Broschüre 
auszuarbeiten. Ein Redalktionskomitee im Bun
desministerium f.ür Inneres hält 27 Sitzungen 
ab. Die B roschüre wird nach zwei Jahren im 
Entwurf ,ferUggestellt, 250 Probedrucke wer
den hergestellt und zur Begutachtung versen
det. 

Auf Grund der Begutachtung gibt es eine 
neuerliche Uberarbeitung, sodann wird ein 
Druckauftrag für 3 Millionen Stück e rteilt mit 
einem Kostenpunkt von 2, 1 MiHionen ISchil
ling. Gedruckt wird dann natürEch nicht, denn 
di.e Broschüre wird neuerlich überarheitet und 
- bleibt dann hleg·en. 

Inzwischen s chreiben wir 1963. 1 965 gab es 
eine neuerliche öBefassung mit der ZiVlilschutz
broschüre, dann einen 'Beschluß und eine 
neuerUche Uberatbeitung, dann wieder ein 
Redaktionskomitee und noch eine Begutach
tung. Jetzt eIlklären sich 'endlich die 'Bundes
länder bereit, die VerteHung dieser B roschür,e 
zu übernehmen. Aber die 'Drucklegung unter
bleibt, weil kein Geld vorhanden .ist. 

Inzwi,schen ist es 1 966 geworden. Eine wei
tere Uberarbeitung und ein weiteres Begut
achtungsveI'fahren erfol,gen. Im November 
1 966 ergeht ein neuerlicher IDruckauftrag 'f,ür 
3 Millionen Stück.. Die Drucklegung verzögert 
Slich durch ,eine neuerlich·e Uber,arbeitung. 
Die Auslieferung der im Jahr 196 1  beschlos
senen Z.ivilschutzbroschüre e11folgt schließlich 
im März 1 967. 'Kostenpunkt - natürhch um 
1 Million teurer -; 3,2 IMillionen. 

Meine Damen und Herren ! Dieser, .ich 
möchte sagen, tragilkomische Vorg,ang der 
Vevfas.sung und Drucklegung dieser Zivil
schutzbroschüre ist symptomatisch dafür, 
wie der Zivilschutz in Osterreich behandelt 
w.ird. 

Wenn das so w€iter.geht, werden w.ir ·eines 
Tages ähnlich wie beim Sektor Bevorratung 
vor einer Situation stehen, in der wir eriken
nen müssen, daß wir nicht rechtzeitig für 
unsere Bevölkerung vorgesorgt 'haben, nicht 
rechtzeitig entsprechende IMaßnahmen ·ges·etzt 
haben, nicht nur, we:il Kompetenzschw.ieliigkei
ten vorhanden s.ind, sondern weil einf.ach - ich 
glaube, das !Sagen �u können - die geistige 
Einstellung zu diesen 'Dingen If,alsch. ist. Man 
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w.ill von Zi"V'ilschutzräumen ebensowenig 
etwas hören, wie man s einerzeit von der An
legung von Vorräten 'hören wollte, weil bei
des ir.gendwie an die Zeit des Krieges 'erin
nert. Deshallb .s teckt man den Kopf in den 
Sand und denkt, so arg wird es schon nicht 
werden. Das ist ein Leichtsinn, meine üamen 
und Herren, den der Rechnungshof angepran
gert hat ! 

Man muß .fragen: Muß denn immer wieder 
erst eine Kris·e eintreten, bis man den Ernst 
der Stunde er;k ennt? Beim Zivilschutz heißt 
die Krise anders als bei der Bevorratung. Beim 
Zivilschutz heißt die Krise Katastrophe. Dabe.i 
werden 'Wir nicht so glimpflich davonkommen 
wie -bei dem kürzHchen Engpaß in der Ener
g.ieversor.gung. (Abg. H e l  I w a g  n e r: Sie 
haben doch Ihren Freund Kindl an der Spitze! 
Der ist Tag und Nacht unterwegs!) Das i,st 
ein pflivater Verein, der von Subventionen 
lebt ! (Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
H e l l  w a g n e  r.) Aber wir brauchen doch 
eine gesetzliche 'Fundierung dieser wichtigen 
Aufgabe ! Ich glau:be, .ich 'brauche Ihnen doch 
nicht den Unterschied zwischen einer pniv.aten 
Tätigkeit und einer Tätigkeit, die sich auf 
Grund des Gesetz·es vollzieht, aufzuzeigen ! 

Meine namen und Herren ! Ich gl,aube, daß 
dieser Rechnungshofbericht über den Stand, 
ich möchte sa·g·en, der Vernachlässigung, der 
Verschleppung de,s Zivilschutzes genügend 
aussagt, sodaß man die bisherige Haltung 
aller Stellen des Bundes und auch .der !Bund·es
länder einer Revision unterziehen sollte. Es 
würde genügen, die rechtlichen Voraussetzun
gen so zu ändern, daß man dem Bund auf 
diesem Sektor die Grundsatzgesetzgebung zu
erkennt. 

Meine Damen und Herren ' Die Frage des 
ZivJilschutzes, . der Bevorratung und auch der 
umf.assenden Landesverteidigung sollte nach 
Meinung der 'Freiheitlichen überhaupt neu 
durchdacht werden, und zwar im Rahmen eines 
gesamten Krisenschutzkonzeptes. Für dieses 
KrisenschutZlkonzept .müßte eine og-eei-gnete 
rechtliche Verankerung geschaffen werden, 
wenn man s'ich nicht mit dem Zivilschutrz:
gedanken befreunden will. (Abg� M o n  d 1: 
Die hätten wir ja im Jahre 2000 noch nichtf) 
Ja, aber man muß einmal anf.angen, Herr Kol
lege Mondl ! Glauben Sie nicht, daß wir nicht 
schon zu lange g·ezögert haben? '( Abg. 
M o n  d I: Begonnen im Jahre 19611) Ja, aber 
was i,st 'erreicht worden? Sie lesen doch sel
ber, daß das Innenministerium sa-gt, das Feh
len einer ZJiv!ilschutzgesetz.gebung sei ein ern
stes Hindernis ·auf dem Wege zu einer umfas
senden Landesverteidigung. Genügt l'hnen das 
nicht? (Abg. M o n  d 1: Uber das Verfassungs
gesetz, es ist nur vier oder fünf Zeilen lang, 
wird schon seit einem Jahr beraten!) Das ist 

eine atemberaubende Geschwindigkeit, muß 
'ich sagen : fünf Zeilen ein Jahr lang zu be
r-aten. 

Meine Damen und Herren! Eine andere 
Frage von großer 'Bedeutung :führt der Rech
nungshof wie schon in anen seinen Berich
ten wieder .an, und das ist di-e Frage der 
Personallage in der Fi:nanzverwaltung, vor 
allem :im Westen Osterreichs, ·be.sonders iin 
Salzburg und .in Vorarlberg. Er weist in die
sem zur Debatte ,stehenden ,Ber.icht wieder dar
auf hin, daß die Finanzdienststellen vor allem 
im Westen Osterreichs trotz mancher bemer
kenswerter Initiativen, die von ,den dorti.gen 
Stellen .gesetzt wer,den, unter einem starken 
Personalmangel leiden. Es f.ehlen vor a llem 
Betriebsprüfer, es fehlen vor allem Umsatz
steuerrevisoren. 

Der Rechnungs'hof greift auf seinen Ein
schaubericht des Jahres 1971  zurüdc und stellt 
fest, daß sich ,für 1972 nicht nur keine Ent
spannung ergeben hat, sondern daß eher eine 
Verschärfung der Situation ·eingetreten ist, 
eine Verschärfung ·dadurch, daß -im Jahre 1 972 
verschliedene Vorbereitungsarbeiten :für das 
neue Ums,atzsteuergesetz und die Ein1kom
mensteuernovellierung stattgefunden haben. 
Die Personalnot ist also noch empfindHche r 
geworden. 

Hohes Haus!  Wir kennen ·alle die Bemühun
gen, die eingesetzt :JJ.aben, um .dieses Umstan
des einigermaßen Herr zu werden. Wir haben 
in diesem Hohen Hause die AnfangS'bezüge 
erhöht, es gab G ehaltsvereinbarungen mit 
Wertsicherung ,der Gehälter, aber wir müssen 
heute sagen, daß alles dennoch zu keiner 
Entspannung geführt hat. Wohl deswegen, 
weil .in1folge der inflatioIl'istischen Entwicklung 
und -i:nfol-ge der lei,stungsfeindlichen Besteue
rung aller Löhne und Gehälter wegen der 
star-ken Progression, in die ger.ade der tüch
tige, der strebs·ame Arbeitnehmer .g·erät, j eder 
Leistungswille gedämpft wird und jede Be
r eitschaft, mehr zu tun, -bei diesem Steuer
system geradezu einer Bestrafung unterliegt. 

Wir sind daher der Meinung, d aß eine bloße 
Senkunog der Lohn- und Einlkommensteuer 
allein keine r.adilkale Lösung bedeutet;  " radi
kal" ,im echten Sinne des Wortes : ikeine 
Lösung von der Wurzel des Problems her. Die 
Wurz'ei Hegt unser.er Meinung nach dn der 
Änderung des Ldhn- und Einkommens1:euer
tar.ifs. 

Ich erlaube mir aus -di·esen Gründen, die ich 
mit den Ausführungen des Rechnunogshofes 
zur Personalnot im öffentlichen Dienst mo ti
vier.en kann, n.amens meiner Fraktion dem 
Hohen Haus ei'nen EntschHeßuThgsantrag vor
zul,eg·en, der lautet: 
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E n t s c h i  i ,e ß u n ,g s ·a n t r a g  

der Alb geordneten Dr. Broesiglke, Dipl . -Vw. 
Josseck, Zeillinger, Dr. Schmidt und Genos
sen zum Tätigkeits'bericht des Rechnungs
hofes über das Verwaltungsj ahr 1 972 (881 
der Beilagen) . 

Die Steuerprogression in ihrer derzeiti
gen Form - H and in Hand mit der zuneh
menden Geldentwertung - führt dazu, daß 
Nominal'erhöhungen der Dienstnehmerein
kommen und Scheing·ewinne der Selbstän
digen ,in immer stärkerem Ausmaß besteu
ert werden. 

Dem kann am besten dadurch entgegen
getret.en werden, daß ,eine Änderung des 
·Steuertarifsystems durch Schaffung eines 
breiten Proportionalbandes vorgenommen 
wird, innerhalb dessen die 'Besteuerung mit 
einem fixen Prozentsatz eI1fol,gt. Außerdem 
ist eine großzügige Erhöhung jenes Betra
·ges erforderlich, bis zu dem eine Besteue
rung überhaupt zu unterbleiben hat. 

Die Freiheitliche Partei Osterrelichs hat 
schon im J.ahre 1 972 ein SteueneJormlkon
zept vorgelegt, das ein steuerfreies Jah
reseinkommen his 'Zu 40.000 S und eine Pro
portionalhesteuerung VOll' Jahreseinkommen 
zwischen 40.000 S und 1 20 .000 S vorsieht. 
Da der wesentHche Teil der Einkommens
bezieher in diesen Bereich ,fiillt, l1ätte .sich 
bei Annahme dieser freiheitlichen Vor
schläge das derz eit akute Problem der Pro
gression insbesondere bei der ' Lohnsteuer 
im Fall von Lohn- und Gehaltserhöhungen 
g,ar nicht gestellt. 

Die unterzeichneten Albgeordneten stel
len d.aher den Antrag : 

Der Nationalrat 'Wolle beschließen : 

Der Herr Bundesminister für Finanzen 
wird aufgefordert, eine Regierungsvorlage 
vorzubereiten, die eine Änderung des gel
tenden Einkommensteuersystems auf der 
Grundl.age einer EntschäI1fung der unerträg
lich .gewordenen Progression durch Schaf
fung breiter Proportionalbänder vorslie'ht. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, diesen An-
trag in Verhandlung zu ziehen. 

Hohes Haus ! Eine dritte 'Angelegenheit von 
grundsätzHcher Bedeutung, wie mir scheint, 
hat der Rechnungshof auch in s'einem Bericht 
angeschnlitten und erörtert. Es ·ist auch heute 
schon in der Debatte darüber gesprochen wor
den. Das ist die vöHige Negierung des Um
weltschutzes heim Straßenbau und die Aus
schaltung berechtigter Anrainerinteressen. 

Es muß leider zugegeben werden, daß das 
Bundes,straßengesetz 1 97 1  im Sommer des 
Jahres 1971 zw.ar einstimmig, aber doch 

- vielleicht dar,f ich mir erlauben, das zu 
sagen - überhastet beschlossen worden ist, 
ohne die Interessen der ,Allgemeinheit -wie 
auch die Inter·es s'en der Anrainer einer Stra
ßentr,asse gebührend zu berücksichtigen. 

In einer Zeit, in der d'ie Beachtung des 
Umweltschutzes ein HauptanLiegen .aller 
öffentHchen TäUgtkeit sein sollte, .in der man 
sogar ein eigenes Ministerium 'für Gesundheit 
und Umweltschutz schafft, wird der Verlauf 
unserer ,Autobahnen, unserer 'Schnellstraßen 
und sonstigen Bundesstr.aßen nur nach den 
Erfordernissen des Verke'hr,s und nach der 
funiktionellen Bedeutung des Straßenzuges be
stimmt. Die ,Inber,essen, :ich möchte sagen, d'i,e 
schutzwürdoigen Interessen der Bevölkerung, 
die schutzwürdigen Interessen der Anrainer 
der Straße :werden in diesem Gesetz leider 
b agatellisiert. Früher, im Bundes,str aßengesetz 
1 968, mußte wenigstens noch ,auf den Natur
schutz und den DeIl!kmalschutz Bedacht genom
men werden, aber d as wurde dann eliminiert. 

Eine derart obri gkeitsstaatliche Gesetz
g ebung, ein derarHges obrig'keitsstaatliches 
Denken muß die Bevölkerung zum Wider
stand herausfordern, und die ersten Ergeb
nisse haben wir in Graz erlebt, wo die 
Pyhrnautobahn, die durch das Stadtgebiet 
gehen sollte, verworfen wurde. Das zweite 
Beispiel war die Wienerwaldschnellstraße. Sie 
wurde vom Bautenministerium selbst fallen
g·elassen, weH sJch W,iderstand .in der 
Offentlichlkeit erhoben hat. Auch .in diesen 
Tagen ·erleben w.ir es immer wlieder, daß die 
Trass·ierung der Südostautobahn auf den er
bitterten Widerstand der Siedler 'stößt, die 
durch diese Trasse den Mittelpunkt ihres 
Lebensinteresses, nämlich ihr Heim, verlieren 
sollen. 

All das wäre zu vermeiden, wenn die Ver
waltung ,bei der Planung von Str.aß.enzügen 
und bei der Festlegung von Trassen von vorn
herein dazu verhalten wäre, gewisse Rück
sichten zu nehmen. 

Meine Damen und Herren! Ich davf sa,gen : 
Die Zeiten sind vorbei, in denen man über den 
Kopf der -Bevölkerung hinweg einfach 'bestim
men und einfach planen konnte. Der mündige 
Staatsbürger hat ein Recht darauf, bei der 
Planung mUtzureden und mitzudenken. 

Der Rechnungshof sagt mit Recht auf 
Seite 203. seines !Berichtes - ich darf mit Er
laubnis des Herrn Präsidenten zitieren -, 
"daß nachträgLiche, durch Bürgerproteste aus
gelöste Umpl,anungen wohl wesentlich teurer 
kommen als eine Planung nach vorheriger 
Abklärung mit aUen BeteHigten". Der R!ech
nungshof schlägt - das lis t  'heute schon er
wähnt worden - die Eoinführung eine,s stra
ßenrechtlichen Baubewilligungsver.falhrens für 
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Bundesstraßen vor, um eine unwirtschaftliche 
Vorgangsweise zu vermeiden. In diesem Bau
bewilligungsverfahren !könnten auch die Be
lang·e des Umweltschutzes Berücksichtigung 
finden. Es list ,aber sehr erstaunlich, und dch 
möchte sagen hefremdend, mit welcher Be
harrlichkeit das Bautenmini-sterium diese An
regungen und Vorschläge zurückgewiesen hat, 
w.ie man aus dem 'Bedcht entnehmen kann. 
Man hält offenbar im B autenministerium nicht 
vi-el vom Kontakt mit der betroffenen ·Bevöllk
kerun.g. Den Anrainern um Gottes willen 
keine gesetzlichen Rechte ! Nur Pflichten. Die 
Anrainerverpflichtungen sind im Bundesstra
ßengesetz 1 971  veranlkert. Ich muß sagen, das 
ist keine volksnahe Verwaltung, wie es im 
sozialistischen 'Parteiprogr,amm verankert ist. 
Das list keine 'Beachtung des Umweltschutzes, 
von der hier immer groß g·eredet wird. Ich 
muß sagen, d.ie Einwendungen gegen die Tras
sierung, gegen die Gefährdung der Umwelt, 
Einwendungen gegen Immissionen vorzubr,in
gen, glauhe kh, müßte zu den grundlegenden 
Rechten der vom Straßenbau betroffenen Be
völkerung g·ehören. A:ber die ,Bevölkerung soll 
anscheinend das nicht bekommen, es sollen 
di,e enteigneten EinJamilienhausheS'itzer an
scheinend 'keinen ;Anspruch Ibekommen, statt 
eines fraglichen Verkehrswertes zum Beispiel 
einen Wjederbeschaffungswert erlan.gen zu 
können. 

Diese uneinsichtige Haltung des Bauten
ministers ist wohl ,auch der Grund dafür, 
warum der freiheitliche Initiativantrag auf 
Änderung des Bundesstraßenge,setzes 197 1 ,  
den rwir eing'ebracht haben, und zw.ar am 
26. ,April 1972, wohl einer ersten Lesung zu
geführt wurde, aber dann offenb ar ein Be
grä'bnis erster Klasse gefunden hat, indem er 
im B autenausschuß "schubladisiert" worden 
ist. 

Meine Damen und Herren! Was haben 'Wir 
verlangt? Wir haben damals ver1.angt, daß im 
§ 4 Abs. 1 des Bundesstraßengesetzes 1 97 1  
die Rücksichtnahme auf den Umweltschutz im 
Gesetz verankert wird, und wir haben wei
ters bei den Entschädigungsbestimmungen 
hinsichtlich der Enteignung verlangt, daß die 
Eigentümer eines Grundstückes, das von der 
Enteignung betroffen wird, wenn es nachweis
lich überwiegend zu Wohnzwecken benützt 
wird, und zwar zu Wohnzwecken für den Ent
eigneten, durch die Entschädigung in die Lage 
versetzt werden sollen, sich ein gleichwerti
ges Ersatzobj ekt zu Ibeschaffen, also das zu 
erhalten, was man mit einem Wort den Wie
derbeschaffungswert nennt. 

In der Sitzung des Hohen Hauses am 
20. März 1 972 haben in der ersten Lesung 
mehrere Redner dazu gesprochen. Der Herr 
Kollege Hobl von der sozialistischen Fraktion 

hat eigentlich zum Antrag nicht viel gesagt, 
er hat mehr gegen s einen damaligen Kol
legen Hahn polemisiert, 'er hat aber dann 
gemeint, daß man sich im Ausschuß gründ
lich mit diesem Vorschlag befassen wird. Nun, 
dieser Ausschuß ist bis heute nicht zusammen
getreten und hat sich damit auch nicht befaßt. 

Meine Damen und Herren ! Hobl hat noch 
etwas gesagt ; er hat gemeint - es war inter
essanterweise dieselbe Stellungnahme, die 
hier der Rechnungshof als Stellungnahme des 
Ministeriums anführt -, daß die ausdrück
liche Erwähnung de·s Umweltschutz·es im Ge
setz nicht notwendig sei, denn in den Erläu
ternden Bemerkungen zur seinerzeitigen 
Regierungsvorlage, zum Bundesstraßengesetz 
1 97 1  wird sowieso erwähnt, auf die funktio
nelle Bedeutung des Straßenzuges ist Bedacht 
zu nehmen. Und unter dieser funktionellen 
Bedeutung des Straßenzuges verstünde man 
sämtliche raumordnungs- und strukturpoliti
schen Gesichtspunkte ,einer StI1aße und ,im wei
teren Sinne daher auch die Belange des Um
weltschutzes. Wir s ind nicht der Meinung, 
daß diesen Ausführungen in den Erläutern
den Bemerkungen in der Regierungsvorlage 
dieselbe Kraft und Wirksamkeit zukommt wie 
dem Gesetzestext. Das ist ja selbstverständ
lich, und daher erachten wir es als wenig 
zielführend, daß man hier auf diese Erläu
ternden Bemerkungen ausweicht. 

Der Rechnungshof empfiehlt - und das ist 
richtig - eine gesetzliche Verankerung. Der 
Rechnungshof sagt zu dieser Meinung, . daß 
durch diese zitierte Bestimmung des § 4 Abs. 1 ,  
wie sie jetzt i m  Bundesstraßengesetz 1 97 1  ent
halten ist, der Umweltschutz nur in ungenü
gender Form gewährleistet ist. Und selbst 
unter der Annahme, die zitierte Gesetzesbe
stimmung umschlösse, wenn auch bloß im wei
testen Sinne, die Belange des Umweltschutzes, 
bedürfte diese allgemeine Anordnung des Ge
setzgebers doch einer näheren Konkretisie
rung in Form von Durchführungsbestimmun
gen. Wir glauben also, daß die Meinung des 
Bautenministeriums nicht zielführend ist, und 
ich möchte hier noch einmal an das Hohe 
Haus appellieren, endlich unseren Initiativ
antrag auf Novellierung dieses Bundesstra
ßengesetzes 1 971  auf die Tagesordnung des 
Bautenausschusses zu setzen. 

Jch glaube, man sollte sich mit den Anre
gungen - nicht nur mit diesen, sondern auch 
mit den anderen - des Rechnungsho.fes ernst
lich befassen und sollte diesen Anregungen 
nähertreten. Es ist überhaupt ein sehr unbe
friedigendes Gefühl - j edenfalls geht es mir 
so -, daß man hier wohl Wahrnehmungen 
des Rechnungshofes liest, daß man das Auf
zeigen von Mißgriffen in der Verwaltung, die 
manchmal sehr aufreiz end sind, feststellen 
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kann, aber daß es eigentlich doch keine Sank
tion oder sonst irgendeine MögLichkoeit gibt, 
hier nun doch das Richtige durchzusetzen, das 
Kritisierte abzustellen. 

Es ist doch ein sehr merkwürdiger Vor
gang zum Beispiel die Angelegenheit, die der 
Rechnungshof im Punkt 79/1 dieses Be.richtes 
bringt, nämlich die Angelegenheit, die in den 
Bereich der Bundesstraßenverwaltung, also 
der mittelbaren Bundesverwaltung in den Be
reich des Amtes der Oberösterreichischen 
Landesregierung fällt und bei der man sich 
des Eindruckes nicht erwehren kann, daß es 
sich hier um ein besonders starkes Stück der 
Manipulation handelt. Es dreht sich darum, 
daß im Rahmen der Bunde sstraßenverwaltung 
beim Bau der Westautobahn in Oberöster
reich die Gehölzlieferung zur Bepflanzung die
ses Autobahnbaues ausgeschrieben worden 
ist; öffentliche Ausschreibung des Amtes der 
Oberösterreichischen Landesregierung. Es wer
den 25.220 Stück Pflanzen verlangt. Billigst
bieter ist eine Vorarlberger Firma, an zweiter 
Stelle, also teurer, eine oberösterreichische 
Firma. Preisunterschiede : 20,5 Prozent. Nach 
der Angebotseröffnung wird plötzlich die er
forderliche Stückzahl der Pflanzen ·herabge
setzt, und zwar verringert sidl damit auch der 
Preis, und hier kommt die oberösterreichische 
Firma dieser Ausschreibung schon etwas 
näher. Sie bekommt auch prompt den Zu
schlag, weil man vermutete - so heißt es -, 
die Vorarlberger Firma, nämlich der Billigst
bieter, werde selbst gar nidlt so  viele Pflan
zen zur Verfügung haben, werde welche zu
kaufen müssen, wer weiß, ob diese dieselbe 
Qualität haben und so weiter. Und man stützt 
sidl sozusagen auf einen Lokalaugenschein, 
den man bei dieser Firma in Vorarlberg vor
nahm. Also, die oberösterreichische Firma er
hielt den Auftrag, stornierte ihn aber kurze 
Zeit darauf. 

Daraufhin verringerte das Amt der Ober
österreichischen Landesregierung abermals die 
erforderliche Menge auf 1 9.000 Stück. Auch 
die Auftragssumme kam dann plötzlich unter 
300.000 S,  was von Bedeutung ist, weil eine 
Auftragssumme von über 300.000 S an die Ge
nehmigung des Bautenministeriums gebunden 
wäre, welche allerdings auch nicht eingeholt 
worden ist. Die oberösterreichische Firma er
hielt wieder den Auftrag. Der Rechnungshof 
führt auf Seite 205 aus : 

.. 

"Als Begründung für diese neuerliche Ver
ringerung wurde im Vergabeakt angegeben, 
daß wegen der geringeren Tausalzschäden an 
den bestehenden Pflanzungen der Autobahn 
eine Herabsetzung auf 2000 Stück erfolgen 
könne." - Jetzt kommt das, was sehr merk
würdig berührt. - "Dieser Teil des Dienst
stückes war allerdings überklebt und aus der 

dar·unterli egenden, noch liesbaren ursprüng
lichen Begründung ist zu entnehmen, daß der 
Auftragnehmer" - also die oberösterreichi
sche Firma - "lediglich 1 9.000 Stück in erster 
Güteklasse bereitstellen konnte." 

Was heißt das ? - Das heißt ,also :  Die Aus
schreibung wurde angepaßt an die Lieferungs
kapazität dieser Firma, der man unbedingt 
den Auftrag zuschanzen wollte. 

Meine Damen und Herren! Ich muß sagen : 
Hier wird doch ,der Lokalpatriotismus - sagen 
wir es so, um nicht etwas anderes anzufüh
ren - sehr stark strapaziert. Der Clou 
dieser Angelegenheit kommt noch: Es wird 
nämlich bekannt, daß die oberösterreichische 
Firma zwei Drittel der Pflanzenmenge von der 
Vorarlber,ger Firma, die angeblich nicht lei
stungsfähig genug gewesen !ist, um den Auf
trag zu bekommen, selbst geliefert erhält. 

Im Jahre 1972 wiederholt sich das neckische 
Spiel wieder: Die Vor,arl-berger Firma .ist Bil
ligstbi eter, der Auftrag ging aiber nach Ober
österreich. Die Leistungs'fähigkeit der Vor
arlberger Firma wurde seitens der Behörde 
wieder, und zwar unbegründet, in Zweifel 
g ezogen. 

M.an s.ieht also, wie solche Ausschreibun
gen manipuliert werden können UIud mit wel
cher - 'so möchte ich ,sagen - Dreistigkeit 
sich manche Behörden 'über Vorschriften hin
wegsetzen, wenn es gilt, anderen, sicher nicht 
sachlichen Gesichtspunkten zum Durchbruch 
zu verhelfen. Das ist das, was ·ich vorhin 
angeführt habe und was man ,als unbefriedi
gend emfi ndet : Hier wird etwas aufgezeigt, 
aber es besteht keine G�ähr dafür, daß 
diese Vorgang,s,weise das nächste Jahr nicht 
wieder beibehalten wird. Es wird zwar vom 
Rechnungshof wiieder kritisiert werden, aber 
es geschieht ja nichts

'
. IEs erfolgt keine Sank

tion. Es kann ruhig ,so weitergehen. Man wird 
das hier diskutieren und wird keine Konse
quenzen ziehen. 

Ich .gl,aube, in dieser Hinsicht, Hohes Haus, 
w,ird man auch einmal bei Behandlung des 
Rechnun.g,shofgesetzes - 'bei grundsätzIoicher 
Behandlung der .ganilen Materie betreffend 
den Bericht des Rechnungshofes - vielleicht 
doch zu einer anderen Au�fassung gelangen, 
wie man den Kritiiken des Rechnungshofes 
eine größere Wirksamkeit zumessen k,önnte. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Meine Damen und 
Herren ! Der Abgeordnete D r. Schmidt hat 
einen Entschließungsantrag verlesen und ein
gebracht, den ich nicht in die Verhandlung 
einbeziehen kann. Ich möchte das auch begrün
den : 
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.Präsident Dr. Maleta 

. 
Als Präsident habe ich lediglich die Ge

schäftsordnung zu interpretieren und zu hand
haben. Der Entschließungsantrag ist zwar zum 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes einge
bracht, aber der Adressat ist nicht der Präsi
dent des Rechnungshofes, sondern die Voll
ziehung, nämlich der Finanzminister. Der 
Finanzminister hat hier nicht die Möglichkeit, 
dazu Stellung zu nehmen, weil es in keinem 
Zusammenhang steht. Aus diesen sachlichen 
und . . .  (Abg. P e t e r : Jederzeitf) Nach meiner 
Uberzeugung 'ist formalrechtlich hier diese 
Einbringung nicht möglich, und daher habe 

� .  ich j etzt damit meinen Standpunkt ·begründet. 

Der nächste Redner ist - der Abgeordnete 
Hietl. Ich erteile -ihm d as Wort. 

Abgeordneter Hietl (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Der 
Herr Abgeordnete Dr. Tull hat hier erklärt, 
daß diesmal im Ausschuß wesentlich rascher 
die Antworten der Herren Minister gekom
men wären, es wären auch wesentlich effekt
voller natürlich die Fragen der Ahgeordneten 
gegenüber j ener Zeit der OVP-AUeinregie
rung gewesen. Der Herr .A!bgeordnete Bre
gartner hat noch verstärkt dazu erklärt, die 
Regierung lege Wert -auf harte Kontrolle und 
Konfrontation. 

Meine Damen 'und Herren!  Wie sieht diese 
Konfrontation denn aus? Wenn ich mich hier 
umdrehe oder hier in den Saal blicke, muß 
ich feststellen, daß wir uns wohl sehr freuen, 
daß der Herr Präsitlent und der Herr Vize
präsident des Rechnungshofes bei uns anwe
send sind, doch Sie wissen, daß sich die Her
ren auf Grund der Geschäftsordnung nicht z u  
Wort melden können. W i r  hätten aber sehr 
gerne ,gesehen, wenn die -Minister, der Herr 
Bundeskanzler und die Staatssekretäre auch 
hier im Saale wären und uns Rede und Ant
wort stehen würden ! (Zustimmung bei der 
avp.) Es ist sehr einfach und billig, einen 

sich noch mehrere Kollegen hier zu Wort mel
den wollen -, in wenigen Sätzen zu zwei Fra
gen Stellung nehmen, die heute noch nicht 
behandelt wurden. 

Ich darf auf die Ergebnisse des Rechnungs
hofberichtes im Bereich des Sozialen kommen, 
nachdem der Herr Abgeordnete HeHwa'gner 
im Ausschuß wieder einmal kritisiert hatte, 
wie wenig seiner Meinung nach die Bauern
schaft selbst an Beiträgen zur Krankenkasse 
und zur Pension leiste und wie hoch die Bei
träge beziehungsweise die Ausfallshaftung 
des Staates dazu ist. 

Gründsätzlich sei noch einmal festgestellt 
und in Erinnerung gerufen, daß es die OVP 
war, die im Dezember 1 969 das Bauern-Pen
sionsversicherungg.gesetz beschloß und hier 
auch gleich Maßnahmen zur schrittweisen An
,gleichung der Zuschußrentner setzte. Die 
Damen und Herren der SPO reden in den 
Versammlungen ,auf dem Lande noch sehr 
gerne davon. Sie reden aber nicht davon, 
daß das Bauern-Pensionsversicherungg,gesetz 
mit 1 .  Jänner 1 971  wirksam wurde. Sie reden 
draußen so, als ob es das Verdienst der 
Regierung Kreisky wäre, weil es zum Zeit
punkt der Minderheitsregierung in Kraft ge
treten -ist, verschweigen dabei 'aber sehr wohl, 
daß es erstens die OVP war, die .für die Er
stellung des Gesetzes sorgte, und zweitens 
Sie es sind, die ·es bis heute unter Ihrem Mini
ster Häuser ablehnten, dem kleinen Zuschuß
rentner dadurch zu helfen, daß eine Anglei
chung der Zuschußrente an die Bauernpension 
erfol'gt. Mit einem Einkommen von 500 bis 
700 S monatlich müssen unsere Zuschußrent-
ner ihr Leben fristen und sind daher auf das 
Ausgedinge von ihren übergebenen Betrieben 
,abhängig. Es ist -geradezu verwunderlich, daß 
eine Partei, die vorgilbt, sozial zu sein, für 
die sozial schwachen Schichten unseres Vol
kes überhaupt kein Verständnis aufbringt. 

Abgeordneten ans Rednerpult zu schicken, der Wenn im Ausschuß weiter behauptet wurde, 

erkclärt, wie -gerne sich die Regierung zur Ver- aus den AufzeiChnungen der Sozialversiche

antwortung stellt. Wenn es ;aber dann zu den rungsträger gehe hervor, daß beim B-PVG die 

einzelnen Wortmeldungen und zur Konfron- Ausgleichsbeträge des Staates im Jahre 1 972 

tation hier in diesem Hause kommt, dann höher -geworden sind, dann zeigt dies dom 

sind die Damen und Herren der Bundesregie- deutlich die Strukturschwächen der Landwirt

rung einfach abwesend und finden es nicht schaft auf, wofür letzten Endes die Agrarpoli

für notwendig, hier zuzuhören. Sie brüskie- tik der SPO-Regierung der letzten vier Jahre 

ren damit nicht nur die Abgeordneten des verantwortlich ist. 

Hauses, sie brüskieren damit auch di-e Be- Es ist einfach unver,antwortlich, eine Po li
amten des Rechnungshofes, die sich bemüht tik zu betreiben, die -die Bauern von ihren 
haben, in harter Arbeit ihren Bericht zu -er- Höfen geradezu verj agt, und gleichzeitig an
stellen, an dem anscheinend diese Regierung zuprangern, daß dadurch die Einzahlenden 
überhaupt nicht interessiert ist! (Neuerliche zum B-PVG immer weniger werden. (Präsi-
Zustimmung bei der avp.) dent P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Ich darf, um die Zeit meines Vorredners Meine Damen und Herren von der Regie-
nicht zu überbieten - wir wissen ja, daß rungsp.artei l Wenn Sie noch etwas glaubhaft 
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Hietl 

bleiben wollen, dann revidier·en Sie Ihre Aus
sagen! Von sozial zu reden und unsozial zu 
sein, ist unverantwortlich, unverantwortlich 
gerade einem Berufsstand g.egenüber, der bei 
den Sozialleistung-en .im VeI1g1eich zu den 
anderen Herufsständen weit nachhinkt. 

Wie unsozial Sie handeln, b ewiesen Sie 
auch bei Ihrem Beharrungsheschluß zum 
Bauern-Krankenversicherungsgesetz, wo Sie 
einfach eine saftige Beitragserhöhung gleich
zeiUg mit der Unfallversicherung mit Ihrer 
hauchdünnen Mehr.heit durchzogen. 

Hiezu muß ich Ihnen sagen, daß aus dem 
Rechnungshofbericht hervorgeht, daß man 
beim Bauern-Krankenversicherungsgesetz 
1912 mit einem 'geringfügig kleinen Bundes
beitrag auskam. Wozu, muß ich dann fragen, 
diese Beitragserhöhung? 

Meine Damen und Herren! Als einer der 
wenigen Betroffenen in diesem Hause muß ich 
Ihnen, ohne hier Neidkomplexe erwecken zu 
wollen, sagen, daß Sie mit dem Krankenschein 
in der Hand die ärztliche Praxis aufsuchen, 
während der Klein- und Kleinsbbauer seine 
schwer verdienten Schillinge .auf den Tisch 
legen muß und erst dann eine Rückver,gütung 
in Anspruch nehmen kann. 

Zum Nachteil der ohnedies sdlledlteren 
Landärzteversorgung tritt auch noch das Pro
blem der finanziellen SchlechtersteIlung. 

All dies in der Regierungszeit einer Soziali
stischen Partei, die gerne vorgibt, eine Partei 
für den kleinen Mann zu sein. Nein, meine 
Damen und Herren, dies kauft Ihnen kein 
Mensch mehr ab ! Sie sind und bleiben eine 
unsoziale Partei. (Lebhafte Zustimmung bei 
der GVP. - Abg. · S k r i t e k: Das ist die 
Anklage wegen Ihrer eigenen Versäumnisse, 
Herr Kollege!) 

Wenn Sie sagen, Herr Abgeordneter Skri
tek, das gehe gegen die eigene Partei, dann 
muß ich Sie fragen : Wer hat denn noch vor 
wenigen Wochen den Beharrungsbeschluß 
gefaß t und diese Erhöhung durchgezogen? 
Dom Sie lallein! Sie können daher hier nimt 
uns die Schuld in die Schuhe sdli e·ben für 
das, wofür Sie allein verantwortlidl sind l 
(Beifall bei der GVP. - Abg. S k r i t e k:  
Bei  der Krankenversicherung haben Sie jahre
lang sabotiert, und jetzt sind Sie böse!) 

Darf ich mich dem zweiten Problem zuwen
den - auch dies anscheinend für das Proto
koll ; denn der Herr Landwirtschaftsminister 
ist ja nicht  zu sehen -: Im Rechnungshof
beridlt wurde festgestellt, daß seitens der 
weinbautrei·benden Länder wohl ein klares 
Konzept vorliegt, daß j edom auf Bundesebene 
ein der,artiges Konzept bisher nidlt zu sehen 
war. 

Da mir der Herr Minister ilIIl Ausschuß er
klärte, ein Förderungskonzept sei für den 
Weinbau in Grundzügen fertig, wäre ich sehr 
daran .interessiert, zu -erfahren, wie dieses Kon
z,ept auss'i,eht, und wäre sehr froh darüber, 
wenn uns der Herr Bundesminister dieses 
Konzept s ehr bald vorlegen würde. 

In Belangsendungen - das war an dem 
Tag, an dem der Rechnungshofausschuß 
tagte - hat man einfach die Kammern, die 
Bauernkammern, angegriffen und alle mög
lichen Unterstellungen vOI1genommen, die in 
keiner Phase haltbar sind. Im sozialistischen 
Zentralorgan, und zwar in der "Arbeiter-Zei
tung" von gestern, heißt -es unter der Ub-er
schrift "Kein Damm gegen Weinsturzflut?" : 

"Von Retz bis Rust erschallt jetzt der Ruf 
nach Aufhebung der Anbaubeschränkungen, 
die die Bundesländer Burgenland und Nieder
österreich seinerzeit verfügten." 

Hiezu darf idl feststellen, daß unsere Seite 
keinesfalls hier irgendwie an die Aufhebung 
dieser Beschränkungen denkt. Aber wir wol
len erreichen, d aß seitens des Bundes ein 
Konzept vorgelegt wird, das es uns ermög
licht, auch eine Vorratswirtschaft auf diesem 
Gebiet zu betreiben. Das kann ClJber nidlt so 
-geschehen, daß man Initiativanträ·ge, die von 
uns, sei es zum Weinwirtschafts.gesetz, sei es 
zur Alkoh01ahgabe, kOffilIIlen, einfach negiert. 
Der Herr F:inanzminister hat von ,seinem Platz 
aus erklärt, er könne keine Zusage geben, 
wann es dazu kommt. 

Da muß ich mir die Frage stellen : Sind 
Sie tatsädllich daran so interessiert, daß Sie 
auch diesen Berufsstand in Osterreich durch 
eine Vorsorge, die seitens der Regierung er
folgen sollte, unterstützen wollen, oder blei
ben Sie dabei, in Belangsendungen und Zei
tungsartikeln gegen einen Berufsstand zu 
polemisieren, von dem Sie anscheinend - und 
das ist sicherlich richtig - stimmenmäßig 
nichts erwarten? Sind Sie einfach deswegen 
nicht ·inter·essiert an diesen Leuten und -glau
ben Si-e wirklich, an -ihren Wünschen ständig 
einfach vorbeigehen zu können? Wenn Sie 
aber glauben, daß :irgend 'etwas nicht ganz so 
ist, wi'e Sie meinen, oder wenn Sie glauben, 
daß eine Bevorratung in di'esem Sinne nicht 
erfolgen kann, dann schieben Si,e dies'en Leuten 
die Schuld zu, ohne daran zu denken, daß 
Sie selbst infolge Tatenlosigkeit und Nicht
anerkennung der Wünsche dieses Berufsstan
des einfach nimt in der Lage sind, eine ent
sprechende BevofIlatungswirtschaft zu betrei
ben. Und dafür, meine Damen und Herren, 
tragen letzten Endes Sie, die Sie in dieser 
Zeit die Bundesregierung stellen, die Ver,ant
wortung ! (Beifall bei der GVP.) 
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Präsident Probst: Der nädlste Redner ist 
Herr Abgeordneter Kittl. 

Abgeordneter Kitt! (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Der TätigkeitSibericht des Rech
nungshofes 'gibt mir Gelegenheit, über einen 
Wirtschaftszweig zu sprechen, der in finan
zieller Hinsicht in den vergangenen zehn Jah
ren einige Schwierigkeiten gehabt hat, die nur 
zum Teil .gemeistert werden konnten. 

Die Osterreichischen Salinen haben ihre 
Produktionsstätten auf vier Bergtbaubetriebe 
verteilt. Es wurden eine Reihe von Ratio
nalisierungsmaßnahmen eingeleitet, um eine 
wesentliche Senkung der G estehungskosten 
für die Produkte 'zu erreichen. 

Den Osterreicher interessiert, sehr .geehrte 
Damen und Herren, wie sich die Produktions
verhältnisse bei den Osterreichischen Salinen 
entwickelt haben. Es ist den Osterreichischen 
Salinen gelungen, die Produktion von Sole 
von 1 ,503.000 Kubikmeter im Jahre 1969 ·auf 
1 ,800.000 Kubikmeter .im Jahre 1972 zu stei
gern. 

Von seiten der Industrie - das ist bemer
kenswert - wurde an die Osterreichischen 
Salinen die Forderung 'g·estellt, Industriesole 
und Industriesalz zum wesentlich verbilligten 
Preis, zum geschützten Preis, abzugeben, um 
einen Beitrag zur Wettbewerbsfähi.gkeit der 
Industriezweige zu leisten. Aus diesem Grund, 
Hohes Haus, werden Industriesole und Indu
striesalz um mehr als 50 Prozent unter den 
Gestehungskosten an die Industrie abgege'ben. 

dlen, daß die Sdlließung der Saline HaHein 
sowi'e des Salzbergbaues Dürrnberg schon be
schlossene Sache sei. In dem Antwortsduei
ben stellte Dr. Androsch fest, daß von einer 
Sdlließung des Salzhergbaues in Hallein
Dürrrrber,g und der Sudhütte Hallein !keine 
Rede sein kann und daß dieslbezügliche Ent
scheidungen nicht ergangen sind. 

Diesem Schriftverkehr ist aber ·bereits eine 
Sachverhaltsdarstellung auf Grund einer Inter
vention des Herrn Landeshauptmannes Doktor 
Lechner 'lind des Herrn Landeshauptmann
Stellvertreters Karl Steinocher im September 
1973 vorausgegangen. In dem Antwortschrei
ben vom Oktober 1973 stellt Bundesminister 
für Finanzen Dr. Androsch folgendes fest : 

Erstens : Die Generaldirektion der Osterrei
chisdlen Salinen hat nicht die .Albsicht, die 
Saline Hallein stillzulegen. 

Zweitens : Von einer Schließung des Betrie
bes tkann daher keine Rede sein. 

Drittens : Von einer Beunruhigung der Be
legschaft ist der Generaldirektion der Oster
reichischen Salinen nichts bek,annt. 

Viertens : Die Saline Hallein hat die höch
sten Gestehungskosten, insbesonder·e wegen 
der hohen Stromkosten der SAFE, die lNIl 
40 S höher liegen als j ene der Saline Eben
see. 

Fünftens : A:bschließend weist der Finanz
minister darauf hin, daß die Reor.ganisation 
der Osterreichischen SaLinen unbedingt lerfor
derlich wird, weil sowohl 1972 als auch 1973 
die Osterreichischen Salinen einen Verlust 

Im Rechnungshotibericht wird nun ausgewie- aufzuweisen haben. 
s.en, daß sowohl -di,e Genelialdtirektion der 
OsterreichJi'schen Saliinen als auch der Rech
nungshof selbst darauf ,aufmerksam machen, 
daß weitere RaNonaHsderung'smaßnahmen not
wendig sind und ·aUes unternommen werden 
muß, um eine wesentLiche Senkung der P.ro
duktionskosten zu !er.reichen. 

Hohes Haus ! In Wahrung der Funktion und 
in Wahrung der Interessen der Osterreichi
schen SaLinen hat der Herr Bundesminisber für 
Finanzen Dr. Androsch eine Kommission ein
gesetzt, um die Möglidlkeiten einer Reor.g,ani
sation von Verwaltung und Betrieb der Oster
reichiischen Salinen zu prüfen. llie Hinsetrzung 
dieser Kommission hat bewirkt, daß sich der 
Salzbur·ger Landtag mit der Frage der Auf
rechterhaltung der Saline Hallein und des 
Salzbergbaues beschäftigt hat. 

Der Präsident des Salzburger Landtages, 
Abgeordneter und Bürgermeister Josef Brand
auer, hat ·an d en Bundesminister für Finanzen 
die Anfrage 'gerichtet, ob die Äußerungen der 
OVP-Abgeordneten den Tatsachen entsp:r:e-

In diesem Prüfun.gsstadium der Osterreichi
schen Salinen wollte Abgeordneter Glaser im 
Wege einer schriftlichen Anfr.age wissen, zu 
welchen Remganisationsmaßnahmen d'as 
Finanzministerium bisher gekommen sei. In 
der Antwort vom 28. Febrouar 1974 führt der 
Finanzminister aus, daß über den Standort 
einer Großsudhütte keine Einigung durch die 
Kommission erzielt werden konnte. Diese 
Fr,age wird daher durch eine Unternehmer
,beratungsfirma ,geprüft. 

Das Salzvorkommen in der Saline Hallein 
reicht noch 30 bis 50 Jahre. Die noch durch
zuführenden Bohrungen im Wolf-Dietrich
Stollen werden Aufschluß geben, ob ein wei
terer Abbau .auch -auf längere Sicht, ,also über 
diesen Zeitr·aum von 30 ·bis 50 Jahren hinaus 
gerechtfertitgt ist. 

Der Salzbedarf in asterreich, so führte der 

Finanzminister weiter aus, kann auch in Zu
kunft als gesidlert 'gelten, und dieser Bedarf 
wird noch leichter gedeckt 'Werden können, 
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KUtl 
wenn es zur Errichtung dieser Großsudhütte 
kommt. 

Obwohl also, meine Damen und Herren, in 
dieser Zeitspanne vom Sommer 1973 bis 
Februar 1 974 durch den Finanzminister aus
reichendste Aufklärung gegeben wurde, be
hauptet nun der OVP-Landeshauptmann Dok.
tor Lechner in einem Ze-itungsinserat in sehr 
demagogischer Art, daß der Finan�minister 
Androsch die Saline Hallein auflassen will. 
(Abg. K r  a f t: Wahlpropaganda!) 

Dem Landeshauptmann und allen Salzbur
ger Stellen hat aber erstens der Finanzmini
ster mitgeteilt, daß an keine Einstellung des 
Salzbergbaues bez iehungswe ise des Sudbetrie
bes in Hallein 'gedacht ist. 

Zweitens : Die OVP hehauptet, daß nach 
Meinung von Androsch Bohrungen im Grenz
gebiet nicht zu rechtferUgen seien. Wenn man 
auf den Schriftverkehr hinweist, dann kann 
man hier noch einmal klar feststellen, daß es 
sich um eine wahltaktische, sehr demagogi
sche Äußerung des OVP-Landeshauptmannes 
handelt, denn die Bohrungen im hayrischen 
Raum ha'ben zu k einem positiven Ergebnis 
geführt, und Finanzminister Dr. Androsch hat 
in Zusammenarbeit mit der GeneraIdirektion 
angeordnet, daß im Sommer 1 974 im Wolf
Dietrich-Stollen mehrere hundert Meter tiefe 
Bohrung en durchgeführt werden, um festzu
stellen, ob a-uch in Zukunft weiter Salz ge
wonnen werden kann. 

Dr.itt-ens stellen Dr. Lechner und di,e OVP 
fest, daß die g,rolYe Sudhütte nicht 'im Lande 
Salzburg ,entstehen wird. (Abg. K r  a f t :  Wahl
rede!) Herr Abgeordneter, es muß 'ganz ein
deutig festgehalten werden, daß diese Fragen 
auch hier im Parlament in ganz sachlicher 
Form zu behandeln sind. (Abg. K r  a f t: Wahl
rede!) Hier z eigt sich deutlich, daß der Salz
burg er Landeshauptmann offenbar bereits 
hilflos geworden ist, daß er offenbar auch alle 
w irtschaftlichen Uberlegungen über den Hau
fen wirft. 

der SPO. - Abg. K r  a / t: Dann soll man 
Wahlreden draußen halten und nicht hier!) 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Dr. Lech
ner und die OVP meinen, daß Androsch das 
Todesurteil über die Saline Hallein bereits 
gefällt hat, und man fragt an, ob das die 
eigentliche Arbeitsmarktpolitik der SPO sei.  
Ich bin davon überzeugt, daß es notwendig 
ist, einmal festzuhalten, daß die OVP auf
hören soll, der Salzburger Bevölkerung Sand 
in die Augen zu streuen. Die OVP soll sich 
erinnern, ob und wann sie j emals im Land e 
Salzbulig einen aktiven Beitrag für eine Indu
striepolitik geleistet hat. Ich gl:aube, auf die
sem Gebiet hat die OVP bisher kläglich ver
sagt. 

Finanzminister Androsch - das wurde be
reits schriftlich allen Salzbur'ger Stellen und 
auch in der Anfrageheantwortung dem Abge
ordneten Glaser mitgeteilt - wird für die 
Aufrechterhaltung der Saline Hallein und für 
den Sudbetrieb eintreten, und damit werden 
die Sozialisten auch für die Erhaltung der 
Arbeitsplätze eintreten. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn Sie 
noch einmal die Statistik zur Hand nehmen, 
dann können Sie doch feststellen, in welchem 
Ausm aße di e sozialistische Bundesregierung 
eine aktive Arbeitsmarktpolitik betrieben hat. 
Ausgehend vom Jahr 1 970 mit etwas üb er 
1 ,900.000 Beschäftigten konnte diese Zahl im 
Jahre 1 973 auf 2,600.000 angehoben werden. 
Damit ist auch bewiesen, daß weiterhin die 
sozialistische Bundesregierung für die Voll
beschäfti-gung eintritt. In welchem Maße diese 
Arbeit auch im Lande Salzburg ihren Nieder
schla-g findet, beweist die Tatsache, daß es 
erstmals in den Jahren 1 972 und 1973 im 
Lungau, unserem Salzbur-ger Sorgenkind, mög
lich war, Vollbeschäftigung festzustellen. 

Ein weiteres, sehr geehrte Damen und Her
ren, soll auch noch angeführt werden. Der 
Landeshauptmann hat den Regionalplan für 
den Pinzgau vorgelegt und hat dort im Rah-

Die Frag·e der Errichtung einer Sudhütte ast men dieser Raumplanung auf die Situierung 

bis heute nicht .entschieden. von Industriebetrieben völlig vergessen. Es 
waren die SPO-Landta'gsabgeordneten, es war 

Es s oll a'ber doch festgehalten werden, daß vor allen Dingen Landeshauptmann-Stellver
zu prüfen s ein wird, daß man die kommende treter Karl Steinocher, der vehement gefor
Großsudhütte im Raum des leistungsfähigsten dert hat, daß in diesem Regionalbereich auch 
Betriebes errichten wird, denn sonst könnte Industriebetriebe ausgewiesen wer·den. Das 
man j a nach d en Vorstellungen der OVP wo- konnte durchgesetzt werden, die OVP mußte 
möglich die Großsudhütte im niederösterrei- s ich beugen, und schließlich und endlich wurde 
chischen, tschechoslowakischen oder ungari- der Regionalplan auch in dieser Richtung ab
schen Raum errichten, um j a  möglichst viele geändert. (Beifall bei der SPO.) 
Gestehungs- und Transportkosten zu haben. Abschli eßend, sehr geehrte Damen und 

Ich glaube, selbst bei einem Wahlkampf Herren, darf ich feststellen, daß die Soziali
s �llte n:.

a� die wirtschaftlichen Uberl�gunger: 
I 
�ten immer �ktive Arbeits�arktpolitik sowohl 

mcht volhg außer acht l assen. (Bel/aIl bel m der Gememde als auch 1m Land als auch im 
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Bund betdeben haben und daß sie diese Auf
gaben auch in Zukunft fortzusetzen geden
ken. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Zeillinger. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi
dent!  Meine Herren Präsidenten des Rech
nungshofes ! Ich bin zwar eberrf.alls Salzburger 
Abgeordneter, aber .ich beabsichtigte 'hier nicht 
eine Wahlrede im Hause zu halten, weil ich 
glaube, daß die !Zahl der Wa'hlberechtigten, 
die ich allenfalls für die freiheitLiche Stimmen
abgabe bewegen könnte in diesem Haus, rela
tiv gering .ist. :Der Herr Kollege Ulbrich ·ist 
übrigens Salz:burger Abgeordneter, wenn ich 
mich r.ichtig eI'iinnere. 

Aber nun zuerst, bevor ich zum Thema 
�echnungshof komme, 'ein Wort zu ·einer 
Frag,e der Geschäftsbehandlung : Wir Freiheit
lichen wollen keine große Geschäftsordnungs
debatte, ,aber es geht hier um ·eine sehr grund
sätzliche Frage, unter Umständen um eine 
wesentliche Einschränkung der Rechte des Ab
geordneten, w·as ,ganz auf der Liruie li egt, 
was sich in den letzten Tagen hier ereignet 
hat, denn ,Sie wissen, wir müssen bis 21 Uhr 
arbeiten, dann sperrt der Präsident das Haus
tor zu, dann dürfen 'Wir nicht einmal mehr 
herinnen weiterberaben. 

Aber ebenso auf dieser Linie liegt nun der 
Umstand, daß plötzlich ohne Deckung ,in der 
Geschäftsordnung ein Entschließungsantrag 
zurück,gewiesen worden ist. Leider hat gegen
über den sanstigen Usancen der Herr Präsi
dent nicht mitgeteilt, worauf er diese Zurück
weisung s tützt. Ich dal1f gleich sagen, 'warum 
wir Wert darauf legen, daß das ausgesprochen 
wird. Es >ist in dem Parlament Gewohnheit, 
daß man .immer sagt:  'Das war schon einmal 
so,  und weil es einmal schon so war und es 
sich die Abgeordneten ·gef.aIlen 'haben lassen, 
wird es -in hundert J.ahren auch so sein. Die 
Volkspartei hat es ,s ich leider Gottes, möchte 
-ich sag·en, g.efallen lass'en, und das wird uns 
j etzt so indirekt vorgehalten, damit ist bereits 
ein Präj udiz geschaffen und ist es Brauch 
geworden. Daher wollen wir als freiheitliche 
Abgeordnete heute ,gleich s agen : Wir lassen 
es uns nicht gefallen und ,sehen darin einen 
s ehr gefährlichen Eingriff in eLie Rechte der 
Abgeordneten. 

Das Thema Entschließungs,anträge .ist in der 
Geschäftsordnung überhaupt nur dr·eimal er
wähnt. Idl muß das Leider anführ.en, weH 
es der Herr Präsident nicht getan 'hat und 
wir nicht wissen, worauf er  es stützt. 

Das :ist im § 51 . Dort heißt es: "Entschlie
ßungsanträge zu einer Vorlage werden nach 
der dritten Lesung zur Abstimmung gebracht." 

Das ist weniger interessant als der Kom
mentar, der dazu vom j etzigen Parlaments
direktor Czerny und Kollegen Fischer ge
schrieben worden ist, wo es nämlich heißt :  

Aus dem Wortlaut der Geschäftsordnung 
(,��ch der dritten L'esung') könnte man ablei
ten, daß EntschlJeßungSlanträge nur im Zusam
menhang mH Ges'etz'esvorlagen gestellt wer
den dürfen." 

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß 
der Parlamentsdirektor, als er noch Kommen
tator war, völlig mit freiheitlichem Gedanken
gut durchdrungen war und unseren S�and
punkt vertreten hat: man könnte zu dIeser 
Meinung kommen. Interessanterweise kommt 
er j etzt als Parlamentsdirektor zu einer 
anderen Meinung. Ich weiß es nicht, vielleicht 
steht der Parlamentsdirektor im Gegensatz zur 
Entscheidung des Präsidenten, was aber 
relativ selten ist und nicht der Gewohnheit 
des Hauses entsprechen würde. 

Es schr.eiben der ParlamentsdiI1ektor und 
KoUeg,e Fischer im Kommentar dann w.eit,er : 
"Die parlamentarisch.e Praxis läßt joedoch Ent
schHoeßungsanträge auch im Zusammenhang 
mit andef'en Verhandlungsgeg,enständen, . . .  
ohne Zusammenhang mit ,einem V,erhand
lung's-g,eg,enstand joedoch nur ,als Srelbständ,ig,en 
Antrag . . .  zu." Und das ;ist j a  selbstverständ
}lich, meine Herren ; es .g,ibt auf der ·ganz'en 
WeIt keine Parlamentarier, die s'idl selbst ,ihre 
Itechte 'einengen werden. Sie 'erIleichen j a, 
meine Herren von der Soz ialistischen Partei. 
überhaupt nichts. Ich bin mir -im klar·eu, der 
Präsident war in di,esem Fall von der zweiten 
Oppos'itionspar1Jei, aber es :ist sicher ·eine ge
meinsame Entscheidung der Präsidenten des 
Hauses. Natürlich umgehen wir freiheitlichen 
Abgeordneten j etzt diese Entscheidung des 
Präsidenten und bring.en denseihen zurück
gewiesenen Entschließungsantrag j etzt mit 
demsel:ben Wortlaut als Initiativantra,g 
wieder ein und werden ihn ein zweites Mal 
verlesen, noch ein zweites Mal zur Debatte 
stellen. Also es wird nur eine Wiederholung. 
Aber hier geht es um ein grundsätzliches 
Recht. Ich darf hier sagen mit dem Parlaments
direktor, mit dem Kollegen Fischer : Ich bin 
mit ihnen einer Meinung, daß natürlich die 
parlamentarische Praxis Entschließungsanträge 
auch im Zusammenhang mit anderen Verhand
lungsgegenständen, ohne Zusammenhang mit 
einem Verhandlungsgegenstand jedoch nur als 
selbständigen Antrag zuläßt. 

Bei Verhandlungsgegenständen, die keiner 
dritten Lesung unterzogen werden, kommen 
Entschließungsanträge nach Schluß der Debatte 
zur Abstimmung. Das heißt also, es ist ganz 
klar, daß es Entschließungsanträge bei Ver
handlungsgegenständen gibt, die so wie in 
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diesem Fall keiner dritten Lesung unterzogen 
werden. Also die Rechtslage ist eindeutig. 
Ich muß sagen, ich weiß auch gar nicht, warum 
es zu dieser Entscheidung gekommen ist. 

Ich möchte der Vollständigkeit halber nur 
noch sagen, weil das alles leider Gottes vom 
Präsidium aus unterlassen worden ist - und 
es wäre besser, man würde sich mehr mit 
solchen Sachen als mit Schlüsselabnehmen und 
Entziehen von Haustorschlüsseln bei Abge
ordneten mit der Einschränkung der Arbeits
und Bewegungsfreiheit beschäftigen -, es 
gibt noch eine zweite Stelle, das ist der § 70. 

Im § 70 heißt es : "Der Nationalrat ist be
fugt, die Geschäfts'führung der Bundesregie
rung zu überprüfen, deren Mitglieder über alle 
Gegenstände der Vollziehung zu befragen und 
alle einschlägigen Auskünfte zu verlangen 
s owie seinen Wünschen über die Ausübung 
der Vollziehung :in Entsmließung,en Ausdruck 
zu geben." 

Im glaube, daß mit dieser Bestimmung des 
§ 10 es sicher nicht zur Zurückweisung unseres 
Entschließungsantrages kommen konnte. (Abg. 
P e t  e r, dem Redner ein Schrifts tück über
reichend: Den Antrag Tull wollte die soziali
stische Fraktion einbringen, der is t dann nur 
umfunktioniert worden, weil die Oppositions
parteien hätten mitgehen müssen!) 

Aus dem Dokument, das ich bekommen 
habe, sehe 'ich, daß d,ie Reg,i'e
rungsfraktion zumindest heute 'in dier 
Früh derselben Ansicht war wie wir. Sie haben 
ja auch einen Antrag verfaßt, wo drübersteht: 
Entschließungsantrag. Sie haben .ihn uns dann 
gegeben zum Beitreten. Wir haben darüber 
verhandelt. :Es ,ist nur zum Beitritt nicht mehr 
gekommen, weil mögHcherweise durch einen 
Lapsus, ich gllaube nicht, daß -es Absicht war, 
der Kollege Tull schon vorgesmossen ist, 
bevor die landeren Fraiktionen noch der Ein
ladung ,beizutreten nachkommen konnten. Das 
heißt also, die Reg,ierungsfraktion war g.enau
so ,wie wir FreiheitHchen der Ans'icht, daß 
man natürlich auch einen Entschließungsantrag 
einbr!ingen 'kann, und das ,ist ,selbstverständ
lich, meine iOamen und Herren. Ich darf an 
Sie appellieren : Lass,en wir jetzt d.ie Grenzen 
der P,arteien weg. Wehren wir uns über.all 
dort, wo man versudlt, die FreIheit der Tätig
keit der lAbgeordneten, die Rechte der Abge
ordneten einzuengen. ,(Beifall bei der FPO.) 
Ich möchte hier ,sagen : Das geht über die 
G renzen der Parteien hinweg. Ich richte Ihier 
den Appell und darf dem IPräsidenten sagen : 
Sie sollten uns die Arbeit erleichtern, ermög
lichen. Sie s ollten uns noch mehr Chancen 
g'�ben, die Interessen des Vo�kes, ohne Rück
sicht auf ·di.e P.artei, zu voertir,euen, und uns ,nicht 
andauernd durch 'kleine Nadelstiche, d-aß wir 

zum Beispiel um 21 Uhr heimgehen müssen, 
weil W1ir keinen Haustorschlüssel ha:ben, bis 
zum Zurückweisen von Entschließungsanträ
gen in groß,en Angelegenheiten di,e Arbeit 
erschweren. Das ist eine Entwicklung, die 
-in den letzten Wochen eingesetzt hat und 
die ich persönlim als überaus ernst bezeichne. 

Ich darf I'hnen gleich sagen: Ich werde die 
mir noch verbleibende Zeit in diesem Haus 
dazu benützen, lfür die Rechte der A:bgeord
neten gegenüber j edermann - auch gegen 
meine eigene Partei - einzutreten. 

Al-so :  So wie die sozialistische Fratktion der 
Ans!icht war, es gibt einen Entschließungs
,antr,a,g, genauso waren wir Freiheitlichen der 
Anslicht, es .gibt einen Entschließungsantrag 
dazu. Und es ,gi.:bt Entschließungsanträge! Ich 
darf hier den Herrn Präsidenten bitten, dann 
Auskuilift zu -geben, auif welchen Punkt der 
Geschäftsordnung diese gegen die Interessen 
und gegen die Ifreie Betätigung der Abgeord
neten gerichtete Ent-scheidung des Präsidiums 
gestützt worden ist. 

Es ist eine Begründung verlesen worden, 
die ich leider Gottes - so schnell -ist es 
nicht möglich - nicht im Wortlaut habe. ,In 
dieser Begründung war folgender Sinn: Weil 
der Finanzminister, in dessen Richtung die 
Entschließung ,geht, nicht die IMöglichkeit hat, 
sich zu Wort zu melden. Ich muß sagen, hier 
beginnt irgendwo die VerWiirrung der iBe
griffe. Wenn sich hier einer nicht 'Zu Wort 
melden kann - und das bedauern wir Abge
ordneten aller Partei'en, glaube ,im -, d.ann 
ist das näml-ich der Präsident des R-echnungs
hofes. Das ist der einzige, der das Recht hat, 
oben zu S1itzen, der den ganzen Tag zuhören 
muß, der aber nicht die Möglichkeit hat, das 
Wort zu ergretfen, auch wenn er eine sach
Hche BerichU,gung trefien muß. Wir haben ,es 
schon ,erlebt -in der Ver,gangenheH, daß er 
dann einen Abgeordneten zu sich bitten muß, 
der das sozusagen dann in seinem Namen 
macht. Ich darf den Herrn ,präs.identen bitten, 
es i.st .ihm offenbar entg.angen ; entschuldigen 
Sie, Herr Präs'id,ent, lieh muß limmer sagen. 
"Herr Präsident", aber nicht Sie sind es .in 
diesem Fall. Aber es wird ja öfters das falsche 
Lamm geschlagen. (Zwischenrufe.) Es ist j a  
auch heute ein Regierungsmitglied sehr lang 
ohen gesessen. Ich muß sagen: Ich !begrüße 
es , wenn ·Mitglieder der Regierung auch bei 
Rechnungshofdebatten neben dem Rechnungs
hofpräsidenten oben sitzen. NatürHch ·ist ,auch 
,heute ein Mitglied der Regierung einige Zeit 
hier gesessen, weil wir nom ,gesagt 'haben, 
wir wollen das ,anerkennen, als postitilV aner
kennen. Und dann sagt uns der Präsident: 
Der Entschließungsantrag der Abgeordneten 
kann nicht eingebracht werden, weil der 
Finanzminister bei diesem Tagesordnungs-
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punkt nicht die Mö.glichkeit hat, sich zu Wort 
zu melden. Also w.enn 'etwas sachlich falsch 
ist, dann di,es,e Feststellung. 

Herr Präsident! Ich bitte, uns !Abgeordneten 
einmal zu sagen : Wo steht in oder Geschäfts
ordnung, daß der Herr 'Finanzminister sich 
nicht zu Wort melden kann? (Ruf bei der GVP: 
Wenn er nicht da istf) Ja, er kann :s.ich nicht 
zu Wort melden, wenn er nicht da list; das 
ist vielleicht der einzige 'Einwand. Aber nach 
der G eschäftsordnung kann er sich jederzeit 
und selbstverständlich auch ,bei diesem Punkt 
zu Wort melden. Wir haben solche Fälle ge
habt. Le1der Gottes .ist darauf verzkhtet wor
den, für die Zurückweisung eine Begründung 
zu geben. Ich Ihalte d'i,es für falsch, und ich 
möchte namens der ,freiheitlichen Fr.a!ktion mit 
allem Nachdruck sagen, daß wir - lW.ir wollen 
hier lkein Präjudiz entstehen l.assen - es als 
einen sehr gefährlichen Eingriff lin die Rechte 
der Abgeordneten sehen, daß das alles auf 
der Linie liegt, 'hier die Ar!be·it zu erschweren 
und di'e Kontrolle unmögHch zu machen. 

Wir fre.iheitlichen Abgeordneten werden 
nun zu einem Geschäftsordnungstl'ick, bei 
dem der Präsident dann machtlos ist � das 
hat 'er ja auch g,ewußt -, gr,eifen. Ohne damlit 
unseren Standpunlkt .aU'fzugeben , möchte .ich 
ausdrücklich' noch einmal gegenüber der Par
lamentsdoire'ktion und gegenüber dem Präsi
denten sagen : Wir stehen völlig auf dem 
Standpunkt, den der Parl amentsdirektor dn 
seinem Kommentar vertreten hat. 

Und ohne unseren Standpunkt aufzugeben, 
daß unser Entschließungsantrag natürlich hätte 
angenommen werden müssen, bringen wir nun 
einen IAntrag ein. Ich werde den Antr,ag ver
tesen. Bitte, ,es list olm Wortlaut dasselbe. Aber 
es ist die einzoige 'MögHchkeit, daß wir die 
Ge'schäftsordnungslkniffe, die von oben gekom
men sind, umg�hen und es doch 'erzwingen. 
Ich bdnge also den Antrag ein und 'bitte 
meine Kollegen, das unterschriebene Exemplar 
dem Präsidenten zu überreichen. 

Antrag 

der .A!bgeordneten Dr. Broes:i,gke, Dipl.-Vw. 
Josseck, ZeilHnger, Dr. Schmidt und Genos
sen betreff.end Milderung der Lohn- und 
EinkommensteUlerprogression. 

Die Steuerp rogression jn ihre'r derzeitigen 
Form - Hand in Hand mit oder zunehmen
den Geldentwertung - führt dazu, daß 
Nominalerhöhungen der Dienstnehmerein
kommen und Scheingewinne der Selbstän
digen 'in immer stäIikerem Ausmaß besteuert 
werden. 

Dem kann am 'besten dadurch ent,gegen
getreten werden, daß eine Änderung des 
Steuertar:ifsystems durch Schaffung eines 

breiten Proportionallbandes vorgenommen 
w.ird, innerhalb dessen die Besteuerung mit 
einem fixen Prozentsatz erfolgt. Außerdem 
ist eine großzügige Erhöhung j enes Betrages 
erforderlich, 'bis zu dem eine Besteuerung 
überhaupt zu unterbleiben hat. 

Die Freiheitliche Partei Osterre ichs hat 
schon im Jahre 1 972 ein Steuerreformkon
zept vorgelegt, das ein steuerfreies J ahres
einkommen bis zu 40.000 S und eine Propor
tionalbesteuerung von Jahreseinkommen 
zwischen 40.000 S und 120 .000 .s vorsieht. 
Da der wesentHche Teil der Einkommens
bezieher 

'
in diesen Bereich -fällt, Ihätte s'ich 

bei Annahme dieser freiheitHchen Vor
schläge das derzeit akute PrO'blem der Pro
gression insbesondere b ei der Lohnsteuer 
im IFall von ,Lohn- und Gehaltserhöhungen 
g.ar nicht gestellt. 

Die unterzeichneten .A!bgeordneten stellen 
daher den 

Antrag: 

Der Nationalrat 'Wolle beschließen : 

Der Herr Bundesminister für Finanzen 
wird aUlfgefordert, eine Regierungsvorlage 
vorzubereiten, die eine Änderung des gel
tenden Ein'kommensteuersystems auf der 
Grundlage e.iner 'Entschärfung der unerträg
lich gewordenen Progression durch Schaf
fung breiter Proporbionalbänder vors'ieht. 

In form€l1er Hinsticht wird g,emäß § 18 
der Geschäftsordnung des Nationalrates be
antragt, diesen Antrag einer ersten Lesung 
zu unterz·iehen und hierauf dem Finanz
und Budgetaus,schuß zuzuweisen. 

Das ist also j etzt der gleichlautende 
Initiativantrag, in dem - ich darf also noch 
einmal mit einem Satz zusammenfassen unter 
Hinweis auf den Bericht des Rechnungshofes, 
der ja auch auf dem Gebiete des Finanz
ministeriums eine Einschau gehalten hat -
wir die Regierung auffordern, dem von den 
Freiheitlichen bereits im Jahre 1 972 vorge
legten Steuerreformkonzept nun die Zustim
mung zu g·eben. Es ist eine der wenigen 
Möglichkeiten, um das, was j a  eigentlkh 
letzten Endes auch die Regierungsfraktion vor 
der Wahl versprochen hat, durchzuführen. 

Das Pech war, daß die Regierungsfraktion 
bekanntlich damals die absolute Mehrheit be
kommen hat. Ich darf also hier gegenüber der 
Offentlichkeit ve.rsichern: Hätten die Soziali
sten im Jahre 1972 nicht die absolute Mehrheit 
bekommen, dann wäre diese Steuerprogres
sionsminderung natürlich . längst Gesetz ge
worden und die kleinen Leute hätten heute 
nicht die Sorge um den vergeblichen Kampf, 
daß das, was sie durch Erhöhungen an Löhnen 
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und Gehältern mehr verdienen. im wesent
lichen der Finanzminister wieder wegnimmt. 
Ich darf ' also die Aufmerksamkeit der Kolle
gen. vor allem der Regierungsfraktion. denn 
Sie haben ja die absolute Mehrheit und Sie 
können b eschließen. auf diesen Vorschlag 
lenken. Er wird ja in verschiedenen Staaten 
mit Erfolg praktiziert, und er führt dazu, daß 
dann, wenn den kleinen Leuten ihr Einkom
men erhöht wird, nicht sofort vom Finanz
minister ein bestimmter Teil weggenommen 
wird, weil in einem relativ breiten Band ein 
bestimmter Prozentsatz festgelegt wurde. 

Ich darf für jene, die Gewerkschafter s.ind. 
sagen : In anderen Ländern vertreten die 
Gewerkschaften im Namen der Arbeitnehmer 
. . . (Abg. W i l l  e: In welchen?) Herr Kollege ! 
Ich weiß eh, daß Sie d agegen sind ! Herr Kol
lege, ich habe nur eine Hoffnung : daß die 
Soz-ialisten ,eines T1ages wieder ;in die Minder
heit kommen und wir Ihnen d,ann alles d,as 
abringen können. was Sie e'inmal den Arbeit
nehmern in diesem Staate versprochen 'haben. 
Was ich im Moment hier will, was wir Frei
heitlichen woUen, Herr Kollege Wille. und 
wo Sie sich als Sozialisten und G ewerkschafter 
so zur Wehr setzen : WÜ 'Wollen Ihnen ja nur 
helfen. einen Teil dessen zu erfüllen. was 
Sie einmal den Wählern versprochen haben. 
(Abg. W i l l  e:  Das glaube ich!) Nein. das 
glaul>en Sie eben nicht, Herr Kolle'ge l (Abg. 
W i l l  e: Ich will Sie nur fragen: In welchen 
Ländern?) kber. Herr Kollege, ich l,ade Sie 
ein. Wir sind gerne ;berei t. Wir werden -im 
Ausschuß, wenn Sie damit einverstanden sind, 
darüber beraten können und werden im Aus
schuß ausführlich . . . (Neuerlicher Zwischen
ruf des Abg. W i l l  e.) Aber, Herr Kolleg,e, 
im Ausschuß . . .  (Abg. W i l l  e: Ich möchte 
wissen, in welchen Ländern?) Sind Sie bereit, 
daß wir darüber verhandeln? (Neuerlicher 
Zwischenruf des Abg. W H 1 e.) Herr Kollege 
Wille !  Darf ich Ihnen noch einmal sagen : Wir 
sind gerne bereit, über alles miteinander zu 
verhandeln. Iwann Sie wollen und wenn ISi'e 
Zeit haben. Ich ·d.arf noch einmal sagen : Mich 
freut es, Herr ,Minister, wenn Gewerkschafter 
plötzlich wieder Interesse an den kleinen 
Leuten haben. nenn der EintClruck .ist Ja in 
letzter Zeit so ,gewesen, daß man nicht mehr 
ganz so für die Leute da wäre. Am letzten 
Parteitag gab es relativ wenig ,Protestresolu
tionen ,gegen die PreispoÜtAk der Regierung. 
Ich könnte mir vorstellen, wie der Parteitag 
in ,etwa verlaufen wäre. wenn noch die OVP 
in der Regierung g'ewesen wäre. (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i e r: Oje!) Ich :könnte mir vor
stellen, was d.a :für. kraftige Resolutionen ,ge
kommen !wären. Nun. das versteht der kleine 
,Mann nicht. Aber e,s wird ihn sicher sehr 
freuen, wenn er über die Massenmedien nun 

hört. daß die Sozialisten offensichtlich Inter
ess'e an diesem freiheitlichen Vorschlag haben 
und bereit sInd. nun doch einen Weg zu gehen. 
der gewährleistet. daß bei Lohn- und Gehalts
er,h!öhungen ein Teil dessen. was erhöht wird. 
dem betreffenden Arbeitnehmer bleibt, und 
nicht. was Sie bisher gemacht haben. der 
wesentliche Teil wieder dem Finanzminister 
zugeschanzt wird. (Abg. B r a u  n e i s: Er hat 
ja nur gefragt, in welchen Ländern das ist! 
Das kann er nicht beantworten, darum redet 
er im Kreis!) 

Es tut mir leid. Ich glaube, Herr Kollege 
Wille. wir FreiheiUichen hätten gar nicht ein 
zweites Mal über den Antrag reden wollen. 
Herr Kollege, es tut mir lei,d. wir sind j a  
vom Präs.idium ·gez'wungen worden, das Thema 
noch einmal aufzugreifen. Wir mußten formell 
den Entschließungsantrag in einen Initiativ
antrag umwandeln ; damit steht er jetzt zur 
DiSlkussion und damit kann er j etzt ,beraten 
werden. (Abg. B r a u  n e i s: Das weiß er 
nicht! Das kann er nicht beantworten!) Herr 
Kollege, .ich weiß nicht. was Si'e j etzt gesagt 
haben. was ich nicht weiß. Aber ich weiß eines 
sicher: daß der Hnanzminister den Löwen
anteil der Gehaltserhöhungen wieder weg
nimmt. Das versteht der kleine Man.n n'icht. 

Sie haben seinerzeit das Gegenteil ver
sprochen. Wir �Freiheitlichen haben auch ge
sagt. Iwir sind 'bereit. euch d,abei zu unter
stützen. Wir s·ind auch weiterhin ,dazu bereit. 
Nur se'id 'ihr heute nicht mehr bereit. den 
Finanzmini.ster etwas zur Sparsamkeit zu 
zwingen. ihn einzuschränken. Das 'ist momen
tan der Gegensatz. der Mer besteht, der 
Geg,ensatz, der sich sicher wieder ändern wird, 
wenn Sie die absolute Mehrheit v,erH,eren wer
den. 

Noch ·einmal bitte ich die Damen und Herren 
um Entschuldigung. Es war nicht die Absicht 
von uns Freiheitlichen. noch einmal dieses 
Thema aufzugreifen. Aber wenn das Präs'idium 
solche Entscheklungen trifft, dann müssen wir 
eben auch mit Geschäftsordnungsdebatten 'so 
lang'e die Interessen des Volkes vertreten, 
bis es hier im Hause mö,glich .ist. ,Anträge 
von Abgeordneten zur !Debatte zu stellen und 
darüber 'zu beraten. Sie vom Präsidium können 
joetzt nur eines machen : die Haustorsperre von 
21 auf 1 7  Uhr vorverlegen, damit wir heim
gehen müssen. Das ist die letzte Methode. 
Dann können Sie das Parlament noch zu
sperren. Ich darf Ihnen aber gleich sagen : 
Wir werden nicht ruhen und werden j ede 
Beschränkung der Bewegungsfreiheit und der 
Arbeitsfreiheit in diesem Hause ,ankreiden. 
Es tut mir leid. Herr IPrä5'ident. Sie sind es 
nicht, aber Sie wissen j a. ,der Erste Präsident 
dieses Hauses hat sich persönlich die Haustor
schlüsselausgabe vorbehalten und hat dem 
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Obmann des Justizausschusses die Ausfolgung 
eines Haustorschlüssels , den dieser seit 
15 Jahren hatte, abgelehnt, womit wir also 
gestern um 21 Uhr aus dem Hause hinaus
geflogen s-ind, weil ich es abgelehnt habe, 
mit den Kolleg-en vom Justizausschuß in ein 
Gasthaus zu g,ehen und dort weit,erzuberaten. 

Das Hegt alles auf einer Linie, und ich hoffe, 
daß auch die Kollegen der RegierungsfrakHan 
eines Tages einsehen, daß wir eigentHch hier 
um gemeinsame Inter,ess,en kämpfen. 

Nun, meine Oamen und Herren, möchte i ch  
- e s  wäre die Möglichkeit, später noch einmal 
zum einen oder and-eren 'Punkt das Wort zu 
ergrei'fen - aus dem Programm, das 'ich vor
hatte und vorhabe im Zusammerrhang mit dem 
Rechnungshofbericht, einige Punkte kurz, ge
kürzt mit Rücksicht auf .den Zeitverlust, den 
wir bereits erlitten 'haben, herausgreifen. 

Es hat der Rechnungshof eine Einschau ge
halten Ibeim Osteneichischen Bundesverlag für 
Unterr!icht, WissenschClJft und Kunst. Die Fest
stellungen, die dort ,getroffen wurden, slind 
eigentlich die, die wir auch auf anderen Gebie
ten s ehr oft sehen. Es ist ,immer .sehr problema
tisch, wenn der Staat als Unternehmer g-ezwun
gen -ist, Beamte als Kaufleute agieren zu l,as
sen. Es wäre s:icher umgekehrt genauso pro
blematisch, wenn KaufLeute heute die Tätig
keit von Beamten ausüben müßten. Es s'ind 
eben 'grundversdüedene Arbeiten. 

Wenn man d en Bericht des Rechnungshofes 
,anschaut, so sieht man eben, daß ·es hier 
Uberschneidungen 'gegeben hat, daß -es ,hier 
zum Teil auch Unfähigkeit war - zum Teil ; 
ich will ,gar nicht einmal sagen, .daß böser 
Wille vorgelegen ist, ich glaube, daß es mehr 
Unfähigkeit war -, aber die Bilanz bleibt, 
daß es Millionenverluste waren, die per saldo 
der 'östeneich'ische Steuerzahler bezahlen muß. 

Ich ' dartf hier im ,gekürzten Verfahren die 
Regierung bitten, doch diesen und ähnlichen 
Themen mehr Aufmerksamkeit zuzuwenden, 
wobei die gegenwärtige Regierung eigentlich 
nur das Erbe übernommen hat, sie ist in der 
Lage, das, was aus früheren Regierungen 
übriggeblieben .ist, auf gesündere Füße zu 
stellen. 

Hier sind bereits die 'Meinungsversch-ieden
heiten über die rechtliche Grundlage, auf die 
ich jetzt nicht eingehen möchte, die aber sicher 
in absehbarer Zeit geklärt werden muß. IA:ber 
wir haben gesehen, daß b ei der Auswahl 
seiner Vertreter, al,so j ener Angestellten, die 
den Bundesverlag vertreten, dieser eine abso
lut unglückliche Hand gehabt hat. In einem 
Vertriebsnetz, das ,für ein Schwei�er Lern
system für ·Maschinschreiben aufgezogen 
wurde, hat der Vertreterstab rel,ativ rasch 

große Ausfälle editten, da sich die Vertreter 
bei den Werbungen unlauterer Methoden be
dienten. Wobei ich 'immer s age :  Es ist ein 
Unterschied, ob das der Trödler Abra'ham an 
der Ecke macht - dann i,st es eiben der 
Trödler Abraham - oder w.i,e in diesem Fall 
der Staat. Das 'ist der Staat, meine Herren ! 
Der Bundesveriag ist der Staat. Und die 
Methoden, deren sich dieser Staat bedient, 
sind beim Staats.bür,ger bedenkl'ich. Das, muß 
ich sagen, ist das oDemoraHsierende. 

Ich sage aber noch einmal : Sie haben als 
heutige Regierung ein Erbe übernommen, Sie 
können also nur diese IMißstände 'so gut, wie 
es eben 'in Ihren Kräften steht, ausmerzen. 

Drei Vertreter hClJben ein Stra'fverfahren 
wegen fingierter und ,gefälschter lAufträge. Ich 
glaube, bei vier Vertretern waren gerichtliche 
Exekutionen, 2JWei Vertreter 'Wurden oder 
werden noch von den Behörden gesucht. Und 
das alles in einer kleinen staatlichen Stelle I 
Das ist natürlieh bemängelt. Das macht j a  
aueh der Trödler Abraham: Wenn e r  einen 
anstellt, von dem er weiß, daß er für :ihn 
Ware austrägt, wird er sich erkundigen, wie 
die Straof.karte des Betreffenden ,aus'seh,auL 
Umso mehr muß der Staat sich natürlich, wenn 
er Leute einstellt, darum kümmern, wen er 
einstellt und wem er sein Vertrauen ,gibt, 
um PresHgeverlust 'zu vermeiden. 

Wir haben einen anderen Fall gehabt, wo 
ein Vertreter 'beim Vertrieb von UNESCO
PubH'kationen die einkassierten Verträge nieht 
,abgeliefert hat und ein in die Zehntausende 
SchiHing gehender 'Schaden entstanden ist, der 
dann mit Hilfe der IFinanzprolkur,atur, zumin
dest w.as das F'inanzielle betrifft, wieder :be
s eiHgt werden !konnte. 

Der Bundesverla.g hat auch vel'sucht, und 
zwar im Jahre 1 963, also in der Zeit der 
großen Koalition, .in Kooperaflion mit einem 
Münchner Verlaog zu treten. Die Kapitalaus
staUung 'War völlig mangelhaft und dadurch 
- das erleben wir ja immer w.ieder - bei 
diesem Betrieb eine kolossale Zinsenbela
stung, die natürlich von Haus ·aus einen ent
weder geDingen oder ,gar keinen Gewinn er
warten ließ. 

Der 'Bundesverlag' hat nach diesem Experi
ment 4 MiUionen Schilling Verlust, 4 'Mil
lionen SchilHng, .die ja aus 'Staats.geLdern er
setzt werden müssen, wen eben Beamte, die 
dazu nicht fähig sind, s'ieh als Kaufleute be
tätigten und damals von der Regierung ein 
relativ freie.s Betätigungsfeld hekommen 
'haben. Es ist ein wenig erfreulicher 'Prozeß 
in diesem Zusammenhang im G ange. 

Ebenfalls 1962 hat der Bundesverlag ein 
Verlagsbuchhandelsunternehmen erworben 
und hat sieh dann 1 964 mit 35 Prozent an 
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einem neuerrichteten V,erlag b eteiligt. Der 
Rechnungshof sagt: Wozu i,st das ,gemacht 
worden? Es ist immer wieder das B estreben, 
unbedingt Geschäfte zu machen, zu experimen
tieren. Alle diese Geschäfte ,hätte ja der 
Bundesverlag auf G rund der Ibis .auf Maria 
Theresia zurückgehenden Konzession aus dem 
Jahre 1 172 machen können ohne diese 
Finanztransaktionen und Geschäftsgründun
gen. 

Wir begrüßen es zwar nicht, können es 
aber auch nicht vermeiden, wenn -in der 
Privatwirtschaft Sch eingeschäfte gegründet 
werden, nur damit einer eine Visitenkarte 
hat mit "üirektor" . 

Aber .im verstaatlichten Bereich, mit 
unserem Volksvermögen, .sollte man natürlich 
einen Iwesentlich strengeren Maßstab anle.gen, 
als wir 'ihn .in der freien :Martktwirtschaft bei 
de n  Priyatunternehmen anlegen können. 

In einem anderen Betrieb, der Plexiglas
präparate erz'eugt, wur·den nichtkaufmännische 
Grundsätze bemängelt. 

Der BundesV'erlag gibt auch ,eine Zei
tung he.raus, sü,e' heißt "Die Jug,end". 
Sie ist keine MassenzeitschrifL Sie hat eine 
Auflage von 1 000 Stück und ist im wesent
Hchen Inhalt dem TV -IProgr.amm -gewLdmet, 
d as monatlich 'hier veröffentlicht wird. Es muß 
immerhin für das Femsehprogramm, das in 
einer AU!flage von 1 000 Stück erscheint, eine 
j ährliche Subvention von l S5.000. S aus Mit
teln des Volkes gegeben werden. 

Das Unterrichtsministerium hat 'eine Uber
prüfung zwar zugesagt, hat aber -gemeint, "DJe 
Jugend" �st  die einzige Zeitschrirft, welche die 
TV..;Programme kritisch b ewertet. Ich glaub e, 
man koann fast j ede Tageszeitung, j ede 
Wochenzeitung hernehmen, man findet ebenso 
hochwertige kritische Aus.sagen über das Fern
sehprogramm. ,AU!f j eden Fall sind 1 85.000 S 
Subventionen ,für so ein Experiment nicht 
gerechtfertigt. 

Ich möchte nur einzelne Punkte heraus
greifen, damit Sie, die Regierungsfraktion, 
s ehen, daß Sie noch viele Aufgaben haben, 
daß Sie Altes, das mitgesch1eppt wird, M'ist 
aus früheren Jahren, zu beseitigen haben. 

Da wurde ·eine Nebenstelle des Bundes
verlag,es .gegründet, die Osterreichische Lehr
mittelanst,alt, die sich sehr rasch entwickelt 
hat und vor zwei J ahren, ,im Jahre 1971 , 
bereits mit einem Warenanbot - es war wie 
be i  der Genoss·enschafts·entw,icklung, wo man 
vom Autopneu bis zum Damenhöschen alles 
h at - ·von der Schulkreide b.is  zu den Schul
möbeln aufwarten konnte, was sicher eine 
Aufgabe .ist, ·an odi,e die .gute, alte Maria Ther,e
sia, als sie seinerzeit dieses Dekret unterschr:ie
ben hat, bestimmt .nicht gedacht hat. 

1- ' I 

Während andere von solchen G eschäften 
leben und dabei verdienen, hat es die Oster
reichische Lehrmittelanstalt, also eine Tochter 
des Bundesverlages, zuwege gebracht, auch 
daraus ein Defizitgeschäft zu machen, sie hat 
mit erheblichen Verlusten gearbeitet. Man 
hatte in den ersten vier Jahren, .glaube ich, 
gleich einen Verlust von 6 MIllionen Schilling, 
wobei der Rechnungshof als Gründe anführt: 
unrichtige Kalkulationen, Abschluß von un
günstigen Alleinrvertretungsv,erträgen, Auf
nahme von Waren in das Sortiment, die Jahre 
hindurch unverkäufHch liegengehlieben sind, 
ho'he Werbekosten, hohe Personalkosten, 
keine Lagerbuchführung, also kurz und gut, 
wie man s-agt, ein schlampiges Unternehmen, 
.das, wenn es eben nicht immer den Staat 
hinter sich hätte, der sagt, j eden Verlust 
- 6 Millionen - ersetze ich dir, natürlich 
als Privatunternehmen längst in allen B erei
chen in Konkurs gegangen wäre. Diese An
stalt wird aber seit 10,  1 2  Jahren weiter
geschleppt, wird in Form eines privatwirt
schaftlichen Betdebes geführt, und immer, 
wenn sie versagt, wenn sie ein Defizit hat, 
mit Steuergeldern wieder aufgepfropft. 

Der Rechnungshof hat an dieser Lehrmittel
anstalt, die als Zwischenhändlerin bei der 
Anschaffung von Schuleinrichtungen fungiert, 
kritisiert, daß keine Aufzeidlnungen über den 
Verkauf der Geräte, über Erlöse der Lager
kartei vorhanden s'ind. Es gingen 'ihm eben 
.alle notwendigen Aufzeichnungen ab. Ich 
glaube, es wurden Waren eingekauft, für die 
überhaupt kein Bedarf gegeben war, wo man 
festgestellt hat, daß An-gest·ellte dieses Ver
lages gerne diese Waren hätten. Man hat 
sie eingekauft, obwohl sie mit dem Schul
b etri:eb gar nichts zu tun haben, und dalbei 
Verluste erlitten. Das ist ein Bild, das im 
höchsten Grade unerfreulich 'i'st. Ich .glaube, 
das Bundesministerium für Unterricht sollte 
hier so rasch wie möglich durchgreifen.  

Nun daflf ich ein zweites Thema, das heute 
hier schon einmal auf,gegriffen Iwurde, noch 
einmal Ikurz ·erwähnen; es :ist die unerfreuliche 
Uberschneidung zwischen dem Bautenministe
rium und dem Verteidigungsministeri'um, eine 
Uberschneidung, die ,ihre Urs,ache danin hat, 
daß nach dem Bundesministeriengesetz dem 
Bundesmin�sterium .für Landesverteidigung die 
militärischen B auangelegenheiten, .die Ange
Legenheiten des militärischen B auwesens, so
weit sie nicht 'in die ZuständigkeH des Bauten
ministeriums fallen, und die Verwaltung ein
schließ lich der Errichtung und Instandhaltung 
militärischer Befestigungsanla'gen obliegen. E s  
ergeben s ich da geradezu groteske Uberschnei
dungen. 

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)52 von 121

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 103. Sitzung - 7. März 1974 10157 

Zeillinger 

Ein Beispiel, das bereits gebracht wurde, 
i st, daß ein Truppenübungspl atz zur Gänze 
vom Verte1digungsministerium gebaut und 
verwaltet wird UThd daß es buchstäbHch eine 
eigene Einlagezahl für die Klos machen muß,  
weil sich der ,Bautenminister ausdrücklich auf 
Grund seiner Kompetenz eine eigene Einlage
zahl vorbehalten hat. Ich habe gesagt, tfür 
diese Kloanlagen muß di,e Einlagezahl , ,00" 
im Grundbuch eingetragen seinl -Das macht 
das Bautenministerium, es müssen eigene An
gestellte für das Waffendep ot und für die 
Kloanlagen da sein. Für alles andere, 99 Pro
zent, ist das Verteidigungsmini'sterium zustän-
dig. 

' 

Das .sind alles Dinge, die soich erst ab
schlei.fen müssen. Man sollte di,e Ministerien 
rechtzeitig darauf aufmerksam machen, daß 
sie 'hier im Interesse . . . (Abg. loset M o  s e  r :  
Es stimmt ja nicht mehr!) IEs steht aber drin
nen. 'Der Plan i'st Ihnen nicht fremd, der .ist 
ja von Ihnen, Herr Bautenminister, soweit ich 
weiß ; nicht? Da ist der Plan, und hier sehen 
Si,e, das Grüne ist Stammersdorf, und das 
Rote vorne ist die Kloanlage, über di'e Sie 
die Verwaltung halben. (Abg. loset M o  s e  r :  
Das ist  längst saniertJ) -Das können wir j a  
nicht wis,sen, wen e s  nicht in meinem Bericht 
}st. Wenn Sie es j etzt herunterrufen, muß 
ich fragen : Wo waren Sie dann vormittag? 
Wir ha·ben ja heute schon 'einmal über dieses 
Thema geredet. Sie haben stuThdenlang - es 
ist jetzt genau vier Stunden her - Zeit ge
habt, hinaufzugehen und sich zu Wort zu 
melden. Jetzt sind wir genau dort, wo ich 
vor einer halben Stunde angeJangen habe. 
Jetozt kommt der Bautenminister herein und 
sagt, das 'ist . längst aufg'egeben. Ich habe keine 
Möglichl}ceit ,der Prüfung. ISie 'haben die Mög
lichkeit gehabt, als es vormittag ein Kollege 
gebracht hat, sich zu Wort 'zu melden und 
zu -sagen : Herr Kollege, das ist ein Irrtum! 
Dann 'hätte ich die 'Möglichkeit gehabt, zu 
prüfen, ob das, was Sie j.etzt sagen, richtig 
ist. Das, was Sie j etzt dazwischenrufen, glaube 
ich 'erst, bis ,ich es überprüft halbe. Entschuldi
gen Sie !  

Hätten Sie es ,im Ausschuß g,esagt! W,arum 
haben Sie vier Stunden geschwiegen, . obwohl 
dieses Thema schon vom Kollegen Fi,scher 
von der OVP angeschnitten worden ist? Da 
schweigen Sie ! Setzen Sie sich hinauf, lassen 
Sie nicht den Präsidenten ,allein oben sHz'en, 
es ,geht j a  um lIlre Ressorts I Wir lieden vom 
Bauf.oenminist'erium, der ,Mi,nister ist nicht da. 
Dann kommt er nachmittags herein und hat 
keine Ahnung, was vorher ,geredet worden 
ist, macht einen ZwischenrUf, und w.ir !können 
wieder von vorne anfangen. Wenn das richtig 
ist, was Sie j etzt sag'en, sage ich Ihnen offen: 

Dann hätten Sie hier zu s ein und hätten das 
zu sagen. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Wir verhandeln ja über den Bericht leider 
erst eineirrhalb J,ahre nachher. Was Sie in
zwischen gemacht haben, weiß ich nicht. Daher 
reden wir unter Umständen zum Fenster hin
aus. (Zwischenruf des Abg. loset M o  s e r.) 
Nein Herr Minist,er, Sie sind dem Parlament 
vera�tw;rtHch, dem Volkl (Beifall bei der 
FPO.) Steigen Sie 'herunter vom hohen Roß 
und ,glauben Sie nicht, daß es eine Ehre 'ist, 
wenn JSie .ins Haus kommen und gelegentHch 
einen nonchalanten Zwischenruf machen. (An
haltende Zwischenrufe.) 

Nein, Herr Kollege, noch einmal möchte ich 
sagen, er muß ja nicht einen Zwischenruf 
machen, das muß er ja nicht! Aber wenn Si e 
glauben, daß es korrigiert ,gehört, dann kor
rigieren Sie es als Minister ! Wenn Sie es 
von ,dort machen, ist es nach der Geschäftsord
nung im Grunde genommen ein Abgeordne
ten'zwischenruf. 

Ich la.de jetzt den Bautenminister 'ein, sich 
zu Wort zu melden und zu sagen, das, was 
im Redmungshof,bericht 'st,eht, ist falsch. Dann 
haben wir nämlich folgende rechtHche Situa

tion : Dann kann der Präs,ident des R:echnungs
hofes skh nicht zu Wort melden und sagen, 
es ist nicht falsch, es ist r,ichtig, denn der 
Präsident daf\f nur im Ausschuß reden, und 
im Ausschuß haben Sie es nicht korrigiert, 
dort .ist es nämlich auch gebracht worden, 
Herr IMinister!  Dort war.en Sie ,al,s Minister 
anwesend. (Abg. losef M o  s e r: Da waren 
Sie nicht im Ausschuß!) Nein, Herr Kollege, 

aber .ich habe mir die "Parlamentskorrespon

denz" angeschaut. Die anderen Kollegen 

waren j.a dort. Warum haben Sie es dort nicht 
richtig,gestellt? 

Herr Minister l W'eil wir gerade b eim Bau
wesen sind : DaIif ich an etw.as erinnern : 
Vns,ere Luftwarnanlagen sind in ,einem, ich 
will nlicht sagen, katastrophalen, aber bedau
erHchen Zustand. Jedenfalls haben wir es als 
notwendig empfunden, dem Verteidigungs
minister zu sagen, die Situation für die Sicher
heit Osterreichs wird ·ernst. 

Darauf hat der Verteidigungsminister ,ge
sagt : Ja, 'ich will e'h, aber der B'autenminister 
gibt mir kein Geldl Dann 'habe ich den Bau
tenminister gefragt. Der Bautenminister hat 
gesagt: Ich würde schon, erber es Hegen keine 
bauferHgen 'Projekte vor. Darauf habe ich den 
Verteidigungsminister gefr,agt. Der hat gesagt: 
'Selbstverständlich liegen die baufertig,en Pro
j ekte vor, aber der ,Bautenminister baut nicht 
das, w,as ich beantragt 'hab e l  

S o  schupft einer den Ball dem andern zu. 
Und was geschieht? Das sage 'ich lohnen gleich. 
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Sie halben wesentHch mehr Geld in verun
,glückte Geschäfte des Bundesverlag,es - ich 
möchte nicht einmal sagen der sozialistischen 
Regierung, ·sondern der Reg-ierung allge
mein - und in ähnliche Unternehmung'en 
hineingesteckt ,a1s in Bauten der Luoftwarn
anlagen, wo es um die Sicherheit des Staa
tes gegangen wär,e. Ich weiß bis heute nidlt, 
Herr 'Minister, um es g,anz offen zu sagen, 
wer von Ihnen :beiden - wie sagt man jetzt, 
damit .ich nicht einen Ordnungsruf erhalte -
nicht ,ganz die Wahrheit spl"icht. Es kann j a  
nur einer die Wa;hrh eit sagen : entweder der 
Verteidigungsminister oder der :Bautenmini
ster. Si'e stehen im Widerspruch. Wir 'haben 
x-mal um Aufklärung gebeten. Wir waren 
his heute - alle Kolleg,en w1ssen das - nicht 
in der Lage, zu erfahren, wer Jetzt die Wahr
heit  sagt. Es muß nämlich einer übrigbleiben, 
der sie nicht sagt. Sie stehen .im G egensat'z 
zueinander. Jeder protestiert ,energisch gegen 
den anderen. Wer das -ist, wissen wir nicht. 
Da gibt es viele, Herr ,Minister. (Ruf: Die ge
teilte Wahrheit! - Abg. Dipl.-Ing. Dr. Z i t t
m a y r: Die halbe Wahrheitl) 

Sicher wird das, was der Rechnungshof auf
zeigt, schon saniert sein. Wenn ich ganz kurz 
noch herausnehme: Militärisches Bauwes'en: 
Da haben wir also noch die Zuständigkeit des 
Landesverteidigungsministel'iums. Hi,er aller
dings den Schw,immbeckenbau in ·der Kaserne 
-in ·Götzendorf. Und so er.freulich es ist, wenn 
Sporteinrichtungen ,gebaut werden, das möchte 
ich ausdrücklich sagen, es ist Cl!ber vielleicht 
ein bißchen Gigantomanie gewesen ; man hat 
ein bißehen zu groß ,angefangen bei dem 
SChwimmbecken. Aber was man dort alles 
gemacht und unterlass,en hat, das ist natür
lich im höchsten Gr:ade bedauerlich und weist 
nicht auf eine beso.ndere Ubersoicht im Ver
teidigungsministerium hin. Man 'hat das 
Schwimmbecken mit Trinkwasser aufgefüllt, 
und im Sommer, wo das Wasser knapper wird, 
kann j etzt das Schwimmbecken nicht gciüllt 
werden. Es -i's t aber me.istens gerade dann 
heiß, wenn das Wasser knapp ist. Im Sommer 
möchte man baden. Im Winter hätten wir j a  
genug W,asser, aher da wollen die Leute nicht 
im Freien ·baden. Und im Sommer, wenn die 
Leute b aden wollen, haben wir nicht genü
.gend Wass·er. Das war die Situation, ,auf die 
man ·etwas sp äter daraufgekommen i st. Dann 
·ist ,es stark ver,schmutzt g'ewes'en, und 1969 
ist es über Betreiben des Truppenarztes ein
gestellt worden. 'Dann hat man plötzlich Was
serbehälter gefüllt, die man noch aus der 
Kriegszeit dort liegen gehCl!bt h at und hat 
beschlossen, eine W,asseraußbereitungsanlage 
anzuschaffen. (Abg. L i  b a  1: Das war 19691) 

Darf !ich gleich sagen, ich komme zum 
Schluß auf di,eses schwi,erige Thema zurück, 

daß wir j etzt mit einer Regierung sprechen, 
die nur so weit v,erantworHich äst, als ·es noch 
Sachen aus ,der großen Koalition sind. (Heiter
kei t und Beifall bei der FPO.) Da sind zum 
Teil noch. Minister d a, die mitverantwortlich 
sind, aber sonst verhandeln wir einen G roß
teil der Punkte , die j a  noch in die Zeiten der 
OVP-Itegierung hineinkommen. Das ·ist al,so 
d as Pech bei den ganzen Diskussionen. 

Es ist dann um 500.000 S eine Umwälzanlage 
gebaut worden, und die sollte mit Hilfe der 
Truppe wieder eingebaut werden. Da ist man 
daraufgekommen, daß man keine Bewilligung 
von der Baubehörde hat. Jedenfalls wollte 
man im Jahre 1970 den Badebetrieb w.i,eder
aufnehmen, den man 1969 eing·estellt · hat. 
Tats äcMich .ist der Badeb etrieb, glaube ich, 
1973 wieder einigermaßen aufgenommen wor
den. 

Sehen Sie, es gibt viele ,Fälle, und wir kön
nen gar nicht alle hier im Hohen Hause be
sprechen. 

Wenn 'ich allein denke, was man 'hier auf
geführt hat mit diesen 13 Falttoren. Ich möchte 
d ieses Beisp'iel deswegen 'bringen, weil lWir 
auch in anderen Bereichen Einkaufsmethoden 
wie ,im Bereich des Landesverteidigungs
mini,steriums haben. Ich möchte noch ein
mal s agen, das geht bis in die große Koali
tion. Es war also keine Regierung imstande, 
das entscheidend zu ändern. Sie wissen, wir 
haben in der Zeit der OVP-Regierung die Aus
einandersetzungen mit Prader g.ehaht, und ,ich 
befürchte, wir �könnten ,al,so, wenn unser Ver
teidigungsminister bei seinen Interess,en, ge
rade j etzt wieder ·bei den Flugzeugeinkäufen, 
nicht etwa's sorgfältiger vorgeht, in Kürze 
wi.eder bei den Hubschrauber.ankäufen ·auch 
mit dem j etzig,en VerteidigungsmiIliister in 
Meinungsv,erschiedenheiten kommen. 

Aber dieser Punkt Falttore ist so typisch 
dafür, wie klare Richtlinien bestehen für eine 
saubere Verwaltung und wie diese Verwal
tung doch alles anstellt, um diese Richtlinien 
zu umgehen. Man hat also ausgeschrieben 
13 Falttore 'im Militärkommando Salzbur,g für 
die Panzerg,arage. Die Kosten waren 306.000 S. 
Das Ministerium hat gesagt, es  zahlt nur 
200.000 S. Nun, um 200.000 S kann man immer 
nur einen Flügel von 'einem Falttor bekom
men und den zweiten nicht mehr dazu. Also 
hat sich die Sache hingezogen, und man hat 
dann gesagt, man verweigert die restloichen 
88.000 S. Die haben gefehlt, und damit war 
das G anze g,eplatzt. Dann hat man gesagt, 
nehmen wir keine Falttore, machen wir Flü
geltore. :Da hat m an die Firmen wieder ·einge
laden, interessahterwei,se i}}at man aber den 
Bestbieter von den Falttoren nicht mehr ein
geladen, d·enn das ist einer j.ener Fälle. wo 
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man einen aus-schalten will, weil man einen 
Bestimmten letzten Endes als Sieger haben 
will. Die Flüg,eltore hat ein ganz anderer be
kommen, der war weit hinten ,bei den Falt
toren. Jetzt halben wir also Flügeltore be
stellt, di-e kosten zwar auch 272.000 S,  aber 
die haben wir nicht, denn die 'haben wir schon 
bei den Falttoren nicht gehabt, aber dort 
hätte sie der Falsche bekommen, der uns nicht 
ganz liegt. Nun waren aber Flüg,eltore be
stellt . .A:ber hevor die Flügeltore ,gekommen 
sind, hat man -gesagt, wir wollen eigentlich 
Falttore. Nun hat man w,i,eder FalttoIle be
stellt. Jetzt hat aber einer den Zuschlag be
kommen tür die Flüg,eltoIie_ Da hat man 
g-esagt, dann .soll der, der die Flügeltore He
fern soll, eben Falttore liefern. Er war zwar 
bei ·dem Falttorangebot daJbei, w:eit hinten, 
viel zu teuer, aber ü,ber diesen Dreh hat der, 
der d as G eschärft oihn'ehin kriegen hätte sollen, 
dann dieses P,alttorgeschäft zugesprochen er
halten. Wobei ich wi,eder ·sagen muß, es hat 
eine 'Abteilung des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung, und -zwar war es, glaub

'
e 

-ich, die EiIlikaufsabteilung A, dabei .funktio
niert. Es j'st ein Anschluß,falttorau1ftrag gekom
men, und da hat man jetzt den mit dem Um
weg: IBestellen wir etwas anderes, damit es 
d er kri,egt l ,  wieder !ins Geschäft ,gebracht. Und 
als es der .gehabt hat, haben wir wieder ge
sagt, j etzt bestellen wir wieder das erste, wo
:bei der aber bei weitem nicht der Bestbieter 
war, und als Belohnung hat man ihm auch 
noch den Anschlußauftrag, der wesentlich 
größer w,ar, zugesprochen. Se'hen Sie, nur ein 
kl,eines Detail. Der Verlust oder der Schaden, 
der eingetreten ist, wird um die 100.000 S 
herum lieg,en, aber es -ist so charakterisHsch, 
ich möchte ,g,ar nicht sagen, für eine Partei. 
für eine Regi'erung, sondern es -ist charakteri
stisch für eine VeIlWalttmg, die immer wieder 
vor Aufgaben gestellt wird, die si'e unter Um
ständen nicht in der Lage ist zu lösen. Und 
dort, wo es also wie hier bei den Falttoren 
einfach um das Prinzip der Sau1belikeit geht, 
muß man eben anfangen, :bei den kleinen 
Dingen 'bereits die 'Mißstände abzustellen, um 
zur Sauberk,eit 'z'u kommen. 

Und nun dar-f ich abschließend noch etwas 
sagen, was .ich zuvor schon gesagt habe. Wir 
haben natürlich eine 'Erschwernis ,beim 
Rechnung,shofbericht. Das heißt, wir haben den 
B ericht des Jahres 1972, der sich natürlich ,auf 
eine Hinschau beschrärrkt, auf Ereignisse und 
Vorgänge, die alle in den zehn Jahren 
- möchte ich ,fast sagen - vorher g,eleg,en 
sind, also .in der Zeit der KoaHtionsregierung, 
der OVP-Alleinregierung, ein bißchen wird 
es wahrscheinlich auch noch in die erste Zeit 
der SPO-M-inderheitsr,egi'erung hineinspi-elen 
beziehungswiese dann so.g.ar - der IBericht 

'stammt von damals - sogar in das erste 
'Mehrheitsjahr. 

Es wäre nun J,alsch zu sagen, die g'egenwär
tige Regierung hat das alles zu vertreten. 
Dazu bin ich lange genug hier im Hause, um 
das nicht zu tun. Ich kann an die g,egen wär
tige Regierung nur den Wunsch richten - an 
j ede Regi:erung geht di,es-e Adr,esSie -, sich 
stärker an der Abstellung zu beteiligen. Es 
ist eine Tr,adition, die ich ,immer wieder be
dauert habe - .da-s hat j etzt wieder nichts mit 
Parteien Q:U tun, ich glaube,  daß die Abge
ordneten aUer Parteien so denken -, daß, 
wenn wir über Vorfälle aus dem Rechnungs
hofbericht sprechen, nur der Präsident dasitzt. 
Al1e Minister meiden die Regierungsbank. 
Das geht bis tief in die Koal-ition hinein, das 
,ist ·einfach Tradition. Hier beginnt bereits das 
,F,ehldenken, Der Präsident, abgesehen davon, 
daß er sich gar nicht zu Wort melden Ikann, 
�ann j a  auch nichts absteHen, er kann ,es sich 
nur aufschreiben - das gesch'ieht ohne:hin von 
den Beamt,en her - und · sozusiig,en in zehn 
Jahren, wenn ,er dies'e Dienststelle wieder 
prüft, im Jahre 1 980, nachschauen, ob das im 
Jahre 1972 oder 1974 abgestellt worden ist. 
Aber di,e Leute,  mit denen wir reden, der 
Finanzminister, d'er Verteidigungsminister, der 
Bautenmin'isuer, d1e von den einz-el
nen Ahg-eordneten angesprochen werden, die 
sich zu Wort melden können, dre s agen nichts . 
Wie ()1ft lesen wir da drinnen, das Ministe
rium hat keine Antwort g,egeben, manches
mal lesen wir ,aneIlkennenswert, das Ministe
rium ist ,bereit, hat ,abgestellt, und wie oft ist 
es hier  offen. Da müssen ·doch wir Abgeordne
ten eine Antwort erwarten. 

Das ist unbefI'iedigend. Wir ne'hmen d en 
Bericht zur Kenntni,s und ermutigen damit 
die Minister, überall dort, wo es ihnen unan
genehm iost ,  nicht zu antworten. Ich dar{ Ihnen 
gleich sagen, Ülbe�all dort, wo es ihnen unan
genehm ist, Antwort zu geben, habe ich auf · 
Grund meiner langjähr.igen Pra:X)is das Gefühl, 
da ist irgend etwas faul. Der Rechnungshof 
'hat ,es zwar noch nicht entdeckt, aber da steckt 
etwas dahinter, und der betreffende Minister 
,gibt lieber 'keine Antwort, sonst kommt noch 
mehr Stunk heraus. Das ist das Gefühl, da,s 
ich immer habe. 

Da's dürfte es nicht geben, denn der R ech
nungshof ist ja nicht ein Organ ,für sich, das 
ist unser Organ ; Or-gan dieses Parlaments, der 
183 Abgeordneten, in deren Auftrag er die 
Minister kontrolliert. Und nun können wir 
meiner ,Meinung nach .das Buch nicht schlie
ßen und sagen, wir nehmen zur Kenntnis, 
daß, wenn es einem Minister unangenehm ist, 
er keine Antwort, keinen Kommentar ,g'ibt. 
Da darf ich hier an die Regierung das Ersuchen 
richten, das abzustellen, wobei ich sage, ich 
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kritisiere es im Bewußtsein, daß nicht die heu
tige Reg'ierung diesen Umstand eingeführt hat, 
sondern er geht auf die Zeit der großen Koa
Htion 'zurück. Di,e Minister fühlen sich nicht 
verantwortlich, das hat die OVP-Regierung 
gemacht, und sie set2len das nur fort. 

Ich darf ,also den Appell an Sie richten, 
daß Sie sich hinauf.setzen und mit uns disku
ti,eren. Ich weiß bis zur 'Minute nicht, db Sie 
das abstellen werden und warum Sie nicht 
geantwortet haben. Sie setzen hier die Tra
dition fort. 

Den Rechnungshofpräsidenten darf ich bit
ten : W,enn es möglich ist ,  wollen wir so schnell 
als möglich in die Berichte ,einsteigen können. 
Und dile Regi,erung darf ich bitten, aufgez,eti'g,te 
Mißstände abzustellen und Rede und Antwort 
zu stehen, wo es eiben notwendig ist. 

Wir FreiheitHchen danken dem Rechnungs
hof und ,seinen Beamten für seinen Bericht, 
den er uns wieder an die Hand gegeben hat, 
und wir werden den Bericht zur Kenntnis neh
men. (Beifall bei der FPO.) 

Präs'ident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä
sident ! Ho'hes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich glaube, ich stehe als 
Wiener Abgeordneter auße r  Verdacht, ,in den 
Salzburger Wahlkampf eingreifen zu 'Wollen, 
Aber wenn der Herr Abgeordnete KitU es 
hi,er ,für notwend'ig befand, eine Wahlrede 
mit B lickrichtung ,Salzburg zu halten, dann 
hätte er  wenigstens richtig zitieren müssen, 
denn seine KriHk an Landeshauptmann Dok
tor l;echner widerspricht in allen 'Punkten der 
schriftlichen Anfragebeantwortung des Mini
ster,s Dr. Androsch. 

Ich daf1f zitieren. Weiterer Abbau oder Ein
stellung der Salzlagerstätte in Hallein, Was 
sag,t Minister Androsch dazu : "Nach dem Gut
achten der 'Sachverständigen . . .  wird dies,e 
Lagerstätte hei einem A:bbau im derzeit'igen 
Umfang . . .  in �twa 30 bis 50 Jahren erschöpft 
sein, wobe-i die Frage noch unheantwortet ist, 
ob nicht w egen der ho'hen Gestehungskosten 
:bei der Gewinnung des Restvorkommens der 
Abbau schon früher einzustellen ist." 

Weiter,e Bohrungen. Wa's s agt 'Minister 
Androsch dazu : "Zur Versorgung Osterreichs 
mit Salz ist  es nicht erforderlich, bisher unbe
kannte 'Lag'erstätten zu suchen, da aus den 
bekannten Lagerstätten im ,steirischen und 
oberös,terreidüschen Raum 'für die nächsten 
J.ahrhunderte der österreichische Salzbedarr 
gedeckt wercLen kann, . . .  " 

Was ·sa.gt d�r Minister Androsch zur all
fäHigen Einstellung der Sud'hütte'? Hier sagt 

er: "Zur Sicherung der Salzversorgung Oster
reichs wird daher der Bau einer großen, nach 
den neuesten technologischen 'Erkenntnissen 
geplanten .sudhütte zu ,erwägen 'sein . . .  " 

,Also eine früher,e Einstellung des j etzigen 
Abbaus der Salzlagerstätten wird überlegt. 
Ein weiterer Ausbau, ein Suchen nach neuen 
Vorkommen kommt nicht in Frage, und der 
Bau 'einer neuen großen Sudhütte anstelle der 
vorhandenen kleinen, die es heute -gibt, wird 
erwogen. Das sind die Fakt,en, und diese Fak
ten hat Landeshauptmann ür. Lechner zitiert. 
Das, glaube ich, muß man im Interesse ,der 
Wahrheit hier richtigstellen, (Beifall bei der 
avp.) 

,Meine Damen und Herren ! Nun dar,f ich 
mich einem Kapitel aus dem Rechnungshof
bericht zuwenden, das uns allen teuer sein 
sollte, denn es kommt uns teuer. Es sind di,e 
Osterreichischen Bundes,bahnen, die im Jahre 
1 974 die österreichischen Steuerzahler ins
.ges,amt die Kleinigkeit von 81/2 Milliarden 
Schilling kosten werden. ,Es freut mich, ,daß 
nach mir di'esmal der Herr Abgeordnete 
Ulbrich ans Roednerpult kommen wird, weil 
<ich damit die Möglichkeit habe, an ihn als 
Vertr,eter der Reg,ierungspartei einige Fragen 
zu richten, von denen ich hoffe, daß er ,sie 
mir dann Ibeantworten wird können; denn 
der Rechnungshof, meine Damen und Herren, 
ist in seinen F'eststellungen über di,e Bundes
bahnen gerad,ezu eine Herausforderung an die 
Regierungspartei. 

Dies.e Regierungspar,tei 'hat ja Ver'sprechun
gen gemacht; s'ie hat aHerdings diese Ver
sprechungen gemacht, als sie noch Opposi
tion.spartei war und daher vielleicht nicht ,da
mit gerechnet hat, daß sd'e nun aufg'efordert 
würde, diese V,erstprechungen auch 'zu erfül
len. Es 'heißt nämlich im Minderheitsbericht 
der so'Zial'istischen Abgeordneten zum Bundes
bahngesetz folgendermaßen : "Diese Art der 
Durchführung" - nämlich wie es das Bundes
bahngesetz, welches die OVP beschlossen hat, 
vorsieht - "heißt, den Wert der ,Inv,estitions
pläne' aUlf Wunschkataloge dei Osterreichi
schen Bundesbahnen zu reduzieren." 

Man sagt weiter :  "Die Bestimmungen des 
§ 16 versuchen den Eindruck zu erwecken, als 
sähe das Gesetz die planmäßige Durchführung 
mehrj ähriger Investitionsprogramme vor. Von 
solchen kann jedoch nur dann gesprochen wer
den, wenn es tatsächlich zu einer für meh
rel'1e JahI,e verbindlichen Budgetierung von In
vestitionsprogrammen kommt. Eine solche 
auch nur in Einzelbereichen vorzusehen, wozu 
eine verfassungsrechtIiche Sonderregelung ge
troffen werden müßte, hat sich die OVP bisher 
stets geweigert," 
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Das haben Sie in der XI. Gesetzgebungs
periode gesagt, als Sie Oppositionspartei 
waren!  In der Jetzigen Gesetzgebungsperiode 
hat Ihr Minister, der bereits ausgeschiedene 
Minister Frühbauer, eine Novelle zum Bundes
bahngesetz vor,gelegt, und er hatte in seiner 
Novelle eine Bestimmung, die diesem Minder
heitsbericht entsprochen hat, nämlich ein ver
bindliches Investitionsgesetz für die Bundes
bahn vorzusehen. Und er hatte dazu, Herr 
Abgeordnet,er Ulbrich ,  das, was Ihre Fraktion 
seinerzeit vermeinte von der OVP nicht zu 
b ekommen, nämlich die Zustimmung der DVP 
und auch die der Freiheitlichen Partei. Doch 
siehe da, er mußte diese Bestimmung auf 
Grund eines Einspruches des Herrn Finanz
ministers streichen. Auf die verfassungsmäßige 
Zustimmung wäre es nicht angekommen, aber 
Sie haben Ihre eigenen Versprechungen glatt 
in den Wind geschlagen in dem Augenblick, 
da es darum ging, dafür einzustehen und sie 
auch zu -verwirklichen. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Ulbrich! Was aber schrei
ben Sie, das h eißt, was schreibt Ihre Partei 
noch jetzt in d em neuen verkehrspolitischen 
Programm Ihrer Partei? Jenes Programm, das 
eine Zeitung auf Grund der seither erfolgten 
Budgetpolitik als Makulatur bezeichnet hat. 
Was schreibt man ·hier? Hier heißt es wörtlich: 
". " ist die Erstellung eines längerfristigen 
Investitionsplanes für den Bereich der Oster
reichischen Bundesbahnen unerläßlich." Das 
steht auf Seite 17. Nun, wo ist das länger
fristige Investitionsogesetz? Wie sieht es tat
sächlich aus? Die Wahrheit ist, Herr Abge
ordneter Ulbrich, daß Sie nicht einmal d.as 
erfüllen, was der .eig·ene Minister als absolutes 
Minimum bezeichnet. 

weil diese Regierung nicht befoeit ist, dafür 
die Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Punkt 84,2, Zentralv,erschli'ebebahnhöfe :  Hi'er 
weist der Rechnungshof darauf hin, daß man 
durch derartige Zentral verschiebebahnhöfe die 
Umlaufzeit der Wag,gons ganz beträchtlich 
senken könne. Er zei'gt ,auf, daß in Osterreich 
etwa die Waggonüberstellung von einem 
Bahnhof zum anderen -derzeit 7 bis 9 T,age 
dauert, während es in der Schweiz nur 3 ,6 Tage 
sind. Er zeigt einen Extremfall auf, wo man 
von der Freudenau bis nach Atz'gersdorf 
1 1  Tag·e gebDaucht hat, einen Waggon zu über
st,ellen. Sehen Sie, das sind die Dinge, die die 
Bundesbahn heute nicht attraktiv machen, d.ie 
si,e nicht konkurrenzfähig machen mit der 
Straße.  Ein einziger Tag Einsparung im Ver
schubdienst bedeutet eine Einsparung von 
1 50 Millionen Schilling laufende Kosten per 
annum, s etzt 5000 Güterwaggons frei - dJas 
sage nicht ich, das sagt der Rechnungshof, der 
es wohl wissen muß - in einer Zeit, in der 
wir keine Güterwaggons haben und enorme 
Beträge an Devisen ,an das Ausland für die 
Miete rbezahlen müssen. 

Der Rechnungshof stellt übereinstimmend 
mit der Bundesbahn fest, daß die langfristige 
Sicherstellung .ausreichender Mittel nicht gege
ben ist und daher mit dem Bau der Zentral
verschiebebahnhöfe eben nicht begonnen 
wurde ;  j edenfalls nicht mit dem wichtigen 
Bahnhof von Wien-Kledering, über den der 
Rechnungs.hof hier spricht. Dieser Bahnhof 
allein könnte 380 Bedienstete einsparen, so 
schreibt der Rechnungshof, 1 0  Loks, 45 km Ge
leise. Aber dafür haben Sie kein Geld. Der 
Rechnungshof fordert im Einvernehmen mit 
uns und mit Ihrem früheren Minister Früh-

Ich habe hier ein Schreiben des Herrn ·Mini- bauer ein Sonderfinanzierungsgesetz dafür. Sie 

sters Frühbauer vorn 5. Jänner 1 973. Hier
' haben es  im 'Minderheits,bericht lauch noch ge

erklärt er wörtlich : "Das materielle Volumen fordert. Nur zwischen dem Versprechen und 

des Investitionsprogramms der Osterreichi- dem Halten ist ein großer Unterschied. Es 

schen Bundesbahnen für die Jahre 1973 bis fordert sich leicht ·in der Opposition, es zeigt 

1 977" - also fünf Jahre, ohne Kapitaldienst, sich, wie schwer es zu erfüllen ist, wenn man 

·denn die Bundesbahnen haben j a  auch Schul- selbst aufgerufen ist, die ei-genen Versprechun

den zu zahlen ; darauf werden wir noch kom- gen einzuhalten. Das Bedauerliche dabei ist 

men - "beträgt rund 20,8 Milliarden und ,ist nur, daß es sich hier um Versäumnisse handelt, 

auf den dringendsten Investitionsbedarf abge- die die Steuerzahler in Form wesentlich höhe-

stellt." rer Defizite j a  wieder be7Jahlen müssen. 

Tatsächlich haben Sie in dem zehnjährigen 
unverbindlichen Investitionsprogramm der 
Bundesregierung für diesen Zeitraum 13 Mil
liarden. Die 21 Milliarden sind arber nach den 
Worten Ihres eigenen Verkehrsministers 
schon der dringendste Investitionsbedarf! 

In diesem Lichte muß man den Rechnungs
hofhericht sehen, wenn er nun feststellt, was 
bei den Bundesbahnen alles nicht geschieht, 

Weiter:  Zentri'llverwaltungsgebäude, Rech
nungshofbericht Punkt 84,3 : Ein äußerst vor
teilhaftes Vorhaben, wie der Rechnungshof es 
nennt, konnte 'aus finanziellen Gründen nicht 
weitergetrieben werden. Die Absiedlung der 
Mieter ist unterblieben, obwohl man aus den 
Erlösen der Grundverkäufe einen guten Teil 
finranzieren könnte. Alles in Ihrer Zeit, bitte. 
Das ist aus dem Oktober 1 970, das andere, 
Kledering, ist aus dem September 1 970. Das 
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sind Zeiten, für die Sie schon verantwortlich 
zeichnen. (Abg. J u n g w i r  t h: Alles im OVP
Budget!) Nicht das Budget, bitte schön, die 
Verwirklichung dessen. Hier geht es Ja um 
die Sonderfinanzierung, meine Herren, hier 
g,eht es um dile Bundesbahngeosetz-Nov:elle, die 
Sie eing,ebr,acht haben. Im Begutachtungsver
fahren enthielt die Novelle noch ein Investi
tionsgesetz ; hier im Haus ist das gegen unsere 
Stimmen, gegen unseren Antmg, den wir ein
gebracht hab en, el iminiert worden. 

Umbau Westbahnhof: ein Verkehrszusam
menbruch, ein Chaos dort, führt der Rech
nungshof an. Haupturs,achen wieder:  aus 
Finanzierungsgründen nicht r,echtzeitige Ent
scheidungen . W·ieder: Mangel ,an Mitteln für 
ein ganz wesentliches, wichti'ges Vorhaben. 

Sehen Sie, nun könnte man sagen : J,a mein 
G ott, die Mittel fehlen halt, die s ind nicht da. 
Dem ist aber nicht so. Denn zur ,gleichen Zeit, 
wo Sie nicht b ereit sind, Ihre eigenen Investi
tionsprogramme zu erfüllen, Ihre ei'genen For
derungen aus dem Minderheitsbericht zu er
füllen, wenden Sie für Prestigebauten Mill i ar
den lauf, die hier der Bundesbahn fehlen. Durch 
den Verzicht auf die große Lösung der UNO
City allein könnten Sie das einsparen, was 
die Bundesbahn braucht, um moderner zu wer
den, konkurrenzfähig zu werden und die 
Arbeitsplätze auch ,im europäischen Maßstab 
zu sichern. (Beifall bei der OVP.) 

Nächstes Kapitel : Nebenbahnen. Hier haben 
Sie ja auch die Meinung vertreten, das OBB
Gesetz der OVP-Regierung sei nicht zielfüh
r,end, man müsse hi'er ander,e Wege g,ehen. 
Nun, wie sehen Ihre Wege 'aus ? Sie schr,eiben 
im Verkehrskonzept, verkehrspolitisches Pro
gramm der Sozi,alistischen Partei, auf Seite 
1 5  wörtlich .folgendes : . .  In den ländlichen G e
bieten erg,ibt sich dort, wo das Tr,ansportauf
kommen der Eisenbahnlinien zu gering ist und 
sich keine Verbesserung in absehbarer Zeit 
erwarten läßt, die Notwend1gkeit einer Bedie
nung von Knotenpunkten aus. Dies bedeutet 
das Auflassen schwach frequentierter Statio
nen und Verlade einrichtungen an Hauptbah
n en beziehungsweise dte Aufl assung unbedeu
tender Nebenbahnen zur Gänze und e inen 
Ersatz durch den Kraftwagerrverkehr." Und 
später führen Sie das an, was der Verwa.l
tungsrat unter einem OVP-Vorsitzenden zu 
diesen Feststellungen gesagt hat,  nämlich daß 
man auch die regionalen Entwicklungsmöglich
keiten auf ihre Auswirkung auf den Verkehr 
überprüfen muß und daß regionalpol:iUsch ge
meinwirtschaftliche G esoichtspunkte vOn außer
ordentlicher Wichtigkeit sind. 

schlossen haben, sieht eine genaue Prüfung 
der Nebenbahnen und dann eine Entscheidung 
des zur Entscheidung berufenen Ministers vor. 
Das heißt, entweder ist dem Antrag des Vor
standes auf Einstellung stattzugeben und für 
einen Ersatzverkehr, für Umstellungshilfen für 
die Betriebe, für entsprechende Information 
der Bevölkerung zu sorgen, oder diese Uni,en 
sind, wenn sie ihre regionale Bed eutung halben, 
zu Lasten des Fiskus zu erhalten ; dann ist 
aber nach dem Bundesbahngesetz dem zur 
kaufmännischen Führung verpflichteten Vor
stand dieser Betrag 'abzugelten. Und das hat 
se.ine Gründe, denn der Rechnungshof stellt 
dazu fest, daß heute auf diesen Nebenhahnen 
die HöchstgeschwindLgkeit 30 Kilometer be
trägt, daß Gefahrenstellen durch die zahl
reichen unbeschrankten Eisenbahnübergänge 
immer wieder schwere Opfer fordern - allein 
bei einer Nebenbahn gibt es hundert unbe
schrankte Ubergänge - und daß die Betriebs
sicherheit nicht mehr gewährleistet ist. 

Und sehen Sie, diese Mahnungen des Rech
nungshofes müßten den verantwortlichen 
Minister - die Anträge des Vorstandes liegen 
ja schon länger vor, und es gibt ja auch dias 
Memorandum der OBB ·über die Nebenbah
nen - zu einer Entscheidung veranlassen. 
Aber warum drückt man sich um die Entschei
dung? Man hat in der OBB-Novelle die Mög
lichkeit der Abgeltung bei gleichzeitiger Er
haltung der regionalpolitisch bedeutsamen 
Nebenbahnen geschaffen, und man will sirn 
j etzt um diese Frage drücken. Man will diese 
Entscheidung nicht treffen, weil man weiß, 
daß man dann der Bundesbahn auch die Mittel 
geben müßte, um diese Bahnen aufrechtzuer
halten. Ich gl,aube ,  daß das einfach. eine Hal
tung ist, die cl la langue wiederum hedeut,et, 
daß wir· Versäumnisse, nicht wiedergutzu
machende Versä,umnisse, später mit sehr viel 
mehr Geld reparieren müssen. 

Personentarife: Der Vorstand hat einen An
trag auf Erhöhung der Personentarife gestellt. 
Mit diesem Antrag müßte sich nach der Bun
desbahngesetz-Novel1e der Verkehrsminister 
auseinandersetzen, und wenn er ihn für untun
lich hält, dann müßte er eine Abgeltung vor
sehen und bei der Bundesr,egierung beantr,a
gen, aber er behandelt den Antrag einfach 
nirnt. Hier wird alles auf die .tange Bank ge
schoben. Die Probleme werden vor sich her
'geschoben, der Kopf wird in den Sand gesteckt. 
Ich will  dem j etzigen Minister gar nicht die 
VersäumnisSJe der VOI"gänger so sehr anlasten, 
weil er kurz im Amt ist. Aber es kann nicht 
der ständige Wechs-el in der Regierung zu 
Lasten der Steuer�ahler 'gehen. 

In Ordnung, Herr Abgeordneter Ulbrich, Herr Abgeordneter Ulbrich, ein anderes Pro-
aber die OBB-Novelle, die wir Igemeinsa.m be- blem. Seite 1 8  Ihres VerkehrSikonz epte s :  "Um-
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schichtung der Prioritäten im IIl!vestitionshe
reich zugunsten der Ballungsräume." Wie 
haben Sie doch immer wieder gesagt? "Vor
rang für den Massenverkehr in den Ballungs
räumen." Und was sagt der Rechnungshof da
zu? Der stellt fest : Die Elektrifizierung allein 
der Wien er Verbindungsbahn, bloße 9 Kilo
meter, verzögert, nach langem Drängen erst 
endlich erfüllt. Von einem Ausbau der Vor
ortelinie zur Schnellbahn in W'ien keine Rede. 

Ja selbst die Rationalisierungen, für die 
das Geld vorhanden ist, scheitern am Wider
stand und an der Verzäge.rung der Personal
vertretung. Hier sa·gt der Rechnungshof fol
gendes : Automatisch schließ·ende Türen im Be
reich der Tarifgemeinschaft. Für die Zugahfer
Ugung wäre dadurch die Besetzung mit einem 
Zugführer ausreichend. - Was führt er w ei
ters an? Er zitiert : Besprechungen mit der 
Persona:lvertretung seien j edoch zu keinem 
Abschluß gelangt. 

Sehen Si·e, da investiert man in Automati
sierung, da gi·bt es ohnehin zuwenig Personal, 
da haben wir hohe Abgänge durch Pensionie
rungen, etwa 3000 .im Jahr 'bei der Bundes
bahn, und dann wehrt man sich dagegen, hier 
auch jene Investitionen, die ja aus Rationali
sierungsgründen eingeführt werden, tatsäch
lich schnell in die T'at umz'llsetz·en. 

Automatische Fahrkartenentwerter in den 
Haltestellen der Schnellbahnen. Mit 46 derarti
gen Entwertern kann man 55 Sperrschaffner 
einsparen. Mit einer Ansc:haffun.g von 1 ,5 Mil
lionen Schilling 4,5 Millionen Schilling per 
anno laufende Kosten ersparen! Eine solche 
Rendite würde sich kein Privatunternehmen 
entgehen lassen. Aber die Bundesbahn ist 
offensichtlich ·g·ezwungen, wie der Rechnungs
hof sagt, ·50 überaus vorteilhafte Rationalisie
rungsmaßnahmen auf die lange Bank zu schie
ben, weil sie auf Schwierigkeiten in der Per
sonalvertretung stößt. 

Und wie sieht die p.ersonalentwicklung aus? 
Während der Herr Bundeskanzl·er der 'gesam
ten Wirtsmaft predigt: Fremdarbeiterstopp, 
wir müssen die Quote der Fremdarbeiter sen
ken ! ,  erhöht die Bundesbahn gezwungener
maßen, weil ihr das Geld für die R.ationaIisie
rungsmaßnahmen vorenthalten wird, die Zahl 
der Fremdarbeiter im heurigen Jahr von 2500 
auf 3500. Und während im technischen Bereich 
Personal eingespart wird, weist der Rech
nungshof darauf hin, daß .im Zentraldi-enst das 
Personal um 9 Prozent :angewachsen ist. Es 
hat bei den Personalvertretungsw,a:hlen nicht 
viel .genützt, aber den Steuerzahler kostet es 
zusätzlich Geld. 

Und wenn wir heute erleben, daß im wich
Hgen Bereich des Güterverkehrs der Anteil 

der Bundesb.ahnen am Güterverkehr ständig 
zurückgeht, der Antei.l des LKW-Verkehrs 
aber steigt, dann, Herr Abgeordneter Ulbrich, 
bedauer·e ich ·es z.utiefst, wenn dieses sozülli
sUsche Verkehrsprogramm die Lösung dafür 
nur im Dirigismus, nur in VerkehrsveIlboten 
s ieht, statt dem zu fologen, was der Rechnungs
hof nicht erst s·eit heute, sondern schon länger, 
j etzt aber mit allem Nachdruck wieder emp
fiehlt und dem wir uns voll und ganz 'an
sdlließen. Die Lösung, so sagt der Rechnungs

hof, liegt in einer Verbesserung des Leistungs
'angebots, liegt in e'iner Verbesserung des 
Wettbewerbs. Wenn ich im Redmungshofbe
richt lese, daß auf 9500 :K!unden nur 14 Wett
bewerbsbeamte kommen und daß nur 8 Pro
zent der Kunden im Wiener Raum überhaupt 
besucht werden können, dann muß ich sagen: 
Jedes priv-ate Unternehmen, das so wirtschaf
ten würde, müßte einfach zusperren. 

Die Lösung liegt ferner in ·einer Erhöhung 
der TransportgeschwindLgkeit und nicht im 
Verbot für die Straße, dieses oder j enes �u 
befördern, weil wir ja auf einen raschen Güter
umschl'a-g in der Wirtschaft angewiesen sind 
und weH auch die Konsumenten erwlarten kön
nen, daß die Produkte, vor allem die leicht 
verderblichen, rechheitig a-uf den Markt kom
men, weil sie ja sonst ihre Qualität verlieren. 

Hier liegen die Versäumnisse. Und wenn der 
Rechnungshof in ·seiner Schlußfeststellung zu 
dem Ergebnis kommt, daß nur eine langfristige 
Finanzierung, und zwar di·e Sicherstellung der 
l.angfristigen Finanzierung, eine Sanierung der 
Bundes·bahn ermöglicht, dann müßten eigent
l ich Sie, Herr Abgeordneter U1brich, und Ihre 
Fraktion dem zustimmen, denn genau das 
halben Sie in Ihrem Minderheitsbericht v·er
Langt. Jetzt ·als Regierungspartei haben Sie 
es sogar erneut im Verkehrsprogramm ver
sprochen, nur auf das Halten dieser Verspre
chungen warten wir bis heute noch. 

Ich darf von mir aus noch hinzufügen: Wenn 
wir das jetzLge Budget betrachten, dann 
müssen wir eine Forderung ·an diese Regie
rung stellen : endlich von der Budg.etopHk ab
zugehen, denn das Grundbud.get ermöglicht, 
wie Sie sehr gut wissen, nicht die Anschaffung 
eines einzigen Waggons, einer einzigen Loko
motive. 

Die .sogenannte St-abilisierungsquote, die aus 
Gründen der Budgetoptik ausgegliedert wurde, 
ist nichts ,anderes e.ls eine Verschleierung des
sen, was unter dem Minimum Hegt, das der 
V:erkehrsm:inister als absolut notwendi'g be
zeichnet hat, wenn die Bundesb.ahnen erhalten 
werden soUen. W·enn Sie den Vorrang für den 
Massenverkehr ernst nehmen, dann läge es 
an .Ihnen, beim Finan�minister vorstellig zu 
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werden, wenigstens einen Teil der Mehrein- I rund dreieinhalb Jlahre gedauert hat ; ich selbst 
nahmen, die er aus der Mehrwertsteuer durch bin den Verhandlungen vorgestanden. Wir  
die Preiserhöhungen beim Erdöl j etzt verdient, sind .gegenwärUg in der Ausführung von Ver
tatsächlich dem Vorrang für die öffentlichen suchsinseln. Auf eine Ebene, ·zu der die Deut
Verkehrsmittel in den Ballungsgebieten zuzu- sche Bundesbahn zweieinhalb Jahre benötigt 
wenden. hat, konnten wir aufschließen und den Ver

Was der Herr Finanzminister 'gestern bei 
der dr.ingllichen Anfrage erklärt hat,: man ist 
an das Budget gebunden und kann auf nichts 
verzichten, das ist doch einfach nicht richtig. 
Denn die Preis steigerungen auf dem Erdöl
sektor waren nicht im Budget, die treffen uns 
j a  alle unerwartet. Aber daß der Finanzmini
ster nun voll und ganz an diesen Preissteige
rungen mitverdient, daß Milliarden Schilling 
zusätzlich dem Staatshaushalt zufließen und 
dann in ein Wegwerofschulbuch und ähnliche 
Dinge hineingebuttert werden, das ist reine 
V,erschwendungswirtschaft. Das ist vielleicht 
kurzfristig populär ; langfrisUg gesehen ,aber 
werden wir alle darunter leiden. 

Hier  eine verantwortungsvolle Politik zu 
betreiben, dürfte Ihnen eigentlich nicht schw-er
fallen, Sie müßten sich nur an Ihre eigenen 
Versprechungen halten. Solange Sie das aller
dings nicht tun, wird Ihre Verkehrspolitik nicht 
.glaubwürdig sein. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Ulbrich. 

Abgeordneter Ulbrich (SPO) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Werte Damen und Herren l  
Der  Herr Abgeordnete DDr. König hat, wenn 
ich es richtig verstanden habe, eine Wieder
holung seiner Budgetrede ,gestartet und dazu 
die Untersuchungen des Rechnungshofes als 
Grundlage verwendet. Ich möchte dazu einiges 
sagen. 

Wir stehen nach wie vor auf dem Stand
punkt, daß diese sozialistische Regierung in 
der Erfüllung ihres Regierungsprogramms 
auch die Verkehrspolitik lösen wird. Davon 
sind wir echt überzeugt. Aber Fehler, die von 
1 945 bis 1 970 durch Ihre Partei, durch Ihre 
Finanzpoli tik geschehen sind, die kann man 
in der kurzen Zeit von zwei oder drei Jahren 
R egierung nicht ,ausgleichen. (Beifall bei der 
SPO.) Bitte das einmal zur Kenntnis zu neh
men. 

Ich werde einiges aufgreifen, wo wir dann 
sehen werden, wo wir l iegen. 

Sie sprechen vom Wagenumlauf auf G rund 
der Erhebungen des Rechnungshofes und mei
nen, Si,e geben jetzt 'etwa,s kund, was ni.emand 
weiß, außer daß es 'im Rechnungshofbericht 
steht. Dazu darf ich Ihnen sagen, daß die 
Untersuchung über den Einsatz der EDV-An
lagen bei den Osterreichischen Bundesbahnen 
mit den Fachleuten der zuständigen Firmen 

s,ueh starten. 

Der Aufwand, der s ich er.gibt, um diesen 
Wagenumlauf unter Kontrolle zu bringen 
- diese Verluste kennen wir, sie sind nichts 
Neues -, beträgt 80 Millionen Schilling. Das 
kann man nicht von heute 'auf morgen oder 
in einem Jahr investier·en. Wenn Sie sämtliche 
technischen Geräte besitzen und das Personal 
auf diese Tätigkeiten nicht entsprechend ein
schulen, auf Leser, automatische Steuerungen, 
Ubertragungen mit Fernsehgeräten und der
gleichen, dann .gibt es kein kontinuierliches 
Arbeiten, und es nützt Ihnen das 'ganze Pro
gramm nichts, das über die EDV-Zentrale der 
aBB fertig vorliegt und das nun ini Probeweg 
abläuft. 

Wir sind daran, den Anschluß im Wagen
uml,auf über die Tauernstrecke zu fin-den. Aber 
Sie dürfen nicht ver'gessen : Wir haben am 
Tauern 1 20 bis 1 30 Züge, die betriebssicher 
und verkehrssicher unter Kontrolle gebracht 
werden müssen. Da kann man nicht einfach 
sagen : Wenn die Bundesbahn das nicht macht, 
dann ist das eine Schweinerei, eine Unord
nung, sie weiß sich nicht zu helfen. Nehmen 
Sie zur Kenntnis, daß wir am Planungsweg 
weiter sind, als Sie vielleicht wissen. Das geht 
aber nicht ·so, wie man sich das vorstellt. Das 
geht vielleicht so, wenn man in einem Klein
betrieb oder in einem Hetrieb im Ausmaß der 
"Unilever" in Simmering tätig ist. Aber die 
Bundesbahnen -in Osterreich sind ein bisserl 
größer, ein bisser,l komplizierter. Ich habe 
Ihnen das schon einmal gesa'gt und sage es 
noch einmal : Theorien auf Greißlerebene kann 
man nicht auf Industriebetriebe übertragen ; 
da muß man einen neuen Weg finden. Sie 
müssen zur Kenntnis nehmen, daß in der 
finanziellen Frage die Lösungsmöglichkeiten 
eben begr·enzt sind.  

Sie harben seinerzeit unser,en Minderheits
bericht abgelehnt, Sie waren damals zu keiner 
Konzession bereit. Erst Frühbauer hat den 
Anstoß .gegeben, daß man einmal eines weg
bringt: die unrechte Kontenanlage. Die Kon
tenbereinigung ist auch von Ihnen nicht in
itiiert worden; sie kommt von der Ule aus 
dem Jahr 1 959. Vielleicht könnten Sie in 
einem Privatgespräch den damaligen Minister 
Waldbrunner fragen, welches Echo er in die
sem Hause gefunden hat: Ablehnung, Ableh
nung und Ablehnung! Ich lanerkenne, daß Sie 
voriges Jahr so weit gekommen sind, wenig
stens däies,en ersten SchPitt mit ,zu tun. 
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Man redet von Investitionsplänen. Die Bun
desbahnen h aben ja  bereits einen Investitions
plan in der Dauer von zehn Jahren abge
wickelt, nun versucht man -die Investitions
pläne kurz- und mittelfristig mit den Budget
entwicklungen in Einklang zu bringen. 

Ich habe mit dem Finanzminister Androsch 
über Investitionen 'gesprochen. Aber die Schul
denlast, die der Betrieb noch aus vergangenen 
Entwicklungen zu tragen hat, ermöglicht es 
unter Umständen gar nicht, die Investitionen 
sofort anzusetzen, weil hei der Kreditabwick.
lung durch den Zinsendienst zu große Bel'a
stungen entstehen. Ich bitte, das auch zur 
Kenntnis zu nehmen. 

wenn es tatsächlich ein solches s ein sollte, 
herbeiführte. Aber die UNIDO bedeutet viel
leicht heute oder morgen gerade in -der wirt
schaftlichen Situation, in die wir vielleicht 
hineinschlittern können, doch Arbeitsplatz
sicherung für eine Millionenst'adt, wie Wien 
es 'ist, und Beschäftigung für die in Osterreichs 
Industrien arbeitenden Menschen. 

Sie spr,echen vom Zentr.alverschiebebahnhof. 
Ich muß das leider aufgreifen, es tut mir sehr 
leid, aber ich muß. Wie schaut es denn aus 
mit der Fehlinvestition Wolfurt? Drei Jlahre 
haben wir Sch.üttungsarbeiten gemach.t, und 
jetzt haben wir das Gleis darauf liegen.  Und 
jetzt verlangen die Spediteure von den OBB 
nicht nur auf Kosten der Eisenbahn den Bau Ich. sage es noch einmal : Die Zusage von 

Investitionen ist eine Selbstverständlichkeit. der Gleisanlagen, sondern auch den Bau ,ihrer 

Man kann eine DBB nicht mit kurzfristi.gen Speditionshäuser und -räume. So ein Geschäft 

Investitionen führen, man muß langfristig p1a-
nen, weil die Industrie mit der Erzeugung 
sonst nicht mitkommt. 

kann man lei ch t  machen ! Dann kann man 
leich.t sa·gen : Die Eisenbahn, der Minister, was 
ist das für ein Volk? Die haben ja keinen Tau 
davon ! Darüber müssen Sie sich schon bei 

Aber eines nehmen Sie, bitte, dann auch meinem Freund Weiß bedanken. Ich habe es 
zur Kenntnis :  Sie können von den OBB nicht 
verlang,en, daß ,sie die Prototypen, die 'irg,end
wer in Osterreich entwirft und konstruiert, auf 
ihre Kosten finanzieren, aber sie dann nicht 
:brauchen k:önnen. Ich möchte weiter nichts 
-dazu sagen. Sie kennen die Werkstätten, wo 
gearbeitet wird, Sie kennen die Industriebe
triebe, wo so etwas vorkommt: Die einen er
zeugen Masch.inen, die anderen erz,eugen Wag
gons , sie werden den DBB verkauft, und nach 
drei Monaten müssen wir sie reparieren und 
abstellen, weil sie kaputt sind. So schaut in 
Osterreich die Wirtschaft aus ! 

Waren Sie, Herr DDr. König, bei der Ver
kehrstagung in Linz? W,enn Sie bei der Ver
kehrsta1gung in Linz waren, dann müssen Sie 
doch über die Investitionsplanung des jetzi
gen Verk:ehrsministers Lane informiert sein. 
Er hat dort ganz gen au aufgezeigt, welche 
Wege begangen werden, welch.,e Bestellungen 
notwendig sind ,an Reise- und an Güterzugs
wla'gen, im Schlafwagensektor, im Lokomoti,v
sektor. Wir kennen selbstverständlich das Pro
blem Zentralverschiebebahnhof und del1glei
ehen. Aber man muß sich das alles ,einmal 
anschauen. 

Sie sag·en : Diese Regierurug hätte j a  das 
Geld, wenn sie keine Prestigebauten finanzie
ren müßtel - Die UNIDO ,ist doch Ihr Schlag
wort. Lieber Herr DDr. König ! Wer hat alle 
Zugeständnisse gemacht? Wer hat vertraglich 
keine Bindungen bezüglich der UNIDO ·aufge
nommen? Die Regi.erung Kreisky oder die 
Regierung K1aus? Sie sind ja Fachmann auf 
diesem Gebiet, Sie b eherrschen die Prüfungs
arbeiten von Grund auf, Sie müssen also sagen, 
daß es Ihre Regierung war, die dieses Dilemma, 

ihm auch gesagt, aber es war sich.erlich not
wendig, diese Investition in Vorarlberg zu tun. 
Und wenn Sie }etzt sagen, das ist eine unpoli
t:ische Entscheidung, dann entspricht das nicht 
den Tatsachen. 

Schauen wir noch ein Stücker! weiter, zu den 
Nebenbahnen. Da kann ich vielleicht gleich 
auch meinem Freund J osseck eine Antwort 
geben. Herr DDr. König !  Wer hat denn die 
Frage der Nebenbahnen nur auf der Ebene 
der Einstellungen auf,gegriffen? Im Oktober 
1 965 gab es die Auseinandersetzung um das 
Budget der OBB in der Höhe von 600 Millionen 
unter dem damaligen Bundesminister und heu
tigen Dritten Präsidenten des Nationalrates 
Abgeordneten Probst. Damals sind die Budget
verhandlung,en flöteng'egang,en und wir sind 
in Neuwahlen ,gegangen. Was ist aber in 
Ihrem Memorandum vom Jahr 1 966 gestan
den? Auflassung der Haltestellen und der 
Nebenbahnen. Sie verg,essen aber dabei einen 
Punkt ; das muß ich auch dem Herrn Jos1seck. 
s ag,en . .  Auch ich habe das gesambe Unter
suchungsergebnis der Nebenbahnen, von jeder 
FahIlkarte bis , zu jedem Reißnagel, den wir 
transporti.ert haben. Auch wir sind uns darü
ber klar, daß man nicht jede ,Bahn wird behal
ten können und daß es Bahnen 'gibt, die eben 
aus Gründen der Wirtschaftlichkeit aufgelöst 
werden müssen. Darüber muß man aber reden. 

Dabei muß man :aber noch etwas bedenken: 
Nicht nur wirtsch.aftliches Denken ist dabei 
entscheidend - vielleicht für Sie, für mich 
nicht -, sondern auch sozta:les Denken, denn 
im Bereich der Nebenbahnen haben !Wir über 
1 200 Eisenbahner beschäftigt, die mit ihren 
,Familien in diesem Raum wohnen. Wenn Sie 
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heute von Nebenbahnen sprechen, dann .frag·en 
Sie einmal d en Herrn Dr. Mussil, was für 
einen Brief er mir wegen der Nebenbahnen 
im Waldviertel geschrieben hat : In diesem 
Brief bitt-et er um Erhaltung einer Linie, die 
direkt zur Auflösung .aus-geschrieben wäre. 
Mian kann das daher nicht so einfach von der 
Hand weisen. 

Der Kollege Josseck hat erklärt, nur das 
wirtschaftliche Denken sei entscheidend. Dann 
muß ich ihn aber daran erinnern, daß wir 
einstimmig ·eine Änderung des § 2 Abs .  2 
des Bundesbahngesetzes 1 969 beschlossen 
haben. Schon in unserem Minderheitsbericht 
hatten wir erklärt: Man kann Eisenbahnen 
- OBB, die  Nebenbahnen und auch die  priva
ten Lokalbahnen tragen dabei ihre Bela
stung - nicht nur auf wirtsdlaftlidler Basis 
führen. Dazu ist man nicht imstande, denn 
der Kostenaufwand ist zu hoch. Daher muß 
der Staat oder das Land helfen. Wir haben die 
Änderung herbeigeführt, um das öffentliche 
Interesse zu wahren und ,dem kaufmännischen 
Denken Rechnung zu tragen. Man kann nicht 
das eine vom anderen trennen. Zuerst stimmt 
man dafür und nachher denkt man, jetzt ver
gesse ich eben einen Teil dessen, was idl 
gemacht habe, ich habe mir eben nur ein 
Stückdlen gemerkt. So kann man speziell in 
der Verkehrswirtschaft nicht politisieren. 

Ich möchte noch einmal sagen : Das Problem 
ist für uns nicht neu. Es ist ein finanzielles 
Problem, aber kein finanzielles Problem der 
siebziger Jahre, sondern ein finanzielles Pro
blem der Ersten Republik und ein finanzielles 
Problem der Zweiten Republik I Idl brauche 
Ihnen nicht zu sagen, wer in der Ersten Repu
blik in Osterreich regiert hat, ich brauche 
Ihnen auch nidlts über die Nachteile der OBB 
in der Zeit der Besetzung durch Deutschland 
und über die Folgewirkungen nach 1 945 bis 
heute zu sagen. 

Wenn man nämlich nur wirtsdlaftIich denkt, 
dann - nehmen Sie das zur Kenntnis - ist 
man nicht bereit, dem arbeitenden Menschen 
bei den OBB, dem Eisenbahner, zu helfen. 
Darauf haben Sie bei Ihrer Personalvertre
tungswahl die Antwort bekommen! (Beifall 
bei der SPO.) 

Sie werfen uns die Unsicherheit vor. Wir 
haben, da·s muß ich Ihnen audl sa-gen, auch 
keine Freude daran, wenn wir mit 30 Stunden
kilometern mit der Eisenbahn durch die 
Gegend fahren. Wer freut sich schon darüber? 
Aber dann müssen Sie 'audl den Leuten, die 
in diesen Gebieten ihre Äcker haben, sagen, 
daß sie dann nicht mehr alle 40 ,Meter mit 
ihrem Kja:lberl oder Schweinderl über die Eisen
bahngleise marsdlieren k,önnen. Dann muß 

man sich auch klar darüber sein, daß der 
Sdlienenstrang gesichert werden muß und 
daß auch die Wege der Bauern zu und von 
ihren Äckern geändert werden müssen. Wenn 
man aber hier sagt, wir drücken uns bei dieser 
Frag·e, dann mödlte ·ich Sie fIiagen: Wann 
haben wir uns schon um eine Frage gedrückt? 

Wir kennen diese Fragen. Wir sitzen mit 
den Herren der Verwaltung beisammen, wir 
holen auch den Herrn Finanzminister und be
sprechen diese ' Probleme und versudlen, eine 
Lösung zu finden. 

Sie sagten vorhin : Die Personalvertr·etung 
verhindert die Automatisierung. Darauf muß 
ich Ihnen s agen:  Wir haben v:ergangenes Jahr 
die Organisation der OBB geändert. Wenn 
Sie einen Herrn suchen, der Ihnen darüber 
Aufklärung gibt, w,as das Geld für die OBB 
gebracht hat, dann wenden Sie sich 'an den 
zuständigen Herrn G eneraldirektor oder an 
den Vorsitzenden der Sektion Verkehr des 
OAAB. Beide Herren sind Ihnen wohlweislidl 
bekannt. Es fehlen nidlt die Posten der klei
nen Leute, sondern es fehlen beim ersten 
Rationalisierungs- und Organis.ations-zug bei 
den OBB 1 80 Posten der Qualifikation IX, 
IX a und VIII. Wir sind .aber daran, Strecken
rationalisierungen herbeizuführen. Aber das 
muß man den Menschen Siag·en l  Da findet sidl 
keiner von Ihrer Seite und sa'gt es ihnen. Ihre 
Leute gehen hingegen hin und sagen : Laßt 
euch das doch nidlt gefallen!  Wozu braudl,en 
wi.r ·eine Rationalisierung? Das geht ja nicht, 
d'Bun dann verliert ihr eure Arbeit. - Mit 
,einer sachLichen und fachHchen Arheit im Be
tfi.eb bin ich einv,er.sbanden, aher ummoHvie
flell und dann Politik daraus machen, das dst 
·ein bißdl'en falsch. 

Sie sprachen auch über die Fremdarbeiter. 
W<ir halben 3500 Fremdarbeiter. Wir haben 
sie, weil wir ·sie  vonnöten haben. Ich glaube,  
ich muß Ihnen nicht sagen, wo das Kernpro
blem liegt, denn die Bundesbahnen sind doch 
nicht erst seit heute lohnintensiv. Seit wann 
gibt es denn diese Not an Kapital bei den 
OBB? Wenn Sie einmal die Berichte und Pro
tokolle über die Eisenbahnen nachlesen, dann 
kommen Sie darauf, daß schon in der Monar
dlie die P,ersonalkost:en ,einen 70- bis 74pro-
1)en1:Jigen Anteil haUen. W'ir s.ind immer zizerl
weise nachgekommen. 

Wir wissen ganz genau, wie wir das Pro
blem lösen können. Wären wir imstande, 
20 Milliarden Sdlilling zu investieren, dann 
hätten wir in fünf Jahren einen Stand von 
30.000 bis 35.000 Eis'entbahnern. Da muß 
klar sein : Zu einer Rationalisierung, Moderni
sierung und Tedlnisierung sagen wir ja, aber 
ohne sozialen Plan für das Personal gibt es 
nur ein striktes Nein (Beifall bei der SPU), 
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und wenn die Verwaltung meint, sie kann bei 
uns gegen uns r,ationalisi,eren, dann irrt sie 
s:ich. 

Dazu darf ich ·sagen, :daß .zum Beispiel von 
seiten der 'ausländischen Vertretung,en der 
Bundesbahnen über die Betreuung der jugo
slawischen oder der türkischen GastaI'lbeiter 
volles Lob ausgesprochen wird. So schaut es 
aus. 

Der liebe DDr. KönLg hat hier el1klärt, das, 
was mein Freund Il{;ittl ·gesagt hat, stimmte 
nicht. Der Hannes Androsch, der Herr Finanz
minister, hat j a  einen Bericht gegeben, in dem 
steht doch, daß man .auflöst. Androsch sagt : 
in 30 oder 40 Jahren! Der Herr Landeshaupt
mann Lechner sagt das nicht; der erklärt di€ 
Auflösung so, wie sie ihm in seine Salzburger 
Wahl paßt. Ich habe nichts dageg,en, wenn er 
das macht. Ich verstehe den politischen Kampf 
und den Nutzen, den jeder daraus ziehen will, 
aber wenn Demagogie dabei ist, dann ist s ie 
eben da. Wenn man sa-gt : Man muß schauen, 
ob überhaupt noch eine Salzfindung vorhanden 
ist, dann muß ich da�u ·eines s,agen: Das Salz 
find'et man wJrklich nicht, wenn man sich an 
einen Felsen stellt und daran schleckt. Da muß 
man schon bohren, um es zu finden. Findet 
man nichts , d1ann muß man wissen, wo die 
Vorkommen sind. Niemand regt sich auf, daß 
es im Jahr 2000 kein 01 mehr geben wird; 
man wird eben etwas anderes haben. Das muß 
man skh aber doch ühef1.eg'en. 

Der Finanzminister erwägt den Bau einer 
neuen Sudhütte. Und sofort sagt man : Das 
bedeutet für euch in HaIIein, daß zugesperrt 
wird. Ihr werdet somit aI'lbeitslos werden. Ich, 
der Herr Landeshauptmann Lechner, bin hin
gegen der 'gute Vater aus Salzburg. (Abg. 
Belga W i e  s e r: Gefällt er dir nicht?) Ja, 
Wiann er dir ,ge'fällt, dann, Mamschi, nimm' ihn 
dir ! Ich kann das nicht sag,en, das wäre eine 
gefehlte Partie. (Heiterkeit bei der SPtJ.) 

Es bat der Kollege Stahs von der Anerken
nung der Kontrolltäti:gkeit -gesprochen. Ich 
glaub, man braucht nicht zu erwähnen, daß die 
Tätigkeit des Rechnungshofes akzeptiert wird ; 
darüber -gibt es überhaupt keinen Streit. Wir 
wiss,en ganz genau, welchen ;Problemen diese 
Menschen unterliegen. 

Ich werde heute einen Fall aufzeigen, wie 
dem Rechnungshof Berichte gegeben werden, 
die der Richtigkeit nicht entsprechen. Ich bin 
neugierig, was Sie dazu sagen. 

Es kommt der Kol1eg·e Josseck mit dem 
Bundeshahnhenicht und meint dann, auch der 
Präsident Rauch hätte schon dazu Stellung 
genommen. Ich sa,ge dem Präsidenten Rauch in 
Innsbmck einen lieben Gruß aus Wien, aber 
wo war denn der Herr Präsident Rauch bei 
der Frage der Investition und Finanzierung 

der OBB von 1945 bis 1974? Da hat man nichts 
von ihm gehört. Heute Lesen wir auf einmal 
in der Presse, daß der Herr Präsident Rauch 
plötzlich in Erscheinung tritt und versucht, hier 
zu Lösungen zu kommen. Wir verstehen ,schon, 
daß irgendwie die Politik mitspielt, aber 
grundsätzlich soll man doch dann 'auch einen 
Weg finden und vernünftig bleiben. 

Nun zu den Ausführungen des Kolleg,en 
Abgeordneten Ing. Fischer. Er hat also hier 
ganz großspurig aus'gesprochen, daß die In
vestitionen für die Adaption des Finanzmini
steriums 1 4  Millionen Schilling betrag·en ;  und 
das alles, damit der Minister bessler arbeiten 
kann. 

Ich möchte Herrn Kollegen Fischer bitten, 
im Finanzmin.ister-ium in der Himmelpfort
gasse - es -gibt zwei Häuser: einen Neubau 
und einen histonischen Altbau zu 
schauen, wie der Neubau ausgestattet wor
den ist, welche ·einzelnen Ausstattungen vor
genommen wurden. !Aher vileUeicht kann er 
im alten Haus, dem e'hemalig.en Sitz des 
Finanzministers, erkunden, w,elcher der Herren 
Finanzminoist.er slich in der Himmelpfortgasse 
ein Schlafzimmer ha.t bauen lClJss'en. Danach 
können Sie mit uns weite,rstreiten. 

14 Millionen: Das schaut .so aus, als ob sich 
der gute junge Mann, Bundesminister Hannes, 
ein Palais ·auf Kosten des österreichischen 
Volkes bauen würde; so ist der Vorhalt ge
wesen. 

Jetzt v,ergißt man eines:  In dem Haus -in der 
Himmelpfortgasse ist eine Decke, die Ihrem 
Klubobmann beinahe 'auf den Kopf '9,efallen 
wäre - er wird Ihnen bestäUgen, wie sie 
eingestürzt ist. (Abg. L i  b a 1: Da hat er Gluck 
gehabt!) Dr. Koren hätte sie erschla,gen. Ich 
muß sagen, Gott sei Dank, daß das nicht 
passiert ist. 

Dann gibt · es in der Himmelpfortgasse 9 
große historische Säle, von denen der eine 
oder der andere mit Blattgold ausgelegt wird. 
Hier redet Herr Fischer von Denkmalschutz, 
von der Notwendigkeit des Erhaltens, und dort 
sollen wir vielleicht die Wände mit dem auf
gelassenen Volksblatt auspick!en, das flöten
gegang·en ,ist? Da list der üenkmalschutz, der 
verlangt diese Leistungen. 

Am allefschönsten 'ist j,a: di,ese Renovi,e
rungsarbeiten haben nicht 'erst j.etzt -begonnen, 
sondern sie lauten seit dem Ja'bre 1968. Und 
j etzt i.st der F,inanzmini,ster schuld. Die Arbei
ten wurden schon unter ISchmitz begonnen und 
gehen über Koren bis zu Androsch; ich will 
weiters nicht untersuchen, wie sich die Dinge 
verhalten haben. 

Wenn ich mir ' dann das Gespräch über die 
parlamentarische Demokratie und über die 
Befürchtungen des Kollegen Fischer anhöre ,  

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 63 von 121

www.parlament.gv.at



10168 Nationalrat XIII. GP - 103. Sitzung - 7 .  März 1974 

Ulbrich 

bin ich nur froh darüber, daß die Vergangen
heit vorbei i st, denn damals war die parlamen
tarische Demokratie in wesentlich schlechterer 
Hut als zu unserer Zeit. 

Wenn man hier Behauptungen aufstellt, daß 
diese Fraktion ,im Kampf gegen die Armut 
nicht ihren Tribut gel.eistet hat, dann ,kann ich 
Ihnen nur eines sagen : Lesen Sie die Ge
schichte ohne Vorurteil und bringen Si,e 
mir den Nachweis der großen Leistungen eines 
Teiles Ihrer Leute in derselben Zeit ; ich will 
gar nicht vom ASVG sprechen, wir wollen 
nicht streiten über das Urlaubs recht, über das 
Angestelltenrecht, über die Rechte der Be
amten bei der Eisenbahn, im öffentlichen 
Dienst und dergleichen. Ich meine, das sind 
Behauptungen, die doch niemand glaubt und 
die doch nie halten. 

Wenn man meint, die Demokratie hätte 
irgendwelche Belastungen auszuhalten, dann 
muß ich sagen, eines gilt nicht, nämlich daß die 
Beschlüsse der Minderheiten die Mehrheiten 
zwingen ;  das gibt es nicht. 

Wir sind in diesem Land angetreten, um die 
politische Mehrheit zu erhalten. Wir sind in 
dem Land als Sozialisten angetreten, um die 
politische Macht zu bekommen und in dieser 
Mehrheit mit dieser Macht ein sozialistisches 
Regierungsprogramm zum Vorteil der Bevöl
kerung auszuführen. Was ist da schlecht 
daran? (Beifall bei der SPO.) Was ist da 
schlecht daran ? 

Wenn Sie nicht imstande waren, Ihr Pro
gramm zu realisieren, machen Sie doch uns 
keinen Vorwurf! Sie sind immer da herge
gangen auf das Stockerl, und da -ist es immer 
gegangen : Bitte schön, haben Sie irgendwelche 
Initiativen? Nun habt ihr j etzt k!eine anderen, 
als uns zu sa:gen, wie wir regieren können? 
Das ist Ihre Angelegenheit, nicht unsere. 

Wir versuchen, unser Programm zu ver
wirklichen und durchzusetzen. Das machen wir 
mit den Möglichkeiten der parlamentarischen 
Demokrati,e ,  nach dem, was die östeneichische 
B evölkerung sagen würde. Akz-eptiert das bis 
zum J.ahr 1 975 1 Dann ,blleibt es weiter so, w,ie 
es heute ri,st :  "Das dst dde Minderheit - abg,e
lehnt." Wenn ihr dLe Mehrheit werdet, könnt 
-ihr wieder -entscheiden. (Abg. D e u t s c  h
m a n  n: Mit den OrtstaieIn!) 

Ortstafeln, schön, es ist euch nichts p assiert. 
Es ist ein Fehler, einverstanden. Aber auf 
alle Fälle war es kein Fehler, der undemokra
tisch in der Handlung war, denn man wollte 
ja nur die zweisprachigen Tafeln hinhängen. 
In der ganzen Welt ,gibt ,es das, nicht nur -in 
Kärnten. 

Jetzt muß ich euch etwas sagen. Ich w,ar auf 
Besuch in Tel Aviv, und mir k'ann niemand 
erzählen, daß die Araber mit den Juden ,gute 
Freunde sind ; das kann mir niemand erzählen. 
Aber die Ortstafeln sind dort in Hebräisch 
Arabisch und Englisch angeschrieben. Bei un� 
sind wir noch nicht soweit. Aber das list eine 
andere Ang,elegenheit. (Abg. L i  b a 1 :  Ihr lebt 
noch in der Vergangenheit! Lauter Fanatiker!) 

Nun darf ich mich dem Rechnungshofbericht 
zuwenden. Ich habe den Rechnungshofbericht 
in meiner Hand, Seite 24 1 .  Ich habe diese 
Ausführungen sehr gut gelesen, und ich muß 
sagen, ich war irgendwie fpappiert über die 
Feststellungen :des Rechnungshofes, über die 
Geschäftsführungen und die Modalitäten der 
Geschäftsführungen des Vorstandes der Oster
reichischen Bundesbahnen. Ich bitte, l esen zu 
dürfen. Es lautet hier: 

"Dieselbe Firma suchte im Oktober 1967 bei 
den OBB um bestandsweise Uberlassung eines 
bestimmten Tanlk,steHenplatzes . . .  an." 

Da geht das Spiel auch so.  Einmal j a, e inmal 
nein, einmal bekommen sie die Tankstelle, 
einmal bekommen s.ie die T,ankstelle nicht. 

Da hat die eine Firma bereits eine Zusa'ge 
gehabt, sie hat ein Prioritäts recht erworben. 
Dann ist eine zweite Firma gekommen ; diese 
ist in den Streit eingetreten, hat :dieses Zuge
ständnis für den Tankplatz erhalten. Dann 
haben sich die beiden Firmen gestritten, und 
dann hat man g-esagt, nun üg,endwie muß man 
den Konflikt lösen. Der Vorstand der OBB 
erklärt nun fol,gendes - bitte schön, das 'ist 
hier gedruckt, nicht g'eschrioeben -: 

"Der Vorstand der OBB erklärte in seiner 
Stellungnahme, daß :der Firma im Jahre 1 963 
vom seinerzeitig,en Bundesminister eine Zu
sage für die ,nächsten drei zur Vergabe kom
menden Tankstellenplätze' gegeben worden 
sei, um eine Schadenersatzforderung wegen 
verspäteter Ubergabe des Bahnhofgebäudes 
Landstraße zu vermeiden." Jetzt geht es wei
ter. "Da dies-e Zusage im Jahre 1 967 noch nicht 
erfüllt gewesen sei, hätte die versehentlich 
erteilte Zustimmungseriklärung an die Mirueral
ölgesellschaft widerrufen werden müssen." 
Das erklärt wieder der R:echnungshof. 

Das ist also dem Parlament vorgelegen und 
heute zur Diskussion. 

Am 5.  März 1 973 erhalte ich von
' 

dem zu
ständigen Beamten, der mit dieser Frage be
schäftigt ist, folgenden B rief: An den Obmann 
des Zentral ausschusses Ernst Ulbich, Abge
ordneter zum Nationalrat, und so weiter: 

"Sehr geehrter Herr Obmann! Lieber Freund! 
Wie dir nicht unbekannt sein wird, hat der 
Rechnungshof in ,seinem Einschaubericht über 
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die Gebarung der Bundeshahndirektion Wien Am 22. April trat schließlich die ihr Priori-
im Punkt 1 8/3 Feststellungen getroffen . . .  " tätsrecht verteidig,ende Firma Shell an den 

Punkt 1 8/3 liegt vor im Einschau-Erstbericht Präsidenten der Bundesbahndir,ektion Wien 

an die Bundesbahn, Rechnungshof, Zr .  999-201 heran, der direkte Verhandlungen zwischen 

1972, Seite 92. Darin wird unter 18/3 angeführt: den rivalisierenden Firmen Shell und Z & K 
vermittelte. Das Ergebnis bestand darin, daß 

"Tankstelle Altmannsdorfer Straße" die Firma Z & K laut Protokoll vom 1 8. De-
"ONr. 56. Abschließend sei über einen außer- zember 1 970 ,auf ihre Rechte an der Realisie
gewöhnlichen Fall eines Tankstellenvertrages rung der Tankstelle zugunsten der Firma 
berichtet :" Shell verzichtete'. Die OBB gaben daraufhin 

Während in dem Rechnungshofbericht keine 
Firmennennung aufscheint - ich habe schon 
geglaubt, ich bin

' da in einem Räuberroman 
oder sonst wo, weil sich die alle verstecken 
und keiner sagt, wer sie s ind -, wurden bei 
diesem Bericht, der der OBB zugehört, die 
Firmen genannt, und ich schäme mich auch 
nicht, sie zu nennen. (Der P r ä  s i d e n  t über
nimmt den Vorsitz.) 

"Die Firma Shell Austria AG . . .  (Firma 
Shell) hatte laut Akt 16.056-68 um die Uber
lassung des T,ankstellenplatzes in der Alt
mannsdorf.er Straße . . .  angesucht. Die OBB 
stimmten dem Ansuchen am 26. Juni 1 967 
grundsätzlich zu." 

Merken wir uns : 26. Jurni 1967! 

"Am 9. Oktober 1967 traf ein Ansuchen der 
Firma Zwerenz & Krause . . .  um Uberlassung 
desselben Platzes ein. 

Drei Tage später wurde die der Firma Shell 
gegebene Zusage von den OBB ohne Ang,abe 
von Gründen widerrufen, um einen weiteren 
Tag später der Firma Zwerenz & 'Krause eine 
grundsätzliche Zustimmung zu erteilen. " 

Also stellen wir fest: Einmal Shell und ein
mal Zwerenz & Krause, beides im Jahre 1967. 

"Einem Aktenvermerk der Kommerziellen 
Abteilung der Bundesbahndirektion Wien vom 
25. September 1968 Wiar dazu zu entnehmen, 
daß ,ein Auftrag des Genera,ldirektors besteht, 
das gegenständliche Projekt trotz Priorität der 
Firma Shell der Firma Z & K zuzusagen· . . .  

Der damalige Herr Generaldirektor war 
Ho.frat Dr. Bruno Kepnik. 

Die Firma Shell war empört darüber. Sie hat 
Proteste -eingereidü "beim damaUgen G eneral
direktor-Stellvertreter der OBB" - ;ich bin 
einmal ermahnt worden, weil ich den Namen 
genannt habe, ich schweige, ich nenne keinen 
Namen, es  ist der j etzige Generaldirektor der 
OBB (Abg. L i  b a I: Heißt er nicht Ka1z?) -, 
"beim damaligen Generaldirektor" - das war 
wieder unser Zunftgenosse, der Herr Dr. -Bruno 
Kepnik - "und -beim damaligen Bundesmini
ster für Verkehr" - das war der Herr Bundes
minister Weiß. "Die Proteste der Firma SheU" 
an diese drei Herren "blieben vergeblich. 

am 23. März 1791 die nun schon dritte Zu-
stimmungserklärung in diesem Tankstellenf.all 
der Firma Shell." Weiter unten steht dann : 
"Die auf der Hand liegende Beanstandung 
kann einer näheren Ausführung entbehren." 
Das ist ein Urteil des Rechnung�hofes, das :ich 
akzeptiere. 

Nun geht aber das Schreiben des Beamten 
der Osterreichischen Bundesbahnen weiter. Er 
sch:reibt hi,er dann folgendes : Es wurden "Fest
stellungen getroffen, die dem Herrn General
direktor" - und zwar dem gegenwärtigen -
" einigermaßen unangenehm sein dürften. Da 
er nicht damit rechnen konnte, daß ich, dem 
dieser Punkt des Rechnungshofberichtes zu
ständigerweise zur Stellungnahme zugewiesen 
ist, ,etwas anderes als die W'ahrheit sag,en 
werde, ist er einen ,seltsamen Weg -gegangen. 
Er hat den Leiter des Administrationsdien
stes . . .  zu sich gerufen . . .  " Der Leiter des 
Administrationsdienstes der OBB 1st der Vor
sitzende der Sektion Verkehr - Eisenbahn im 
OAAB der Osterreichischen Volkspartei. Er 
hat ihm eine Stellungnahme :in die Hand ge
geben, die er wahrscheinlich selbst ausge
arbeitet hat, mit dem Hinweis, "er möge doch 
diese Stellungnahme als Stellungnahme des 
A:dministmtionsdienstes verwenden". 

Jetzt lese ich Ihnen vor, was hier hand
schriftlich durch den zuständigen Herrn abg-e
zeichnet ist: 

"Wi-e dem Rechnungshof bekannt ist" - .ich 
müßte }etzt den Herrn Präsidenten fragen, ob 
ihm bekannt war, daß von seiten eines Mini
sters 'eine Zusag-e -gegeben wurde -, "wurde 
zur Vermeidung einer Schadenersatzforderung 
der Firma Zw�renz & Krause an die OBB 
wegen verspäteter Fertigstellung des Bauvor
habens Landstraße bereits irrn Jahre 1965 vom 
damaligen Bundesminister Probst zugesagt, 
daß ihr die nächsten drei zur Vergabe kom
menden Tankstellenplät�e zu den gleichen 
Bedingungen wie anderen Firmen überlassen 
werden." 

Für .mich erhebt sich nun die Fr-age :  War das 
dem Rechnungshof bekannt, wenn j a, dann 
bitte ich um den Beweis, daß der damalige 
Bundesminister Probst an die Firma Zwerenz 
& Krause eine Zusage gegeben hat. Weiter 
heißt es hier:  

698 
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"Der für die Vergabe von Tankstellenplät
zen zuständige BeaIlbeiter haUe j edodl im 
Jahre 1 961 eigenmädltig. der Firma ,shell eine 
Zusage für einen Tankstellenplatz in der AIt
mannsdorferstraße geg·eben, obwohl zu diesem 
Zeitpunkt die Zusage an die Firma Zwerenz & 
Krause noch nicht erfüllt -war." 

Idl darf das persönliche Schr·eiben wieder 
zur Hand nehmen. Das ist nämlich lebens
wichtig für den Mann. 

Er schreibt folgendes : "Das für mich Uber
IiasChende -an dieser StellungnabJme des Herrn 
Generaldirektors ist nun weniger, daß ihr 
Inhalt völlig aus der Luft -gegriffen ist und 
d eshalb natürlich -auch mit der Aktenlage in 
Widerspruch steht, das Uberraschende ist viel
mehr die Feststellung, daß der Herr General
direktor - um seine seinerzeitige, vom Redl
nungshof beanstandete Haltung zu ,-erklären' 
- einfach ein schuldhaftes V€rhalten des 
damaligen ,zuständigen Bearbeiters' - dias 
war idl", sagt er, "konstruiert, wonach di·es-er 
, eigenmächtig' eine Tankstelle vergeben hätte 
und er" - das .ist wi,eder der j€tZ'ige General
direktor -, "der damaHg,e Generaldirektor
Stellvertreter, dalher -als Gralsritter des Rechtes 
dieses dadurch entstandene ,Unrecht' wieder 
gutmachen habe müss,en." 

Im Schreiben sagt der Mann dann weiter: 

"Ich :habe selbstverständlidl meine Stellung
nahme zum Punkt 18/3 des Einschauberichtes 
unbeeinflußt und der Wahrheit entsprechend 
abgegeben, weiß aber natürlich nicht, was man 
höheren Ortes daraus machen wird." 

Das ist der Beridlt des Rechnungshofes. Ich 
spreche die Beamten vollkommen frei. Sie 
können nur das nehmen, was ihnen zuge
stellt w.ird. Wer für drl.,e Darstlellung dieses 
Berichtes auf seiten der Osterreichischen Bun
desbahnen verantwortlich ist, wäre klarzu
stellen. 

Nun kommt noch etwas: "Ein bezeidlnendes 
Detail : Der Bundesminister Probst, der - wie 
der Herr Generaldirektor schreibt - ,bereits 
im Jahre 1965' der Firma Zwerenz & Krause 
zugesagt hat, , daß ihr die nächsten drei zur 
Vergabe kommenden Tankstellenplätze über
laSSEm werden', hat mich am Ende desselben 
Jahres gefragt, ,ob ein Verspredlen auf drei 
Tankstellen gegeben wurde und was daraus 
geworden list'." 

Schreiben vom 1 3. Dezember 1965, unter
zeichnet von Bundesminister Probst, an den 
Herrn Zentralinspektor, im Wege von Herrn 
Generalsekretär der OBB : 

vor. Er übergab mir beiligende Information." 
Das ist der Antrag der . Firma Zwerenz & 
Krause um den Tankstellenplatz. Probst wei
ter : "Ich bitte, mir mitzuteilen, ob ein Ver
sprechen auf drei Tankstellen gegeben wurde 
und was daraus -geworden ist." 

Ich behaupte, daß das eine unfaire und un
anständige Art eines Menschen ist, wenn er 
dann hier eine Berichterstattung abgeben läßt, 
in der ein Mann, der heute in einer hohen 
Funktion q.ieses Hauses ist, beschuldigt wird, 
eine Handlung getan zu haben, die dieser nie 
getan hat. 

Daraus ergibt sich eine Konsequenz, meine 
Herren I Wir wollen einmal feststellen, daß 
hier Dinge vor sich gegang-en sind, die meines 
Erachtens nicht richUg sind und die selbst die 
OVP, audl wenn es Ihre Ang·ehörigen und 
P-art€�genossen sind, nicht bestätig-en kann. 

Jetzt frage idl im Zusammenhang mit dem 
ganzen 80er und seinen Unternummern fol
gendes : Wieso hat der Vorstand der OBB laut 
Ziffer 84, Punkte 18 b, 19 h, 20 b und 21 b seit 
Jahren zum Nachteil der OBB gesdläftliche 
Verbindungen mit dieser Firma aufrechter
halten können? Eines steht fest: Wir rennen 
einerseits jedem Schilling nach 'in der Ver
waltung, und dann werden derartige Verträge 
gemacht, in denen' nämlich mit der Firma ein 
PaChtvertrag abgeschlossen wird. Die Firma 
verpachtet dann ihren Anteil am Bahngut wei
ter und kni.egt .einen höher·en Erlös, als die 
Bundesbahnen im Verpacht an den Erstpachter 
bekommen. Das ist unt€rschrieben und hat 
Rech tsgül tigkei t. 

Wir fragen weiter: Gilt denn für den Vor
stand der OBB nicht das Bundesbahngesetz 
aus dem Jahr 1969? - Er ist nach § 2 Abs. 2 
verpflichtet, seine Geschäfte unter Wahrung 
des öffentlichen Interesses "nach kaufmänni
sdlen Grundsätzen" zu führen. 

Es erhebt siCh nun die Frage, ob neben 
dem Vorstand für die in den angeführten 
Punkten des ReChnungshofberiChtes aufgezeig
ten geschäftliChen Praktiken nicht auch andere 
Bedienstete der Bundesbahndirektion Wien 
verantwortlidl gemacht werden müssen. Wir 
verlangen die Prüfung des Falles. Da können 
Sie sicher sein ! NaCh Vorliegen ·der im Tätig
keitsbericht des Rechnungshofes aufgezeigten 
fragwürdigen geschäftlichen Praktiken leiten
der Funktionäre der OBB ·erhebt sich die Fr-age 
an den Bundesminister für Verkehr, ob die 
Bundesregierung gewillt ist, die Mitglieder 
dieses Vorstandes der OBB nach Ablauf ihrer 
Funktionsperiode in diesem Jahr neuerlich zu 
bestätigen. Das Vertrauen der Eisenbahner in 

"In Begleitung von Gemeinderat Jodlbauer -ihrer Gesamtheit lmnn dieser Vorstand nim
sprach am 1 0. dieses Konsul Zwerenz bei mir meI1mehr €rwirken. 
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Nun können Sie überlegen, was in dem 
Rechnungshofbericht berichtet wurde, was 
OBB heißt. (Beifall bei der SPrJ.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Neuner. 

Abgeordneter DDr. Neuner (OVP) : Hohes 
Haus ! ,Das Parlament, die österreichische Be
völkerung, aber vor allem die Bediensteten 
der Osterreichischen BundeSibahnen hätten sich 
vom Zentralsekretär der Eisenbahnergewerk
schaft Aussagen zu den Grundfrag,en und zu 
den Grundproblemen der Osterreichischen 
Bundesbahnen erwartet. Sie, Herr Kollege 
Ulbrich, haben hier im Stile eines Liliom 
humoristisch sein sollende Einzelfakten her
ausgegriffen (Widerspruch bei der SPrJ -
Gegenrufe bei der rJVP) und zu den wlichti
gen Fvagen der Finanz-ierung, der Technik, der 
Automatisierung und des p.ersonaleinsatzes 
g,eschwiegen. 

Herr Zentra,lsekretär Ulbich! Sie haben hier 
von Theorien auf Greißlerebene gesprochen. 
Ich habe ,eine viel zu große Hochachtung vor 
den Greißlern, daß ich Ihre Ausführungen so 
qualifizieren würde. (Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus ! Nun zum Rechnungshofbericht. 
Der R.echnungshofbericht -ist ein Prüfungsbe
ridIt über die RegierungstäUgkeit im Ver
waltungsjahr 1972. Die ganze Regierungsbank 
ist leer. Es sitzen an :ihr nur zwei Herren (der 
Redner verweist auf den Präsidenten und den 
V.izepräsidenten des Rechnungshofes), die -
das bedauern wir zutiefst - hier nicht -spre
chen dürfen. 

Der Emissär der Regii.erung, der Herr 
Dr. Tull, hat es für richtig befunden, dem 
Hohen Hause mitzuteilen, wie bereit die Re
gierung im Ausschuß war und wie prompt und 
wie schön sie die Fragen der Abgeordneten 
beantwortet hat. Hier im Hause aber schwei'gt 
diese &egierung und macht sich nur durch 
da und dort unpassende Zwischenrufe einzel
ner Regierungsmitglieder bemerkbar, aber auf 
die Regierungsbank kommen sie nicht hinauf. 

Herr Dr. Tull hat es auch für notwendig 
befunden, dann aus dem Bericht heraus die 
OVP-Regierung anzukreiden, und hat im StiLe 
einer Kriminalstory von GoldkoUiers und 
Armbanduhren gesprochen, die innerhalb des 
Bereiches der OVP-V-erantwortlichkeit gewis
sermaßen verschenkt worden sind. Wie war 
das wirklich? 

Der Leiter eines Hoch:schulinstituts hat 
einem scheidend-en oder pensionierten Ange
stellten ein Absdüedsg-eschenk vor der Pen
s ionierung geg-eben, und ·aus dem Rechnungs'
hofbericht ist zu entnehmen, daß diese Ab-

schiedsgeschenke auch budgetiert waren. Der 
Rechnungshofbericht kritis1ert das, aber das 
sieht ganz anders aus, als es der Herr Dr. Tull 
darstellen wollte, wonach man meinen könnte, 
es seien unter OVP-Verantwortung großzügig 
Geschenke 'gemacht worden. Das sind übliche 
Geschenke, die auch in der Priv.atwirtschan 
anläßlich der Pensionierung ,langjähriger und 
verdienter Angestellter .gemacht werden; noch 
dazu, wo wir entnommen haben, daß sie obud
-getiert sind. 

Ich möchte die Zeit, die uns vor'gegeben ist, 
nicht allzu lang überschreiten. Ich möchte nun 
einzelne Fragen aus dem Rechnungshofbericht 
au�greifen. 

Aus dem Bereich der Finanzverwaltung 
wurde ,bei einem niederösterreichischen Fi
nanzamt festgestellt, daß ein mang-elhaftes 
Ermittlungsv.erfahren angestellt worden ist, 
daß man beispielsweise die Reisekosten unge
rechtfertigterweise um die HaushaHsersparnis 
gekürzt hat, daß man Anträge auf Eintragun.g 
von Werbungskosten auf LohnsteueI1karten 
ohne Begründung abgewiesen hat, daß man 
bei Lohnempfängern, die den J'ahresausgleich 
beantragt haben, willkürlich Löhne zugesdlätzt 
hat, daß Strafverfügungen mangelhaft be
gründet worden sind. 

Hohes Hausl Zweifellos ist die Kritik, die 
der Rechnungshof hinsichtlich der au�gezeigten 
Fälle bringt, durchaus berechtigt. Aber idl 
glaube, wir sollten die Ursache dieser Unter
lassungen herausstellen, denn di.ese Ursache 
,liegt wesentlich tiefer. Sie liegt darin, daß die 
Finanzbeamten seit Jahr,en überlastet sind und 
durch die Steuer- und Verteilungspolitik die
ser Regierung immer mehr über1:astet werden. 
Dies-e Uberlastung - und das ist das Bed,auer
liche - geht zu Lasten, geht auf Kosten der 
kleinen SteuerpflichHgen, die weder die Kennt
nisse noch die Mittel haben, sich :gegen Nach
lässigkeiten oder Ubergriffe wiI1ksam zu weh
ren. 

Der Rechnungshof hat 'Zu ,einem weiteren 
Kapitel Stellung ·genommen. Immer wieder 
hört man .ger-ade von soziaUstischer Seite da 
und dort, daß die Finanq;behörden mit Steuer
nachsichten zu -großzügi'g seien. Man könnte 
es sich richten - so kommt es aus dem Unter
ton vielfach hervor. Man muß dem Rechnungs
hof dankbar sein, w.enn er ausdrücklidl das 
hervorhebt, was diese Kritiker ohnedies lal,l
j ährlich aus den Rechnungsabschlüssen hätten 
herausLesen ,können, daß nämlich die Abschrei
bungen von Aobgaben konstant um 2 Promille 
der Bruttogesamteinnahmen pendeln. 

Hohes Haus ! Die Finanzverwaltung kann 
sich ihre Kunden nicht aussuchen. Für ein 
privates Unt-ernehmen, das sich ja den Groß-
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teil seiner Kunden aussuchen kann, ist 2 Pro- haus Garsten in {Hers.es Hohe Haus zurück
mille Forderungsverlust eine Tmumzahl. Ge- blenden : 
J.1ade diese 2 Promme der Gesamtbruttoein- Die Parlamentsdi rektion hat mit Ärzten ver
nahmen beweisen eher das Gegenteil von dem, handelt, um die freie Stelle eines während der 
was Sie als Sozialisten der Finanzverwalt·ung Plenarsitzungen anwesenden Parlamentsarztes 
immer vorwerfen, sie beweisen nämlich, daß neu zu besetzen. Ich brauche die Wichtigkeit 
die Finanzverwaltung eher eine harte Praxis dieser Funktion nicht zu betonen, wenn man 
in Nachsi.chtsfällen hat. bedenkt, wie sehr die Beamten dieses Hauses, 

Nun ein p aar B emerkung.en zum Einschau- . insbesondere die des Stenographenamtes, aber 
bericht betreffend die Stmfvollzugsanstalt auch die Abgeordneten gerade in der Budget
Garsten. Hier stellt der Rechnungshof fest, daß zeH, aber auch vor dem Sommer belastet sind. 
die Ausgaben für Arzneimittel zwei- bis drei- Der Arzt, mit dem verhandelt worden ist, 
mal so 'hoch sind wie in den anderen Strafan- hat ein von seiner Kammer empfohlenes 
stalten Graz-Karlau und Stein : Honorar vorg.eschlagen. Der Präsident dieses 

"Eingehende Untersuchungen über diesen 
vergleichsweis'e sehr 'hohen Medlikamenten
aufwand ergaben, ·daß es sich bei ·einem erheb
lichen Teil der den Gefangenen verordneten 
Arzneien um teure Präparate handelte, die 
Mitgliedern der Gebietskrankenk,assen ent
weder überhaupt nicht bewilligt werden oder 
aber der vorherig,en chefärztlichen Genehmi
gung bedürfen. 

Der Rechnungshof erachtete es als nicht ver
tretb ar, Strafgefangene regelmäßig mit Arznei
mitteln zu versorgen, die von den Kranken
versicherungsträgern - und zwar wohl kaum 
aus unsozialen Erwägungen oder medizini
schen Bedenken -" , so sa,gt der Rechnungshof, 
"als nicht kassenzulässig b efunden wurden." 

Der Rechnungshof stellt weiter fest, "daß 
sowohl das ASVG als auch das Stmfvollzugs
gesetz hinsichtlich des Ausmaß es der ärzt
lichen Versorgung inhaltlich gleichartige Re
gelungen vorsehen" und daß deshalb keine 
Veranlassung bestehe, "von seiner Empfeh
lung, auch Strafgefangene grundsätzlich nur 
mit krankenk.assenzulässig,en Arzneimitteln 
zu versorgen, abzugehen". 

Demgegenüber stellt der Bundesminister für 
Justiz fest, daß eben der "AnstaltSiarzt aus
schließlich j ene Präparat·e verordne, die er 
für gut befinde, und er richte sich dabei nicht 
nach dem Preis". 

Der freie, gesetzestreue Bürger erhält nur 
die Krankenkassenmedikamente, der Gesetzes
brecher erhält jene Präparate, welche die 
Kassen nicht bewilligen würden. 

Hohes Haus I In Garsten werden die Häft
linge von Fachärzten betreut, und di.ese  ver
l"echnen j ene Honorar-e, die .siJe auch bei 
Privatpatienten verrechnen würden. Der Rech
nungshof kritisiert d as .  

Den Fachärzten :ist das Honorar zweifellos 
zu gönnen, dem wirklich kranken Häftling 
auch die fachärztliche Untersuchung. Aber 
lassen Sie mich einmal vom Strafgefang.enen-

Hauses hat die Bewerbung abgelehnt, weil 
das Honorar zu kostspielig ist. Ich darf bloß 
ganz bescheiden die Feststellung machen : Bei 
der Gesundheit der Mitarbeiter und der Ab
geordneten dieses Hauses werden eben Bud
getmittel anders qualifiziert als bei den In
sassen von Garsten. 

Die Insassen von Garsten bekommen so wie 
alle anderen Strafgef,angenen 400 Gramm Brot 
pro Tag. Aus gesundheitlichen Gründen kann 
ihnen Weißbrot verordnet werden. In anderen 
Strafanstalten, stellt der Rechnungshof fest, 
ist der Weißbrotanteil 9 bis 28 Prozent, in 
G arsten beträgt er 85 Prozent, obwohl das 
Weißbrot um 78 Prozent teurer als das 
Schwarzbrot .ist. 

Aber wenn dieses W·eißbrot wenigstens 
gegessen worden wäre ! Der Rechnungshof 
stellt weiter fest, daß dort täglich 50 Kilo
gramm Abfallbrot anfällt. Das sind monatlich 
eineinhalb Tonnen, meine Damen und Herren! 
Davon ist mehr als ein Drittel, also eine halbe 
Tonne monatlich, Weißbrot, das verfüttert 
werden muß, ",abgesehen von den in die 
Abortanlagen geworfenen Brotresten" , stellt 
der Rechnungshof weiter fest. 

Im Ausschuß haben wir das dem Herrn 
Justizminister vorg'ehalten. Er hat darauf ge
anwortet, daß die Gefangenen an sich mit der 
Ernährung zufrieden seien. Mit dem Weißlbrot 
waren sie aber offenbar nicht zufrieden. 

Um die Probleme der G efangenenernährung 
zu bewältitgen, meinte der Herr Minister, 
würde man die neusten ernährungswissen
schaftlichen Erkenntnisse heranziehen. Aus 
der Ta'gespresse haben wir entnommen, daß 
ein Sektionsrat des Justizministeriums und 
eine Universitätsdozentin nunmehr auf diese 
Findung der ernährungswissenschaftlichen Er
kenntnisse angesetzt werden. Vielleicht kön
nen diese Stellen in ihren ernährungswissen
schaftlichen Untersuchungen auch Uberlegun
gen anstellen, Semmelschmarren, Knödel und 
Bröselnudel zu servieren, bevor man 500 Kilo-
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gramm Weißbrot monatlich den SchWieinen 
v.erfüttert. 

Meine Damen und Herren ! Das hat nichts 
mit Vorstellungen von Wasser und Brot zu 
tun. Das sind Uberlegungen, die Hundert
tausende unserer sparsamen Hausfrauen all
täglich anstellen und ,leider und zum Teil auch 
auf Grund Ihrer Regi,erungspoHtik ansteHen 
müssen. 

Und nun als Letztes eine F,eststellung des 
Rechnungshofes im Zusammenhang mit der 
Erklärung von Bezü'gen von Landtagsabgeord
neten. Der Rechnungshof stellt fest, daß ver
anlagte Landta'gsabgeordnete die Bezüge, die 
sie aus der Funktion als Landtagsabgeordnete 
erhalten haben, in den Steuererklärungen für 
die Jahre 1970 und 1971  - als noch keine 
Steuerpflicht für diese Bezüge bestanden hat 
- nidlt angeführt haben. Meine Damen und 
Herren ! Der Rechnungshof unterläßt es .aber, 
mit aller Deutlichkeit klarzustellen, daß in 
di-esen Jahren und ,für diese Jahre diese Bezüge 
nicht der Steuerpflicht unterlagen. 

Was macht die Presse daraus? Eine so ange
sehene Zeitung wie "Die Presse" schreibt am 
25. Oktober : "Noch obskurer ist das Verhalten 
zweier Landtagsa,bgeordneter, das der Rech
nungshof bei Nachfmschungen im Finanzamt 
Tulln feststellte. Si,e 'hatten - 1 970 und 197 1  -
zwar ihre Einkünfte aus ihren Zivilberufen, 
nicht aber die Bezüge aus ihrer politischen 
Funktion als LandtagSlabgeordnete angegeben, 
obwohl die Regelungen über die Politiker
steuer anderes vorsehen." 

Und diese falsche Beurteilung, diesen Un
sinn setzt "Die Presse" noch auf der ersten 
Seite unter die Uberschrift "PolitLkersteuer 
,vergessen' " .  Also gewiss·ermaßen hinterzo
gen - aber weil es Politiker sind, so haben 
sie es halt "ver-gessen" - hört ,man so unter
schwellig heraus. 

"In Niederösterreich" heißt es dann wei
ter - " ,vergaßen' " - noch einmal unter 
Anführungszeichen - "zwei Landtagsabge
ordnete, beim FinanZlamt ihre Politikerbezüge 
anzugeben." 

Meine Damen und Herren ! Ich betone noch 
einmal, was wir im Ausschuß auch klarge
stellt haben : daß nämlich diese Politiker kei
neswegs den Staat geschädigt, sond�rn durch 
die Nichtangabe lihroer Bezüg,e nur sich selbst 
geschädigt haben, weil zu diesem Zeitraum 
noch keine Steuerpflicht für die Politikerbe
züge bestanden hat und diese Bezüge, in An
sehung der Pflichtbeiträge, die .als Sonderaus
gaben abges·etzt worden sind, sog,ar zu einer 
Steuerminderung geführt hätten. 

Darüber hinaus ,aber machen die Auswirlmn
gen der Feststellung,en des RechnuThgshofes 
noch eine sehr wesentliche Feststellung mei
nes Erachtens notwendig: 

, Der Rechnungshof ist -ein Organ des P,arla
ments, und das Parlament ist ein Wesens
element der Demokratie.  Und Wesenselemente 
der Demokratie sind die Parteien und ihre frei 
gewählten Abgeordneten. Das sagt keines
wegs, daß nicht F·ehler und Mängel auch im 
parl1amentarischen Bereich oder gar auf seiten 
der Parlamentarier selbst einer Prüfung oder 
Beanstandung durch den Rechnungshof unter
liegen sollen; wobei ich einschalten darf, daß 
die v,öllig prüfungs freie Institution in Oster
reich - da kann der Rechnungshof nichts 
dafür - er selbst ist. Ihn überprüft niemand, 
nicht seine Gebarung und seine Verwaltung 
und seine Tätigkeit. 

Der Rechnungshof ist ein Organ des Par
laments. Das besagt aber wohl und sehr deut
lich, daß der Rechnungshof auch sorgfältig die 
Fernwirkungen auf das Demokr.atieverständ
nis der Bürger überprüfen soll, wenn er der
arUg,e und obendrein noCh unrichtige Fest
stellungen trifft. (Beifall bei der tJVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab
geordnete Troll. 

Abgeordneter Troll (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! Wenn 
wir Rechnungshofberichte zur Diskussion g,e
stellt bekommen, haben wir es immer wieder 
mit der Problematik zu tun, daß die Ein
schauberichte oft durch die Zeit überholt wer
den, ja sogar daß Zeugen, die für Aussagen 
erforderlich wären, nicht mehr leben, weil 
eben meistens erst weit zurück<liegende Ein
schauberiChte hier zur Diskussion gestellt 
werden können. Das trifft dann natürliCh oft 
auch für andere politische Verhältnisse, die 
sich mittlerweile ergeben haben, zu, sodaß 
hLer nicht die Frage gestellt wird, wer damals 
Verantwortung getragen hat oder nicht, son
dern grundsätzlich die Sachlichkeit des Rech
nungshofberichtes, die komplizierte Materie 
der erarbeiteten Sachgebiete zur Diskussion 
gestellt werden kann. 

Hiezu dürfen wir sagen, daß wir in Oster
reich einer Meinung sind, daß der ReChnungs
hof ein Instrument des Parlaments mit aus
gezeichneter Funktion ist. Es darf aber, auCh 
wenn die Debattenbeiträge vom eigentlichen 
Thema vielfach abgleiten und woanders hin
zielen, doch nicht alles unwidersprochen blei
ben, was hier gesagt wird, und ,so ist ,.es not
wendig, auf einige Ding-e kurz zu replizieren. 

Ich darf beim Dipl.-Vw. Josseck noch einmal 
beginnen, und zwar im Zusammenhang mit 
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der schon bespromenen Kritik der Neben- 1 00.000 Si wenn ·er ein Wohnhaus baut, ist 
bahnen d,er UsterreidJJism-en Bundesbahnen. ihm der Bunker vorgeschrieben, und das be
Im sa'ge es deshalb noch einmal, weil wir ja lastet ihn mit zirka 1 00.000 S mehr. Das ist 
in den Ländern oft ,andere Strukturen haben ialso der Grund dafür, daß man versucht, sich 
und vermerken müssen, daß in vielen Teilen so lange als möglim gegen sokhe B<l!uauf,lagen 
unserer Republik diese Nebenbahnen die ein- zu wehren. Deshalb ist das, glaube ich, auch 
zige regionale ,strukturelle Entwicklungsbasis in der Bevorratung nicht so sehr die Frage 
bilden und für regionale Strukturveränderun- des Wollens, sondern erstens die Frage des 
gen, wie g,esagt, unentbehrlich sind. Daher Preises, was ja weit in die Wirtschaft hinein
muß hier mit anderen Wertmaßstäben g,emes- geht, und zweitens aber auch die Frage der 
sen werden. Vorrats haltung, der Qualitätsänderung des 

Abgeordneter Ing. Fisdter 'hat meiner Mei
nung nadt sehr neben dem Rechnungshof
beridtt 'g,eredet, denn die Dinge, die hier zur 
Sprache gebradtt wurden, wurden ja zum Teil 
vom Kollegen Ulbrich schon widerlegt, trenen 
nicht den Redtnungshofbericht, sie harben also 
mit einer aUgemeinen politisdten Polemik zu 
tun. Seine Feststellung, man müßte den "Nebel 
der Unverbindlichkeit" lüften und oin die ge
setzliche Realität zurückführ,en, glaube <ich, 
tl'ifft �n -erster Lini'e für seinen Debattenbedtrag 
zu. W,enn di.ese Uberle,gung,en bezüglim der 
Demokr.atieer:�enntnis von Ing. Fischer erst 
j etzt in die Debatte -gebracht worden wären, 
dann wär,e -es reichLich spät, di'ese Demo-
kl1atie retten zu können. 

Ich möchte nur eines aus seinem Beitrag 
herausgr,eifen, das wi-ederum die Zwile
spältigkeit der Oppositionspartei zeigt, und 
zwar die Frage des Werbeverhaltens beim 
Bundesheer. Wir alle waren uns einig und 
sind bestre·bt, dte bisherigen Entwicklungen 
auf dem G ebLet des österreichisdten Bundes
heeres, dLe oft zu negativer Kritik geführt 
haben, zu liquidieren, neue Voraussetzungen 
durch die Reformen zu schaffen. Dazu ist es 
auch notwendig, dias Image des Heel'es wieder 
aufzumöbeln, und dazu ist es ,auch notwendig, 
endlich einmal für dLe Jugend propagandistisch 
etwas zu tun, damit ihr Inter,esse auf das 
Bundesheer gerichtet wtird. Alle haben Wlir 
uns in der Richtung bemüht. Hier wird nun 
eine solche erste gestartete Werbeaktion vom 
Abgeordneten Fischer wieder heftig kritisi.ert. 

Produkts, das man lagert, die hier mit eine 
Rolle spiel,en und bisher noch nicht zufrieden
steIlend gelöst werden konnten. 

Wie immer, der Abgeordnete Hiet! ging 
natürlim wieder 'gegen die Minister ins Zeug. 
Die einleitenden Worte seiner Rede zum 
Rechnungshofberimt haben mit dem aum 
nichts zu tun gehabt. Er kritisierte, daß keine 
Minister im Saal waren oder auf der Regie
rungsbank saßen. 

Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses ! Im erinnere mim zurück, als die 
OVP-Alleinregierung die Ministerbank 
drückte. Auch damals gab es bei Rechnungs
hofberichtdebatten keinen Minister auf der 
Regierungsbank. Es .ist keine geüb1!e Praxis, 
daß die Minister hier nom einmal zum Rem
nungshof Stellung nehmen. A:ber es haben 
alle Bundesminister in stundenlangen Sitzun
gen des Rechnungshofaussmuss,es zu }eder 
einzelnen Frage Stellung genommen und 
haben ihr,e Meinung dort hinterlegt und ab
.gegeben und aufklärend gewirkt, und zwar 
mit dem Präsidenten des Remnungshofes. Im 
glaube daher, daß diese Kritik des Abgeord
neten Hiet! hier völlig f.alsch gelegen ist. 

Der Abgeordnete Hiet! hat natürlim 
wiederum einige Fragen

' 
des Bauernstandes 

,angezogen, unter anderem die Fra'ge des 
Förderungskonzeptes für den österr.eichischen 
Weinbau. Auch das hat unser Landwirtschafts
minister im Ausschuß sehr klar dargestellt. 

Ich darf noch ,einmal grundsätzlich wied·er
geben, was der Herr Minister sdton gesagt 
hat: Ein gesamtösterreichisches Förderungs-

Abgeordneter Dr. Schmidt hat im Zusam- konzept besteht in seinen Gmndzügen und 
menhang mit der Bevorratung einig,e G edan- hat im wesentlimen die rationelle Produktion 
ken vertreten und meint, es sei überwiegend und Vermarktung von Qualitätswein zum 
(He Ang'st der Leute, weil ,es Kri,eg·sel'inne- Ziel. Auf Grund der V'erschiedenartig·en Pro
rungen seien, wenn man von Luftschutzbun- duktions- und Absatzstruktur in den einz.elnen 
kern r ede und so weiter. Ich darf sagen, das Bundesländern - die Produktionsregelung 
ist nicht das KriteriUllll i es ist nimt die Angst, fällt in die Landeskompet-enz - war unter 
nicht die per.sönliche Aversion gegen Kriegs- Berücksichtigung der angeführten Grund
erinnerungen, sondern es ist die Frage der sätze die Erstellung von FörderungSikonzepten 
Kosten, die das Problem so kompliziert macht. in den einzelnen Bundesländern erforderlich. 
Idt denke da ·an dte Häuselbauer. Wenn da Die Förderungskonzepte in den einzelnen 
einer in sein Bauansuchen hineinschreibt Bundesländern bilden somit einen integrieren
"Wochenendhaus", braudtt er keinen Luft- d en Bestandteil des gesamtösterreimischen 
schutzbunker, erspart sich zirka 60.000 bis Förderungskonzepts. 
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Da muß aber auch dazugesagt werden, daß 
im Zusammenhang mit der Inter,essenvertre
tung für den Weinbau dte Gesamtproblematik 
des EWG�Arrangements betrachtet werden 
muß, unsere dort eingegangene Verpflichtung, 
Spezialrotweine hereinzunehmen; aber was 
nicht berücksimtigt wird, sind die Länder
interessen, die von den zuständigen L'andes
regierungen wahrzunehmen gewes·en wären. 

Ich frage den A:bgeordneten Hietl, ob er 
mir sagen kann, wie viele Tausend Hektar 
Weinbauflächen in Niederösterreich zum Bei
spiel ohne Rücksichtnahme auf die Gesamt
entwicklung neu ang,ebaut wurden. So ·schaut 
die Situation in Wirklichkeit aus. 

Meine Damen und Herrenl Wir haben in 
einer ander·en zusammenhängenden Debatte 
ja schon bezüglich unserer Einstellung zur 
Förderung der Landwirtschaft Stellung neh
men können. Die Fra-gen im Rechnungshof
ausschuß waren also an und für sich di·e 
gleichen, die heute zum Teil angeschnitten 
wurden. Sie wurden im Ausschuß eing·ehend 
beantwortet. Ich kann es mir im Hinblick auf 
di,e Zeit ersparen, noch im Detai,l darauf ein
zugehen. Ich glaube, das findet die Zustian
mung aller noch Anwesenden. 

Im möchte nur zu den Ausführungen ' des 
Albgeordneten Zeillinger noch etwas sag,en, 
weil ich seine unqualifizierte explosive Äuß'e
rung als nicht angebr,acht betliachte. 

Der Abgeordnete Zeillinger hat sofort 
heftigst rea-giert auf einen nur aufklärenden 
Zwisdlenruf des Ministers, des Herrn Bauten
ministers Moser, der 'ihm nur sagen wollte, 
daß wir auch das im Ausschuß behandelt 
haben. Es war aber dort der Abg,eordnete 
ZeilHnger nicht . dabei. Es wurde sehr klar 
über die Dinge geredet. Diese explosive 
Äußerung wäre, glaube iCh, niCht notwendig 
gewesen, denn es hat sich hier um ·eine Frage 
gehandelt, die von unwesentlimer Bedeutung 
war. Im Ausschuß wurde nämliCh schon ge
klärt, daß die Teilung der Schieß- und Ubungs
plätze, die ja im Rechnungshofbericht noch 
nicht behandelt werden konnte, weil es ein 
Kompetenzgesetz erst später 9,egeben hat und 
daher dort davon keine Rede war, heute gar 
nicht zur Beratung zu stehen hätte. Dennoch 
wurde im Ausschuß dazu Stellung g,enommen: 

"Hinsichtlich der Verflechtung der Kompe
tenzen im Militärbauwesen stellt der Abg.e
ordnete" - also der damalige Fragesteller 
Fischer - "weiters die Fmge, welche ;Maß
nahmen der Bautenminister zu setzen gedenkt, 
um auf dem G ebiet des Militärbauwesens 
eine sinnvolle und sparsame Lösung herbei
zuführen." Der Herr Bundesminister hat dar
auf verwiesen, ;,daß mit dem Kompetenzgesetz 

klargestellt ist, daß das Bautenministerium die 
wirklichen Bauten, wie Kasernen und sonstig,e 
Hochbauten, auszuführen hat. Sowohl Landes
verteidigungsminister als auch Bautenminister 
vertreten die ,einhelli,ge Auffassung, ,daß hier 
nicht Uns'innligkeoiten geschaffen werden sol
len, die letzten Endes nur zu einer heillos:en 
Verwirrung führen müsse�." 

So ist es auch mittlerweile dazu gekommen, 
daß bereits Verhandlungen zwischen den 
heiden Ministerien 'stattfinden und demnach 
also Dbungsplätze mit kompletten Kasernen
anlagen oder inkorporierten Kasernenanlagen 
eine grundbücherliehe Anmeldung des Ver
waltungsbereiches BGV für die Kasernen 
und Heeresverwaltung für die Ubungsplätze 
vor'genommen werden wird. 

In der Frage Sbammersdorf hat sich mit dem 
SchießpJatz eine Sonderlösung er,g'eben, weil 
die dort befindlichen Bauten ja 'g,anz minimal 
und klein sind. Es handelt sich nur um eine 
WC-Anlage, einen Aufenthaltsraum und ein 
sog·enanntes Scheibendepotgebäude, also um 
kleine Anlagen. Es soll das wegen des gerin
gen Umfanges nicht wie eine Kaserne behan
delt werden, sondern ·es soLl vom Bundes
ministerium für Landesverteidigung diese 
kleine Anlage mitten am Ubungsplatz mitver
waltet werden. 

Das nur zur Aufklärung und zum unberech
tigten Aufregen des Abg.eordneten Zeillinger. 
Ich ·glaube, daß man auCh im Zusammenhang 
mit dem Rechnungshofbericht'  nidlt unbedingt 
Dinge, die gar nicht hergehören, in so ,einer 
extemporierten Art zur Diskussion stellen 
muß. Das sind wir nicht ·gewohnt. Wir haben 
ja auch nicht die Lieder des Abgeordneten 
Zeilling,er in der Offentlichkeit -kritisiert. 

Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses 1 Mir g·i'bt der Rechnungshofbericht 
auch noch die Möglichkeit, kurz die positive 
Stellungnahme des Rechnung.shofes zur ver
sta,atlichten Industrie hervorzuheben. Das 
wurde im Punkt 81,5 durch den Rechnungshof 
sehr gut gemacht und sehr anerkennend gletan. 
Hier wurden auch Feststellungen getroffen, 
warum diese verstaatlichte Industrie - der 
Bericht reicht Ja bis 1962 zurück - verschie
dene Smwierig-keiten zu überwinden hatte, 
siehe zurückhaltende Entwicklung in der 
innerösterreichischen Finalindustrie, Zurück
haltung am Exportsektor zur Ver,soIlgung der 
innerösterreid:lischen N achfolgeindustriebe
triebe und - was ·erfreulich ist - das Hinein
schauen in die neue Situation nach der großen 
Fusion, die durch die OIAG und nun durch 
die Initiative dieser Regierung verwirkliCht 
werden konnte, daß sich doCh schon neue 
Konzepte abzeichnen, daß die Wirtschafts-
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erfolge schon nachweisbar sind, d aß wir 
immerhin mit di,esem Riesenkomplex, der nun 
zusammengeführt werden konnte, einen 
G esamtumsatz von vorauss-ichtlich 29 MilUar
den Schilling für 1973 erzielt haben w,erden, 
daß der BeschäfUgtenstand in der Bewegungs
gruppe von 77.000 voraussichtllich bis - nach 
allen Uberlegungen - zur 100.000-Grenze 
g ehen wird und daß wir unsere Rohstahl
produktion mit 4 Millionen Tonnen tatsäch
lieh erreichen konnten. 

Die Auswü'Ikungen dieser Fusion - und d&s 
war ja d i e  VOIlaussetzung dies'er Initiative -
für kommende Planungen konnten nun von 
den Unternehmens vertretern auch klar fest
gestellt wlerden. Es liegt ein fertiges Konzept 
vor, ein Unternehmensziel, das ,alle bisherigen 
Schwierigkeiten schon herücksichtitgt. In dem 
Unternehmensziel werden die B ereichszie1e 
Industrieanlagenbau, Finalindustrie, die Hüt
ten- und Erdindustrie und das Bereichsziel 
Bergbaue, Kohlenbergbaue speziell .behandelt. 
Hier dürfen wir zur Freude unserer dort Be
schäftigten sagen, daß die Unternehmensl,ei
tung die feste Absicht hat, alle diese Betriebe 
auszubauen und lauf rationelle Produktions
methoden umzustellen, um sich mit mehr 
Qualität den Weltmarkt zu erobern und um 
sich ·auch im innerästerreichischen v'ersor
gungsmarkt in der Finalindustrie ·stärker zu 
expandieren. 

Hier auch ein offenes Wort an den G eneral
direktor Geist von der OIAG. Ich habe im 
Zusammenhang mit anderen Zeitungsartikeln 
eine Intervention aus der Zeitung "Die Welt" 
gel,esen. Dort wird so interpreUert, wahr
scheinlich unabsidltlich, als ob diese verstCl!at
lichte Industrie bisher nur der Zankapfel der 
p olitischen Parteien gewesen wär.e und neue 
Wege gegangen werden müßten. Sie soll nicht 
:mehr verstaatlichte Industrie heißen - so 
klingt das ungefähr durch -, und er v·erlangt 
besondere Kompeten�en. 

Ich würde sagen : Das ·sind Fragen, die man 
zuerst .im Rahmen der damit befaßten Stellen 
zu koordinieren hätte ; dann erst soll man in 
die Offentlichkeit gehen. Es schadet dem öster
r,eichischen Ansehen und der Industrie, d ie 
immerhin heute eine Größenordnung hat, die 
in der Weltwirtschaftspolitik mit eine Rolle 
spielt. 

Für uns ist mit j eder Fra.ge dieser Industrie 
die Beschäftigung uns,erer Menschen und das 
Schicksal unserer Leute verbunden, und daher 
sind wir ,auch .auf dem G ebiet s,ehr vorsichtig, 
wenn es in der Offentlichkeit Kritik gibt, di,e 
meiner Meinung nach keine Berechtigung 
findet. J;)enn der Rechnungshof selbst hat in 
seinen Darstellungen wiederholt die Leistun-

gen dieser verstaatlichten Industrie, der dort 
heschäftigten Arbeiter und Ang,estellten aus
g esprochen und anerkannt, hat aber auch er
klärt, welche Opfer dieser Industrie im Inter
esse d es Wi'ederaufbaus unserer österreichi
schen Wirtschaft nach dem Krieg auferle'gt 
wurden. 

In dem Sinn glaube ich feststellen zu dürfen, 
daß wir uns immer positiv zum Rechnungshof 
bekannt haben, daß wir diese starke und 
strenge KontroUe wünschen im Interesse des 
gesamten Volkes und unserer Wirtschaft und 
daß wir zu dtesem Bericht uneingeschränkt 
sagen dürfen:  Es hat, auch wenn er lange 
zurückgreift, wenig kritische Mängel gegeben. 
Man kann ·also von einer ordentlichen Voll
ziehung der österreichischen Bundesregierun
gen reden, und ' das ist, glaube 'ich, auch für 
das Volk und den Steuer�ahler ein wichtiger 
Nachweis. Ich dankie. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Kraft. 

Abgeordneter Kraft (OVP) : Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Zu den wichti'gsten Aufg,aben 
des Parlaments zählt sicherlich das Kontroll
recht. Es mÜss.en daher meiner Meinung nach 
g,erade auf diesem Gebiet die Möglichkeiten 
gefordert und beansprucht werden, um dieses 
Recht obJektiv, ab er auch uneingeschränkt 
wahrnehmen zu können. So sollten meines 
Erachtens in einer sachlichen Atmosphäre die 
,einzelnen Maßnahmen, die in einem TäUg
keitsbericht, aber auch in einem Rechnungs
abschluß zum Ausdruck kommen und die zu 
Ausgaben führten, eingehend diskutiert wer
den. Es sollte vielleicht in einem größeren 
Ausmaß als bisher gerade diesem Tätigkeits
bericht und seiner Behandlung <innerhalb des 
Rechnungshofausschusses sowie auch hier im 
Plenum im Interesse der St,aatsbürger beson
dere Aufmerksamkeit gewidmet werden, nicht 
allein, weil es di.e schwierige und diffizile, 
mühevolle Arbeit der Beamten des Rechnungs
hofes verdienen und rechtferUgen würde, son
dern aus viel erlei anderer Hinsicht. 

In einer solchen Diskussion sollten meines 
Erachtens !in ,einer fair·en und sachlich ge
meinsamen Arbeit Jene Fehler aufgedeckt 
werden, die 'abzustellen wär,en, um eine neuer
liche Schädigung d er Steuerzahler zu verhin
dern. Auf diese Weise könnte die Behandlung 
des Tätigkeitsberichtes in einer Polarisation 
und Konfrontation zu ,einem überaus produk
tiven Instrument des P.arlaments, also dem 
Kontrollorgan der Regierung, werden. 

Es ist ein bißchen erstaunlich, wenn gerade 
der Herr Abgeordnete Tull hier und heute 
in diesem Hause die Arbeit des Rechnungs-
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hofausschusses lobt, dafür eintritt, hi,er mög
lichst eing,ehend zu diskutieren, wo er doch 
im Ausschuß eine andere Haltung eingenom
men hat und sehr 'ungehalten war, weil meine 
Fraktion dort eine "eing,ehende Diskussion ver
langt hat. Hier spricht er anders , ;hi'er neigt 
er zu Intentionen, nicht wie ' im Ausschuß im 
Eilzug,stempo, sondern sehr breit über den 
Aus schußb ericht zu diskuHer,en. Es ist viel
leicht verständlich, wenn man kein gesteiger
tes Interesse hat, über die Kritik der eig,enen 
Regierung möglichst viel reden zu lass en , noch 
dazu einer R eg·ierung, die halt leider so vLel 
Anlaß gibt zu berechtigter Kritik und . zur 
Kontrolle , zu Kl'Iitik .in vi,elerlcei Hinsicht - ,ich 
möchte mich nicht mit einzelnen Posten dieses 
Tätigkeitsberichtes zu 'Clousführlich b eschäfti
gen -, zu Kribik bei den Sach- und P,e.rsonal
aufwänden, zu Kritik bei den Einsparungen 
von Dienstposten wo möglich, be"i der Beset
zung vorhandener DLenstposten wo 'notwen
di.g, zu Kritik wegen der mangelnden Koordi
nation ' innerhalb der ceinzelnen R essorts, zu 
Kritik, w.eil es "Zuwenig Management gibt, 
zu Kritik, w,eil zuwenig Effektiv.ität ist in 
dieser Verwaltung, zu Kritik wegen der Nicht
ausschreibung von Dienstposten und der
gleichen mehr. Dies.e Dinge ziehen sich ja 
wie ein roter  Faden durch den gesamten 
Tätigkeitshenicht. 

Ich darf nur ein paar Dinge herausglieHen, 
aus dem Innenressort cbeispielsweise. Ich habe 
bereits vor einem J.ahr angeregt, und das hat 
auch in dem Tätigkeitsbericht des Rechnungs
hofes einen Niederschlag 'gefunden , die Typen
vielfalt der Fahrzeuge doch nach MöglichkJeit 
einzuschränken, zu prüfen, ob es nicht mögUch 
wäre, in erster Linie einen Vertrag etwa mit 
den Steyr-Werken abzuschließen, in erster 
Linie österreichische Fahrzeuge zu verw,enden. 
Es war bisher nicht möglich . Nach Aussage 
des Herrn Ministers denkt man auch .gar nicht 
daran. 

Diese Typenvielfalt führt natürlicherweise 
zu höheren Aus·gab en, die auch nach Meinung 
des Rechnungshof,es nicht notwcendig wären, 
etwa bei den Fahrzeugen ·der Gendarmerie, 
der Exekutive , wo man überlegen könnte , statt 
der deutschen Fahrzeuge die Puch-Fahrzeuge 
einzuführen, etwa ·bei den Motorrädern, wo 
man ansbatt des j apanischen Erzeugnisses 
ebenfalls ein österreichisches Erzeugnis neh
men könnte, noch dazu, wo ja bekannt ist, 
daß di·e j apanischen Fahrzeuge sehr anfälli,g 
sind für Reparaturen und daß die Bestandteile 
schw.er zu bekommen sind. Noch dazu, wo 
g,erade bei den Motorrädern eine sehr gceringe 
Kilometerleistung .gegeben ist. Beispielsweise 
les·en wir ,im Rechnungshofberkbt, daß 
eine durchschnittliche K:ilometerlei'stung von 

270 Kilometern gefahren wird . Und hier eine 
B.emerkung : Die geringe KilometerLeistung sei 
dad·urch zu erklären, daß die Solomotorräder 
während der kalten Jahreszeit überhaupt 
nicht - verständlicherweise -, ansonsten 
aber nur nach der Verk,ehrslage ,eingesetzt 
werden. Die schweren Motorräder würden 
überdies auf Grund einer ministeriellen Wei
sung deshalb nicht .ständig verwendet, um für 
verschiedene Lotsendienste 'bei Staatsempfän
gen cbereit zu sein. ,Bin hißchen zuwenig nach 
unserem Geschmack, w,enn sie nur bereit
stehen, um bei Staatsempfängen .eingesetzt zu 
werden . .  

Darüber hinaus ist es in jedem europäischen 
Land eine SelbstverständHchk'eit, daß n atürlich 
die eigene Industrie , dLe eigenen Erzeugnisse 
aus dem Lande Vorrang vor den ausländischen 
Erzeugnissen haben 'lInd daß gerade bei Inve
stitionen der ,öffentlichen Hand diese inländi
schen Erzeugnisse ;bevorzugt werden, j a  :sogar 
dann, wenn sie noch etwas teurer im Angebot 
sind. Dazu konnte man ,sich bi:sher im Innen
ministerium ,anscheinend nicht entschließen. 

Eine and,ere Maßnahme habe ich ebenfalls 
vor einiger Zeit angeregt, und zwar die Aus
rüstung unserer Gendarmeriefahrz,euge mit 
Funkeinrichtungen. Und hier ein Beispiel 
dafür, wie notwendig die Ausrüstung der 
F1ahrzeuge der Gendarmerie mit mobilen 
Funkeinrichtungen wäre. Es gibt eine &eihe 
von Gendarmeriedienststellen, g,erade auf dem 
Land , die mit weniger als fünf oder mit unge
fähr fünf Beamten b esetzt sind. Hier kann 
es eben p assieren, daß einer auf Kranken
urlaub, einer meine1::w.egen auf normalem 
Urlaub ist, und dann bleiben also drei Beamte 
übrig . Zwei fahren mit dem Fahrzeug auf 
Batrouillendienst, und ein einziger bleibt am 
Posten übrig. Was soU also di.eser aDme Mann 
nUn machen, wenn ·es zu einem Einsatz kom
men soll? Er muß also w,arten , bis halt zu
fällig das Fahrzeug wieder einmal zum Posten 
zurückkommt, weil es ja nicht erreichbar ist.  

Gerade dieser Mangel kann sich bei Einsätzen 
sehr nachteilig auswirken, etwa bei Verkehrs
unfällen, bei sonstigen Einsätzen und der� 
g1eichen mehr . 

Ich habe diesbezüglich eine Anfmcge an den 
Herrn Innenminister gerichtet, und er hat mir 
mitg,eteilt, d.aß ledi,glich ein Drittel der 
Gendarmeriefahrzeuge mit Funkeinrichtung 
ausgerüstet ist. Zwei Drittel der Gendarmerie
f.ahrzeuge sind überhaupt nicht .erreichbar. Und 
das ist, glaube ich, doch etwas bedenklich, 
wenn von den 1 945 Fahrzeugen nur 63 1 Funk
einrichtung haben. Der Herr Minister hat mir 
vollkommen recht gegeben und hat auf die 
Notwendicgkeit der Ausrüstung ebenfalls  hin
gewiesen . 
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In der Anfragebeantwortung schr.eibt er mir, Weiters wird hier angeführt: Aufsplitterung 
daß es  unter Umständen bis -zum Jahr 1979 von Arbeitsgebieten auf mehrer,e Abteilung,en ; 
möglich sein könnte, die restlichen Fahrzeuge unr.ationel1e Arbeitsweise in einzelnen Teil
mit Funk ·auszurüsten. Das würde ,eiJllen bereichen der Administration, insbesondere Lm 
Investitionsbedarf von rund 30 Millionen Kanzlei- und Schreibwesen ; zu lange Geneh
Schilling ausmachen. migungs- und BearbeituIllg,swege durch feh

Hi er vertrete ich auch den Standpunkt, daß 
gerade für di,ese Investition, für die Aus
rüstung unser,er Gendarmer,iebeamten, dieses 
G eld doch etwas früher bereitgestellt werden 
sollte, um nicht nur den Beamten ihren 
schwierigen und verantwortungsvollen Dienst 
zu erleichtern, sondern vi,elleicht damit auch 
,einen Beitrag zum Sicherhaitsdenken und 
zur Sicherheit gerade der B evölkerung auf 
dem Lande zu leisten. 30 Millionen Schilling, 
ein Betrag, den man in anderen Ber,eichen mit 
sehr l eichter Hand ausgibt. Es Igäbe eine Reihe 
von Möglichkeiten, diesen Betrag unter Um
ständen sogar in -anderen B ereichen einzu-
sparen. 

Zu einem and,eren Bereich, zur Post. Gerade 
im Bereich des Verkehrsministeriums hat es 
Ja eine Reihe von Beanstandungen im Tätig
keitsbericht gegeben, und Mer haben wir auch 
eine Anzahl von Ansatzpunkten zur Kritik. 

Der Herr Verkehrsminister hat in einer 
schriftlichen AIlIfra'gebeantwortung mitgeteilt, 
daß eine Betriebsberatungsgesellschaft beauf
tr.agt wurde, die Post- und Telegr.aphenver
wallung in organisatorischer und lin betriebs
wirtschaftlicher Sicht zu durchleuchten, ein 
Reorganisations:konzept für eine Neugliede
rung der Verwaltung auszuarbeiten. 

lende Verantwortungsdelegation i unrationelle 
räumliche Gliederung und dergleichen mehr. 
Hier hat es auch eine Reihe von Kritiken 
gegeben, wo Ver.besserungen wohl am Platz 
wären. 

Nun noch zu einem sehr leidigen Problem 
ebenfalls für den ländlichen Raum, für die 
ländlichen Gebiete hetr·effend den weiteren 
Ausbau des Telephonnetres. Gerade dieses 
Anl1egen ist doch in der letzten Zeit zu einem 
der Hauptanliegen des ländlichen Raumes und 
Bereiches überhaupt geworden. 

Der Verkehrsminister teilte mir selbst auf 
eine schriftliche Anfrag,e mit, daß es beispiels
weise in Oberösterreich mit 30. November 
1973 rund 50.000 Ansuchen um Anschlüsse 
'giibt, die im Augenblick nicht hergestellt wer
den können. 

Dazu eine meines Erachtens eig.enartige 
HaI tung des Herrn V.elikehrsministers : Der 
oberösterreichische Landeshauptmann Doktor 
Wenzl hat dem Herrn Minister das Angebot 
einer Vorfinanzierung gemacht, weil dieses 
Problem gerade ,in Oberösterr.eich so brennend 
ist. 

Ich habe den Herrn Verkehrsminister ge
fragt, wie er dazu steht, ob er von dem Ange
bot von 50 Millionen Schilling auf Vorfinan
zierung für diese Eernsprechanschlüsse Ge-

Das liegt bereits einige Zeit zurück. Interes- ' brauch machen will. Der Herr Verkehrsmini
sant ist vor all em auch, was in diesem Unter- ster meinte, ·er  w.arte darauf, his -ihm der 
suchungser'g·ebnis enthalten i,st. Konkret wur- Herr Landeshauptmann ein Angebot unter
den folgende Kritiken -des Ist-Zustandes . im br,eitet. Also ungefähr: Er möchte schon etwas 
Bericht dieser BetfLebsberatungsgeseHsroaft geschenkt bekommen, er begrüßt es j a, aber 
angeführt: ungleiche sach1iche G liederung und er möchte vorher wissen, zu welchen Bedin
Aufg.abenteilung zwischen der G eneraldirek- gungen er di,eses Geschenk .bekommt. Das ist 

tion und den Direktionen; unter>smiedliche meines Erachtens ,eine etwas eigenartitge Hal
Aufgabenteilung in den ,einzelnen Di:r.eiktionen, tung, denn es sollte hier doch nur einen Weg 
wodurch eine reibungslose und eindeuUge .geben, nämlich sich vom Ministerium her zu 
Kommunikation und Entscheidungskompetenz bemühen, diese ang.ebotene Hilfestellung des 
zwischen G eneraldirektion und Dir,ektion Landes zu bekommen. 
sowie den Direktionen untereinander er- Gerade in den oberösterreichischen Gr.enz
schwert wird ; unbegründete, sehr unter.schi-ed- gebieten, auch im Innviertel und im Mühl
liche Größe der örtlich.en Wirlmngsber,eiche j viertel, gibt es sehr viele T,elephonanschluß
Fehlen von Stabsstellen für P:lanung, Orogani- wünsche. Das Telephon ist heute kein Luxus
sation und allgemeine R.echtsangelegenheiten artikel mehr, sondern eine unbedingte Not
als Leitungshilfen mit informierender und be- wendigkeit für ,alle Bevölkerungs- und Berufs
ratend·er Stellung g,egenüber anderen Stellen, sparten. Es werd,en j a  immer wieder eine 
wodurch einzelne Aufgaben überhaupt v.er- Reihe von Ansuchen und Anträgen lan die 
nachlässigt werden. So zum Beispi'el wird ver- Post- und Telegraphendirektion gestellt, die 
nachlässigt eine Unternehmens'gesamtplanung, A.bg,eordneten werden mit Bitten um Inter� 
eine Kostenkontrolle, die verwaltUlJJgsorg,ani- 1 ventionen überhäuft, und man bekommt 
sation und schließlich die Revision. immer wieder nur ein Nein als Antwort, es 
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heißt, man weiß es nicht, man wird s,ehen. desmin,ister.iums für Landesv,ert'eidigung." Kol
wie sich die finanziellen Möglichkeiten .in den lege Blecha wird sicher Freude damit haben. 
nächsten Jahren entwickeln. man wird sehen. Wenig,er Freude haben meines Erachtens die 
welcher FinanZibedarf gegeben ist und welche Präsenzdiener, die wahrscheinlich mit diesen 
finanziellen Mittel in der Zukunft zur Ver- Informationen sehr wenig .anzufiangen wissen. 
fügung stehen we:r:den. Hier wäre der Einsatz Und dieses sehr umfangreiche Informations
verstär.kter Mittel notwendig und zweckmäßig, material bekommen natürlich ,auch alle Un
weil es ja keine verlor,enen Inv.estitionen tauglichen, alle Dienstverweig,erer und solme, 
wären, sondern Investitionen, die schließlich die sowieso nie zum Bundesheer einberufen 
auch wieder Geld her,einhring.en. werden können. 

Und nun ·abschließend zu einem drJtten Be- Information: ja. EiIlle bess,e.re Information 
Bereich, zum Bereich des Bundesministeriums und eine effektvolLere Z.uteilung ,etwa auf dem 
für Landesverteidigung, nicht unmittelbar Postweg,e nach dem Erscheinen vor der Stel
zum TätigkeitsbeIiicht. lungskommission an die Taug,lichen wäre 

Der oberösterreichische Militärkommandant 
sicherlich ,eher zu empfehlen. Noch dazu: 
Die Wehrpflichtigen haben ja keine Akten

hat die Abgeordneten eingeladen, sich einmal tasche mit, um das ,einstecken zu können, son-
den Vorgang bei den Stellungskommissionen dern si.e lassen ,es meist nach dem Erscheinen 
anzuschauen. Ich bin einer solchen Einladung vor der Stellungskommission dann bei den 
gefolgt, war dort dabei und habe festgestellt, üblichen Gasthausbesuchen irgendwo Hegen. 
daß diese wehrpflichtigen Männer, die das und damit werden auch wesentliche Steuer
erste Mal in ihrem Leben Kontakt zum ·Bun-

gelder einer sicher nicht zweckg,emäßen Ver
desheer bekommen, mit einer Flut von Infor-
mationen versehen werden. 

wenduIllg zugefü�rt. 

Zum Schluß eine Bemerkung auf Grund 
Nichts gegen eine bestmögliche Information einig.er Zwischenrufe, d.ie aus dem sozialisti-

dieser jungen Leute. Sie sollen wissen, was sehen Lag,er gekommen 'sind, wo immer wieder 
sie erwartet, welche Möglichkeiten sie nach darauf hing'ewiesen wird : Na ja, bei der OV,P
der Ableistung des Präsenz dienstes haben. :R!egierung war ,es nicht anders, dort war ,es 
Aber meines Erachtens ist es doch etwas Ja nicht besser, dort sind die gleichen Fehl'er 
zuviel des Guten. gemacht worden, die der Regierung heute vor-

Den Wehrpflichtigen werden dort mehrere gewoden werdenl - Hiezu, 'glaube ich, muß 
Broschüren in die Hand 'gedrückt, die sie gar man doch einmal .in aller Deutlich�eit .einig,e 
nicht lesen und wahrscheinlich gleich, wenn Feststellung,en mamen. 
sie aus der Türe hinausgehen. wieder weg- Erstens waren Si,e es und war es die 
werfen. Zunächst ein Brief des Herrn Armee- Sozialistische Partei, die alles besser mach,en 
kommandanten, ein Brief des Herrn Ministers, wollte. Das haben Sie sehr deutlich vor den 
eine sehr schöne, teuer gestaltete Informa- Wahlen 'immer wieder g,esagt. Sie walien es, 
tionsschrift und Broschüre für die Stellungs- die mit der "bestvorbereiteten Regierung" an
pflichtigen bezüglich der Bereitschaftstruppe, 

getreten sind. Sie waren es, die bisher vier 
ein Informationsblatt über das Jagdkom- Jahre lang Zeit .gehabt habenl Sie waren es, 
mando, eine Broschüre über einzelne Lauf- d' d A h epra" gt haben Laßt le en usspruc '9' . :  " bahnen beim Militär selbst, eine zweite Bro- Kreisky und sein Team ,arobeiten '"  Es hat Sie 
schüre des gleichen Inhaltes. sicher in der Vergang,enheit niemand dar,an 

Weiter ein Fragebogen mit eInIgen eigen- gehindert. 
artigen Fragen, die meines Erach.tens mit dem Wenn Sie sich heute immer wieder auf 
Militär sehr wenig zu tun haben. So wird die Vergangenheit ausreden, dann beweisen 
hier gefragt: Womit haben Sie als Kind ge- ' Sie selbst ja  nur, daß eben in den letzten 
spielt? Oder :  Sind Sie Mitg'lied eines Vereines Jahren nicht gearbeitet wurde, daß Sie eben 
oder einer V:ereinigung? Bei welchem? Oder: nicht di,e "bestvorber,eitete Regierung" hatten. 
Interessieren Sie sich derzeit mehr für daß Si,e es eben nicht besser gemacht haben, 
Literatur oder Musik? Womit beschäftig.en Sie daß Sie eben diese Zeit ,in den letzten vier 
s ich in Ihrer Freiheit? - Jeder Wehrpflichtige Jahr,en nicht genützt, sondern vLel1eicht ge
soll s.einen vollen Namen und seine Adresse schlafen haben und daß Sie vielleicht in der 
auf diesen Fragebogen setzen. p.ersonalauswahl nicht immer die glücklichste 

Meines Emchtens ist die Krone bei diesem Hand gehabt haben. 

InformationsmateIÜ:al eine sChöne Broschür,e : Diese Ihre Vorwürfe 'g,ehen meines Erach
"Die Osterreicher und ihr Bundesheer, Ergeb- tens ins Leer·e und widerlegen Ihre ,eig·enen 
nisse einer Umfrage des Institutes für empi- Aussagen. Das ·sollte, glaube ich, 'Lm Zusam
rische Sozialforschung im Auftrag,e des Bun- menhang mit dem Rechnungshofbericht auch 
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einmal sehr deutlich gesagt sein. (Beifall bei 
der avp.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Dipl.-Ing. Hanreich. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Ich möchte g,erne 
auf zwei Bemerkungen meiner VOfriedner ein
gehen, und zwar zuerst auf ein.e des Kollegen 
Troll und dann auf dLe Ausführungen des 
Kollegen Neuner. 

in Niederösterreich bei den Landta.gsabgeord
neten :kein ausreichendes g,eistiges Potential 
gibt, um eine Steuererklärung einwandfrei 
auszufül1en, und daß es aus diesem Grund 
anscheinend auch nicht möglich ist, eine 
demokratische und uns·eren sonst im g esamten 
Bundesgebiet gehandhabten, fairen Spiel
r.egeln entsprechende Landtagswahlordnung 
zustande zu bring,en. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

W,ir gel,angen nunmehr zur A b s t i  m
m u n g üher den Ausschußantrag, den Tätig
kiE�itsbericht des Rechnungshof,es (88 1 der Bei
lagen) zur Kenn tn.is zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist e i n  s t i m  m i g a n-

Der Kollege Troll hat ,beanstandet, daß lIIlein 
Fraktionskolleg,e Schmidt darauf hingewies'en 
hat, daß di,e ' ,Maßnahmen des Zivilschutzes 
zuwenig Bedeutung in .der ZieLsetzung der 
Reg:Lerung herben. Es kommt ihnen zuwenig 
Bedeutung ZlU, wenn die Iteg,ierung Förde
rungsmaßnahmen setzen sollte. Er hat g.e
meint, daß man di'e Errichtung von Luftschutz
bunkern in Einfamili.enhäusern dem einzelnen g e n  0 m m e n.  

Staatsbürger nicht zumuten könne, weil  dies 
zu einer ungebührlichen Belastung führen 2. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen
würde. I schaft und Forschung über die Regierungs

Ich möchte dazu mit allBr Deutlichkeit sagen, 
daß wir d,er Auffassung ·sind, daß hier die 
Hilf.estellung des Staates .einzugreif.en hat. Es 
beweist .eben, daß man dem Zivilschutz zu
wenig Bedeutung beimißt, wenn man dem 
einZleInen . b ei seiner Wohnbautäti·gkeit keine 
Unterstützung bei Vorsorgemaßnahmen für 
Kriegsfälle bietet. 

Di,e zweite Bemerkung, zu der ich eine 
Stellungnahme abg'eben möchte, ist die des 
Kollegen Nenner betreffend -die Situation der 
beiden niederösterre-ichischen Landtagsabge
ordneten, die sozusag.en "verg.essen" haben, 
ihre Bezüg,e bei der Steuererklärung anzu
geben. 

D ie Darstellung, die Kollege Neuner von 
diesem Vorfall ·gebracht hat, war in den 
G rundzügen durchaus richtig, -das heißt, er 
h at mit Recht darauf hingewiesen, daß zu 
diesem Zeitpunkt .ein.e Politiker.besteuerung 
noch nicht in Kraft war. Er hat allerdings zu 
erwähnen v:ergessen, -d'aß der niederösterrei
chische Landtag zusätzLiche Aufwandsentschä
digung,en beschlossen hatte, die s'ehr wohl 
steuerpflichtig gewesen wär·en und ebenfalls 
nicht angegeben wurden. Di,es hat die lokalen 
Finanzämter in eine ausgesprochen schwierige 
Situation gebracht. Ich glaube also nicht, daß 
man mit der Feststellung, daß es sich zu 
diesem Zeitpunkt nur um ein \T.el'gessen der 
an sich steuerfreien Bezüge gehandelt hat, 
darüber hinwegg,ehen kann. 

Ich möchte daz·u bemerken, daß es mir als 
niederösterreichischem Abgeordneten beson
ders unangenehm auffällt, daß es anscheinend 

vorlage (1041 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit 
dem das Studienförderungsgesetz geändert 

wird (1063 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Unterridttsausschusses 
über die Regierungsvorlage (1042 der Bei
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Schüler
beihilfengesetz geändert wird (1064 der Bei-

lagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 2 und 3 , über die die Debatte unter 
einem abgeführt wird. 

Es s ind dies :  

Bundesgesetz, mit dem das Studienförde
rungsgesetz geändert wird, und 

Bundesgesetz, mit dem das Schülerbeihilfen
gesetz geändert wird. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Luptowits. Ich ersuche ihn 
um seine bei den Berichte. 

Berichterstatter Luptowits: Herr Prä's ident ! 
Hohes Haus ! Geschätzte Damen und Herren ! 
Im Auftra'ge des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung berichte ich über die Regie
rung·svorlage ( 1 04 1  der Beilagen) : Bundesge
setz, mit dem das Studienförderungs.g.esetz ge
ändert wird. 

Durch die g,egenständliche Regierungsvor
lage soll die Anpassung des für die Beurtei
lung der sozialen Bedürftigk,eit maßgebenden 
Einkommensbegriffes an die Bestimmungen 
des Einkommensteuerg,es.etzes 1 972, BGBl. 
Nr. 440, bewirkt sowie die Studienbeihilfen 
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und Erhöhungsbeträge des § 9 Studienförde
rungsgesetz erhöht werden. Weiters sollen 
die öffentlichen oder mit Qffentlichkeitsrecht 
ausgestatteten Land- und forstwirtschaftlichen 
berufspädagogischen Lehranstalten in die Zu
ständigkeit der Studienbeihilfenbehörde ein
bezogen werden. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For
schung hat in seiner Sitzung am 1. Feber 1914 
beschlossen, zur Vorberatung der Regierungs
vorlage einen zwölfgliedri:gen Unterausschuß 
einzusetzen. Diesem Unterausschuß gehörten 
von der Sozialistischen Partei Osterreichs die 
Abgeordneten Edith Dobesberger, Dr. Gisei, 
Lukas, Luptowits, Radinger und Dr. Schnell, 
von der Osterreichischen Volkspartei die Ab
geordneten Dr. Blenk, Dr. Gruber, Dr. Kauf
mann, Dipl.-Ing. Dr. Leitner und Wilhelmine 
Moser sowie von der Freiheitlichen Partei 
Osterreichs der Abgeordnete Dipl.-Ing. Han
reich an. 

Dieser Unterausschuß hat die Regierungs
vorlage in seiner Sitzung am 2 1 .  Feber 1914 
eingehend beraten und Abänderungen vorge
schlagen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For
schung hat in seiner Sitzung vom 22. Feber 
1974 den vom Abgeordneten Luptowits er
statteten Bericht des Unterausschusses ent
gegengenommen und die Regierungsvorlage 
mit den vom Unterausschuß vorgeschlagenen 
Abänderungen in Verhandlung gezogen. 

Im Zuge der Ausschußberatungen wurden 
von den Abgeordneten Dr. Gruber, Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner und Dr. Frauscher sowie vom Abg
geordneten Radinger Abänderungsanträge ge
stellt. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Gruber, 
Dr. Mock, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Dr. Heinz 
Fischer und Dipl.-Ing. Hanreich sowie der Aus
schuß obmann Radinger und Bundesminister 
für Wds.senschaft und Forschung Dr. Hertha 
Firnberg. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs
vorlage unter Berücksichtigung der vom 
Unterausschuß vorgeschlagenen Abänderun
gen sowie des Abänderungsantrages des Ab
geordneten Radinger teils mit Stimmenein
helligkeit, teils mit Stimmenmehrheit be
schlossen. 

Der Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Gruber, Dipl.-Ing. Dr. Leitner und Doktor 
Frauscher fand nicht die Mehrheit des Aus
schusses. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 

somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Ich berichte im Auftrag des Unterrichtsaus
schusses über die Regierungsvorlage (1042 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Schüler
beihilfengesetz geändert wird. 

Anlaß zur Novelle des Schülerbeihilfen
gesetzes war einerseits das zu Beginn des 
Jahres 1913 in Kraft getretene Einkommen
steuergesetz 1912, das eine Neuformulierung 
des im Schülerbeihilfengesetz enthaltenen Ein
kommensbegriffes bedingt, andererseits die 
Tatsache, daß seit Erlassung des Schülerbei
hilfengesetzes im Jahre 1911 die Lebenshal
tungskosten gestiegen sind. Weiters erhöht 
der Gesetzentwurf den Hinzuredmungsbetrfrg 
für den getrennten Haushalt um 1 00 Prozent 
auf 40.000 S. Außerdem wird den Wünschen 
der Schüler, die eine Schule für Berufstätige 
besuchen, entgegengekommen, indem einer
seits die Vorbereitungszeit auf die Reife
prüfung von zwei auf drei Monate erweitert 
und andererseits die in diesem Zeitraum ge
währte Beihilfe um 25 Prozent erhöht wird. 
Einer anläßlich der Beratungen über die erste 
Novelle zum Schülerbeihilfengesetz vom Bun
desrat gefaßten Entschließung wird insoweit 
Rechnung getragen, als die Schulen für den 
medizinisch-technischen Fachdienst und die 
Bundeshebammenlehranstalten in den Gel
tungsbereich des Schülerbeihilfengesetzes ein
bezogen werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat diese Regie
rungsvorlage erstmals in seiner Sitzung am 
6. Feber 1 974 der Vorberatung unterzogen und 
einstimmig beschlossen, zur weiteren Behand
lung einen Unterausschuß einzusetzen. Dieser 
Unterausschuß, dem von der Sozialistischen 
Partei Osterreichs die Abgeordneten Edith 
Dobesberger, Dr. Gisei, Lukas, Luptowits, 
Radinger und Dr. Schnell, von der Osterreichi
sehen Volkspartei die Abgeordneten Doktor 
Blenk, Dr. Gruber, Dr. Kaufmann, Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner und Wilhelmine Moser sowie von 
der Freiheitlichen Partei Osterreichs der Ab
geordnete Dipl.-Ing. Hanreich angehörten, be
faßte sich in seiner Sitzung am 2 1 .  Feber 
dieses Jahres mit dem gegenständlichen 
Gesetz-entwurf und her-idlbete ·sodann in der 
Sitzung des Unterrichtsausschusses am 
22. Feber 1 914 über das Ergebnis seiner Arbeit. 

An der sich an diesen Bericht des Unter
ausschusses anschließenden Debatte beteilig
ten sich außer dem Berichterstatter die Abge
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Dr. Schnell, 
Dipl.-Ing. Hanreich, Dr. Frauscher und Doktor 
Eduard Moser sowie der Ausschußobmann 
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. Abgeordneter Dr. Gruber und der BUndeS- ! tungskosten, und schließlich di-e Hinheziehung 
minister für Unterricht und Kunst Dr. Sino- der Land- und forstwirtsmaftlichen berufspäd
watz. I a-gogischen Lehrau.:stalben -in die Zuständigkeit 

Neben einem gemeinsamen Abänderungs- ' der StudienbeihiUenbehörde. 

antrag der Abgeordneten Dr. Sdmen, Doktor I Wenn wir den Hauptpunkt di eser ganzen 
Gruber und Dipl.-Ing. Hanreich wurde von I Neuregelung ,betrachten, ist leider ·eines zu 
den Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner und sa·gen:  Die sogenannte und vOfig,egebene An
Dr. Schnell j e  ein Abänderungsantrag zur passung ,an die 'gesUegenen ,Lebenshaltungs
Regierungsvorlage eingebracht. kosten ist formell nur zum T,eil, in der realen 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent
wurf unter Bedachtnahme auf die vo� Unter
ausschuß vorgeschlagenen Änderungen und 
unter Berücksichti·gung des Abänderungsan
trages des Abgeordneten Dr. Schnell sowie 
des gemeinsamen Abänderungsantrages der 
Abgeordneten Dr. Schnell, Dr. Gruber und 
Dipl.-Ing. Hanreich teils einstimmig, teils mit 
Stimmenmehrheit in der diesem Bericht ange
schlossenen Fassung angenommen. Der vom 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner vorge
legte Abänderungsantrag fand keine Mehrheit. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Unterrichtsausschuß somit den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angesdllossenen Gesetzentwurf die verfas
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Die beiden Ausschüsse haben mich beauf
tragt, falls Wortmeldungen vorlieg-en, Gene
ral- und Spezialdebatte unter einem zu bean
tragen. 

Auswirkung praktisch überhaupt nicht er
reicht. Das ,ist desweg-en besonders bedauer
lich, w.eil man sowohl in der Vorankündigung 
als auch in den Erläuternden Bemerkungen 
und in der Diskussion spektakuläre Beispiele 
für di'e Wirkung dieSler Novellen g-ebracht hat. 

So w.ird zum Beispiel in den Erläuternd,en 
Bemel"lmngen gesagt, daß die neuen Sätze ,im 
Durchschnitt eine Erhöhung der Studienbei
hilfen wn 25 Proz,ent Ibringen, daß rund die 
Hälfte der Studienbeihilf.en um 5000 S, etwa 
ein Drittel um 3000 S und der Rest zwdschen 
1000 und 2000 S erhöht werden. 

Nun, wie sieht das in Wirklichk'eit aus? 
Wir müssen die Geldwertverdünnung, die seit 
dem Jahre 1911  eingetr.eten ist, betrachten. 
Von September 1911  auf Jänner 1914 dst es 
bei ,einer vierköpfigen Familie zu einer Stei
gerung der Lebenshaltungskosten um 1 8,6 Pro
zent gekommen. 

Ich möchte hier allerdings -etwas einfügen, 
, was vielleicht ,für die ganzen Debatten über 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General- die Preissteigerungen ·und auch für die inter
und Spezialdebatte unter ,einem abzuführ.en, nationalen Vergleiche leicht unter den Tisch 
ein Einwand erhoben? - Es ist dies nicht der fällt : nämlich die Tatsache, daß di.eser Lebens
Fall. Wir 'gehen so vor. haltungskostenindex lan 'sich desweg-en proble-

Zum Wort g,emeldet ist der Herr Abg,eord- matisch ist, weil er schon in der Zusammen-

nete Dr. Blenk ;>etzung des Warenkorbes zweifellos nicht den 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Wdr verhandeln heute �wei 
Gesetzesvof,lagen, doi,e .im Sinne der -sogenann
ten Chanoengleichheit im Bildungsbereich 
'grundsätzlidl eine sehr wesentliche Aufgabe 
zu erfüHen hätten. Ich werde mich einleitend 
etwas dn Einzelfragen mit dem Studienförde
rungsgesetz beziehungsweise mit der vorlie
gend.en .  Novene ·befassen und dann kurz di� 
noch von Kollegen meiner Fnaktion zu .behan
delnde Schülerheihilfenregelung streifen. 

Di,e 4. Novene !Zum Studienförderungsges.etz 
s.i.eht dr,ei Zielstellung-en vor:  Zunächst An
passung des für die Beurteilung .oer SozJal
bedürftig}{leit maßgebenden Einkommens
begriffes an d,as neue Einkommensteu�rg'esetz, 
zum zweiten - und das ist wohl da.s Wes,ent
liehe - djJe Erhöhung d'er Beilhilf.enbeträge 
beziehungsweise di,e AngLeichung ders'elben 
- so wir.d 'es in den Erläuternden Bemerkun
gen ·gesagt - an die gesui.eg,enen Lebenshal-

gewandelten Konsumgewohnheiten der Be
völkerung entspfoicht. Wir wissen alle, daß 
man beispi'elsweise bei PIIeiserhöhungs
anträgen überall dort, wo es sich um Waren 
handelt, die in den Warenkorb fallen, weit 
peinlicher, weit kleinlicher :ist -als bei anderen. 
Das heißt, daß der Steigerungspro�entsatz von 
18,6 Prozent beziehungsweise von 20 Proz-ent 
für den Beginn der Wirksamkoeit dieser No
velle in der W,irklichikeit längst überschritten 
ist. Das ist deswegen von Bedeutung, weil wir 
naturg,emäß die ganze Frage der sog'enannten 
Valorisierung der Stipendiennetze nur am 
wirklichen Verdünnungswert des G eldes mes
sen können. Ich möchte jetzt zwei Punkte 
herausheben. 

Erstens : Das Gesetz soU 'llIld sollte ·schon 
von Anfang an die Chancengleichheit im 
Bildungsbereich, konkret lim Hochschu1bereidl, 
vIerbessern, und zwar die soziale wi.e auch 
die regionale Chancengleichheit. - Auf letzte
res möchte 'ich besonders hinweisen. Ich be-
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haupte, .daß die 'sogenannte Bildungsdiskri
minierung, wenn sie noch als geg·eben ange
nommen wird, heute längst koein primär 
soziales Problem ,im he:rkömml,ichen Sinn ist, 
sondern eindeuttg ein regionales ,Problem. 

Diese Aussage wird unter.strichen durch 
Daten, -die ich beisp'ielsweis,e dem neuesten 
Hochschulbericht entnehme. Wenn wir davon 
ausg,ehen - und das ist ·statistisch belegt -, 
daß von den 1 8- bis 26jährigen Mitbürgern 
im ästerreichischen Durchschnitt 5,6 Prozent 
studieren, und w,enn ich -dem ,entgegen
halte, daß beispi,elsweise ders,elbe Prozent
satz ,in Wien mehr als doppelt so hoch ist, 
nämlich 1 1 ,5 Proz,ent, daß er im Burgenland 
2 ,9 Prozent dst und 'auch in dem sicherlim 
reservoirmäßig nicht unterdurchschnittHch,en 
Vorarlberg mit 4 , 1  Prozent mehr ta1s ein 
Dl"iUel unter dem Bundesdurchschnitt liegt, 
dann bedeutet das, daß die tatsächliche Bi.!
dungsdiskIiimin,i,erung heute eine regionale ist. 
Ich behaupte mit Blick. auf die Unterschied
lichkeit der Beihilfensätze für solme Stud,en
ten, die nicht am Studienort wohnen, gegen
über denen, die am Studienort wohnen, daß 
ein nur ,ganz g.eringer Teil der tatsächlich,en 
Mehrkosten des nicht am Studienort wohn
haften Studenten gedeckt wird. Also mit 
anderen Worten: Die !egionale Diskrimini'e
rung wird nicht ·auf.g,ehoben. 

Alber noch viel krasser wird zweitens die 
Situation, wenn wir -das neue G esetz unter 
dem Aspekt der :sogenannten Valor.isLerung, 
also des Au.sgleiches der Lebenshaltungs
kosten, werten. Ich behaupte : Es 'ist erstens 
nicht nur koeine V.alorisierung, sondern eine 
Stagnation, zum Teil ein Rückschritt ·einge
tr.eten, und es ist zweitens dn 'einem höchst 
bemerkenswerten ·Maße ,eine Umschichtung 
eingetreten, die auch ganz offen zugeg,eben 
wjrd, eine Umschichtung in der Richtung, daß 
praktisch al1e Jene Einikommensb ezieher, di,e 
mehr als 50.000 bLs 60.000 S Jahreseinkommen 
haben, ,echt verkürzt werden. Ich möchte Ihnen 
einige Zahlen geben, um diese unverständ
liche Entwicklung darzutun. 

Bei 20.000 S Jahreseinkommen für den 
Studierlenden-Erhalter ist die bisheriige Bei
hilf.enhöhe um nominell 27 Prozent gestiegen. 
Bei 40.000 S bisher - -ich muß das ja um 
20 Prozent aufstocken, vor drei Jahren 40.000 S 
s'ind jetzt 48.000 S, 'ich muß natur,gemäß auch 
die Beihilfenhöhe, um nur den nominellen 
Stand zu halten, um 20 Prozoent erhöhen -, 
also beli 40.000 S bisher l�st der nominelle Zu
wachs 1 8  Prozent. Hei 50.000 S Jahres,etinlkom
men beträgt ,er 7 Prozent. Bei 60.000 S Jahr,es
einkommen ergJ,bt sich bereits ,ein Minus von 
1 6  Prozent, und das gleht nach unten weiter: 

bei 70.000 S minus 55 Proz,ent, und hel 80.000 S 
früher, neu 96.000 S ohne den realen Zuwachs, 
also nur dlem nomineUen Erhöhungswert 
- wie immer wieder betont wjrd -, ist be
reits überhaupt keine Beihilf.e mehr -geboten. 

Meine . DaIIIlen und Herrenl Das .sind Dinge, 
von denen ich behaupte : Das ist eine echte 
Widerlegung dessen, was als Ziel dieser No
velle vorg,egeben wird I Denn dort hat man 
fe i-erli ch erklärt, daß fast die Hälfte der Be
zieher um 5000 S mehr, daß der andere Teil 
3000 S mehr, mind.estens ·aber um 1000 S bis 
2000 S mehr 'erhält und daß -im Schnitt um 
25 Prozent mehr gegeben wird. Das ist fa:lsch, 
Hohes Haus l 

Ich .stelle hiemit noch einmal fest: Diese 
Novelle hat zu einer Absenkung der realen 
Beihilfen in allen Bereichen und zu einer ganz 
g,ewaltLgen Reduzi,erung, zum Teil überhaupt 
zur Einstellung in den bisherigen höh-eren 
Einkommensschichten geführt, wobei ich nodl 
einmal sa'ge : Als "höher" wird bereits ein 
J ahr,eseinkommen von 80.000 S g,ewertet. 

Ich muß allerdings dazusagen, daß hier 
selbstverständlich die ,entsprech,enden Absetz
beträge wegkommen. AUerding·s : Der Behaup
tung, die in der B eratung 'aufgestellt wurde, 
daß man durch das neue Einkommensteuer
gesetz zu einer w,eitaus 'günstigeren Reg,elung 
komme, habe ich auf Grund aus,g.earbeiteter 
Berechnungen entg,egenzuhalten, daß dile pro
zentuellen Werte ungefähr gleimg,eblieben 
sind. 

W,eiters : Diese ·sogenannten Valoris'i,erun
g,en sind im übrigen auch .iJl 'allen Jenen B.e
reichen, die die Abzugswerte Ibetreffen, nicht 
voll zum Tragen gekommen. § 9 (4) dieser 
Regierungsvorlage, der die Erhöhung der Ein
kommensgrenzen auf Grund weiterer Fami
lienangehöriger vorsieht, hat auch nur nomi
nelle Erhöhung'en zWJisch'en 9 Proz'ent und, ,in 
einem einzig-en Fall, 20 Prozent ,erw,irkt. Das 
heißt, real ist auch hier eine Verschlechterung 
eingetreten. 

Eine konkrete, tatsächliche Verbesserung 
allerdings hat vielleicht einen tieferen Sinn, 
gerade weil ich noch Teile der Debatte der 
gestrigen Mutterschutzneuregelung im Ohr 
habe, wo man mit Recht darauf hingewiesen 
hat, daß die neue Regelung einer Art Diskri
minierung der ehelichen Familie oder zumin
dest einer nicht mehr vertretbaren Entdiskri
minierung nicht funktionierender Familienver
hältnisse gleichkommt. SO Slind 'beispielsw.eise 
die Abzugsbeträge für solche Fürsorge- be
ziehungsweise Beihilfenfälle, in denen die 
leiblichen Eltern nicht in Wohngemeinschaft 
leben, um 1 00 Prozent erhöht worden. 
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Ich meine daher, daß diese Regelungen 
einfach nicht akzeptabel erscheinen. Das vor 
allem auch deswegen, weil wir eine ähnliche 
Situation auch beim Schülerbeihilfengesetz 
haben, über das anschließend noch ein Kollege 
meiner Fraktion reden wird, nämlich daß man 
zum Teil nominelle Erhöhungen bis zu 1 6  Pro
zent vorsieht, bei einer realen Wertung aber 
auch zu einem echten Abfall kommt. 

Mit dieser sehr nachdrücklichen Kritik 
möchte ich abschließend einen Abänderungs
antrag vorlegen, dessen Wortlaut bereits beim 
Präsidenten dieses Hohen Hauses liegt, einen 
kbänderungsantrag der Abueordneten Blenk, 
Gruber, Leitner und Genossen, in dem wir 
vensucht haben, die vorgeg,ebene Valonisi·e
rung, die wir als unabdingbar halten, zumin
dest in einem noch vertretbaren Maße tat
sämlich durmzuführen. Ich bitte, diesen Ab
änderungsantrag, der aum noch in anderen 
Bereichen, wie der Wertsicherung und so 
weiter, konkrete, den vor.gegebenen Zielstel
lungen der Regierungsvorlage entsprechende 
Neuregelungen vorsieht, in Beratung zu 
ziehen. 

Ich würde mich freuen, wenn die Regie
rungsfraktion in Befolgung dessen, was sie 
als Zielstellung der Novelle in den Erläute
rungen angibt, diesem noch zu verlesenden 

bei einem elterlichen Einkommen von 

0'- bis 25.000'- S 
25.001 '- bis 40.000'- S 
40.001 '- bis 50.000'- S 
50.001 '- bis 55.000'- S 
55.001 '- bis 60.000'- S 
60.001 '- bis 64.000'- S 
64.00 1 '- bis 66.000'- S 
66.001 '- bis 68.000'- S 
68.00 1 '- bis 70.000'- S 
70.00 1 '- bis 72.000'- S 
72.001 '- bis 74.000'- S 
74.001 '- bis 76.000'- S 
76.001 '- bis 78.000'- S 
78.00 1 '- bis 80,000'- S 
80.001 '- bis 82.000'- S 
82.001 '- bis 84.000'- S 
84.001 '- bis 86.000'- S 
86.00 1 '- bis 88.000'- S 
88.001 '- bis 90.000'- S 
90.00 1 '- bis 92,000'- S 
92.001 '- bis 94.000'- S 
94.001 '- bis 96.000'- S 
96.001 '- bis 98.000'- S 
98.001 '- bis 100.000'- S 

1 00.00 1 '- bis 1 02,000'- S 
1 02.001 '- bis 1 04.000'- S 
1 04.00 1 '- bis 1 06.000'- S 
1 06.00 1 '- bis 1 08.000'- S 

Abänderungsantrag die Zustimmung geben 
könnte. Ich danke. (Beifall bei der GVP.) 

Präsident: Der Abänderungsantrag ist ge
nügend unterstützt und steht mit in Behand
lung. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer Dipl.-Ing, 
Dr. Leitner, den Antrag zu verlesen. Bitte sehr. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Blenk, Dr. Gruber, 
Dr. Leitner und Genossen zu 1 041/1063 der 
Beilagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

1 .  In Ziffer 2 haben die lit. b und c des 
Abs. 1 des § 9 zu lauten: 

"b) bei unverheirateten Studierenden, 
wenn der Studierende am Studienort sei
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat, weil der 
bisherige gewöhnliche Aufenthaltsort vom 
Studienort so weit entfernt ist, daß die täg
liche Hin- und Rückfahrt zeitlich nicht zu
zumuten ist, sowie bei verheirateten Studie
renden, wenn sie weder mit einem leib
lichen Elternteil (Wahlelternteil) noch mit 
einem leiblichen Elternteil (Wahlelternteil) 
ihres Ehepartners im gemeinsamen Haus
halt leben: 

Höhe der Studienbeibilfe 

Unverheiratete Verheiratete 

24.000'- S 28.000'- S 
23.000'- S 27.000'- S 
22.000'- S 26.000'- S 
2 1 .000'- S 25.000'- S 
20.000'- S 24.000'- S 
1 9.000'- S 23.000'- S 
1 8.000'- S 22.000'- S 
1 7.000'- S 2 1 .000'- S 
1 6.000'- S 20.000'- S 
1 5.000'- S 1 9.000'- S 
1 4.000'- S 1 8.000'- S 
1 3.000'- S 17.000'- S 
1 2.000'- S 1 6.000'- S 
1 1 .000'- S 15.000'- S 
1 0.000'- S 1 4.000'- S 
9.000'- S 13 .000'- S 
8.000'- S 1 2,000'- S 
7.000'- S 1 1 ,000'- S 
6.000'- S 1 0,000'- S 
5.000'- S 9.000'- S 
4.000'- S 8,000'- S 
3.500'- S 7,000'- S 
3.000'- S 5.500'- S 
2.500'- S 4.000'- S 
2.000'- S 3.500'- S 

3.000'- S 
2.500'- S 
2.000'- S 
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c) bei allen übrigen Studierenden 

bei einern elterlichen Einkommen von 

0 '- bis 25,000'- S 
25.001 '- bis 40.000'- S 
40.00 1 '- bis 55.000'- S 
55.001 '- bis 65.000'- S 
65.001 '- bis 68.000'- S 
68.001 '- bis 7 1 .000'- S 
7 1 .001 '- bis 74.000'- S 
74.001 '- bis 77.000'- S 
77.001 '- bis 80.000'- S 
80.00 1 '- bis 82.000'- S 
82.001 '- bis 84.000'- S 
84.00 1 '- bis 86.000'- S 
86.00 1 '- bis 88.000'- S 
88.001 '- bis 90.000'- S 
90.001 '- bis 92.000'- S 
92.001 '- bis 94.000'- S 
94.001 '- bis 96.000'- S 
96.001 '- bis 98.000'- S .  
98.001 '- bis 1 00,000'- S 

1 00,00 1 '- bis 1 02,000'- S 

'2 .  a) In Ziffer 3 sind in der lit. a des Abs, 4 
des § 9 die Zahlen , , 12.000'- S" durch 
, , 1 3,000'- S",  , , 15.000'- S" durch 
, , 17.000'- S" und , , 18,000'- S" durch 
, , 1 9.000'- S" zu ersetzen. 

b) Im .A!bs. 6 des § 9 sind die Zahlen 
, ,30.000'- S" durch ,,50,000'- S" und 
,,50,000'- S" durch , ,60.000'- S" zu erset
zen. 

. 3. Nach Ziffer 7 sind folgende Ziffern 7 a 
und 7 b neu einzufügen : 

Höhe der Studienbeihilfen 

Unverheiratete Verheiratete 

17.000'- S 20.000'- S 
16.000'- S 19.000'- S 
15.000'- S . 1 8.000'- S 
14 .000'- S 1 7.000'- S 
13.000'- S 1 6.000'- S 
12.000'- S 15.000'- S 
1 1 .000'- S 1 4.000'- S 
10.000'- S 13 .000'- S 
9.000'- S 1 2.000'- S 
8.000'- S 1 1 .000'- S 
7.000'- S 1 0.000'- S 
6.000'- S 9.000'- S 
5.000'- S 8.000'- S 
4.000'- S 7.000'- S 
3.500'- S 5.500'- S 
3.000'- S 4.000'- S 
2.500'- S 3.500'- S 
2.000'- S 3.000'- S 

2.500'- S 
2.000'- S" 

daraus ergeben, sind mindestens 3 Prozent 
der für die Gesamtfinanzierung dieses Ge
setzes notwendigen Mittel für die Bedek
kung der Uberbrück:ungshilfe für Härtefälle 
zur Verfügung zu stellen. Im Interesse einer 
gleichmäßigen Aufteilung dieser Uber
brückungshilfen durch die einzelnen Stu
dienbeihilfensenate sind diese angehalten, 
durch vorherige Absprachen unter Mitwir
kung des zuständigen Ministeriums Richt
linien für die Vergabe dieser Uberbrük
kungshilfen zu erstellen." 

Präsident: Danke. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
7 b. Nach § 32 ist ein neuer § 32 a und Abgeordnete Radinger. 

ein neuer § 32 b einzufügen: 

,,7a. Im § 25 Abs, 1 ist die Zahl ,5,000'- S' 
durch ,6.000'- S' zu ersetzen, 

§ 32 a. Wertsicherung. 

(1 ) Sämtliche Einkommensgrenzen, 
Höchstbeträge, StudienbeihHfenhöhen, 
Begabtenstipendien, sind alljährlich durch 
Verordnung dem sich ändernden Preis
niveau anzupassen, 

Abgeordneter Radinger (SPO) : Herr Präsi
dent ! Me'ine Damen und Herrenl Wi.e zu er-
warten war, hat natürlich die Usterreichische 
Volkospart-ei die Gelegenheit wa:hrgenommen, 
die Novelle zum Studienförderungsg,esetz zum 
Anlaß 'einer Kritik, und zw.ar einer nicht sehr 
sachlichen KriHlk, zu nehmen. Aber wir haben 
uns ja schon daran gewöhnt, daß diese Par,tei 
auf der 'einen Seite zu drastischen, möglichst 
schnell zu erfolgenden Kürzungen der Staats
einnahmen ,ruft - siehe die gestrige dring
liche Anfrage -, auf der anderen !Seite aber 
keine G elegenheit voruberg,e'hen läßt, Erhö
hungen der 'Ausgaben zu verloangen, 

Wie bereits erwähnt, soll die vorliegende 
Novel1e drei Zielen dienen, nämlich .einer An
p assung des Einkommens'begriffes ,an das Ein

Zur Regelung von Härtefällen, die sich ocommensteuerges,etz 1 972, der Erhöhung der 
aus dem Gesetz beziehungsweise aus dem Studienbeihilfen -im Hinblick: auf die seit 197 1  
Erlöschen bisheriger Gesetze und Anspruche eingetretenen Veränderungen der l:�benshal-

(2) Die Verordnung des Bundesministers 
hat sämtliche Beträge zu Beginn eines j eden 
Studienjahres an den Verbraucherpreis
index 11, bezogen auf das Basisjahr 1914 
für das jeweils letzte Kalenderjahr anzu
p assen. Die sich hiebei j eweils ergebenden 
Beträge sind auf Hundert Schilling aufzu
runden. 

§ 32 0. Härtefälle. 

699 
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tungskosten und schHeßlich der Einbeziehung 
der Land- und forstwirtschaftlichen berufs
pädagogischen Lehranst'alten in die Zustän
di,g;keit der Studi.enheihHfenbehörde. 

Im Hinblick auf eine möglichst gerechte Ver
gabe der Stipendien hat es im Laufe des Be
stehens dieses Gesetzes, dieser Einrichtung, 
schon mehrer'e Novellierungen geg,eben. Aus 
den Budgetziff.ern der letzten Jahre ergibt 
s'ich, daß die Novene aus dem Ja1hr 1 971 ,  die 
unter der sozialistischen Regierung .beschlos
s en wurde, die bisher größten finanziellen 
Auswirkungen gehabt hat - sowohl absolut 
als auch in Prozentsätzen -, und zwar 'hat 
sich ,ergeben, daß zwischen 1 971 und 1 973 
für die Studienförderung der Betrag um 
50 Prozent von rund 1 40 ,Millionen SchiUing 
auf zirka 2 1 3  Millionen Schilling gestiegen ist. 

Interessant ist auch zu hören, wie sich die
ses Gesetz ,im vergangenen Jahr in bezug 
auf die Studenten und ihre Förderung 'ausge
wirkt hat. 58.833 Osterreicher haben an wis
senschaftlichen Hochschulen studi,ert und 
2822 ,an Kunsthochschulen, zusammen also 
etwas über 60.000 . .Es wurden 1 6.800 Stipen
dienanträge im vergang,enen Jahr positiv ,er
ledigt ; 1 2 .000 davon an wiss'enschafUichen 
Hochschulen und Kunsthochschulen. Das heißt, 
daß rund 20 Prozent der Studierenden Stipen
dien aus den Mitteln dieses Ges etzes, des 
Studierrbeihilf.engesetzes, 'erhalten 'haben. 

Die durchschnittliche Höhe der Stipendi.en 
ist ebenfaHs erwähnens'wert: Es sind ,im ver
gangenen Jahr 1 530 S pro Monat, also 1 5.300 S 
pro J,ahr. Wenn man das ,als Durchschnitt an
nimmt, -ist es immerhin eine 'beachtliche Unter
stützung für die !Studierenden. 

Durch die in der Novelle vor-g'esehenen 
Verbesserungen wird ein Ansteigen der Bei
hil'fenbezüge um 1000 bis 2000 S erwartet; der 
g eschätzte Mehraufwand liegt bei 50 Moillio
nen SchiUing im Bereich des Bundesministeri
ums für Wissenschaft und Forschung und bei 
rund 20 Millionen Schilling im Bereich des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst. 

Neben der Erhöhung der Einkommensgren
zen und der Studierrbeihilf.en sieht das Ge
setz eine Reihe weiterer Verbesserungen vor, 
und zwar eine deutliche Anhebung der Er
höhungsbeiträ,ge für unterhaltsberechtigte 
FamiHenmitgUeder. Das bringt wi,eder mit 
sich, daß vor allem Studierende aus kind.er
reichen Familien günstig dabei abschneiden. 

Des weiteren - und ich glaube, das ist 
etwas, was der Herr Kollege Blenk hier ,auch 
angezogen 'hat - beträgt .die Differenz zwi
schen der Höchststudienbeihilfe für Studie
rende von auswärts und' solchen, di,e am Stu
dienort Ibeheimatet sind, nunmehr 8000 S ,im 

Jahr, sodaß auch hier im 'Sinne d,es Abbaues 
der regionalen Bildungsbarrieren wieder ein 
entscheidender Schritt getan wird. 

Außerdem 'werden die Eirrkommensgrenzen 
bei getrennter Haus'haltsführung der Eltern 
- bisher 20.000 S - um 20.000 S eI1höht, also 
verdoppelt. 

Schließlich wird die Stud-ienbeihilfe ,für Ver
heiratete, für Studentenehepaare, insofern 
.günstiger zu errechnen s ein, ,als das für die 
Studi,enbeihilfe nicht anrechenbare Einkom
men des Ehepartners -bei verheirateten Stu
denten von 40.000 S auf 50.000 S erhöht wird. 

Wir zweifeln in keiner W-eise das an, was 
in den Erläuternden Bemerkungen hier dar
gelegt wird, daß nämHch der Gesetzentwurf 
für ungefähr die Hälfte der Studienbeihilfen
bezieher eine Erhöhung um rund 5000 S mit 
sjch br.ingen wird, für zirka ,ein Drittel eine 
solche um 3000 S und für den Rest eine Er
'höhung zwischen 1 000 und 2000 S. 

Meine Damen und Herren ! nie vorliegende 
Novelle geht also den Weg der Verbes,serun
gen der sozialen Lage der Studierenden w.ei
ter. Wir haben gehört, daß durch di,ese Ge
setzesvorlage die Studienbeihilfen durch
schnittlich um 25 Prozent er.höht werden. Und 
wir halten es für sozial ,absolut berechtigt 
und v,ertretbar, daß diese Erhöhung sich vor 
allem hei den niederen Einkommen ,günsti
,ger auswirkt als bei den höheren Einkommen. 
Zweif.ellos kann man sag'en, ,es wäre wün
schenswert, die Erhöhungen global noch bes
ser zu gestalten. Aber wenn man eben aus 
einer verfügb aren Summe dotier.en muß, dann 
stehen wir auf dem !Starulpunkt, daß in erster 
Linie den Beziehern von niederen Einkom
men durch eine entspr,echende Erhöhung ge
holfen werden soll. 

Die Osterreichische Volksp.artei meint nun, 
diese' Verbesserungen seien zu gering, man 
sol1t-e außerdem eine Wertsicherung der Stu
dienbeihilfen und Einkommensgrenzen ein
bauen, die Eirrkommensgrenzen ,im § 9 Abs. 1 
lit. b und c entsprechend erhöhen und schließ
lich auch für verheiratete Studierende noch 
höhere Studienbeiträge vorsehen. 

Was die Wertsicherung betrifft, so wäre zu 
sagen, daß hier übersehen wird, daß die Stu
dienbeihilfe eben eine Beihilfe und keine Pen
sion, kein Gehalt ist und daß es keine ein
zige wertgesidlerte Beihilfe bisher gegeben 
hat. 

Was die soziale Bedürftigkeit anlangt, so 
wissen wir, daß es hier nicht darum geht, 
die Geldmittel, die einer Familie für das Stu
dium ihres Kindes oder zur Bestreitung der 
Lebenshaltungskosten zur Verfügung stehen, 
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heranzuziehen, sondern daß es sich hier um 
einen Steuermeßbetrag handelt. 

Was di'e Einkommensgiienz'en betIiifft, so 
schlägt also die OVP in ihrem Antrag vor, 
man sollte d.i-es'e Einkommensgren2len erhöhen, 
bis auf 1 02.000 S gehen. Das würde bei einem 
Dreipersonenhaushalt, bestehend aus den 
Eltern und ·einem IStudli.er.enden, bedeuten, daß 
unter Berücksichtigung gewisser Erhöhungs
beträge beziehungsweise steuerfreier Bezüge 
und Sonderausgaben bei einem Jahresbrutto
einkommen von 150.000 S doch eine Studien
beihilfe zustande käme, die um 2000 S betra
gen würde. Wir glauben, wenn man annimmt, 
daß eine Familie ein Bruttomonatseinkommen 
von 12 .000 S hat, daß hier eine soziale Be
dürftigkeit tatsächlich nicht vorliegt und daß 
es unzumutbar wäre, aus Mitteln der Steuer
zahler hier Studienbeihilfen zu gewähren; wo
bei noch hinzuzufügen wäre, daß ja bei Ver
anlagten - und immerhin sind ungefähr 
30 Prozent der Studienbeihilfenbezieher be
ziehungsweise deren Eltern Leute, die zur 
Einkommensteuer veranlagt werden - der 
Betr.ag, der für ,ein d·erartig zu v-ersteuerndes 
Einkommen tatsäd1lich zur Lebenshaltung zur 
Verfügung steht, im Durchschnitt ganz erheb
lich höher als 150.000 S wäre. 

Was die Studienbeihilfe für verheiratete 
Studierende betrifft, so möchte ich darauf hin
weisen, daß für ein Studentenehepaar 1 969 die 
höchste Studienbeihilfe 3700 S betrug, daß der
zeit für dieses Ehepaar auf Grund der Regie
rungsvorlage ein Betrag von 5400 S monat
lich zustande kommt; das sind .also 54.000 S 
pro Jahr. Es ist auch ohne weiteres zumutbar 
oder vorstellbar, daß j eder der beiden Ehe
partner rund 1000 S noch aus anderen Quellen 
an eigenem Verdienst dazu bekommt, sodaß 
man also ' zu einer Sum.me von rund 7400 S 
kommt. Wenn nun dieses Studentenehepaar 
aus dieser Studienbeihilfe ausscheidet, näm
lich dann, wenn beispielsweise der männliche 
Studierende ins Berufsleben geht, die weib
liche Studierende aber Mutter wird, dann 
wird der Fall eintreten, daß das Einkommen 
dieses Ehepaares sogar unter die Grenze des
sen sinkt, was sie als Studienbeihilfe bekom
men haben. 

Wir glauben also, daß 54.000 S pro Jahr 
für Studentenehepaare als Beihilfe - immer 
nur als Beihilfe gedacht - zweifellos ausrei
chend sind, und wir glauben, daß die Oster
reichische Volkspartei das aum einsehen 
müßte. 

Begabtenstipendium: Das Begabtenstipen
dium wird hier nimt erhöht, das ist richtig. 
Bei den Beratungen im Wissenschaftsaus
schuß hiliben sim die versmiedenen Stand
punkte zur B egabtenförderung ebenfalls ge-

zeigt. Zweifellos ist die Form der derzeitigen 
Begabtenförderung keineswegs zufriedensteI
lend. Es sind auch Bestrebungen im Gange, 
diese Form der Begabtenförderung zu ändern 
und zu verbessern. 

Ich brauche nicht besonders darauf hinzu
weisen, wo die Schwierigkeiten hier liegen. 
Vor allem der Name "Begabtenstipendium" 
ist bereits irreführend, denn es ist anzuneh
men, daß für den Studenten, der ein solches 
Stipendium erlangt, außer Begabung noch eine 
Reihe von anderen Qualitäten notwendig ist. 
Ich denke jetzt an Fleiß, an Ausdauer, an 
eine gewisse Willensstärke; denn Begabung 
allein ist in den seltensten Fällen ausreichend. 

Und es kommt noch etwas dazu: daß zwei
fellos auch die Kriterien, die Anforderungen 
für die Erlangung eines solchen Begabten
stipendiums von Studienrimtung zu Studien
richtung variieren und grundverschieden sind. 

. Ähnliches kann man ja auch sagen von den 
Kriterien, die für die "Promotio sub auspiciis" 
notwendig sind. 

Da hier schon keine Klarheit besteht und 
da bei den Begabtenstipendien die soziale 
Lage überhaupt nicht in Erwägung gezogen 
wird, sind wir der Meinung, es sei wichtiger, 
mit den vorhandenen Mitteln sozial bedürfti
gen Studenten zu helfen, als die Begabten
stipendien zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren ! In diesem Haus 
sitzt eine Reihe von Ab.geordneten, die wäh
rend des Krieges, nach dem

' 
Krieg studiert 

hab en unter Bedingungen, die heute unvor
st·eUbar sind und die sich vor allem unsere 
derzeit studierende Genera.tion kaum mehr 
vorstellen kann. Es hat sich 'inzwischen ·einiges 
zum Besseren geändert. Das . Studienbeihilfen
gesetz räumt dem Studierenden bei Vorlie
gen der entsprechenden Voraus s·e tzungen 
·einen Rechtsanspruch auf ein Stipendium ein, 
und es braucht kein Student mehr um ein 
Stipendium bitten, hoffen und bang,en, son
dern, wie gesagt, ·er hat ein Remt .auf ein sol
ches Stipendium. 

Tausende von österreichischen Studier.en
den 'haben auf Grund die.ses Gesetzes seither 
di,e drückendste Not, die ärgste Not an sich 
vorübergehen la:ssen können ; si,e wurden von 
den ärgsten finanziellen :Sorg·en befreit, und 
eine Bess.erung der sozialen Lage der Studie
rendem war ·die Folge. Es ist anzunehmen, daß 
dieses Gesetz mit ein Grunrd dafür ·ist, daß 
uns hier ·in Osterreich d i,e 'ex'Plosiv.en Span
nungen, die wir an .anderen Hochschulen 'im 
Ausland beobachten können, erspart geblie-
ben sind. 

. 

Im glaube aher ,auch, .in diesem Zusammen
h"cmg darauf 'hinweisen zu müssen, daß man 
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die Anpassung und die Verbesserung der Stu
dienbeihilfen nicht tsoliert sehen darf, son
dern im Zusammenhang mit ander-en Maß
nahmen, di,e den Studierenden zugute kom
m en. So möchte 'ich vor allem noch einmal 
darauf hinweisen, daß der G esamtsozialauf
wand für ,Studierende in diesem Jahr mehr als 
500 Millionen Schilling ausmacht, also eine 
B etragshöhe, wie sie bisher noch nie da war . 

Es muß auch nochmal,s erwähnt werden, daß 
von dieser R.egierung der Betrag, der für Stu
dentenheime ausg-eg-eben wird, um mehr als 
60 Prozent -erhöht worden ist. 

Darüber 'hinaus ist es dieser Regierung auch 
gelungen, in kurzer Zeit ,ein System der För
derung von Bildung zu schaffen, das in Europa 
fast einmalig dasteht. Es wird zwar von der 
Opposition ,immer wieder angegrifien, aber' 
von anderer Seite, von nicht österr-eichischer 
Seite, auch wenn es konservative Leute sind, 
immer wieder anerkannt. Ich denke an die , 
Schul- und Heimbeihilfen, an die SChüler-frei
fahr,ten, an das kostenlose Schulbuch und ,an 
die Abschaffung der Hochschultaxen. Diese 
Maßnahmen dienen zweifellos im hohen 'Maße 
eIner Förderung der Bildung -in diesem Lande . 

Meine Damen und Herren ! Wir müssen 
sagen : Wir alle s'ind glücklich, daß sich d'ie 
wirtschaftHroe Lage in diesem Staat so ge
bessert hat, daß wir imstande sind, vor ,allem 
den ,studenten vieHeicht sogar mehr als ande
ren Gruppen von rStaatsbürg-ern finanzielle 
HHfe zuteil 'werden zu lassen. Wir sagen, 
daß wir d�ese Hilfe -gern,e ,geb en , aber, da 
wir doch für das Wohl aller Osterreicher ver
an twortlich S'ind, auch diese Hilfe hat klarer
weise ihre Grenzen, soweit man Verantwor
tung trägt; soweit man verantwortlich ist , 
WiIid man sich mit diesen Grenz'en abfinden 
müssen. 

Sel'bstverständlich können wir dem Antrag 
der Osterreichischen Volkspartei nicht ,beitre
ten. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Dipl.
Ing. Hanreich. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreidl (FPO) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Wenn wir Iheute 
über die Studienförderung und über die Schü
letbeihilfen und HeimbeihiLfen sprechen, dann, 
glaube ich, sollten wir uns in -erster Linie 
die Zielsetzung vergegenwärtig,en, die bei 
dieser gesetzlichen Rtegelung P ate gestanden 
hat, sollten uns also überlegen, was der ur
sprüngliche Anstoß zu diesen beiden Gesetzen 
g-ewe s en rist. 

Ich möchte daher in meinen Ausführungen 
zuerst auf unsere freiheitliche Zielsetzung für 
diese Geset2je eingehen, dann 'kurz auf -die 

derzeitige Situation. Diese Situation möchte 
ich den bestehenden gesetzlichen Regelungen 
geg-enüberstellen und dann zu den vorgeschla
genen Maßnahmen sowohl der Regierungs
partei wie auch zu den Anträg,en der Volks
partei Stellung nehmen, wohei ich die heiden 
Gesetze -in einem behandeln werde. 

Die freiheitliche Zielsetzung für diese ge
setzlichen Regelung,en findet sich im frei'heit
lichen Manifest ,in der Einleitung unter der 
überschrift "Das allgemeine und gleiche Recht 
auf Bildung" .  Dort heißt es : 

"Ein fortschrittliches BiLdungswesen darf 
nicht auf Grund irg-endwelcher Vorurteile 
,Lebenschancen ' zuteilen und den gesellschaft
lichen Standort vorweg bestimmen, sondern 
muß durch Begabungsfindung und Bega'bungs
,förderung Aufstiegsmöglichkeiten für alLe Be
,gabungen schaffen. 

Die Mindestvoraussetzungen !für das Recht 
auf Bildung müssen vom Staat geschaffen wer
den, der dort Hilf'estellung zu leisten hat, wo 
den Eltern die erforderlichen Voraussetzun
gen fehlen." 

Basierend auf diesen grundsätzlichen über
Legungen glauben wir , daß es bei diesen Ge
setzen vor allem um die Begabungsfindung, 
das ,heißt um die Möglichkeit für alle geht, 
den Versuch zu machen, -in den entsprechen
den Srou1en ihren Bildungsweg zu beschrei
ten, und in zweiter l;ini,e um die Begabungs
förderung, das heißt, daß denen, die eine 
außerge�öhnHche Begabung in 'speziellen Be
reichen haben, auch außergewöhnliche Wei
t'erbildungsmögHchkeiten zuteil werden, daß 
ihnen AnI'ieize geboten werden, auCh finan
zi,eller Natur, die 'es interess ant machen, ,eine 
persönliche Leistung mit im Studium in der 
MiUelschulzeit -einzubring,en und solch mit dem 
notwendigen Ernst diesen Aufgaben 'zu wid
men. 

Diese Uberlegungen sind, w.ie ich glaube, 
solche, die übereinstimmend von aUen Par
teien des Hohen Hauses vertreten werden, 
denn ich darf -hier den Kollegen Lukas von 
der R�gierungs,fraktion zi1!ieren, der in der 
XII. Gesetzgebungsperiode bei der Diskus
sion Ülher die Frage die,s.er gesetzlichen Rege
lung, und zwar in dem Falle des Schülerbei� 

hilf.engesetzes, ,gesagt 'hat: 

,/Die vorliegende Gesetz-esvorlage soll vor 
allem dem Jug,endlichen, dessen ,Eltern ein 
geringes Einkommen haben, der aber, bestä
tigt durch die Schule, zum Studium und damit 
zur Erreichung ,einer höheren Bildung geeig
n.et erscheint, die Möglichkeit g,eloon zu stu
dieren. ,Als Lehrer habe lich oftmals erlebt, 
daß talentier,te Schüler, die ich .für ein Studium 
an einer berufsbildenden Mittelschule emp-
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fohlen habe, traurig gesagt halben : Herr Fach
lehrer, ich darf nicht, der v.ater hat das Geld 
nicht dafür! - Es befinden ,sich selcbst hier im 
Hohen Hause Abgeordnete, denen -ein >Stu
dium verwehrt blieb, weil damals die finan
zielle Lage ihrer Familie ungünstig war." 

Ich habe diese Aus,führungen des Kolleg-en 
Lukas deswegen zitiert, weil er hter eine Vor
aussetzung mit ,erwähnt, nämLich di,e Voraus
setzung -der :Bestäti.gung durch die 'Schule, die 
Vorauss,etzung, daß ein gutes Ergebnis vor
liegt, das es auch als gerechtfertigt erscheinen 
läßt, die Förderung an dem einz,elnen Studen
ten wirksam werden 'zu lassen. 

Es ist, vom Kollegen Radinger ganz richtig 
bemerkt worden, daß uns bei uns-er,er Ziel
setzung, ,gleiche Ausgangssituationen zu schaf
fen, finanzielle Groenzen gesetzt sind. Wir 
haben keine unbeschränkten Möglichkreiten, 
wir verfügen nur über .bestimmte BUdget
Ibeträg:e und wir müssen diese optimal einset
zen. Op timal 'heißt in di'esem Fall, daß j edem 
Schüler die seiner LeistungsmögIichkeit und 
seiner Leistung-sfähigkeLt angemessene Finan
zi,erung zukommt. 

Diese grundsätzlichen Uberlegungen S'ind 
für die Beurteilung der Änderungswünsche 
dieses GeStetzes und der vorlieg'enden Ab
änderungsanträg.e meiner Meinung nach von 
größter Wicht:igkelt. 

Was ist nun der Grund dafür, daß wir uns 
mit diesem G esetz nach relativ kurzer Zeit, 
was das Studienförderungsgesetz anlangt, 
aber _ auch mit dem Schülerheihilfeng,es'etz 
wieder b efassen müss'en? Die -inflationäre Ent
wicklung hat zu einem rapiden Geldwert
schwund geführt und h at damit den Wert der 
Beihilfen für d en .Bezieher w,eseIitlich herab
gesetzt, wenngleich nicht übersehen werden 
dar-f, daß in derselben Ze'it etwa seit 1971 die 
Einkommen um etwa 30 Prozent, ,also um 
rund 1 0  Prozent mehr als die Inflation aus
machte, ang,estiegen sind. Das ändert aber 
nichts daran, daß derselbe Kr,eis, was die 
Höhe des vergleichbaren EiIllkommens ,anlangt, 
nur dann erfaßt wird, wenn man di,ese 20pro
zentige Geldwertminderung voll erfaßt. 

Bei dem vorltiegenden Gesetzentwurf muß 
daher geprüft werden, ob durch die neuerstell
ten Listen, durch di,e neuerstellten Ziffern
kolonnen ,auch Itatsächl'ich eine Abgeltung der 
Geldwertminderung erfolgte. (Präsident Dok
tor M a 1 e  t a übernimmt den Vorsitz.) 

Ich habe mich sehr bemüht zu überprüfen, 
ob diese A:bgeltung tatsächlich in allen Fäl
len, wie von seiten der R.egierung behauptet 
wurde, abgesehen von den Spit�engruppen, 
wirklich eI1folgt ist und ob durch die Ände
rung der steuerHchen Regelungen tatsächlich 

eine solche Anpassung gegeben ist, wenn sie 
nicht in den hier angeführten Za'hlenkolonnen 
ihren Ausdruck findet. Es 'ist mir aber nicht 
gelungen, ,aus meiner Sicht her ,einen Nach
weis dafür zu erbringen, daß sich die wün
schenswerte SoUkurve, die eine 20prozentige 
Erhöhung sowohl der Einikommen als auch 
der Beihilfen ergeben sollte, mit dem, ,was hier 
vorgeschlagen wurde, deckt. 

Es ist mir auch nicht möglich ,gewiesen, klar 
nachzuprüfen, von wlelchen Berechnungen die 
beLden Minist,erien ausgegangen -sind und wie 
sie zu diesen ZahI.enikolonnen gekommen sind. 
Die Einz'elbeispiele waren keineswegs .so 
überzeugend, daß sich daraus auch die Kur
ven ableiten Heßen, die sich tatsächlich e rge
ben hätten, wenn man 'eine systemaHsche 
Nachziehung um 20 Prozent durchgeführt 
hätte. 

Ich hin daher der Auffassung, daß di-e Regie
rung mit dieser gesetzlichen Regelung teil
weise im oberen Einkommens:bereich eine 
-echte R.eduzierung des Personenkreis'es vor
genommen hat, daß s'i'e aber bis zu verhält
nismäßig ni.edrigen J.ahreseinkommen - der 
Kollege Blen'k that etwa 50.000 .s angeführt -
die anderen BeihiLfen nicht ausreichend erhöht 
'hat, um 'ein iNachziehverfahren durchzuführen, 
wie sie es angekündigt und begründet hat. IEs 
z-eigt s,ich hier auch, daß der rasche, ,in dem 
Fall degrlessive, Abfall der BeihHfenzahlungen 
diesel,be PrOlblematik bietet, die die Progres
s ion bei der Lohnsteuer in sich trägt, daß 
nämlich durch G eldentwertung und verhält
nismäßig rasches 'Anwachsen der Einkommen 
aU .diese Ziffernkolonnen 'sofort zu einer Ver
schiebung des hegünstigten Personell'kr-eises 
führen und, wie ich glaube, in diesem Fall 
eben zu einer Einschränkung, die nicht g,e
rechtfertigt ist. Ich glaube auch, daß noch nicht 
völlig kla'r -ist, ob die für das Budget ange
setzte Erhöhung der Ausgaben nicht teilweise 
dadurch zustande kommen wird, d.aß bisher 
die Ausnutzung der Möglichkeiten, die di,e 
beiden Gesetz.e gegeben hab'en, kreineswegs 
voll eJ:1folgte. 

Wenn man die Ausnützung des Schülerbei
hilfen- und Heimbeihilfengesetzes für die AHS 
unter die Lupe nimmt, dann stellt sich her
aus , daß - entgegen der Ankündigung des 
Kollegen Haas, der damals gemeint hat, daß 
zirka 80 Prozent aller Schüler der Oberstufe 
der AHS und des Polytechnischen Lehrganges 
vom Notendurchschnitt her diese Beihilfen in 
Anspruch nehmen könnten und d aß unter Be
rücksichtigung des Einkommens noch immer 
etwa 60 Prozent diese Beihilfe beanspruchen , 
könnten - im Jahre 197 1 /72 tatsächlich nur 
ein Prozentsatz von etwas mehr als 30 Pro
zent der Gesamtschülerzahlr bei den AHS nur 
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etwa 1 8  Prozent, von dieser Möglichkeit Ge
brauch gemacht hat. D as mag sidter darauf 
zurückzuführen sein, daß im Jahre 191 1 /12 die 
Anlaufinformationen noch nicht ausreichend 
vorhanden waren. Aber soweit bisherige Zif
fern vorliegen, glaube ich, daß noch nicht alle 
Anspruchsberechtigten tatsächlich von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen, daß nicht nur, 
wie im Ausschuß angeführt wurde, die Be
zieher an sich höherer Einkommen auf den 
verhältnismäßig geringfügigen Zuschuß ver
zichten, sondern daß noch immer eine unzu
reichende Information und noch immer ein 
unzureichendes Bewußtsein über den An
spruch auf Förderung vorhanden ist. 

Nun zu den einzelnen Punkten,  die sich ge
ändert haben. Vor allem habe ich es - und 
mit mir die freiheitliche Fraktion - als 
äußerst unerfreulich empfunden, daß man der 
Begabtenförderung überhaupt keine Verbes
serung geboten hat, daß man daher dieses 
System der Förderungen nicht, wie wir es 
uns wünschen, als ein doppeltes betreibt, son
dern einseiUg. Wir glauben nämlich, daß man 
auf der einen Seite gleiche Basisvoraussetzun
gen schaffen muß für einen eher großen Kreis, 
sogar für einen möglichst großen Kreis, daß 
man darüber hinaus aber die besonderen Lei
stungen und die besonde:{en Anstrengungen 
zusätzlich würdigen soll und daß man hier 
echt eine Verbesserung hätte setzen müssen. 

Ich glaube auch, daß die Verengung des 
Empfängerkreises nicht in unserem Interesse 
liegt. Ich habe das bereits ausgeführt. 

Ich möchte nun zu der Frage, die durch den 
Antrag der Kollegen der OVP-Fraktion in den 
Raum gestellt wurde, nämlich der Anpassung 
an den Index 11, Stellung nehmen. Ich glaube, 
daß das Anpassen einer Beihilfe an den Index, 
wie überhaupt die starre Koppelung mit In
dexziffern, für die wirtschaftspolitischen Mög
lichkeiten des Staates eine äußerst unerfreu
liche Entwicklung ist, die man nicht gutheißen 
kann. Man spricht große Worte zum Thema 
Stabilität und faßt gleichzeitig Maßnahmen 
ins Auge, die die Inflation echt perpetuieren. 
Wir werden daher diesen Teil ablehnen. 

Ich möchte daher beantragen, daß über den 
Abänderungsantrag zu 1042 und 1 04 1  der Bei
lagen, zu 1 042 die Ziffer 4, getrennt abge
stimmt wird, und zwar so, daß über § 20 a 
Abs. 1 und 2 getrennt vom § 20 b abgestimmt 
wird, und daß über den Abänderungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Blenk, Dr. Gruber, Dok
tor Leitner und Genossen zu 1 041 und 1 063 der 
Beilagen so abgestimmt wird, daß der Punkt 3 

nämlich richtig, daß die im § 32 b angeführten 
Härtefälle Berücksichtigung finden. Dort ist 
eine Regelung vorgeschlagen, durch die 3 Pro
zent der Mittel den Behörden zum Ausgleich 
für besonders unglückliche Fälle zur freien 
Verfügung gegeben wel'den. Ich halte das im 
Sinne einer elastischen Verwaltung für 
äußers.t er,fr,eulich. 

Nicht zustimmen können wir bei dem Ab
änderungsantrag der OVP der Forderung, die 
Heimbeihilfen ausschließlich von einem posi
tiven Ergebnis im vorangegangenen Schuljahr 
abhängig zu machen. Wir glauben, daß die 
Mittel unseres Staates zu beschränkt sind. 
um wahllos j ede Möglichkeit zu bieten . zu 
studieren, wenn man es gerade noch schafft. 

Wir glauben, daß der Notendurchschnitt 
von 2,8, der naCh der Aussage des Kollegen 
Haas ja immerhin 80 Prozent der AHS-Absol
venten und der Absolventen des Polytech
nischen Jahrganges umschließt, ausreichend 
ist, und daher kann der Vorschlag der Regie
rungs.fraktion, dies.en Notenschnritt auf 3 , 1  zu 
setzen, nicht unsere Zustimmung finden. 

Ich möchte das am Beispiel eines Zeugnis
ses erläutern : Bei 12 Noten würde ein Schü
ler mit 1 genügend, 1 befriedigend, 2 gut und 
2 sehr gut bereits einen NotendurChschnitt von 
3 ,08 erreichen und damit als förderungswürdig 
angesehen werden. Ich glaube,  daß damit 
mehr als die pubertären Schwächen. die hier 
schon angeschnitten worden sind, Deckung 
finden und daß der Notendurchschnitt von 
2,8 durch-aus angemessen wäre. 

Wir haben daher bei diesem Gesetz eine 
differenzierte Haltung in der zweiten Lesung 
und werden hier unserer Meinung, daß die 
Leistung berücksichtigt werden muß, Aus
druck verleihen. In der dritten Lesung werden 
wir dieses Gesetz annehmen. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Leitner. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus I 
Sehr g,eehrte Damen und Herren! Die Novel
len zum Studienförderungsgesetz und zum 
Schülerheihilfengesetz sind sicher schon sehr 
lange überfällig. Denn der Schilling von 1974 
ist eben nicht mehr der SchiHing von 191 1 .  
Wir haben eine 20prozentige Pr.eissteig·erung, 
also einen Ver:lust an Kaufkraft von einem 
Fünftel. 

dieses Antrages getrennt wird in einen ersten Wenn der Herr Abgeordnete Radinger uns 
Teil bis einschließlich 1 a und dann 1 b ge-

I 
hier den Vorwurf :gemacht hat, daß wir von 

trennt wird bezüglich § 32 b. Wir finden es der OVP einerse'its nach einer Kürzung der 
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. Staatseinnahmen rufen und gleichz,eitig neue 
Forderungen stellen und "lizitieren", so muß 
ich das zurückWieisen. Die OVP hat nur 9,efor
dert, daß der Finanzminister von seinen un
gerechtfertigten Mehreinnahmen im Sinne der 
Stabilität etwas den Arbeitnehmern ,gibt. Und 
auf der anderen Seite müssen wir die Forde
rungen so stellen, daß die Beihilfenhöhe wei
terhin gewährleistet 'ist, die zu Beginn des 
Ges etzes vorhanden ,war. 

Die OVP will also nichts anderes als di,e 
Aufrechterhaltung der ursprünglichen Beihil
fenhöhe, des 'ursprünglichen Kaufkraftniv,eaus 
der Beihilfe, und zwar ,einmal bezüglich der 
Beihilfe selber und zum anderen bezüglich d,es 
Einkommens ,der lFami1ie oder des Einkom
mensbeziehers, das dieser Be,ihilfe zugrunde
gelegt wird. 

Ich verstehe also nicht ganz, warum hier der 
Sprecher der Sozialistischen Partei eine Art 
Schwanengeslang anstimmt, -indem er sagt : Es 
war doch früher auch nicht vorstellbar, daß 
man Beihilfen gibt;  Studierende jn dLesem 
Haus wissen es, und es wissen das auch Ab
geordnete, die nicht studieren konnten. -
Aber desweg,en wurden ja diese Ges,etze ge
schaffen, damit sich die Verhältni sse bessern, 
damit eine Chanc.engleichheit sowohl nach 
dem reg,ionalen wie auch nach dem sozialen 
Aspekt eintritt. 

Aber die SchüI.erbeihilfe war ein Wahlver
sprechen der SPO vor dem 1 .  Oktober 191 1 ,  
und j etzt koann di,e Demontage der -Beihilfen
höhe begonnen werden. (Widerspruch bei der 
SPO.) Ja, die D emontage der Beihilfenhöhe 
wird begonnen ; ich werde Ihnen das noch be
weisen, meine sehr geehrten Damen und Her
r,en, wenn Sie sich das nicht slelbst ausger,ech
net haben. 

das freut uns ·einerseits. .Alber wir Wii,ssen, 
daß die Baukosten seit der .sozialistischen 
Reg,ierung um mehr als 60 Prozent gestiegen 
sind. Daher wird heute mit den 60 Prozent 
mehr Geld noch wIeniger g.ebaut ,als früher, 
und die Not an Studentenheimen nimmt zu. 

Die unbefriedigende Reg·elung dieser Novel
len trifft Studenten und Schüler, welche 'in 
Internaten l.eben müssen, besonder.s hart, 
denn die nominelle Beihilf.enhöhe ist abhän
gig vom errechneten Einkommen. Das nomi
nelle Einkommen steigt mit der Inflation, aber 
es steigt damit nich t  die Kau�kr,a.ft. Wenn das 
nominelle Einkommen stei'gt, dann sinkt die 
Beihilfe, absolut schon einIIl'al um 500 S je 
Stufe. Der echte Verlust durch ,die soxi1aListi
sehe Inflation beträgt ,seit Beginn des Gesetzes 
weit mehr als ein Viiertel, und die Novelle 
hat diesen Verlust nicht auffangen können. 

Ich habe ,gesagt, daß di,e Novellen zu spät 
kommen, daß ,si e  schon lange üherfällig s,ind. 
Ber,eUs im Dezember 1 912 haben die OVP
Abg,eordneten einen Entschließungsantrag ge
stellt und die Anpassung an diese Geldent
wertung gefordert. Aber dies.er Entsehlie
ßungsantrag, der im Dezember 1 912 gest.ellt 
wurde, ist natürlich von der sozilalistischen 
Fraktion abgelehnt worden. 

Bei der letzten Mini-Mini-Novelle der Schü
lerbeihilfe haben wir wieder Abänderungs
anträge auf Verbesserung der Einkommens
staffel ,und Erhöhung der B eihilfensätze ge
stellt. Auch damals wurden unsere Anträ,ge 
ahgelehnt. Di,e SPO macht ,es sich leicht, sie 
sagt einfach nein. Auch heuer lehnt sie wie
der unser,e Anträg·e ab. 

So sind diJe j etzt vor,g,elegten Novellen 
eigentlich eine Enttäuschung, sie sind gebro
chene Versprechungen, eine Enttäuschung für 
Eltern und Schüler, mindestens für die große 
Mehrheit der Eltern und Schüler. Sie werden 
nämlich erfahren, daß sie weniger Beihilfe 
bekommen, daß .dLe Kaufkraft der Beihilf.e auf 
alle Fälle geringer geworden ist. 

Herr Minister Sinowatz 'hiat bereits im Früh
j ahr 1913 die Nov,elle zugesagt;  Jetzt haben 
wir das Frühjahr 1914. Ich .gebe zu, daß Herr 
Minister Sinowatz und Frau Minister Rirn
ber,g s icher 'g,erne mehr ge.geben hätten. Aber 
.ihre Aussage war: Das Geld steht nicht zur 
V,erfügung, der Herr ,Finanzminister Androsch 
gibt es nicht her, ·er hat es angeblich nicht, 
und das vorhandene Geld wurde soz'ial mög
Lichst gerecht verteilt. 

Ich 'gehe zu, daß für einzelne kleine Grup
pen b eachtliche Erhöhungen ,in dieser Novelle 
vorgesehen sind, und das ist erfreulich. Wir 
müssen nur feststeHen, daß diese b eachtlichen 
Erhöhungen für kl,eine Gruppen g,egeben wer
den, zum Beispiel für die Schüler an höher,en 
Schulen für Berufstätige. Das ist notwendig. 
Ich habe mich Jn Innsbruck: ,einmal ·erkundigt, 
wie viele in der sogenannten Ar.beitermittel
schule - das ist  die alte Bezeichnung nach 
dem Gesetz - Beihilfen bekommen: ganze 
zwei Schüler sind ,auf Grund des ursprüng
lichen Gesetz,es in die B eihilfenmöglichkeit 
gefanen. Ein t rauriges Ergebnis ! Daher sind 
hier beachtliche Erhöhung,en richtig und 
zweckmäß.i'g. 

Aber wi-e sieht denn nun diese soziale Ein
Von dem Beitrag des Bundes für Studen- stellung im konkreten aus ? Ich g ebe zu, daß 

tenheime hat man gesagt, daß hter eine in den unteren Einkommensstaff.eln eine grö-
60prozentige Mehrleistung vorhanden ist, und ßere Steigerung vorhanden ist als in den 
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höheren. Aber s·elbst in den unteren Ein
kemmensstaffeln halben w.ir keine echte Ab
geltung der Inflatien. 

Die SPO brüstet sich, daß sie das Beihilfen
gesetz g.emacht hat und daß das ein se großer 
sezialer Fertschritt sei. Aber ich habe sChen 
gesagt: Das war ver der Wahl 1 97 1 . Und 
nun ,erfelgt di,e Dementage. Nicht nur 'ein 
sezialer Stillstand, sendern eine Dementage 
der Leistung.en tritt ,ein. Das sind die Auswir
kung,en der sezialistischen Inflatien. 

Ich weiß, daß die Studienbeihilfe .etwas bes
ser abschneidet als die SchülerbeihHfe. Frau 
Minister Firnbefig hat sich etwas bess,er 
durchgesetzt als Herr Minister Sinewatz. 

Wenn wir hiier ein elterliches Einkemmen 
zugrunde .legen und sagen , daß 'seit 1 97 1  das 
Einkemmen um 20 Prezent höher ger,echnet 
wird - das :ist nicht die abselute 'Einkem
menshöhe, das wären 30 Prezent; ,a'ber wenn 
wjr nur 20' Prezent nach der Inflationszahl 
annehmen und die gleiche Beihilfenhöhe auch 
annehmen müssen, 20 Prezient, um die Kauf
kraft zu ·erhalten -, dann schaut das se aus : 

Bei ,einem elterlichen Einkemmen ven Ms
her 20.000 S, das ;ist das Einkommen der Ein
kemmensstaffel, müss,en wir j etzt 24.000 S 
rechnen. Di'e ,Beihilfe erhöht Slich ven 5000 S 
auf 5800 S, alse um 16  Prozent; die Inflation 
beträgt aber 20 Prezent. 

Bei einern Einkommen ven bisher 40.000 S 
erhöht sich die Beihilfe von 4000 auf 4600 S, 
alse um 1 5  Prezent. 

dieses Mehr nicht benötiogt, weil die Infla- . 
tien stei'gt, weil die nominellen Einkommen 
steigen. Aber wir wissen andererseits, daß 
die Nevelle zum Schülerbeihilfengesetz erst 
im Herbst dieses Jahres in Kr.aft tritt und 
·erst für das Schuljahr 1 974/75 gilt. Anders ist 
das bei der Studienbeihilfe. Hier tritt sie be
reits im Semmersemester in Kraft. 

Wdr haben nun mehr Schüler an weitoerfüh
renden Schulen, und das bedeutet natürlich 
bei einern gesetzlichen Anspruch auch höhere 
Beträge für das Beihilfenwesen. Es suchen 
auch mehr Schüler an. 

Der Herr Unterrichtsminister hat uns hier 
eine sehr interessante Statistik über die Schü
lerbeihilfe 1 97 1  und 1 972 zur Verfügung ge
stellt, eine Bilanz. Es liegt alse eine genaue 
Analyse der Beihilfengewährung für dieses 
Schuljahr ver. 

In diesem Schuljahr gab es in 45 Prozent 
der Schulen, welche für die Beihilfengewäh
rung in Frage karnen, überhaupt keinen ein
zigen Beihilfenbezieher. Also in fast der Hälfte 
der Schulen gab es keinen einzigen Beihilfen
bezieher, weil die Eltern eder die Schüler auf 
das Gesetz nicht reagiert haben, weil die In
fermatien durch die Regierung zu schlecht war. 
Wenn j etzt steigende Mittel erforderlich sind, 
se deshalb, weil immer mehr Schüler an
suchen, weil sie von d�r Existenz des Geset
zes wissen. So gab es im Schulj ahr 197 1 /72 
33.000 Anträge und im Schuljahr 1 972/73 
43.000 Anträge. 

Wir müssen aber hier nech feststellen, daß 
Bei einem Einkommen ven 50.000 S - wir 

müssen in Zukunft dann 60.000 S rechnen 
_ die Schülerbeihilfe sehr verschieden gegeben 

wird und daß hier Auswirkungen verliegen, 
erni.edrigt sich die Beihilfe neminell ven 
3000 S auf 2400 S, alse um 20 Prezen t. Ich 
glaube, eine Beihilfenbemessungshöhe ven 
60.000 S Lst j a  heute kein besenders hohes Ein
kemmen. Es .tr-ifft daher die Familien schan 
hart, wenn hie,r nicht nur keine Albg,eltung des 
Kaufkraftveduste·s 'eintritt, sendern nominell 
20 Prozent weniger g·egeben werden. 

Dasselbe halben wtir beim Einkemmen des 
Schülers selbst. Wenn er 15.000 S Einkemmen 
hatte - wir müssen j etzt 18 .000 S r,echnen -, 
se müssen wär feststeHen, daß sich die Bei

die uns nicht erfreuen können. Es ist vielleicht 
für die Damen des Hauses ven hehem Inter
esse, daß 22 Prozent der möglichen Beihilfen
bezieherinnen, aber nur 1 0,6 Prezent der 
männlichen Beihilfenbezieher eine Beihilfe be
zegen haben. Alse die Quote der Damen war 
doppelt so hech. Das ist sicher auf ihren höhe
ren Fleiß zurückzuführen, das ist aber sicher 
auch darauf zurückzuführen, daß die Schüler 
größere pubertäre Schwierigkeiten haben. 

Dieses Verhältnis zieht sich in allen Schu-

hilfe von 3000 auf 2400 S verringert, lalse um len durch. Interessant wird es bei den An-

20 Prezent. stalten für Lehrerbildung. Hi,er ,sind ,es 25 Pre

Die Einkommensgrenzen erhöhen sich zwar 
auch in dies-er Nevelle, aber unbefriedigend; 
für die erste Plersen um 9 Prozent, für die 
zweite um 7 und für die dritte dann erst um 
1 2 ,5 Prezent. 

Nun w,ird 'gesagt, meine sehr geehrten 
Damen und Heuen : Aber der Mehraufwand 
ergibt j a  bei der Schülerbeihilfe 82 Millienen 
Schilling. Ich glaube, daß di\e No·velle selbst 

zent Mädchen und nur 0,2 Prezent Burschen. 
Auch in den berufsbildenden Schulen ist das 
Verhältnis ungefähr eins zu drei. 

Jetzt liegen zwar 63 Prozent der Beihilfen
bezieher unter 50.000 S Einkemmensstaffel. 
Aber das verschiebt siCh ständig nach eben, 
weil j a  die Einkommen größer werden, wenig
stens die neminellen. Daher glaube ich, muß 

. dech die Regierung audl diese Zahlen zur 
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Keillitnis nehmen und die Folgerungen daraus 3,1  für ' die Heimbeihilfe. Das wird Verwir
ziehen.' , . 

' , rung stiften, das wird die Verwaltung er-
' DIe Heimbeihilfe ist , ein wichtiges Instru- schweren. Ich bin nun der Meinung, daß der' 

ment ' zur Herstelluilg un.d zur Verbesserung Unterschied von 3, 1 auf unseren Antrag nur 
der, Chancengleichheit. Idl glaube, es ist daher noch: sehr gering ist und es daher gerechtfer
gerechtfertigt, wenn die Heimbeihllfe anders tigt gewesen wäre, unserem Antrag zuzustim
angesehen wird als · die Schulbeihilfe. Sie hat men. 
j a  direkt mit dem Studienfortgang, mit dem Die OsterreichisChe Volkspartei ist weiters 
Schulfortgang nichts zu tun, sondern das ist dafür eingetreten, daß wir eine Wertsicherung 
ein Ausgleich fÜr die höheren Bildungskosten, der Einkötnmensgrenzen , und Höchstbeitrage 
de:r Bildungslasten für die Familie. Hier haben vornehmen, und zwar eine Wertsicherung, die 
wir nöch einiges zu tun. Der Herr Untertidlts- nicht alljährlich bei dieser Inflation vom par
minister , hat das immer wi�der gesagt und lament vorzunehmen sein soll, sondern die die 
bestätigt, als ich hier �in diesem Hohen Haus Regierung, die zuständigen Minister mit Ver
für die Chancengleichheit eingetreten bin" ordnung festlegen 'können. Das ist keine 

In Wien. haben wir ein . Verhältnis von Dynamisierung, mit der eine echte Verbesse
AHS:-Schülern zu' Hauptschülern · von l : 1 ,35, rung der Sdnilbeihilfen und der ·Studienbei
in ganz Österreich von 1 : 3,80, im Burgenland hilfen verbunden wäre. Das ist nur eine stän-

" von 1 : 5;53; also gdbt .es hier noCh 'Eü.nig'65 zu dige Anpassung, damit auf Grund der raschen 
tun. Der . ländliche Bereich ist besonders be- inflationärem Entwicklung in unserem Land 
nachteiligt. Das sieht man erst dann, ' wenn für die Schüler und für die Studenten niCht 
man d'ie Sta��eg:ionen herausn:immt. ' ständig Verschlechterungen eintreten. Denn 

" ' wir wissen j a, daß Regierungsvorlagen zu die-Es . liege. 'n j etzt erste . Unter. suchungsergeb- sem Gebiet eine beadlt1iche Verspätung er-nisse der . Sdlülerverlaufstatistik in ·  der Steier- fahren ; '  die hier vorliegenden Itegierung1s,vor-, mark und in Vorarlberg vor. lm Bezirk Wie- lagen haben ein Jahr Verspätung zusammenner Neustadt-Land ist das \T.erhältnis 1 : 3,6 gebracht. Wir wissen, daß es auch in Zukunft 
und in Wiener Neustadt-Stadt ! : 1 .  Das heißt . " . . . , , so sein wird. Daher unsere Forderung, die also, daß wir 'hier doch eiwas tun müss�ri. Wertsicherung der Einkommensgrenzen und 

Wir ' haben vielen Eltern versproChen, daß Höcnstbeitrage zu sichern, und die Forderung, 
sie die Beihilfe b'ekommen, wenn sie die Kin� daß die zuständigen Minister beauftragt wer

, der studieren lassem, ., gerade " auch solchen den, in . jedem Studienjahr an die Inflation 
Eltern, die ihr Kind in ein Internat schicken anzupassen. 
müssen. Aber wenn dann der Schüler .diesen 
Wechsel der Schule, den Wechsel von der Wir haben uns auch bemüht, bei den Härte-
Familie , ins Internat inl ersten Jahr nicht· re mt fällen zu einem Ausgleich zu kommen. Meine 
verkra�te1: und ' ein' Ungünstiges Zeugnis sehr geehrten Damen und Herren! W,ir wässen' 
---, ()Ihn:e daß �r deshalb durchfällt -'- zustande., ja, daß gesetzliclie, 'Bei'hiUenansprüche zu 
bringt, dann wird .er von de.r Beihilfeng,ewäh- Härtefällen. führeri, daß der gesetzlime Beihil
rung &usgesdllossen. Belastet sind <lle Eltern. fenallsprum dazu führt, daß man sagt: Du hast 
Von der Chancengleichheit keine Rede. dEm Anspruch nJcht erreidlt, wir können also 

jetzt nichts maChen! 
Ich glaube, es ist daher , ' riChtig, daß wir 

hier den Antrag zur, BeseiUguIlg , der regio- Wir alle sind in der ;Praxis mit Fällen be� 
nalen Bildungsschranken gestellt haben, wo_ faßt, wo wir sagen mussen: Dem .soll eine 
nadl JÜr die Heimbei'hi1f.e ein ' positives Zeug- B(3ihi:lf.e doch -geg,eben werden. Ab�r der Ge
nis zum Jahresabsdlluß genügell soll. So be- setz·geb.er mit '$,einen Grenzen läßt das llidlt 
kommt der Schüler für jede Klasse nur einmal zu. Daher wäre ,es dom zw,eckmäßig, 3 Pro
eine Beihilfe, und die Eltein : sind nicht he� zent. der Ge&amtfinanzierungsmittel für ' dii,e 
lastet: 

" , ," , Bedeckung . ,solcher Härtefälle bereitzustellen. 
. .  , " , Warum inadlt man das nicht? Hier hätte man ÄIlders. ist das beCdex: �chl.llbeihi!fe: Für sicher das Ziel zustande gebracht, daß dLes,e die Schulbeihilfe stimme ich den Ausführun-

geii meines freiheitlidieri V()rredner� zu. ·Nicht , Beihilfengesetze in der ,Bevölkerung noch bes-

kann idl<las für die :Heiinbeihllfe tun. : ser ankommen, denn e i n  negativ:er Fall ist 
'; , ., " . . , ' . ' ,  . , in der öffentlidleIi 'Meinung ,immer schlecht; 

' , Es is(dahe� �nverStänalich" daß . (He Soiia- zehll' positi.ve · können .�as nidlt ,wettma�en. 
" listische ,.· Partei

, .
. uns�ren Antr(lg nicht :;:ilnter- Es soll u:rJ;s�r Bestreben . ·scin, diese negativen · 

stützt " hat ' und �i�en : eigerieil . AIltrag st�llte, Fälle; diese echt�n 'Härtefälle, dadurch besei
näInlid� den :N0ten,:dllrchs'chnitt atif 3,1 z�Ler- Ugen zu , kQnnen;' daß wir 3 Prozent Gesamt
höhen. , <Wir habeIl" äjsö ':, lIl Zpkunft zwei finanzierungsmittel für solche .Härtefäne be� 
NotEmdurchscti�itt�: ',}2�8" Jür(die :�dl41b�ihilfe, r.eitstellen. 
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Wir haben daher in meiner Partei einen 
Abänderungsantrag vorbereitet, den wir auch 
hier im Hause stellen: Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Leitner, Dr. Gruber, Dok
tor Frauscher zu der vorliegenden Vorlag,e 
1 042 und 1064 der Beilagen, also zu den Schü
lerbeihilfen. Ich habe auf die einzelnen Be
stimmungen in meinen Ausführung.en Bezug 
genommen. Ich bitte den Präsidenten des Hau
ses, den Abänderungsantrag in Verhandlung 
zu ziehen und ·ihn anschließend verlesen zu 
lassen. 

Positiv kJann zu dieser Novelle vermerkt 
werden, daß d.Le Hebammenschulen in die Bei
hilfengewährung miteinbezogen wurd.en und 
auch die Schulen für den medizinisch-techni
schen Fachdienst. Positiv kann weiters - ich. 
habe sdlOn d arauf hingewiesen - die bessere 
Stellung der Schüler der höheren Schulen für 
Berufstätige Viermerkt werden, wenn diese 
sechs Monate vor der Reifeprüfung den Beruf 
nicht mehr ausüben. Hier ,gibt es ·einen Höchst
bezug von 3000 S im Monat ; wenn er für 
Frau und Kind zu sorgen hat, steigt der Be
trag auf 5000 S pro Monat. Das ist aber eine 
kleine Gruppe, das w.ird den Staatsbaushalt 
nicht sehr belasten. 

Es 'ist uns aber unverständlich, daß die 
Berufsschüler in diese Novelle wieder nicht 
aufg·enommen wurden. Die Beruf.sschüler müs
sen heute vielfach in Zentralberufsschulen 
gehen, sie müssen also ein Internat aufsuchen. 
Es ist verständlich, daß die Berufsschüler nicht 
in die Schulbeihilfen einbezogen werden ; sie 
bekommen j a  ihre Lehr1ingsentschädigung 
w,eiter. Es 1st aher nicht verständlich, daß 
dies.e Berufsschüler, wenn es ·sich auch um 
eine Pflichtschule mit 1 6- ,  1 7- und 1 8jährJgen 
handelt, ke'ine InternatsbeihHfe bekommen. 

70.000 Berufsschüler besuchen bereits Inter
nats-Berufsschulen. Das ist schon etwas mehr 
als die Hälfte d er Anzahl der Berufsschüler. 
Das bedeutet eine starke Helastung für die 
betroff-enen Eltern. Es wäre daher zweck.mäß,ig, 
wenn die Regierung bei der nächsten Novel
Herung, die ja doch .in ,einem Jahr wieder fäl
lig sein w.ird, entspr,echende Vorschläg,e 
machen wird, damit auch diese Gruppe in 
das Gesetz einbezogen wird. 

Zum Studienförderungsgesetz hat schon 
mein Kollege Dr. lB.lenk 'gesprochen. Ich habe 
bereits g,esagt, daß sich die Frau Minister ' 
Rirnberg besser durcnges,etzt hat ; es sei das 
den Studenten echt ,gegönnt. Es ist inteDesSiant, 
daß di,e Staffel A, das sind also Studenten, 
die sich selber ·erhalten müssen, in der vodie
genden Novelle befriedi,gend gelöst . wurde. 
Hi,er ,entsprechen die Ansätze w,eHg,ehend den 
Forderungen, zum Beispiel denen der Oster-

reichischen Hochschülerschaft in Innsbruck. 
Das gilt aber nur für die Staffel A, und 
das ist die kleinste Gruppe. Bei den anderen 
Staffeln .ist die Situation anders. Hier 'ist es 
notw.endig, daß die Beihilfenhöhe echt ang·e
p aßt wird. 

Meine sehr g·eehrten Damen und Herren ! 
Wir werden .in der dr,itten Lesung dem Gesetz 
unsere Zustimmung geben. Aber ,es bleibt da
bei : Die Novellen ,sind zu spät in das Haus 
gekommen. Die sozi1alistische Inflationsregi,e
rung hat hier keinen echten Ausgleich g,e
schaffen. Die Anpassung an die Infl.ations·ent
wicklung ist ung.enügend, daher erfolgt eine 
Demontage der Beihilfenkaufkraft. Schüler 
und Studenten müssen ,aber auch in einer 
Regierung Kreisky essen und wohnen. Wir 
müssen dafür sorgen, daß für diese d.ie Kauf� 
kraft der BeihiUen erhalten bleibt. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der vom Abgeordne
ten D r. Leitner angekündigte und richtig ein
gebrachte, aber nicht verlesene Abänderungs
antrag ist genügend unterstützt und steht mit 
in Verhandlung. Ich bitte daher die Schrift
führerin, Frau Abgeordnete Seda, um die Ver
lesung des Antrages. 

Schriftführerin Dr. Erika Seda: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
Dr. Gruber, Dr. Frauscher zu 1 042/1064 der 
Beilagen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. In Ziffer 4 lit. a hat die lit. b des Abs. 1 
des § 5 zu lauten: 

"b) für die Heimbeihilfe, wenn der Schü
ler das j eweils vorangehende Schuljahr 
positiv abgeschlossen hat." 

2. In Ziffer 5 hat der Abs. 1 des § 6 zu 
lauten: 

§ 6 (1 ) Die Schulbeihilfe beträgt im Schul
jahr: 

bei einem z u  berücksichtigenden Einkommen. 
soweit nicht Abs. 2 in Betracht kommt 

0'- bis 25.000'- S 
25,000·- bis 40.000'- S 
40.000'- bis 50.000'- S 
50.000'- bis 56.000'- S 
56.000'- bis 61 .000'- S 
61 .000'- bis 65.000'- S 
65.000'- bis 69.000'- S 
69.000'- bis 72.000'- S 
72.000'- bis 74.000'- S 
74.000'- bis 76.000'- S 
76.000'- bis 78.000'- S 

Höhe der 
Scbulbeihilfe 

6.400'- S 
5,800'- S 
5.200'- S 
4.600'- S 
4.050'- S 
3.500'- S 
2.950'- S 
2.400'- S 
1 .850'- S 
1 .400'- S 
1 .000·- S 

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)90 von 121

www.parlament.gv.at



----- �-- ---

Nationalrat xm. GP - 103. Sitzung - 7. März 1974 10195 

Schriftführer 

3. In Ziffer 1 haben die litt . .  b und c zu 
lauten: 

"b) hat Abs. 2 zu lauten: 
(2) Die Heimbeihilfe beträgt im Schuljahr : 

bei einem zu berücksichtigenden Einkommen, 
soweit nicht Abs. 4 in Betracht kommt 

0'- bis 25.000'- S 
25.000'- bis 35.000'- S 
35. 000·- bis 40.000'- S 
40.000'-· bis 45.000'- S 
45.000'- Ibis 50.000'- S 

. 50.000'- bis 55.000'- S 
55.000'- bis 60.000'- S 
60.000'- bis 65.000'- S 
65.000'- bis 69.000'- S 
69.000'- bis 12.000'- S 
12.000'- bis 14.000'- S 
14.000'- bis 16.000'- S 
16.000'- bis 18.000'- S 
18.000'- . his 80.000'- S 

c) hat Abs. 4 zu lauten: 

Höhe der 
Beihilfe 

9.000'- S 
8.000'- S 
7. 1 00'- S 
6.300'- S 
5.600·� S '  
5.000'- S 
4.500'- S 
4.000'- S 
3.500'- · S  
3.000'- S 
2.500'- S 
2.000'- S 
1 .500'- S 
1 .000'- S 

(4) Sind .weder Eltern noCh sonstige Unter
haltsverpflichtete vorhanden, beträgt die 
Heimbeihilfe im Schuljahr: 

bei einem zu berücksichtigenden Einkommen Höhe der Beihilfe 

9.000'- S 
8.000'-,.- S 
7.1 00·� S 
6.300·- S ·  
5.600'- S 
5.000':- S 
4.500'- S ·  
4.000'- S 
3.500'- S 
3.000'- S 

§ 20 b. Härtefälle 
Zur Regelung von Härtefällen, die . sich 

aus dem Gesetz beziehungsweise aus dem 
Erlöschen öisheriger Gesetze und An
sprüche daraus ergeben, sind mindestens 
3 .  Prozent der für die Gesamtfinanzierung 
dieses Gesetzes notwendigen Mittel für die 
Bedeckung der Uberbrück.ungshilfe für 
Härtefälle zur yerfügung zu stellen." 

. Präsident Dr. Malet.aL Zum Wort gemeldet 
ist . die Frau Abgeordnete Edith Dobesberger . 
Ich erteile ihr das Wort. 

. .  

Abgeordnete Edith Dobesberger (SPU) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Das Vertrauen der 
OVP zu den Sozial.isten 'ist enorm. Wenn man 
jetzt g-ehört hat, .w;as aUes ,grefordert wird 
(Zwischenrufe bei der tJVP), was es vorher 
nie ,gab (Rufe bei der tJVP: Stimmt gar nicht/), 
dann muß man sagen : Nur die Volkspartei 
vertr.aut förmlJch darauf, daß wir alles heraus
stampfen. (Beifall bei der SPt). - Abg. Doktor 
G r u b e r: Das Studienförderungsgesetz hat 
es ja früher schon gegeben, Frau Kollegin!) 
Ich spr:eche jetzt vor allem zu den Schüler
beihiUen und zu den Heimbeihilfen. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Dann müssen Sie eine ein 
bisseTl differenziertere Oppositionspolitik 
m.achen!) Ich ,spreche jetzt zu den Schüler- und 
zu den Heimbeihilfen. 

Man hört immer wieder - ich erinn-er,e 
an den Herrn Abgeordneten Leitner -: Zu
weni'g! Zu spätl Demontagel E�ttäuschungl 

Es ist auch smon angeführt worden, w.ie ,es 
früher war. Aber ich darf doch noch eines 
dazusagen: 

J a, es 'hat mildtätige Gräfinnen geg,eben, es 
hat wohltätige Unternehmer geg·eben, die so
zusagen ein barfüßiges Knäblein haben stu

. dieren . lass,en können, und in den verschi,e· 
4. Nach Ziffer 1 6  ist eine neue Ziffer 1 6  a denen Biographien l,esen wJr dann nach, Wii,e 

0'- bis 1 0.000'- S 
1 0.000'- bis 1 1.000'- S 
1 1 .000'- bis 1 2.000'- S 
1 2.000'--'.- bis 1 3.000'.,.- S 
13 .000'- bis 1 4.000'- S 
1 4.000·- lbis 15 .000'- S . 
15 .000'- bis 1 6.000'- S 
1 6.000'- bis 11.000'- S 
1 1.000'- bis 18.000'- S 
1 8.000'- bis 1 9.000'- S 
1 9.000'- his 20.000'- S 
20.000·� bis 2 1 .000'- S 
2 1 .000'- bis 22.000'- S 

. 22. 000'- bIs 23.000'-'0 S 

. 2.500'- S 
2.000'--:- S 
1 .500'- S 
1 .000·,- S 

einzufügen :  . arm dieser ' Bub gewesen ,ist und wie er sich 
dllrchbr,in�en mußte. 

. . 
, , 1 6  a. Nach § .20 sind folgende §§ 20 a und 

20 b neu einzufügen : Darf ich jetzt aber als . Frau etwas dazu-
sa'gen : Von .solchen Mädchen, 'die man audl 

§ 20 a. We:rtsicherung studiefoen habe lassen, hört man überhaupt 
(1)  Sämtliche Einkommensgrenze:n, nichts, die hat es ni,e gegeben! Ich kOIIlIOO 

Höchstbeträge, Beihilfenhöhen sind alljähr- dann später n()ch einmal darauf zurück. 
lieh durch Verordnung dem sich änd etp, den Ich ednnere mich daran, wie ,ich als ganz 
Preisniveau anzupassen. junge JugendfunktionärJn g.ehört habe, wie 

(2) Die Verordnung des Bundesministers man im Oberösterr-eidrischen ·Landtag von den 
hat sämtliche Beträge zu Beginn eines jeden Sozialisten aus darang,egangen dst, die Sti
Studienjahres an den Verbraudlerpreis- pen4ien zu erkäIllpren, und wie . schw;ierig das 
index II, bezogen auf . das Basisj ahr 1974 war, ' weil . die OVP-Vertlieter .  !immer wieder 
für <das. jeweils letzte 'Kialenderjahr, antu- gesa'gt haben: Wozu? Wir haben das auch 
passen. -Die sich hiebei j eweils ergebenden niCht gehahtl Das brauchen sie cloch. nicht! -,.
Beträg,e sind ' ·  a.uf hundert SchilLing alLfzu- Aber ttot�dem sind .· di.ese Stipendi6fl: .einge
runden. 

. 
führt worden. (Abg. Dr. G r u b e r: Unter 
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Minister Drimmel!) Ich spreche j etzt vom 
Land. Ja, sie sind auch in Oberösterreich unter 
Landeshauptmann Gleißner eingeführt wor
den, aber nur weil di,e Sozialisten so energisch 
darum g,ekämpft haben ! (Beifall bei der SPtJ.) 

Nun haben die Sozialisten die BeihiUen 
eing,eführt, auf die wir einen Rechtsanspruch 
geltend mach,en können, und jetzt muß ich 
sagen : Auch wir Sozialisten sind natürlich 
nicht mit allem einverstanden, auch wir 
Sozialisten würden uns das noch viel schöner 
und besser vorstellen, aber idl glaube, wJr 
sind alle 'in einem Alter, in dem wir ein
sehen, daß man eben nur Schritte setzen kann 
und daß man das langsam fortsetz,en muß. 

Ich bin zum Beispiel überhaupt nicht einver
standen damit (Abg. Dr. G r u b e r: Wir sind 
nur dagegen, daß es schlechter wird!), daß di,e 
Beihilfen nur nach dem Einkommen err.echnet 
werd,en (Ruf bei der SPtJ: Genau!), daß aber 
zum B eispiel das Vermög,en bei der B er-ech
nung überhaupt nidlt herang,ezogen werden 
kann, weil ,es t,echnisch rudlt mö.glidl ,ist, und 
da 'gibt es eine ganze Reihe von Ungerechtig
keiten. 

Nun noch ,e-inmal zu den Mädchen zurüdc 
Ich habe gehofft, daß es der Herr Abg,eordnete 
Leitner hier w.iederholen wird und ,er es nicht 
nur ,im Ausschuß sagt, daß nämlich 22 Prozent

" 

der ansuchenden Mädchen di,ese Beihilfe be
kommen und nur 1 0,6 Prozent der Buben. 
Darf idl etwas dazu ,sagen: Die Mäddlen 
haben wirklich dte gleichen Fähigkeiten. Nicht 
nur pubertäre Schwledgkeiten geben dabei 
den Ausschlag. Davon, ,glaube ich, müssen wir 
auch sprechen, diese Ausrede dürf,en wir wirk
Udl nidlt benützen. Die Mädchen haben eben 
die Fähigkeiten, s'ie s.ind fleiß.i:g, sie sind '9,e
wissenhaft. (Abg. Dr. G r u b e r: Er hat es ja 
lobend erwähntI) 

Eines müssen wir nodl dazusagen:  Gerade 
die Mäddlen haben doch den größten Aufhol
bedarf bei den verschiedenen Studien, von 
den Mittelschulen ang,efang,en, und daher 
mÜss.en wir froh sein, daß die Mädchen die
j enigen sind, die d as am meisten ,erreichen. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Etwas anderes noch:  Ich glaube, es ist Herr 
Abgeordneter Hanreich gewesen, der von der 
Leistung, zum Notendurchschnitt gesprochen 

, hat. Immer wieder w.ird die Leistung in den 
Vordergrund gestellt, aber dabei dürfen w,ir 
schon auch eines nicht Vler'geslSen, und wir 
müssen das immer wieder sa,gen : GeIlade di,e 
Kinder aus d:en unteren Schichten sind dom 
mehrfarn benachteiLigt. Si,e sind vor allem 
deshalb benachteiligt, weil sie in der Familie 
vtel weniger und gering,er,e geistige Impulse 
erhalten, und das müssen sie erst später [n 

der Schule aufholen. Auch der sprachliche 
Ausdruck dieser Kinder ist g,eringer. 

Daher sind wir der Me-inung, daß der Noten
durchschnitt eben doch nicht diese RoUe spie
len darf, weil gerade di.ese Kinder die SchwLe
ri'gkeiten überwinden müssen. Sie haben sehr 
oft ihre Fähigkeit.en ,im Kopf, sie können das 
nur nicht in di,e Sprache umsetzen und dann 
ausdrücken. 

Es ist auch schon angeführt worden, daß 
dJe Schüler von höheren Sdlulen für Berufs
tätige di.e Verlängerung auf sechs Monate 
erhalten haben, daß ,sie die Beihilfe vor der 
Matura erhalten k,önnen. Es gibt dabei joedoch 
noch etwas, was wir doch auch in Erinnerung 
rufen möchten, weil es hei e.iner nächsten 
Novelle noch verbessert werden soll :  

Nach dem Arbe.itsmarktförderungsgesetz 
wanen diese Maturanten kranken-, ,alters-, 
unfall- und arbeitslosenversichert, während 
sie jetzt nur alters- und krankenvers.ichert 
sind. Viele, die damit zu tun haben, machen 
darauf aufmerksam, :daß die Unfallver
sicherung für diese Gruppe von Schülern 
schon auch besonders wichtig wäre und daß 
man diesen verhältnismäßig kleinen Betrag 
doch e.in nächstes Mal noch hineinbringen 
soll. (Abg. Dr. G r u  b e  r: Also noch eine Ver
schlechterung!) Nein, es ist keine Verschlech
terung, denn j etzt haben sie ,einen Rechts
anspruch dar,auf, während es nach der Arbeits
marktförderung kein Rechtsanspruch war, son
d,ern d a  wurde es "gewährt". Idl 'glaube schon, 
daß es ,ein wesentlicher Unterschied 1st. 

Als Sozialisten können w.ir wirklich aus 
Uberzeugung sag,en : Wir Sozialisten haben 
das geschaffen, und darauf sind wir stolz ! 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Mock. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP) : Meine 
Damen und Herren! Bevor :ich zu zwei grund
sätzlichen Fr,agen kurz Stellung nehme, möchte 
ich doch auf die Bemerkungen der Frau Abg,e
ordneten Dobretsherger eingehen . . .  (Rufe 
bei der SPtJ: Dobretsberger?) Dobesberger! 
Ich korrigiere mich. 

Frau Abgeordnete Dobesber.g.erl Es 'ist im 
Nationalrat 'eine sehr abgenützte Platte, wenn 
man iimmer wieder feststellt (Abg. Doktor 
S c  h n e  1 1 : Sie hät ten die Schülerbeihilfen 
einführen können!), was die Sozialisten alles 
j etzt geschaffen haben und was vorher nicht 
geschaffen worden ist. (Abg. Dr. S c  h n e  1 1: 
Das hätten Sie machen können! - Abg. Dok
tor G r u b e  r: Wir haben eh das Studien-
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förderungsgesetz gemachtf) Beruhi,g,en Sie sich, Wissensmaftsminister.ium in dieser Fra'ge zur 
Herr Präsident Schnell! Es besteht kein Grund Verfügung ·gestellt wurden, nämlich ,genauso
zur AUfregung ; vi,elleicht kommt -das später.- wenig Informationen, genausowenig Argu
Sie haben Ja mit dem Schülerbeihi.lfengesetz , mente, genausowenig Unterlagen wie dem 
unsere bHdungspolitische Linie fortges:etzt. Es Unterausschuß und dem W>i sSlenschafts aus
ist, zus ammengefaßt genommen, ,ein positi�er schuß, als dort die Frau Bundesminister ein
Akt. , Wir werden letztlich in der dritten Le- fach e.in.e Verbesserung, eine Valor.isierung 
sung trotz mancher Kr.itik auch zustimmen. der Begabtenstipendien abg,elehnt hat. ' 
Ich sage das ganz offen. Warum soll man Ich darf, meine Damen und Herren, ;in Er
nicht auch . einmal ,einem Vorschlag dieser innerung ruf,en : 1 969 wurden im Gesetz StuRegierung, w:enn er ausnahmsweise einmal di'enbeihilofen im breiten Umtiang für jene gut ist, nicht die ZusHmrrning geben? Sagen fixiert, d.ie aus sozialen Gründ,en, aus Gründen wir das offen. Die OVP hat überhaupt �eine der sozialen Dis1kräminierung .einer besonderen Scheu, d'as zu tun. ' 

, 
Unterstützung .bedürfen. Di.eses Anliegen hat 

Ich darf in Erinnerung ruf.en: Es war 's·einer- in -dem ·damaligen Gesetz Priorität gehabt. 
zeit der Unterrkhtsminister Dr.immel, der das Glekhzeiti'g wurden in dem damaligen G esetz 
Schulgeld .abgeschafft hat, es ' war der Unter- als zweite Kategori'e die :Begabtenstipendien 
rkhtsminister DIlimmel, der di,e ersten frei- eingeführt. Man wollte das lernmäßige, wi.s
willigen ' Stipendien ,eingeführt 'hat, ' es .wurde s·enschaftliche, forschungsmäßige Engagement 
dann , der ll.echtsanspruch auf die Hochschul� besonders fördern. 
stipendien eingeführt, und Sie führen diese Seit diesem Gesetz und :s�t wir eiIl!e ,  

' Lini.e fort. Verfallen wir doch nicht in .einen 'soziaListische Bundesregd:eru'ng haben, 'ist eine 
parlamentarisch-trivialen Stil, wo nur die Anhebung der Begabtenstip'endien abgelehnt 
einen alles 'gemacht haben und die ,ander,en worden: Jn :der NovelLe aus :dem Jahre 191 1 ,  
nichts. (Anhaltende Unruhe. - PräsIdent in der Novelle 'aus 1 912 wie auch Ju der 
Dr. M a  1 e t a gibt das G1ockenzeicheii�) Wozu Novelle von 1913. Es wird so oft <behauptet, 
würde auch Ihr Binanzminister mehr Steuern wenn wir Ihnen, meine Damen und Herren 
als 'ir,gendein ;anderer Finanzmirrister klassie- von der soziaUstischen Fraktion, Leistungs
ren? Das muß ja auch seinen Grund haben I feindlichkeit vorw.erfen, das ·se.i ·ein Pausdl:al� 

A!ber, meine Damen und Herr.en, nun zu urteil; das :,durch nichts gerechtfertigt ist. ' 
einer anderen Vorfrage : Die Notwendigkeit, In dies,em konkr,eten Gesetzes akt wider
Gesetze wie das Studienförderungsg,esetz sp.iegelt ,sich Ihr,e LeistungsfeindlichkJeit. Die 
i,mmer rasch·er zu nov;eUieren, widerspiegelt Frau Bundesminister hat weder im Unteraus
auch , die inflationär:e Situation. Immer rascher schuß noc;h im Ausschuß lirg end ein vernünf
ist es notwendi'g, '9',esetzliche Vorschriften über , tiges Argument für dies.e Haltun.g vorg,ebracht. 
Sozi·alhilfen zu ändern. Es stellt das pIlaktisch (Abg. W i 1 1  e: Das ist völlig falsch!) Herr 
einen volkswirtschaftlkhen Substanzver,lust Abgeordneter Willel Ich ,hätte nespektiert .. . . 
dar. Ii:nn:lier tascher, in immer kürz eIlen Zeit- (Abg. W i 1 1  e: Die Frau Bundesminister hat 
räumen müssen Fachleute, qualifiz:ierteBeamte darauf hingewiesen, daß Leistungs- und Be
sich mitdies,er Materie befassen" gen8:uso wie gabteIllörderung' heute überhaupt nicht kon-

draußen in der Volkswirtschaft im' immer kür',,; trollierbar ist! .Ein benotetes System steht 
zeren Abständen sich Angestellte der Unter- gegtiizüberi � Abg. Dr. G r u b e r: Wie wollen 
nehmen mit neuen Kostenberecnnungen, ri:l'it Sie 'es " demn machen?) Ich komme dallauf Zu 
neuen Preislisten und ähnlichen • Din.g.en , be- sprechen. 
fassen müssen. Das ist , ein negativ.er, " unpro� , ' .. .. . ' " ' 

duktiv;er volkswlrtschafUicher, SubstanzVierluSt ", Als ' wir , die Frau Bundesminister g,efragt 
� das möclrte ich als Vorbemerkung ,anmer- haben, hat " sie gemeint : ;Dteses System hat 
ken -'- und ist auch ein Ergebnis der siCh ;eigentHch nicht bewährt, les list ver
soZialistischen InfiatioThspolitik, w,eil eben bei besserungswürmg, und ,auch die Begr·iffe von 
einer Politik der wirtsrnaftlichen ' Stabilität das Begabung '  und Leistung Liegen nicht fest. -
in dies,er raschen 'A:bfolge Thicht notwendig Ich stehe .gar nicht an, ,f.estzustellen, daß :eine 
wäre. Institution" die . zum ersten Mal ·eingeführt 

, " , ' ,, �urde� verbesserungswürdig ist: Wartlm. hat 
, Nun zu dem Problem der: Ueg,ahtensbtpen:- die Frau Bundesmintster in vier Jlahren �eine 
dien. Bs . hat der Herr Abgeor.dnete .,Rading�r Verbesserungsvorschläge gemamt? (Abg. 
dazu

. 
Stellung genommen. ' Gerade, dJ.� Aus- W iJ 1 e: Sie wiid sie machen!) S�e hat sie 

führungen des Abg·eordll:eten '�Radinger ve.r- · nicht 'g·emacht. Sie bJat vier J,ahre dn dies�r 
dienen im al1gemeiIleIl: inlmer be��tet 'zu Frage geschlafen; oder si'e list -.,- entschuldigen 
"ierden. Ich :hatfe auch .heute .den Eind]:'Uck., Sie, Frau Bundesmin�ster - zu feige, einen 
daß auch ' IhJien nicht meht Informationen 'vom " klar:en bildungspo.litischen StandpuIlikt zu be

l 
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ziehen. Ich respektiere, wenn S1e -sa-gen, daß ' er gesagt hat, daß dies es Gesetz, das die 
Sie den Begriff "Leistung" ablehnen. Das habe SoziaUsten eing-ebracht haben und das von 
ich zu resp,ektier,en, auch wenn -ich damit nicht ihnen initHert war, wirklich "ausnahmsw,eise 
übereinstimme. Aiber Sie haben keine klare einmal e.in gutes Gesetz" war. Wir glauben, 
bildungspolitische Position bezog-en. daß es nicht nur ein ausnahmsweise gutes 

Ges,etz ist, sondern daß darÜ'b'er hinaus 
Für uns 'ist, meine Damen und Herr,en, Lei- selbstverständlich alle unsere G esetze,  die wir 

stung an und für sich ein pos.itiver Begriff. einbringen, gute G esetze sind. Aber uns freut 
Ich darf Sie fra:g·en : Wodurch wurde denn die h d ß d H D M ck . d . 

sc on, a er err r. 0 zumm est emes 
Chancengleichheit im Laute der letzten 
200 Jahre entsch eidend vorangetrieben? - unser,er G esetz.e als -gut bezeichnet. 

Dadurch, daß die Zuteilung von Verantwor- Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
tungspositionen .in der Gesellschaft eben nicht Das Schülerbeihilfengesetz 1 97 1  erfährt mit 

mehr nach dem Titel, nicht mehr nach der dem vorliegenden Gesetzentwurf der Novelle 

Zugehöriogkeit zu einer bestimmten Gesell- zum Schülerbejhilteng,es-etz heute zum zwei
schafts.grupp,e, nicht mehr nam dem finan- tenmal eine Novellierung. Wurden bei der 

ziellen Einkommen, sondern nach der Quali- Novelle 1 972 einige wesentliche Änderungen 

fikation des einzelnen ,erfolgt. Das heißt, die auf Grund der bis dahin gemamten Erfah

Leistungsbeurteilung war ein entscheidender rungen vor'genommen, wie durch die Gewäh

SchroHt vorwärts in Richtung einer größeren rung der Schul- und Heimheihilfe, wird der 

ChancengLeichheit aller Angehörigen eines Anspruch auf den Unterhalt nicht berührt, 

staatlichen Gemeinwesens. wurde die Anmeldefrist verlängert und auch 

Sie vertreten eben hier offensimtlich eine 
eine Erhöhung der Einkommensgrenzen 
damals vorgenommen, so trägt die heutige 

andere bildungspolitische Position. Es hat j a  
den Vorteil, daß be.i den neomarxistisch:en 

Novelle weiter,en Erfahrung,en auf dem Gebiet 
der B eihilfengewährung Rechnung, werden 

Ges·ellschaftsphilosophen das wenigstens offen ander,e Bestimmungen den seH 1 972 geänder-
ausgesprochen wird. Sie haben das nicht 'getan, 
Frau Bundesminister. Der Nationalrat hat -ein 

ten Verhältnissen angepaßt und wird auch der 

Anrecht darauf, daß Sie hier eine kl,are Stel- Kreis der Anspruchsherechtigten erweitert. 
lung beziehen, ob das Ihre Position 1st, ob So werden in Anpassung ,an d as Einkommen

sle Ihnen aufgedrängt wUl'de, ob Sie sich s teuergesetz 1 972 außer,gewöhnHche Belastun
g egen andere Auffassung,en nimt durchsetzen. genf die für di.e Einkommensteuer.f,ests.tellung 

berücksichtigt werden, :in Zukunft auch für di,e 
Ich ·sehe in dieser Ihrer Haltung Leistungs- Berechnung der Schul- und Heimbeihilfe an

feindlichkeit, ich sehe �in dies.er Ihrer Haltung erkannt. eine der "roten Mal'kierung-en", die ,auch sonst 
Ihre Bildungspolitik durmzieht. (Beifall bei Die Anhebung des Hinzurechnungsbetrag-es 

der OVP.) für den getrennten Haushalt um 1 00 Proz:ent, 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Haas. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Haas (SPtJ) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Henen ! Dem Herrn Doktor 
Leitner ist es heute vorbehalten geblieben, 
die vorHeg,enden zur B eratung stehenden Ge
setze - Schülerbeihilfengesetz wie auch Stu
dien�örderungsgesetz - als Ges-etze zu be
zeichnen, mit denen die Sozialisten damit be
ginn en, die Beihilfen zu demontieren. 

Herr Koll.ege Dr. Leitner! Las'sen Sie mich 
dazu folgendes sagen: W.ir Sozialisten be
k.ennen uns zu s olchen "Demontag,en", die 
Ver'besserungen durch die Erweiterunog des 
Kreises der Anspruchsberemtigten w1e auch 
Erhöhung der B eihilfensätze für einen sehr 
!Troßen Kreis br.ingen, sehr, sehr gerne ! 

Im darf, meine s,ehr geehrten Herren, noch 
des weiteren sagen: Zumindest heute hat ,es 
der Herr Abg-eordnete Dr. Mock 'etwas ehr
lkher gemeint und war auch objektiver, weH 

das heißt, von 20.000 auf 40.000 S, stellt -eben
falls die -Beseitigung einer großen Härte dar. 

Es wurde schon 'gesagt, daß für di,e Studi,e
r.enden an Schulen für Berufstätige auch diese 
Novelle eine her-echtigte Erfüllung vorhan
dener Wünsme br,ingt. Durch die Erweiterung 
der Vorbereitungszeit von zwei auf drei 
Monate und die Erhöhung der Beihilfe um 
25 Prozent wird es denen, die neben der Be
rufs ausübung ein höheres Bildungsziel an
streben/ sicherlich erleichtert werden, sich ent
sprechend auf die vorgeschriebenen Prüfungen 
vorzubereiten. 

Zweifellos die wichtigste Neuerung ·im 
Schülerbeihilfenges,etz ist die Ejnbeziehung 
des KrarrkenpfI.egefachdienstes, des medi
zinisch-technischen Dienstes, der Sanitätshilfs
dienste und der Hebammenschülerinnen in 
den Kreis der Anspruchsberechti:gten für die 
Schul- und Heimbeihilfen. 

Damit wird nicht nur der EntschUeßung des 
Bundesrates aus dem Jahre 1 972 Rechnung 
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Haas 
getrag.en, sondern sind praktisch alle Schul
arten - soweit deren Schüler in . der Zeit 
der Ausbildung ke.ine Geld- oder Sachleistun
gen 'beziehen � .in das Geseti eingeschlossen, 
ausg.enommen die gewerblichen Berufssmulen, 
die heute schon überwiegend lehrgangs- und 
intemats:mäßig unterrichtet werden und für die 
die Kompetenz bei den. Ländern· liegt. 

Wenn heute hier von. den Rednern der OVP 
gemeint wurde, das wäre ein <arg·er ' Schön
heitsfehler dieses Gesetzes und :dieser Novelle, 
daß diese Berufsscb:ü1er da nicht mit ein
bezogen �ind, :so bleibt .dazu zu s agen übr.i'g, 
daß .es di� Länder sind, die sich hier mit der 
Gewahrung . von B eihilf.en beschäftigen 

. müssen. 

Wesentlicher Bestandteil dieser NOVielle ist 
wEtiters die An.gleichung der Beihilfen an die 
g,estieg-,enen Lebenshaltungskosten. Mit dieser 
Arihebllng uin 28 Prozent &n den unter.en Ein
kommensberefchen sind di,e in letzter. Zeit 

. gestiegenen 'Lehen.shaltung.skosten bestimmt 
genügend abg.egolten und entstehen . den 
Eltern .für die erhöhten Ausgaben für Schul
besuch und , Heimunterbringun.g keine finan-
ziellen Mehrbelastung,en. . 

Die OVP hat hier ,eine Anhebung der Bei
hilfen um 50 Proz.ent verlangL Diesem Antrag 

, kOIlnten wir uns nicht ianschließen, weiI für 
die damit Vierbundenen Mehraus.gaben keiner
lei finanzielle B edeckung vorhanden ist. 

Meine • sehr :g·eehrten Damen und . Herren I 
Die bish�rige Erf.ahrting . bei . der Vollztehung 
des Gesetzes hat gezeigt, daß d.i-e El'Ibringung 
des .Notendurchscbnittes von 2,8 al,s Vor-aus
setzung für . di.e Gewährung d.er Heimbeihilf.e 
s ehr oft für viele eine große Härte bedeutet, . 

. vor allem f,�rEltern" di� gezwungen sind, J�r 
die Dauer , des Besuches einer höheren Schule 

. durch ihr Kind dles,es iIi einein Internat unter
' zubr-ing:eri . .  
. . Es · ist seit Einführung c!i.eser . �eihilfen sehr 
oft passiert, daß ein K:ind, das zum .· er<sten 

' Mal, _ im ersten : Jahr in eine . · weiteI1bildende 
hÖllere Schule · geht, momentan' mü den 
SdJ:w:ie:dgkeiten ,der Umstellung, der All
passung nicht fertig wird und .. sich di,eses 
Nichtfertig'werden in einer schLechteren Schul
lei'stul1g ·auswfrkt. Und da passiert es sehr 
oft,' daß aie SchuHeistungen gerade .im ,erstell 
Studienjahr weit hinter den B·eg,abungen zu� 

· rück.bleiben. Es reicht z·war dann meistens aus, 
das, r.:ehrziel dieses Sdluljahr�s zu erreichen 

. und damit ·in die .l1ächsthöhere Klasse aufzu
, steigen, . aber dä für .(lie .Ge�ähru,rug der . Schul�· 

· . und H�imb�ilti1fen iIn 'iweiten Jahr .
. dann der 

l\1oteil{Itlrchs�n:itt 
.
' des . .

.
. er.sten • .. . Jahres .

. · 
maß

gebElIlg Jst, v�rliElrt c:ier Schüler nicht nur den 

Anspruch ,auf di,e Schul-, sondern auch den 
Anspruch auf di.e HeimbeihiUe. Ein Iganzes 
Schuljahr haben dann · die Eltern die hohen 
finanziellen Belastungen für die Heimunter- · 
bringungiselbst zu tragen. 

Solche Fälle gab es in letzter Zeit mehr! 
Uns SoziaHsten schien es daher notwend1g, 
den Notendurchschnitt für di·e Gewährung der 
HeLmheihilfe von 2,8 zu sen}{.en. Mit unserem 
Antrag - auf · Festsetzung des Notendurch.;. 
schnitts . von 3, 1 als Voraussetzung für die 
Gewährung der Heimbeihilfe wird auf aHe 
Fälle· der Kreis der bis j etzt von der Heim
beihilfe · Ausgeschlossenen :in Zukunft .stark 
ve.r'kleine.rt werden. (Beifafl bei der SPtJ.) 

Meine sehr g·eehrten Damen und Heuen I 
Die bei der Ausschußberatung . von den OVP
Abg.eordneten vor,geschl:agene Regelurug 
-.:..... . nämlich' völUger Entfall des Notendurch
schnittes hei der Heimbeihilfe - ist unseres 
Erachtens momentan nicht realisierbar. Wir 
haben das auch klar zum Ausdruck gebracht 
und haben gemeint, daß es ja bei diesem 
Gesetz rioch eine Reihe offener Wünsche g.tbt, 
daß daher diese NOv'elle nicht die letzte seih 
wird, und so wird man sich sicherlich in aller
nächster Zeit schon damit befassen können, 
elne völÜge Beseitigung des No,tendurch
schnittes fur die Gewährung der Heimbeihilfe 
vorzunehmen. 

. 

Hohes .Haus l .  Meine .sehr geehrten Damen 
und�Herr,en ' Wiederholt haben wir Sozialisten 
festgestellt, daß das SchülerbeihiUengesetz im 
Verein mit dem Studienförderungsgesetz, der - . 
Schülerfreifahrt . und den Gratisschulbüchern 
die . V Qr.1:mssetzung ist · für die Herstellung und 
VerwJrklichung der , Chancengleichheit in 
Osterreich. V.ielen begabten Kindern unser�s 
Landes ,ist durch . ' dies.e gesetzgeberischEm 
IniUativen 4et Weg zu höherer Bildung 
ermöglicht worden. Der daniit verbundene sehr 
hohe finanzielle Aufwand ist uns·erer Uber..; 
zeugun;g nach kein . sinnlos hinausgeworfenes 
Geld, ·spndern es wird in Zukunft mit Zins 
und Zins·�s:iinsen 'unserer Volkswirtschaft 
wieder zugute kommen. - .,' .  - - , 
, . Aus diesem Grunde geben wir SoziaHsten 

di�s·em " Ges.etz, das . so . wichtige Neuerungen: 
auf flem . Gebiet der . iBeihilfeng,�währung 
bringt, das pro · Jahr einen Mehraut:wand von 
zirka 85 Mi11ionen notwendig macht, gerne 
unsere Zustimnmn.g. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präs.ident. Dr. ; Maleta: Zum Wort gemeldet 
llat : sich Frau , Bund�sIilinister Dr. Firnberg . 
Ich erteile es ihr; , 

Bundesminister , für Wissenschaft und For
schung D:r. ,Hertha Hrnberg: Herr Präs'ident! 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 

Hohes Haus ! Ich hätte 'ganz sich,erlich mein 
Wort 'gehalten, mich nicht zum Wort zu mel
den, wenn ich nicht durch die Äußerung.en 
des Herrn Abgeordneten Mock wohl ·gezwun
gen worden wäre, noch einige Worte zu sagen. 

Das waren Worte in ,einer derart persön
lich beleidig,enden Weise, daß ich sie nicht 
unerw,idert lassen kann. (Widerspruch bei der 
OVP. - Beifall bei der SPO.) Er ,ist der erste 
Mensch und, wie ich hoff.e, auch der letzte, 
der mich feig·e genannt hat. 

Ich verstehe schon ·s,ehr wohl, daß das Be
gabtenstipendium .sein Kind ist und daß er 
daher emotionell r,eagiert, wenn man es nicht 
ganz so hoch wertet, wie er selber ·es g,etan 
hat. Es ist unrichUg, daß ich im Ausschuß 
keine Auskunft g,egeben haUe über me.ine Hal
tung dem Begabtenstipendium 'geg,enüber. Ich 
habe sehr deutl.ich -im Ausschuß g.esagt, und 
der Herr Abgeordnete Dr. Mock hat das auch 
sehr wohl v.erstand,en, daß lich es für kein 
Begabtenstipendium, sondern für ein Lei
stungsstipendium halte, ,für eine Leistungs
prämie, g·egen die ich auch nichts weiter ein
wenden würde, wenn si,e gerecht v.erteilt 
würde. Sie kann nicht gerecht v-erteilt werden, 
we.il unser derz,eitiges Studi,ensystem das nicht 
zuläßt. Es ist ein Unterschied, ob eiri,e strenge 
Prüfung Voraussetzung ist oder eine bloße 
Bestätigung, daß es sich um eine >Dissertation 
handelt, die ein en guten Fortschritt nimmt. 
Di.ese Ungerechtigkeit möchte ich nicht 
valorisieren, sondern was in -diesem Gesetz 
geschehen sollte, was die Tendenz dieser No
velle ist, ist eine soziale AufstoLkung. 

§ 9 Abs. 1 lit. ai ll'iezu liegt kein Abänderungs
antrag vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Zu Artikel I Ziffer 2 betreffend § 9 Abs .  1 
lit. b und c liegt ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Blenk und Genossen vor. 
Ich lasse über diesen Teil des Gesetzentwurfes 
in der Fassung dieses Abänderungsantrages 
abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, s ich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
Ziffer 2 betreffend § 9 Abs. 1 l it. b und c in der 
Fassung des Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. 

Zu Artikel I Ziffer 3 betreffend § 9 Abs. 4 
liegt ein Abänderungsantrag der Abgeord
neten Dr. Blenk und Genossen vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge
lehnt. 

Ich lasse nunmehr über Artikel I Ziffer 3 
betreffend § 9 Abs. 4 in der Fassung des Aus
schußberichtes abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Her:ren, die hiezu 
. Für den Herrn Abgeordneten Dr. MoLk kann ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

das, was hier geschehen ist, nämlich die An- zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
hebung Jener Stipendien, die Mensch,en zu- nommen. 
kommen, di,e aus ärmeren Verhältnissen stam
men, eine "Rote Markierung" hedeuten, für 
uns So�ialisten, meine Damen und Herren, 
ist das immer noch der Weg zur Chancen-

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
Ziffer 3 betreffend § 9 Abs. 5 in der Fassung 
des Ausschußberichtes. 

gleichheit. (Beifall bei der SPO.) Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

mehr gemeldet. Die Debatt.e ist geschlossen. zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Zu Artikel I Ziffer 3 betreffend § 9 Abs. 6 
Schlußwort. liegt ein Abänderungsantrag der Abgeord-

Wir kommen somit zur A b s t i m  m u n g, 
neten Dr. Blenk und Genossen vor. 

die ich über jeden der beiden Gesetzentwürfe Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
getrennt vornehmen werde. ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

Wir gelangen zuerst zur Abstimmung über zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge
den Entwurf, mit dem das Studienförderungs- lehnt. 
gesetz geändert wird, in 1 063 der Beilagen. Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 

Da Abänderungen beantragt sind, lasse ich Ziffer 3 betreffend § 9 Abs. 6 in der Fassung 
getrennt abstimmen. des Ausschußberichtes. 

Wir kommen zur Abstimmung über Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
Artikel I bis einschließlich Ziffer 2 betreffend , ihre Zustimmung erteilen, s ich von den Sitzen 
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Präsident Dr. Maleta: zu erheben. - Das ist die Meh:r:heit. Ange;. Wj:r: ., kommen , nunmehr zur Abstimmung 
nommen. über' den Entwurf, .' mit . dem das SC\1ülerbei-

.' . ' . ' . .. . . ' . ' . . hilfengesetz .geändert · w. · ird, in .. 1064 der · Bei-Zu Artikel I Ziffer ' 4 bis . einschließlich ' 
7 

liegtkein Abänderungsantiag vor� ' lagen. .. . . . ' . .
. ' .  

Ich .bitte jene Damen und H�rien, 'die diesem Da . Abänderungen beantragt sind, lasse. ich 
teil des Gesetzentwhrfes ' zustimmen, sich von getrennt abstimmen. 
den Sitzen zu erheben. -' Einstimmig ange':' Zu Artikel I bis einschließlich Ziffer 3 liegt 
nommen. kein Abänderungsantrag vor. .. . 

'. Es liegt ul;lIl eiri Zusatzantrag .der Abgeord; Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
. liE�teIl··pr. ßlenk und Genossen auf EinfügUng Teil des . gesetzentwurfes ihre ' Zustimmung 

ri�uer Ziffern '7 a und ., b';' vor:. , .; . . ." " geben, , siCh vori den Sitzen , zu erheben. -. 
Hi��ichtlicll <i�r Zitier 1

<
�, die

' �ie Einfügun9 Einstimmig angenommen. . 
neuer §§ 32 ii und 32 b betrifft, hat,der. Abge- . Zu Artikel I Ziffer 4 lit. a liegt ein Ab
ordnete nipl.�Ing. Hanreich getrennte Abstim- änderungsantfCig der Abgeo.rdneten Dipl.-Ing. 
mung verlangt. Dr. Leitnt:!r u:q.d <:;enossen vor; 

Ich lasse d�her zunächst üb�� den Zus�tz- Ich bittejene Damen und Herreri, die diesem 
antrag d�r Abgeordneten Dr. Blenk und Ge- Teil ßes Gesetzentwurfes . in der fassung 
nossen auf Einfügurig einer neuen �Ziff�r 1 a dieses AbänderU1lgsantrages zustimmen, sich 
abstimnie�. · . ' 

von dep. �itzen zu erheben . . -:- Das ist di� 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu Minderheit. Abgelehnt . . 

ihr� Zustimmung gebell, . sidl von .· �en Sitzen Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
zu erh�b.en: ·� Das ' ist die Minderl1e�t. Abge- Ziffei" " 4 .lit. (l .  in der Fassung des Ausschuß� 
lehnt berichtes. . . . , - - . . -' " ,  

'Wir kommen nun zur AbstimIIlung über den 
Zusatzantrag der Abgeordneten Dr. :Blenk und 
Genossen auf Einfügung eineI �eueri, ·Ziffef .l b  
betreffend § 32 a. 

. 

. . . 
. Id(bitte Jene DamEm und Hetren, die hiezu 

ihre Zustimmung geben, sich vön den Sitzen �u el:'he:gem' 7" Das , ist die M�hrheit . . Ange-
nommen . . !, : . . . '. . . " Zu den restlichen Teilen des Artikels I 
Ziffer 4 liegt kEün Abänderungsantrag vor. 

. ich .bitt�jene Damen und Herren, dü� .dies�m 
Teil Aes: .Gesetz!,mtwurfes ihre ' Zustimmung 

. Ich . lasse . riun über ··den Zusatzantrag · ·der geben, slch von den Sftzen zu erheben; .� EIn-
Abgeordneten Dr. Blenk lUld ' ·Gen.0ssen. auf stimmig angen6mlllen. · 

' . . ' 

1& bitte jene Danlen und Herrenj die 'hiezu 
ihre Zustimmung geben, sicil yon d,en ,Sitzen 
zu erheben: - Das lst .die Minderh�it. Abge
lehnt. 

Einfügung einer 'nEnlen Ziffer .1 b 'betreffend ' . . . . . . . . ' Z. U Äf. t.· ikel'I Zi .... ffet 5 ... b.et
.
re .. fferid § 6 Abs .. 1 § 32 b; abstimmen. , . .  . . '. d W�gt ein ' Abä��erungsantrag der Abgeot .. -. Ich bitte Jene Damen lind Herren, die ' hiezu neten · Dipl.:'lng: : Oi-: LeHner . und Genossen 

ihre ZustiImnung geben, sich von :d�n; Sitzen vor. . , 
�u, erheben; -'- Das ist die Minderheit. Abge., , . ' . . . . .. . . ' 
lehnt. ' :IdJ. bitteoyene :D�IIien und Herren, die hiezu . 

. Wir ,kommen nunmeht , ztir... .A.bst. im.. IIlung ihre Zus�imhn.mg erteilen" , fiich von den Sitzen' zu 'erheben; :·�'nas '·lst die Minderheit. A'bge-über die ' restlichen .Teile, des . Gesetzentwurfes lehnt. " ' ., " 
samt ,Tit�l u.nd Eingang in 1963 de:r B�lI�gen. , . .' ... .  ' . , " . . . . . . . . ... . , . .  >· 'W.··· .· i.r. ;·'k. o. nifu.eIf -nun · · zu. r.· · ·  Ab.stimmung 'über , Ich

.. 
bitte jene Damenundiflerrell, die hiezu . . . 

ihte Zustimmung geben, sidJ. y�n den; Sitzen Ärtiker'I Ziffef 5 betrefferid § 6 Abs. 1 in 'der 

zu erheben.; "'-::- Einstimrilig ahgertommen. i" i y' , ... FassUng d�i;Au�sdnißbe1:idites. 
. 

, Damit ist d.ie zW:eite Les11l1g b�ehdet. ; � '" " .. , . Ich bitte j e.ne Damen •. und Herren, .die lli��u 

. .  .0." er,'. B. er. i.ch. te . ... r�t. a.t. t. er ·.be,: a . .  n . .  ti'agt.'.·:a.·le .. ·.· .s.o,. fo.rt .. ·fg, ·. e.' . .  iIire Zustiriiriüing geb�n, sich "on den Sitzen 
. . . . '  . . ' . . zu erheben; · ... :.:>bas lst die M�hrheit. Ange:-Vornahme • .  dei ' .• dritten . . .  Lesung: . .•. . . ' . , �iil:w,and 

Wi,rd nicht �r4opeIl" " " " ':} " ' j '  
. ' , . ' 

" ,  Idl Pitte jenE! Dam�n ., und :Hßrr�
.
n./die .dem 

v�rli.e.g��d�n • ..• qesetzentwul"f . a..u<;h� ;�;!.d.rit�er 

; �:�u��i:�:u�i�!�N;::'I��f:ti�';�r�l� 
s V m m Lg �·e.i t, .:fe�t;.: J?er; . qe����ntwurf ist 
somit atlm in, �ritter!'Lßs,U.P:f(.; a. :t1 g e. nO m-:-
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Präsident Dr. Maleta 
Zu Artik'el I Ziffer 7 Nt. b und c liegt ein 

Abänderungsantrag der Abgeordneten Dipl.
Ing. Dr. Leitner und Genossen vor. 

Ich .bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
Ziffer 7 lit. b und c in der Fassung des Aus
schußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange
nommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle die E i n
s t i m m i g k e i t fest. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g e n  0 m m e n. 

4. Punkt: Beridlt des Unterridltsaussmusses 
über die Regierungsvorlage (1027 der Bei
lagen) : Zusatzprotokoll zum Abkommen über 
die kulturelle Zusammenarbeit zwischen der 
Republik österreich und der Sozialistischen 
Republik Rumänien, abgeschlossen . in Wien 
am 17. September 1971 (1065 der Beilagen) 

Zu Artikel I Ziffer 8 bis einschließlich 16 Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum liegt kein Abänderungsantrag vor. 4. Punkt der Tagesordnung: Zusatzprotokoll 
Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem zum Abkommen über die kulturelle Zusam

Teil des Gesetzentwurfes zustimmen, siro von menarbeit mit Rumänien. 
den Sitzen zu erheben. - Einstimmig ange- Berichterstatter ist der Abgeordnete Robak. 
nommen. Ich bitte um den Bericht. 

Es liegt nun ein Zusatzantrag der Abgeord
neten Dipl.-Ing. Dr. Leitner und Genossen auf 
Einfügung einer neuen Ziffer 16  a im Artikel I 
vor. Dieser betrifft die Einfügung von neuen 
§§ 20 a und 20 b. 

Hiezu wurde vom Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Hanreich getrennte Abstimmung verlangt. 

Ich gehe daher so vor. 
Ich lasse zunächst über die Einfügung einer 

neuen Ziffer 16 a betreffend § 20 a gemäß dem 
Zusatzantrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Leitner und Genossen abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge
lehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
Einfügung einer neuen Ziffer 16 a betreffend 
§ 20 b gemäß dem Zusatzantrag der Abgeord
neten Dipl.-Ing. Dr. Leitner und Genossen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge
lehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen Teile des Gesetzentwurfes samt 
Titel und Eingang in 1064 der Beilagen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 
Der Berichterstatter beantragt die sofortige 

Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein
wand. 

Berichterstatter Robak: Herr Präsident! 
Hohes Haus I Ich bring,e den Bericht des 
Unterrichtsausschuss'es über die Regierungs
vorlag'e (1027 der Beilagen) : Zusatzprotokoll 
zum Abkommen über d,ie kulturelle Zusam
menaI'beit ,zwischen der Republik tJsterreich 
und der Soziamstischen Republik Rumäruiten, 
abgeschloss'en in Wien am 17. September 1971 .  

Das Zusatzprotokoll zum Abkommen über 
die kulturelle Zusammenarbeit zwischen der 
Republik Osterr.eich und der SoziatisHsch,en 
Republik Rumänien, abgeschlossen in Wien 
am 17. September 1971 ,  wurde am 19. Jänner 
1974 in Bukarest unterzeichnet. 

Es regelt die finanziellen Aufwendungen des 
Bundes für die kulturelle Zusammenarbeit 
mit Rumänien. Da dem Zusatzprotokoll gesetz
ändernder Charakter zukommt, bedarf es ge
mäß Artikel 50 Abs. 1 Bundes-V.erfassungs
gesetz der Genehmjtgung des Nationalrates. 

Der Unterrichtsaussmuß hat diese Regi,e
rungsvorlag·e in seiner Sitzung ,am 22. Feber 
1974 der Vorberatung unterzogen und nach 
Wortmeldungen des Abgeordneten Doktor 
Eduard Moser ,sowie des Ausschußobmannes 
Dr. Gruber und des Bundesministers für Aus
wärtige Angellegenheiten Dr. Kirchschläger 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Genehmigung des Abschlusses dieses Staats
v,ertDages zu ,empfehlen. Außerdem gab der 
Ausschuß seiner Meinung Ausdruck, daß im 
vorliegenden Falle die Erlassung eines be
sonderen Bundes'gesetz,es 1m Sinne des 
Ar.tikels 50 Abs. 2 Bundes-VeDfassungsgesetz 
zur Uberführung des Vertragsinhaltes in die 
innerstaatlich,e Rechtsordnung entbehrlich er
scheint. 
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. Robak 

Als Er:gebnis seiner Beratung stellt der teiligung des Bundes an der genannten Ge-
Unterr.ichtsausschuß somit den A n  t r a  g, der sellschaft - das sind 60 Prozent ent-
Nationalrat wolle beschließen: . spricht. . . ' Der Ab�chluß des Zusatzprotokolls zum Ab- Der Finanz- und Budgetausschuß hat den . 
kommen iiber die kultuIielle Zusammenarbeit erwähnten Gesetzent.wurf in seiner Sitzung 
zwismen der Republik Osteneich und der am 19. Feber 1974 der Vorberatung unter
SozialistisChen Republik Rumärnen, abge- zogen. Nam einer Debatte, an der. sich außer 
schlossen · ,ln Wien am 17. Septe1Ilber 1971 .dem Berichterstatter der Abgeordnete Doktor 
(1027 der Beilagen) , Wilrd vedassungsmäßig Broesigke so�ie der Bundesminister für Fi-
g.enehmigt. . namen Dr. Androsch beteiligten, wurde der 
.
.
.
.. 
Falls Wortmelciungen vorliegen, beantrage Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit ange

ich, General- und Spezialdebatte in ,einem ab- nommen. 
zuführen. 

. . 
. Der Finanz- und Budgetaussdmß stellt somit . 

Präsident · Dr. 
liegen keine vor . . 

Maleta: Wortmeldungen 

'. Wir gelangen somit zur A b  s t i  m m u  n g 
über den Antrag des Ausschusses, dem Ab
schluß des gegenständlichen Staatsvertrages 
In 1027 der Beülagen die Genehmigung zu 
erteilen. 

. . . 

den A n t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent
wurf (1030 der Beilagen) die verfassungs
mäßige Zustimmung erteilen. 

Halls ' Wortmeldungen vorliegen, bitte 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. . 

leb. bitt9 jene Damen und Herren; die hiezu Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen He-
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen gen keine vor. 
zu erheben: - E i n s t i m m i g  a n g e n o m-

· · m e n. 

•• 5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus-
· sdiusses über die Regierungsvorlage (1030 der 

Beilagen) : Bundesgesetz betreffend 
. 
die Uber

nahllle ,der Bl111deshaftung für Darlehen und 
, sonstige Kredite der . Axamer Lizum Aufsdllie-
ßungs-Aktieilgesellsdtaft (1054 der · Beilagen) 

. Pr:äsident Dr. Maleta: Wir '9"el�ngen zum 
5 . . Punkt . . der Tagesordnung: ' . Ubernahme . der 
Bundeshaftung für Darlehen und sonstige 
Kredite .. ·d�r .· A.xamer .• Lizum Aufschließungs-

. Aktiengesellschaft. . , . 
. . . . . . . " Berichterstatter�ist der Abgeordnete Doktor 

TulE Im bitte um den Bericht. . . 
. " . . . 

Berichterstatter . Dr. Tull: Ich berichte über 

Wir gelangen somit zur A b s t i m  m u  n 9 
über den GesetzentwUrl samt Titel und Ein-
gang in 1 Q30 der Beilagen. 

. 

. Im bitte Jene Damen und Herren, die hiezu . 
ihre Zustimmung geben, sim von den Sitzen 
zu erheben. � Einstimmig angenommen. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige' 
Vornahme der dritten Lesung. '- Kein Ein-
wand. 

' . 

Im bitte somit jene Damen u�d Herren, die, 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit
ter Lesung ihre ,Zus�inupung erteilen, siro yon . 
den Sitzen zu erheben . .:.....::.. Im stelle die E i  n-
s tjin m fg 'k e  it fest. . 

. 
: . " ,  . ',' 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n g  e n o.m m e n. 

die. �egiE:!rungsvot1age (1030 der BeHagen) : 6. Punkt: BeriCbt des Finanz- und BudgetausBundesgesetz betreffend ,die . Ubema}:une der sdlusses über den· Beridlt des Bundesministers /B!indeshaftung . für .• Darlehen 
. und · '. sonstige für .' Finanzen (111 .. 98 ·  der Beilagen) gemäß § 2 Kred.ite . der Ä. xarner Lizurn . Aufsmließungs- Ab 2 'd . . All' . .

.
. ' in 'T 'les d S st . i . . . s • . . , .. ' es ... geme en · .  el . . es y em -· Aldiengesellsdl?-ft. . , sierungsplanes der Datenverarbeitungsanla-

.. . .  Durch den �or1iegendeJJ. Oe�eizentwurf son gen des Bundes ftir das Jahr 1972 (1055 der 
�der 13undesIIlinister für Finanzen. ermächtigt 

. . . 
Beilagen) 

. w�rden.,für DarlehelJ. und sonstige Kredite der 
Axamer · l .izUIil . Aufsch!ießungs-Aktieng�selk P,räsident Dr . . Maleta: Wir gelangen zum 
smaft , d�e Haftung narnens des ' J�uncle� als 6: . Punkt der TagesordIlung: Bericht des Bun-

. 'Bürge Jlnd Zahlerbis zu eiIlem �esamtbetrag desministers Jür Finanzen gemäß § 2 Abs. 2 
' . · , :

.
von 60, Mi.l.l1()nen . . S.dti .. ·lli.n.· �f an . . K ... . ap .. ital ' und des Allgemeine1l: Teiles des Systemisierungs-· . 

' . . " . 
. pi.an. es . der D. a.· . tenverar.beitungsanlage. n des . .. . 60 Millionen' Schi!ling cm Zinsen ' und KosteIl Bundes für das Jahr 1972. 

. 
' zu . ubernelunen, jedoch : beschränlkt auf den� 

jenigen 'Anteil . ' .der . Darlehen ' 'Ullcl ' ' s�mstigen Berid1terstatter ist 'der Abgeordnete NitteL 
. Kredite samt Zinsen und Kösten, . der .der Be;' Ich' bitte uin d�Ii Bericht. - - . ! . "  
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Berichterstatter Nittel: Hohes Haus I Ich b e
richte im Auftrag .des Finanz.: und ,Budgetaus
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Finanzen gemäß § 2 Abs. 2 des Allgemei
nen Teiles des Systemisierungsplanes der 
Datenverarbeitungsanlagen des Bundes für das 
Jahr 1 972 (Anlage zum Bundesfinanzgesetz 
1 972) (III-98 der BeHag,en) . 

Der Bundesminister für Finanzen hat am 
5. Juli 1 973 diesen Bericht vorgelegt, dem zu 
entnehmen ist, daß im Jahr'e 1 972 der Nach
systemisierung eines Digi.talr,echners für das 
Grundla-geninstitut der BuadesveTsuchs- uad 
Forschungsanstalt Ar'senal für das Physik
Massenspektrometer zugestimmt wurde. 

Der Finanz- und ,Budgetausschuß 'hat den 
gegens tändlichen Bericht in seiner Sitzung am 
19.  Feher 1 974 in Verhandlung 'genommen. 
Nach Wortmeldungen des Abg'eordneten Sand
mei,er sowie des Bundesministers für Finanzen 
Dr. Androsch wurde mit Stimmenmehrheit 'be
.schlossen, dem Hohen Hause .die Kienntnis
nahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Ausschuß stellt daher den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle den Beridlt des Bundes
ministers für Finanzen ·gemäß § 2 Abs. 2 des 
Allgemeinen Teiles des Systemisierungsplanes 
der Datenverarbeitungsanlagen des Bundes für 
das Jahr 1972 (Anlage zum Bundesfinanzg,esetz 
1972) (IU-98 der Beilagen) zur K.enntnis neh
men. 

Präsideat Dr. Maleta: Wortmeldungen lie
gen keine vor. 

Wir kommen somit zur A b s t i m  m u n g 
über den Ausschußantrag, den Bericht des Bun
desministers für Finanzen, UI-98 .der B eilagen, 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. A n g e
n o m m e n. 

7. Punkt: Bericbt des Finanz- und Budgetaus
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Finanzen (111-1 1 1  der Beilagen) gemäß § 12  
Abs. 4 des Postsparkassengesetzes 1969. BGBI. 
Nr. 458. betreffend Finanzscb.uldenbericht 1913 
der Osterreichischen Postsparkasse (1056 der 

Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
7. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Bun
desministers für Finanzen gemäß Postspar
kassengesetz 1 969 betreffend Finanzschulden
bericht 1973 der asterreichischen Postspar
kasse. 

B erichterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Fleischmann. Ich bitte um den Bericht. 

Budgetausschusses habe 'ich über den Bericht 
des Bundesministers für Finanzen gemäß § 1 2  
Abs .  4 des Postsparkasseng,esetzes 1 969, BGBl. 
Nr. 458, betreffend Finanzschuldenb-ericht 1 973 
der asterreichischen Postsparkass,e (III-1 1 1  der 
Beilagen) zu berichten. 

Der vorliegende Bericht enthält nach einem 
Vorwort Darstellungen der Schuldengebarung 
1 972, der Schuldengebarung im ersten Hal:b
j,ahr 1 973 samt Vorschau auf den weit.eren 
Finanzierungsbedar,f des Bundes, eine Schil
derung der 'internationalen ZinSlenentwic�lung, 
weiters e'ine Untersuchung über die Ergiebig
keit des Kapitalmar-ktes sowie eine Vorschau 
auf die GeLdkapitalbildung. Im Anhang sind 
Empfehlungen für den �Bundesminister für Fi
nanzen hetreffend die Regierungsvorlag.e zum 
Bundeshaushaltsgesetz und di,e Emiss-ionspoli
tik 1973 enthalten. 

Der Finanz- und Budg,etausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht -in seineT Sitzung ,arn 
19 .  Feher 1 974 in Verhandlung gezogen. Nach 
einer Debatte, in welcher die Abg·eordneten 
Dr. Broesigk,e, Sandmeier, Suppan und Doktor 
Koren sowie der Bundesminister für Finanzen 
Dr. Androsch das Wort ergriffen, wurde mit 
Stimmeneinhelligkeit beschlossen, dem Hohen 
Haus e die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu 
emp'fehlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß .steHt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle den Be
richt des Bundesministers ,für Finanzen gemäß 
§ 12 Abs. 4 des Postsparkassengesetzes 1 969, 
BGBl. Nr. 458, betreffend Finanzschuldenbe
richt 1 973 der asterreichischen Postsparkasse 
(IH-l l 1  der Beilagen) samt Anhang zur Kennt
nis nehmen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie
gen keine vor. 

Wir kommen somit zur A b s t i m  m u n g 
über den Ausschußantrag, den Bericht des Bun
desministers für Finanzen, III- l l 1  der Beilagen, 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - E i n  s t i  m m i g a n  g e n  0 m
m e n. 

8. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus
schusses über den Neunundzwanzigsten Be
riebt des Bundesministers für Finanzen (Ill-
1 16 der Beilagen) gemäß § 1 Abs. 2 des Bun
desgesetzes vom 9. September 1966, BGBl. 
Nr. 201 (Katastrophenfondsgesetz). betreffend 
das vierte Kalendervierteljahr 1913 (1051 der 

Beilagen) 

Berichterstatter Dr. Fleischmann: Herr Präsi- Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
dent! Hohes Haus ! Im Auftrag des Finanz- und 8. Punkt der Tagesordnung: Neunundzwan-
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Präsident Dr. Maleta . ; -
· · iigster Be�iCb.t des Bundesmi�ister� für Finan- fend Jahresbericht und Jahresabschluß 1972/73 

zen gemäß Katastrophenfondsgesetz betreffend des ERP-Fonds; . ' . 

das vierte.}�fleI!dervierteljahr 197�. . . 'B�richtet�t�tter 'ist der Abgeordnete Josef 
< Berichters'tatteT ist der .'Abgeordnete Robak. Schlager. Ich bitte um den Befieht. 

. . 

Ich bitte' um den Bericht. ,-· -
Berichterstatter Josef Schlager: Herr Präsi

dent! Hohes Haus I ' ,Die ' Bundesregierung hat 
am 23. Jänner 1974 den Jahresbericht und den 
jahroesabschluß des .ERP-Fonds für das W,irt� 
schafts }ahr 1972(73 dem ' Nationalrat vorgelegt. 
Der Bericht sdl!i1dert' zunächst das -ERP-Jahres
programIIi - 1972/73 In Beziehung - iur Wirt-· 
schaftslag-e . und · · Wirtschafts-entwicklung, . '50-
dann die A!bwicklung dieses Programms und 
gibt schließlich Aufschluß über · das Vermögen 
des ERP�Fo-nds. 

. • Berichterstatter · ' Robak: Herr . Präsident I . HOhes Haus I Aus deni-geminnten Bericht geht 
unter' amterem hervor, daß · im vierten �alen" 

. . . . dewier:teljahr 1 973 an 'Beiträgen 292,280.670 S 
. . Qe1m K�tas40PlleIl!fonds eingeg'ang�n sind und 

258;247.042 8 y.�rausgabt lwuJ,"den. Der Stand 
. auf den. ��in��lneIi '., Subkont�n hat · sidi v:on 

51 6,71 1.520 S :am Ende des dritten Kalender
vierteljqhres 1973 auf 550,745.148 S am Ende 

. .. .  des vierten v'i,erteljahr.es 1973 ellhöht. 

' . ' D�r· Finani- . und (ßudgetausschuß stellt da
her den A n  tr a ·g, der NationcHrat wolle den 

. " Neunuridiwanzigsten S'ericb.t.deS ißuridesmini� 
. · 'Sters ;für Finanz�n g,emäß § 1 .Abs. 2 .  des . Bun� 

desges'efzes vom 9. , September 196ß, BGBI. 
. Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz) , betreffend 
das vierte Kalendervierteljahr 1973 (III-1 16 
der Beilagen) . :zur Kenntnis nehmen. 0: . . . '.' . 
. ' F�l1S W�ttlneldungen

" 
vorliegen, beant��ge 

icb.; ·:Gerieral� und Spezialdebalte tmter einem 
, . abiuführen. 

' .  : 
M.�leta: 'yv o�:tmerd1IDgen,}ie� ' 

. . 

!Oer (Pinanz- und Bu.dgetausschüß hat di'esem 
Ber:iCht am Hi. Feber 1974 der Vorberatung 
Unterzogen: An der Debatte ·beteiHgten sich 
�ußer: deIh' Berichterstatter die Abgeordneten 
Dr. · PeHkan, Dr. Broesigk:e und Dr.� · Flei$ch
manri sowie ' Stäatssekretär Dr. Veselsky. Bei 
der A:bstimmung wurd-e ' 'eiIlstimmig heschlos
sen, dem Hohen Hause die ' Kenntnisnahme 
des 'Berichtes zu empfeh1en. 

Der AussdllIß stellt ·somit · den A ll'  t r a g,. 
der Nationalrat woÜti den ' Bericht · der Bün� 
desfiegi�iunir gemäß: § · 22' des' ERP-Fonds-Ge- ' 
setzes, BGBl. N'r: 2Q7/1962, betreffend den Jah
resbericht und Jahresabschluß 1 972173 des ERP
Fonds � (III-1 17 der Beilag,en) samt Anhang zur 
Kenntnis ne.hmen. 

Falls Wortrneldungen vorlieg,en, beantrage 
ich, General- ürid Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. . . 

' . :präsoiJd�nt l?r� Maleta: Wortmeldungen lie
gen nicht .:vor. 
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Präsident Dr. Maleta 
setz und Antrag 1 05/A der Abgeordneten Dok
tor Broesigke und Genossen Ibetreffend ein 
Bundesgesetz über Versuche an lebenden Tie
ren (Tierversuchsgesetz) . 

Dr. Heinz Fischer mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommen. 

Ein Abänderungsantrag des Abgeordneten 
Dr. Broesigke fand nicht die Zustimmung der 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Wuga- Ausschußmehrheit. 
nigg. Ich bitte um den Bericht. Der Ausschuß nahm auch eine Druckfehler-

Berichterstatter Wuganigg: Herr Präsident I 
Hohes Haus ! Von der Bundesr,egierung wurde 
am 20. November 1973 die genannte Regie
rungs-vorlag,e ;im N aHonalrat -eingebracht. Die 
R..egierungsvorlage soll, vom Grundgedanken 
der Verantwortung dem Tier gegenüber ge
tragen, ·eine zeitgemäße, dem internationalen 
Standard entsprechende Regelung rur den Tier
versuch schaffen, die sowohl den Erforderni,s
sen des Gesundheitsschutzes, der Wissen
schaft und Forschung aIs auch den Zielen 
des Tierschutzes entspricht. Diese Regelung 
beschränkt sich auf Tierversuche ,im Rahmen 
der Kompetenztatbestände des Art. 10 und 
des Art. 14 Bundes-Verfassungsgesetz, da der 
allgemeine 'J1ierschutz nach Art. 15 Bundes
VeI1fassungsges'etz in di,e Zuständigkeit der 
Länder ,fällt. 

Von den Abgeordneten Dr. Broesig,k,e, ZeH
linger, Dr. Scrinzi und Genossen wurde am 
23. Jänner 1974 der Antr,ag 105/A betreffend 
ein Bundesgesetz über Versuche an lebenden 
Tieren (Tierversuchsgesetz) im Nationalrat 
eingebracht. 

Die genannte Regierungsvorlage und der 
erwähnte Initiativantrag wurden dem Aus
schuß für Wissenschaft und Forschung zur Vor
beratung zugewiesen. 

berichtigung im Text der Regierungsvorlage 
insofern vor, als es im § 4 Abs. 4 Z. 1 5. Zeile 
statt : "dieser" richtig: "diesen" zu lauten hat. 

Der von den Abgeordneten Dr. Broesigke 
und Genossen gestellte Initiativantrag 105/A 
fand, soweit ihm nicht durch den vom Aus
schuß beschlossenen Gesetzentwurf Rechnung 
getragen wird, nicht die Mehrheit des Aus
schusses. 

Schließlich verlieh der Ausschuß seiner Mei
nung Ausdruck, daß unter dem Begriff der 
Tierversuche für Zwedce der Forschung und 
Entwicklung, § 2 lit. a, unter anderem auch 
Tierversuche zum Beispiel im Zusammenhang 
mit der Entwicklung und Produktion gewerb
licher Erzeugnisse wie etwa Farben, Beläge, 
Textilien und so weiter fallen. 

Namens des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung stelle ich somit den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle dem dem Ausschußbe
richt angeschlossenen Gesetzentwurf die ver
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, .beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Der Herr Berichter
statter beantragt, General- und Spezialdebatte 
unter einem vorzunehmen. - Einwand wird 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For- nicht erhoben. Wir gehen 'somit in die Debatte 
schung hat diese Vorlagen in seiner Sitzung 
am 7. Feber 1 974 in Verhandlung genommen. 
Der Ausschuß beschloß, die gegenständlichen 
Gesetzentwürfe gemeinsam in Verhandlung 
zu ziehen und den Beratungen die Regierungs
vorlage zugrunde zu legen. 

Uber die Regierungsvorlage 972 der Bei
lagen berichtete Abgeordneter Wuganigg, über 
den Antrag 1 05/A der Abgeordnete Dr. Broe
sigke. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Broe
sigke, Dr. Blenk, Dr. Gisei, Dr. Heinz Fischer, 
Neumann, Wille, Dr. Fleischmann, Dr. Bauer, 
Dr. Kerstnig, Dr. Wiesinger sowie der Aus
schußobmann Radinger und Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung Dr. Hertha Firn
berg. 

ein. 
Als erster zum Wort gemeldet ist der . Ab

geordnete Kriz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kriz (SPO) : Hohes Haus I Herr 
Präsident! -Beim derz,eiHgen Stand der Wissen
schaften, !insbesondoer-e der Medizin, sind Tier
versuche leider noch nicht vermeidbar, denn 
für den Fortschritt der Medizin sind sie oft 
unerläßHch. Ich sage leider, da ich mit Hundert
tausenden von Tierfreunden in Osterreich 
einer Meinung bin, daß Tierv:ersuche den Tie
ren zumeist ,ein langes und intensives Leiden 
auf.erlegt haben. 

Die Einstellung des Mensmen zum Tier, 
die ethische Verantwortung des Mensmen !für 
das Tier verlangen .aber eine zeitgemäße, dem 
internationalen 'Standard 'entsprechende Rege-

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs- lung des Tierversumes. Wenn T'ier,e aber 
vorlage unter Berücksichtigung von Abände- schon für uns Menschen leiden oder sterben 
rungsanträgen der Abgeordneten Dr. GiseI, müssen, dann soll dies el>en -in einer humanen 
Dr. Blenk, Dr. Broesigke, Dr. Kerstnig und und verantwortungSibewußten Form gesme-
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hen: Die Mensmen tragen die Verantwortung, 
sie haben die moraHsche V.erpfHciltung auf 
sich zu nehmen, alle Handiungsweisen -in die� 
sem Zusammenhang zu redltfertigen, . die 
Schmerzzuführung ger.ing · zu halten und die 
Tier-e sorgfältig zu pflegen. 

ni,e . . vorliegende . Regierungsvorlage wird 
eine Lücke und ein echtes, langjähri,g-es ·  An
liegen des Tierschutzes schließen: Das Gesetz 
regelt die Ver,sllCb.e an lebenden Tieren im 
Hochschulbetri'eb, üi der Industrie, beim .. Ge
werbe, im Gesunqheits-, Veterinär- un:d Er
hährungsw,esen einschließlich hei · · der Nah
Tungsmittellkontrolle. Sie ist von dem Grund- . 
gedanken der Verantwortung deIn Tier g,egen
über _getragen, wie , es . . beispielsweis-e der 
Europarat lin seiner politisdlen und sachHdten 
Arbei t anst'I'ebt. 

Das Tierversuchsgesetz, als Entwurf in zwei 
Enqueten mit 'Wissenschaft1ern, Vertreter.n der 
Industrie und der T,ierschutzorganisationen be:
raten, sdliebt ·Mißbräuchen einen grundsätz
lichen Riegel vor: Notwendig ---, das muß be
sonders betont w-erden - ,ist in Zukunft für 
alle Tierver.suche . eine behördliche Bewilli� 
gung: . 

. Bereits 1911 !beauftragte der Bundesministet 
für · W1sSerischaft und ·Forschung eine · EXjpei� 
tengruppe mi� -der Untersuchung und 'Prufu:ng 
der ·. Möglichkeiten der Einschränkung . · von 
Tierversuchen, . -insbesondere durch . Verwen
dung sogenannter IAlternaHvmethoden. Die :E:r
gebnisse zeigfen jedoch deutlich, daß üri Inter
esse der menschlichen Gesundhe1t vlelfach auf 
den ganzheitliCheri Versuch nicht verzichtet 
werden tkaim. 

. ,' . ' ' :, . . ; . - - -

. ' 
Hier da,rf ich wohl -einige Beispi;ele bringen. 

Neuentwicklung,en QIP,er:ativer Verfahren, zum 
Beispiel in der- Gefäßchirurgi'e oder Chirurgie 
der Orga:ntransplantationen , w,erden zunächst 
an Leichen oder Leichentei1en durchgeführt. 
Vor der erstmalig-en Durchführung an · iMen
smen müssen 8!ber -solche Oper-a1lionen am 
.lebenden, narkotisierten . Tler �rprobt . werden, 
um dabei die -Lebensfun'�tionen., 'Wie Kreislauf, 

· HerzfunkMon, Blutdruck, Cehirnfunkti.on und 
Atmung, -beobachten zu könIlJen.'Daraus wer
den · Schlüsse eben . auf den Mensdi-en gezo�ieri. 

Versri&e ;b�i· . der . Ne�en.twidduilginedizini: 
scher 'Präparate: Di-ese PrüfJin,gen 'beziehen 
sich besonders · auf den Nachweis der W-irkun
gell . Mn es Präparates, seiIlJer .. NebemvirkuIl.geIl, 
der D,o si Enung , hesonder,s de� ther.a:peutischen 
und der tödlimen Dosis·. . . . . . . .

.
. 

yv.eitefs inuß der 'BeweI$ fehl�hder ieratolo
gischer � au;f di·e N achk()inro�nsc:haft zllm 
Beispiel in ForIIi yon · 'Mißhil<lungem. Wirkend; 
Conter�a:n�Affäre .. �' . f�hl�nder FeT.ti1Lfät •.• be.; 
eiIln.ti�sender . ... � • .  IFruchtb�nkeit J.md Fortpflan:-, , " :-"�'. ' ' .- - , - ' . ' 

zung bei Mutter- und Vatertieren - und f,eh
lender karzinogener - ikrebserregender -
Wrl"kung errbracht werden. 

Solche Voersume sind aus r·ein humanitären 
Gründen nicht primär am Menschen durchzu
führen. Prakt1kJen, wie wir sie ,in den USA 
an zum · Teil zum. Tod Verurteilten und in den 
Diktaturen ,an den KZ-Insassen ·erlebt haben, 
sind abzulehnen. 

. Versuche im R.ahmen neuer technischer Ent
wkklungen: Hierher gehören Beobachtung·en 
der· physiologischen 'FUll!ktionen; die zwar nur 
teilweise vom Tier auf den Menschen über
tragbar sind, aber doch gewisse Rückschiüs,s.e 
zulassen, 'bei Fahrten in große Höhen, - in 
große Meereostiefen, in das Weltall, hei gewi,s
sen Umw-elteinflüssen,- wie Lärm, Licht und 
DUIl!kel, Ernährung, Hitze und Kälte, groß·e 
Fortbew,egungsg.eschwindigkeiten, Drehbewe
gungen, . . Einfluß · von DüIi-gemi.tteln oder Gift 
auf Nahrung·smi.tllel, · Desu.nfektionsmitrel und 
so weiter. . 

Mit einem solchen Tierversuchsgesetz ent� 
sprechen ·Minister Firnberg und die 'Bundes
r,egierung nicht nur einem langjährigen An
Heg1en . der tieisdl1itzorgani'sationen� soodern 
auch einem ·Jangjährigen Wunsch seriöser Fbr
schungsinstitutionen und ,auch den Enipfehllin.:' 
gen des �llroparates. 

. 

Zur ZeLt müssen vor der Zulassung eines 
neuen Heilmittels in Oster,reich :viel,e Tierver
suche w.iederholt· werden, weil ein Staat die 
Prufungsergebnisse des anderen nicht . aner
kennt. Man müßte profen, ob diesbezüglich ·in 
Zukunft &nternationale ;Abkommen abgeschlos
sen werden könnten . . - �  . . 

Für Forschungsaufgaben, die nach gewissen
hafter 'Priifung keine . Tierversuche erfordern, 

. dürfen nach ... dem Tierversuchsgesetz kiaine 
Tiel'VierSUd:l:e durchgeführt werden . .  Hier haben 
Tierfreunde ...•. Jmmer eine Einschränkung · der 
Tieiversuche verlangt. J,etl,l;t 1st erstmalig :in 
tJsterreich; ,und das durch · di·e sozialis�rsche 
Regierung, threm iber:edltigten Anl1egen .ent-
sproch:en . worden. 

. 

. Wir wisseIl, dan V.ersuchsa'UJfzeichnungen 
zwei J-ahre atifrbewahrt werden müssen, um 
eine diesbezügIlche Kontrolle zu ermöglichen. 
: .  Eine Daktiznentation . ·der Ei�bnisse von 

Ti,er.versuchen -sowie die UnterstütZung . von 
Forschungsvorhaben w;älien Aufgaben !für pri
vate Tier�dlutz0rgariisationen, die staa.tlidlen 
Bemühunge:tl iu unterstüt:z:en. . . 

, Im ,Bedcht :eines �on :Prati iMinister Firn
berg eingesetzten Prdjektteams -heißt es : ." "Es 
ist gruncisätzlich ;begrußenswert, WieIm durch 
priya.te Ill'itialiven U'ild Spendenaktionen der 
Förschung Gelder zugeführt würden/ über die 
sie sonst · nidlt . verifügen könnte. Erf.reulich 
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wäre auch die 'Ausübung einer -echten Infor
mationstätiQlk:eit für alle mit Tierversuchen 
befaßten Einrichtungen durch eine private 
Dokumentations- und InformaHonsstelle."  

Wenn wir heute die vorlieg,ende R..egi'erungs
vorlage beschHeßen, so können wir mit R.echt 
sag'en : UnmenschHchen und unnötigen Tier
versuchen wird mit dieser Regterungs'vorlage 
endl'ich ein gesetzlicher Rieg,el vorgeschob€n. 
An der TierfreundlichIDeit von uns Sozialdemo-

Jawü'hl !  Von ihrer Ak.tivität könnte es ab
hängen, daß die positiven, vor allem aber die 

kraten konnte, Ikann und wird nie zu zweif,eln negativ.en Versuchsergebnisse allen Personen 
se'in. und Forschern zugänglich gemacht werden. 

Wir br,auchen keine Polemiker, sondern ·ein 
zie1strebiges Handeln. D adurch könnte, wi,e 
dies bereits i n  der Schweiz geschieht, eine 
Vergeudung von ArbeitskraH, neit, Geld und 
Versuchstieren 'zukünftig h'intang.estellt wer
den. Damit müßte von selbs,t ,eine R.eduzierung 
der Tierversuche eintreten. Man könnte dies 
als Stufenplan 1 bezeichnen. 

Di.es entspräche meines Erachtens auch an
zustrebenden Zielsetzungen von Tierv,ersuchs
einrichtung,en .bez'iehungsweis,e Einschränkun
gen von Ti,erversuchen durch Altemativmetho
den. WahrHch ,ein d.arrkbares Auf.gabengebiet! 

Es bleibt zu hoffen, daß auch außerhalb der 
Tierversuche, inshesondere durch landesge
s etzlich,e Regelungen sinnlose und modische 
Handlungen .ihr Ende finden. So war beispie1s
weise die Dffentlichkeit 'bestürzt, daß n aCh den 
Zuchtbestimmungen des Dobermann-Klubs von 
einem Wurf nur sechs Welpen aufgezogen 
werden dürfen, der siebente muß 'Sterben, da 
sie ansonsten keinen Stammbaum bekommen. 
Boxer mit nichtkupierten Ohr-en 'bekommen 
ebenfalls keinen Stammbaum. Ein Unfug, der 
mit Tierschutz überhaupt nichts zu tun hat 
und alle Tierfreunde auf den Plan rufen müßte ! 

Oder:  Wie ·i·st es mit dem Laienlk.astrieren 
in der ·Landwirtschaft? In der Vergangenheit 
hat ·es immer wieder Fälle gegeben, wo nach 
Eingriffen von Viehschne1dern Schweine mit 
großen SChmerzen n ach einer Kastration zu
grunde gegangen sind. In diesem Zusammen
hang erscheint die ReChtfertigung eines Vieh
schneiders i nteressant, daß er den Vi'ehschnitt 
ohne Betäubung durchgeführt hat, weil ,es in 
NiederösteH<eich keine diesbezügHchen Vor
schriften gäbe. Wo bleiben Mer d<ie vielge
rühmten IniUativen des Herrn Landeshaupt
mannes Maurer? 

Im Hinblick auf derartig unsachg,emäße und 
schmerzhafte Eingriffe, die ;heute noch heim 
Tier ganz offiziell durch das Viehschneider
g·ewerbe ausgeübt wer4en, ·erschejnt es hoch 
an der Zeit, hier Einhalt zu gebieten. 

Auch auf dem G ebiet .der Humanmedizin 
mußte der B ader dem Arzt weichen. Es wäre 
wirklich an der Zeit, diese Entwicklung auch 
auf dem G ebiete der Veterinärmedizin mit 
RücksiCht auf den Tierschut:zgedanken nachzu
holen und daraus die 'erforderlichen Konse
quenzen zu z iehen ! 

Man muß erlvennen, daß man etwas vom 
Tier verste'hen und das Tier als Tier behan
deln muß, w,enn man Fehlschläge 'bei den 
TierViersuChen y.ermeiden will. Weniger Fehl
schläg,e, weniger Ti'erversuche, weniger lei
dende Tiere! Die Intentionen des Gesetz'es sind 
vor allem: das Tier dadurCh zu schützen, daß 
Tierversuche nur für ,bestimmte Zw,ecke von 
bestimmten Institutionen und unter Kontrolle 
durchgeführt w,erden dürfen. Wunschträume 
sind auCh .in der Politik dazu da, einmal ver
wirklicht zu werden. AuCh die .g.es'etzliche 
Regelung der Tierver.suche schien für Ti.er
freunde l ange Zeit hindurch ein unerfüUbarer 
WunsChtraum zu sein. 

Dr. Jose.f König, 'Präsident der J..iga g,egen 
Tierquälerei und Mißbrauch der T'ierver'suche, 
hat für die gezeigten IniHaHV'en Frau Minister 
Dr. Firnberg im Namen der Liga und im eige
nen Namen öffentHch seinen ,oank ausgespro-
chen. 

. 

So schützt denn auch das neue Tierschutz
gesetz grundsätzlich alle Tiere und ist, nach 
der strafgesetzliChen Bestimmung gegen Tier
quälerei, ·ein weiterer Meilenstein im Tier
schutz, der ein ,eChtes AnNegen der Regie
rungs'erklärung vom November 197 1  d.arstellt. 

VielleiCht ist einmal die ForsChung und 
Wissenschaft so weit, daß wir auf Tierver
suche gänzlich 'VerziChten könnten. Niemand 
wär,e glüddiCher als wir T!ierfreunde ! (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsid·ent Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Blenk. ICh erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Blenk (DVP) : Herr Präsi
d entl Hohes Haus l Di'e g·egenständliChe R.egie
rungsvorlage füllt - darüber sind sich alle 
Fraktionen dieses Hohen Hauses klar - 'eine 
Lücke, in der sidl zweiJellos die versChieden
artigsten Interessen trafen. 

Tierver,such·e sind -in der Wissenschaft und 
in der Wir,tschaft eine unvermeidbare Not
wendigkeit. Hier treffen sich also di.e Inter
essen der WissensCh.aft, der WirtsChaft mit 
den Interessen der Tierschützer, der Ti-er
schutzViereinigung.en. 

ICh möchte aHerdings etwas einschränkend 
sagen, Herr Abgeordneter Kriz : ICh glaube 
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nici.Iti: ,-däß <'man die Frage d-es '"f.iersdlUt�es I eine längere D,ebatte darüber; wie 'etwa Fragen 
'etwa " als 'PatteipoH.tisch!e Ausrichtung werten der Tierversuche im g,ewerblich-industriellen 
darf; :daß man etwa sagen darf: Wir Soziali':' Bereich zu werten seien. W,ir haben. dann von 
ste,n . ,sind daHiI"I, ' und damit meint, es gibt einer " ausdrücklichen Aufnalhme d'veses Bel1ei-
daneJberi, .andere 'Parteien und ' Organisiitionen, ches 'in das Gesetz abge.sehen,: ihaben aber · im , 
dLe dag-eg�n sind. ! . ' ' " , . ' , ' Ausschußobericht ausdrücklich herausgestellt 

und klargestellt, daß d-er Begr1ff "Zweck,e der 
Forschung und ,Entwicklung" , auch solme Tier
ver.suche ,einschließt, die zum Beispiel im Zu
sa.nirrienhang mit der Produktion, gew,erblicher 
Erzeugnisse notw:endig werden.- Gedacht ist an 
die ' Entwicklung von , Werkstoffen etw,a im 
menschHchen Wo'hnbereich, von Textiliem, ,von 
Belägen, von Farhen und so weiter. 

Ich. meine, das 'ist, ein zutiefst :rp.ensch1ithes, 
' zutiefst persönliches, 'Zutiefst, wage :ich hi,er 

auch z.u sagen, ,ethisches Probl-em, vor, dem 
· wir hiej\. gtaIldep. ".und für das . �r eben in 
kollisoion: iriit 'den allgelIleinen . 'Bedürfnissen 
d�r T:iervequch� eine Lösung finden .ßlUßten, 
die sowc;>hl :den 'Erfordernissen des Gesund
heitsschutzes ,als auch den El'ifordernissen der 

, . Es wurd·e schon. gesagt, daß der Begriff 
;,Tier'� ' an ,sich sehr umfassend im Gesetz u,m-

" ' .  " " " ,' " . ' " schri-eben ist. Er 1st zwar nicht näher defini,ert, 
;Man kann sagen �'u�d datuber waren sich aber man muß'unterstellen. daß sämtHche Tier;" 

ebenfalls ;alle Sprecher und Fraiktionen in der arten darunter,fallen, wobei allerding·s die Be
Vor�ep.aildlung ei�i,g �; dci.ß <He : vorHegencie groenzung etwa sinnvollerweis e  darin zu sehen 

, "  Ite'gelung ric;htigerweisoe ,vom GruIidg,eda.riken ist, daß ,sich die Bestimmungen nur auf solche 

Wlssensmaft und . der Forschung ·als . eben au& 
den ' . Zielen ' . des Ti,erschutzes ' . entsprechen 
mußte.· · · . . . 

· dei . weitestgehenden VerantwortUng geg.en- Tiere -beziehen, .die ,einer · .  Schmerozl1eaktion 
über dem Ti,er getragen 1st, von 'einer Richt- fähig sind. 

. , 

linie '..,- :au� das wurde schon erwähnt � Die · Schutzbedürftigkeit wird also in der 
· die im Ü!brlgen . im . Bintklang auch mit ' de� Regel ' dort enden - '  aueh das 'wird 'sich, nicht 
'. EutOPa.r_a��estleg'ungen steht. 

. . 
absolut abgrenzen . lassen, aber im Einzelfall 

. ' . .... ,  . .. . . . ' . . doch khustellbar sein -" wo ,etwa ein :ent-' . : .• BeVder .red;tHchen .. Regelung .aer .Materie sprechendes .Empfindungsvermögen ,eines Tie' hab€n' si<:h 'gewisse verfassungsrechtlime Pro:' re� nidit mehr zu erwar,ten 1st . .  . bleme eigebem, ,.die d.arin bestehen, d�ß allge-
meine ' Tierschutziragen ' nadl 'Artikel lS' der Außerdem faUen nu� �ioICbJe C Eingrifie uriber 
Bundesvßf.t.assung in ' die Zuständiglceit \drer d-Le Schutzbeshlmmungen .dieseS Gesetzes, die 
Länder 'fctlleri': sodaß . durch Bundesg:es,e� an eben daim, abg'ese'hen davori; daß das . Tier 
sich eben nur jene 'Bereiche ger.egelt weiden s elbst schmerzempfindlich sein mUß; , mit 
konnten und können, die ,in ·.dem · Artikeln 10 Schmerz'en oder Leiden v:erbunden sind. Das 
UIld 1.4 der S�esverfassung als Kompeten _ ist also .bei.spietsweise ,eine Abgrenzung in 
zert des ' Bund.es festgehaltEm 'sind: das siIid die Richtung, daß Haltungs- und Pütterungs- ' 

' . : a1s() ;.A.n9'�leg�riheWin der T1ersditltzffägen im . versuche ,ausg,eklammert ,sind. 
. 

Zusarrüne:il'l1a.b.g mitHochschulwesen/ Oewerb'e . . . . . ' . ; " .  " .  " .  .' , '  . .  ' >  . '" ' . . ICh ha:be �ch9ri gesagt, daß sich in der Be-Utld Industrie, IIiit Gesundheitswes·eIi und mit . . . . . . 
. . . . · . . . ' . . . . . , ' . handlung; dIeser Frage sehr" , stanke ,lnteressEm VetemnäiWe'sen. > '  . ' . . . . getroffen haben • .  Es. ist .. sicherlfdi �iChHg; .. legi-

tim und ,ich . mein� auch ' aneDkennens'wert, 
Wenn ,sich.· .die . Ti,erschutzorgani-sation,en, die 
s1& J a  in ·verschiedenen Bereichen zusammen
geti;lIl haben als Liga geg,ert Tie-rquälerei und ' 
'Miß,brauc4. der �Tie.rv�nmdle, als 'Pi-erver$uchs
gegner, ,iil� Yiv;i�ektiorisgegner llnd so weiper, 
lpl ',Beroetcil ; det ;B.eglüachtung · .  sehr engagied 
haben, tin(f w-enn ' sIe ,eIne Reihe' von wie m.ir 
sCb;ßint not-wendigen . und , auch .�· ,das mtiß 
lal; . :hiE�·r :eiritügen �Jm wes,entliehen : pE:!rück� 
sktl:�igten ., y�rbesserung.srvorsdllägeIl· ' g�ina<;h� , 
haben. Andere Probleme konnten zum Teil aus 
. i�g'istis'fueri 'Gründeri nicht'behanctel t w·erden. -' ' - . .: . " i: '.:. --<-���:. , ' ; �, ' .�- , : :-. - . . - • 

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 105 von 121

www.parlament.gv.at



102 10 Nationalrat XIII. GP - 103. Sitzung - 7. März 1 974 

Dr. Blenk 
tung von V,ersuchstieren, hing.ewiesen wurde, 
Zustände, die auch von kompetenten SteHen, 
so von zuständigen Instituten der T,ierärzt
lichen Hochschule, .aUfgezeigt wurd�n. Ich 
meine, daß diese Zustände zwei�ellos best
möglich - und da wird nun das !künftig,e 
Ges·etz doch den Ansatzpunkt dafür bieten -
durch di,e vor�sehene Bewilli.gung ,behoben 
und kontrolliert we:r.den können, vor allem 
durch die ebenfalls ,im Gesetz enthaltene Uber
wachung der Einhaltung der g,esetzlichen Be
stimmung.en, die ·ausdrücklich den Behörden 
über.trag·en und durch befähig,te Personen aus
zuüben ist. 

Teil in Nachahmung der Regierungsvorlage 
und zum Teil ,in Entwicklung anderer Gedan
ken ihre Auffassung zum Ausdruck bringen. 

In Wirklichkeit ist es aber so, daß der 
Initiativantrag vom 1 4. Juni 1972 stammt und 
nur, um ihn in denselben AussdlUß zu brän
gen, zurü�gezogen und neu eingebracht 
wurde. Ich sage das deshalb, weil wir nidlt 
müde werden können, eine Praxis anzupran
gern, die darin besteht, daß ein Initiativ.antrag 
so lange Hegen bleibt, bis die Bundesreg.ie
rung endlich einmal mit ihrer Parallelvorlage 
zurecht gekommen ,ist. (Beifall bei der FPO.) 
Im vorliegenden Fall hat das immerhin andert
halb Jahr·e gedauert, denn, wie schon erwähnt, 
lam 14.  Juni 1 972 der Initiativantrag, am 
20. Nov·ember 1973 die Regiemngsvorlage, die 
h-eute zur Behandlung steht. 

Der Grundg.edanke, der sowohl der RegLe
rung.svorltage als auch dem Initiatiovantrag 
zugrunde liegt, läßt sich v;ieUeicht wie folgt Ich glaube, daß ·ein weiterer positiver Akt 
skizzieren: die iFestlegung war, daß Ti'erversuchsaufzekh-

Zur Kontrolle der Einhaltung d·es Ges:etZ'es 
und damit zur Vermeidung von ,Mißständen 
haben diese Amtspersonen eine Reihe von 
Privilegien eingeräumt .bekommen: den freten 
Zutritt zu den Tierversuchs.einrichtungen, die 
Auskunftserhebung, die Einsichtnahme in dte 
Unterlagen und so weiter. 

nung·en zu führen sind, die zwei Jahre hin
durch zur Kontrolle aufzubewahren sind : Auf-
z·eichnungen über den Zweck des V.ersuches, 
übe.r Zahl, Art und die Herkunft der V.ersuchs
tier-e, den Namen des Versuchsleiters, die Er
gebnisse. des Versuches und 'so weiter. Also 
sicherlich eine wi:e w,ir .glauben sinnvoUe Ge
währleistung notwendig.er Kontrollen. (Präsi
dent P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Uber die Frag·e des Tierversuches an sich 
sind die Meinungen geteilt. Es ist keineswegs 
so, daß ·es eine Selbstverständlichkeit und eine 
allgemeine Meinung ist, daß der Tierversuch 
notw.endig wär·e. Es gibt Aussagen von nam
haften Gelehrten, di.e das sehr lebhaft be
zweifeln; ,insbesondere deshalb, weil die Er
kenntni.sse aus dem Tierversuch sicher nicht 
ohne weiter.es ,auf den Menschen übertragen 

Zusammenfass·end und .abschließ.end möchte werden können. 
ich ·sag·en, daß dies·e Reg,ierungs;vorlage als 
notwendiger und moderner Schritt lin R.Jich
tung auf di·e dr·ingend notwendig'e gesetzliche 
Reg·elung anzusehen ist, daß dies'e Regelung 
nicht nur gesellschaftspolibisch und :im weite
sten Sinne menschHch und ethisch, sondern 
auch wissenschaftspolitisch eminente Probleme 
sinnvoll löst. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Heuen I Wer 
di,esen Ausschußbericht durchUest, der hat ein 
typisches Beispiel eines Ber.ichtes vor Augen, 
d.er inhaltlich richtig ist und trotzdem einen 
völlig unrichtigen Eindruck erweckt. Wenn es 
nämlich dort heißt, daß die Abgeordneten 
Dr. Broes.igke, ZeiUing.er, Dr. Scrinzi und Ge
nossen am 23. Jänner 1974 einen Initiativ
antrag auf Schaffung eines Tierversuchsgeset
zes eingebracht haben, so könnte j.eder, d-er 
das Hest, der Meinung sein, ,als ob nach der 
mit 20. November 1973 datierten Reg:ierung.s
vorlage von d,en g.enannten Abg,eordneten ·ein 
Initiativantr:ag gemacht wurde, in dem sie zum 

Ich glaube aher nicht, daß der Gesetzgeber · 
sich in diesen wissenschaftlichen Streit ein
meng·en kann, sond,ern er muß wohl von den 
Gegebenheiten ausgehen, und c:tie liegen .schon 
so, wie es auch die Vorredner dargelegt haben, 
daß hier ein Interessengegensatz besteht. Oder 
vielleicht ist das Wort Interessengegensatz 
gar nicht der richtige Ausdruck, denn da 
könnte man v.ielleicht meinen, auf der einen 
Seite s ind die Interessen der Tierschützer, auf 
d·er anderen Seite .ist das Interesse der Volks
g-esundheit und dergleichen mehr. So 1st es 
aber in Wirklichkeit nicht. In W.irklichkeit 
besteht auf der einen Seite ein ethisches 
Prinzip, und dieses ·ethische Prinzip muß Aus
nahmen zulassen wegen gegebener Notwen
digkeiten der W.issenschaft und Forschung. 

Es ist nun klar, daß ·bei dieser Sachlag-e ein 
Gesetz wJe das vorliegende dar·auf Bedacht 
nehmen muß, daß alle unnützen Versuche und 
alLe unnütz·en Leiden ausgeschaltet w.erden 
und daß auch dafür gesorgt wird - daran man
gelt es nach den Bestehenden Eindrücken s·ehr 
stark -, daß d1e Versuchstier'e auch entspn�
chend gewartet und verso.rgt werden. 
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Dr. Broeslgke 
. dLe notwendige und zweCkmäßig,e Reaktion 
sehen kJann. . Ich ' glatibe, -. daß mit dem vorliegenden Ge

- &etz dafür -ein Anfang ,gemacht wurde. Ich muß 
- aner�ehneh, daß bei den Beratungen im Aus- Wir Freiheitlichen werden -

. 
daher . diesem s<huß ,in �iner ganzen Reihe von Punkten di·e Gesetz unsere Zusti[]J.IDung g,eben. Wir vererforderlichen Abänderungen vorg,enommen binden diese Zustimmung mit der Hoffnung, wurden .illIld eine entsprediende Zustimmung daß damit ein erster Schfiitt g,emaeht wiret, um gefunden haben. Insbesondere -w-urden - Jene einen Zustahd zu beseitig,en, der mit einern Kautschukfotmulierungen beseitigt, dLe mit einfachen Wort nur als Kulturschande bezeich- . dem schönen Wort "insbesonder-e" anfang,en net werden kann. Tatsache ist, daß unzählige und- jeder Auslegung Tür und Tor öffnen. Ein Lebewesen leiden müssen, und zwar yielfach Mangel ist allercLings 'gebHeben, urid ich. be- überflüssi'g _ und ünnütz �eiden mtissen, . mir daure sehr, daß der von mir bei den Ausschuß- weil ' - die _ _  entspr�chende g.esetzgeJ>eDlsche beratungen ' gestellte Antrag von der Mehr- Grundlage bisher gefehlt hat und nur weil heit abgelehnt wurde, näml>ich der Antrag auf diese Gesetzeslücke -bestand. Wir .sind .überSchaffung 'einer zentralen Kontrollkommission, zeugt, daß .es im Laufe der Zeit zu Änderungi3n Ich 'bin det Meinung, daß eine solche zentI1ale und ' Verbesserungen dieser R,eg-elung wird Kontrol1kornmission b�i ·einem Sachv.erhalt kommen müssen. Wir .erteilen ·aber unsere wIe ' dem vorliegenden' unbeq..ingt · nolwencHg Zustimmung' für -eiIlen' hoffnungsvollen . . An-ist. - '  · fang . 'auf diesem Weg. (Beifall bei der FPO;) 

Es is. t hier die Kontrolle durdl di,e zuständi- . . .. . .. .. . .. " . . . ... . . . .  ', . " . . 
. ' .  'P.'räsidenf Probst: . Zum vvort gelangt der gen . . Behörden . vorgesehen. Wir bezweifeln, . . _ _  

ob diese Kontrone, die ja g,ewöhnlich nicht aus Herr Abgeordnete Dr. Gisel. . 
eigenem; :sondern nur auf Grund -von Anzeigen Abgeordneter Dr. Gisel (SPO) : Herr Präsierfolgt; tatsächlich eine wiI1ksame . Kontrolle dent! Hohes ' Haus l In einer überraschend 

. .  sein und den Intentionen des Ges,etzgeber:s hohen' Zahl .  von Briefen, dte inir zug,egang,en entsprechen w:ird. Es wurde cLem " entgegen-. sind, und 'iu 'Gesprächen, die ich führ.en in:�ßte, 
gehalten, ' daß Ja nicht eine z·entrale KQntrol1� wurde .ich lIl!it ·der Tatsache konfrontiert, daß 

kommission oder Uber.wachungskommissiori; ,ein g,ew.isser T,el! ;der Offent1ichkeit in qiesem . wie immer man das nennt, dm ganzen I,.and Haus -eine Auskunft darüber erwartet, wie ein 
heruinziehen könne, daß das zu schwiedg sei. Vertr.eter der theor.etisch,en Medizin, im .spez.iDas wäre Ja Iiicht notw,endi'g gewes1Em; ,aber eIl.en ein Anatom, zur Frage des 'Iierversumes 
es wäre lmmerhin eine Insta.nzdag,eWiesen, die sich ä:ußern w.i.rd. Ich bin daher .sehr dankbar, stichprobenarUg Kontrollen dieser Art . v()r� daß ,ich hier einige Worte :.: zur . AufkläI'1!ng 
nhnmt, ,es wäre ,eine Instanz dagewesen, von sage� kann, daß ich über. den Sachbezug zWiideren Existenz man weiß und deren Kontrolle schen AnatOInte und nerversuch .spredlen 
Inan befürchten muß . . Und dies,e Instanz fehlt. k.ann. 
SO ' ist irt einem . besthnmten Bereich, nämlich . Es . gehört zu ' den ei,g,entlich nicht v.erständdem der KonlroUe, cLieses Gßsetz doch eine lichen Reaktionen der Heilkunde durch v.iele lex "i-mp'erfecta gebHeben, denn was .hier an Jahrhundert.e hindurch, daß sie 'glaubtei der , KontrolhIlögIidl'keiten . vorgesehen iist, , das, Kenntnis voh der Lage der menschLichen Or-:glaübe· iCh, · wif.d 'den _NotweIidig}{eiten nichl gane tmci der Verbindung,en, .' zueincm.�et voll� .ger·echt. " -

kom.men entbehren zu können. ' 
' Meine Damen und Hertenl Sie werden alle Erst , als dle bloessi.erten Kreuzfahrer im rlie -Zusdwiften bekommen. habeI1i di:fl an d1e 

1 1./12 . . , Jahundert die . Lazarettstadt Salerno Abgeord:neten ili di-eser Frage ger.i&tet :-wur:' aufsuchten, : wurde dem . dorUgen Äritekolle- . den; Es war 'unter ianderem :crum' 'die Auffoi- gium �o ricbtig beWußt, wie wenig Anatomie 'demng, dieseS Gesetz übefhaupt abz�le�nen; sie eigentlich kÖnnten und . wie ' schwierig es .es cd�swegell -abiuJehn,en, ;weil dtese I{0ll.t�oll-. ist, ' bei'. Unkenntnis . von den Strukturen ,im kommission . fehg, . Ich -glaube, -.daß 'c,la.-s ,der ' menschlichen Körper Zum Beispiel in der Tiefe 'fCl.ls�e :Weg wäre. Aucil wenn die K;ontroU- des Körpersliegende Pfeilspitzen zu entfernen. , kQmml.ssio.n fehlt und rauf die�e Weis� -� ein Sie kamen auf den Ausweg, sich am " Hund 'sehr b�trächtliCh�r 'Mang,el bestehl, �as :nidlt und tam Schwein' entsprE:!cheI?-de, anatomisChe genug · Unterstridlen werden -��n, : : is� lnit Kenntnisse . zu verschaffen . .  Sie übertrugen ' di,esem' Ges,etz doch auf dü�serri :; qeb.t�tEf :ein dieses Wissen auf den mensChlichen Körper. Anfa. ng . ;g,�macht�. Es i.,st ja. dtts. j.er.��e. q�s:7tz , "  . " , . " , ' . . 
- , - " -- . - .. 0 t- - °di . - � ;;. ". - - '  . d Sieht ma.ri sid1' Oarstel. lungen in medi. zini--dieser Art, das iln s errel , g�ul��en Wi1r . , 
und wir glauben nliii: daß .es so wesentti� ;ist, ' smen l3ü&ern, aber äuCh . in Flugblättern der 
daß dieser Anfang " einmal . g,emaclll witd;'> daß damaÜgen . Zeit an, . -dalln " sieht . IIlan von den . , maIl·: vreg-en , .eiIl�s ' 1vfaftgels . djßs� " ges�!z., Arzteri·- gemietete ::.Knechte an ein�n;:t . Tisch 
gehimgswerkes ,n9ch nicht ,ei� Ahlehnung :a1s han�!eren, auf dem eiri Tier . festg�sdln.al1t - ,' . '- . : : '  '. : . :;' -�'. -oe: ; ' .' . : -; " ', . ,', _. ". - " , . '-, " '  • __ 

: . -: - /  ... '"'. " .-.':.<-'� :,. .. 
��. 
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Dr. Gise! 
loi,egt:  das Maul ist dies'em T,ier geöffnet, und ; der sogenannte Durst- und Hungerversuch am 
ein Strick ist durch dieses Maul hindurch- I Hund. Hyrtl, der überaus empfindsam war und 
gezogen und um das Tischbrett herumge- I seinen Kollegen eben auch nicht mochte, hat 
schlungen. Jedem, der dieses Bild ansieht, 

I 
nun die Versuche seines physiologischen Kol

wird wahrscheinlich bewußt, daß es sich um legen ad absurdum geführt, indem er nächtens, 
ein lebendes Tier handelt und daß aus diesem , das Heulen dieser Hunde nicht ertragend, an 
geöffneten Maul das Tier seine Qualen in den ! den Zwinger gegangen ist, die Hunde getränkt 
Raum schreit. i und gefüttert hat. Damit waren die Unter-

. . . .. , ' suchungen, die der Physiologe erwartet hat, 
DIese Art, SIch Kenntmsse uber de,� Orgams- ! in einer ganz anderen Art und Weise abge-mus zu verschaffen, wurde erst geandert, als ' laufen, und das führte zu entsprechenden sict: der :t:Iensch von alte� Vor�tenun

,
gen be-

I Reaktionen, So besteht also zumindest hier freIte, WIeder war es mcht dIe HeIlkunde, in Wien zwisdlen der Anatomie und dem sondern es war �ie �unst. Es :v-aren die I Tierversudl ein eher reziprokes Verhältnis , 
Maler, es waren dIe BIldhauer, dIe das Be- Nicht daß die Anatomen des Tierversudls �ürfnis . hatten, zu erkunden, was sich ei�ent- I bedu;ft hätten, im Gegenteil, sie haben sidl h:h bel den

, 
Bewegungen d�s menschh�en I für eine Milderung der Qualen eingesetzt. Korpers unmIttelbar unter dIeser Oberflache Das muß man also verstehen weil sich das bis abspielt. Die ersten An�tome� i� wissen- in die heutigen Tage noch au�wirkt. schaftlidlen Sinn waren mcht dIe Ärzte, son-

dern die Maler war das Genie eines Leonardo, Wenn in dem Gebäudekomplex, in dem ich 
das ihn zwang ' menschliche Leichen zu öffnen. meine wissenschaftliche Werkstatt habe, eine , 

andere Disziplin ihre Versuchhunde im Zwin-
Dann ging es schlagartig weiter. Erst als ger hält und das Gebell dieser Hunde für die 

die groben Strukturen des menschlichen Kör- umliegenden Bewohner unerträglich wird, 
pers bekannt waren, haben die medizinischen dann geht das Telefon, und zwar wird im 
Lehrer versucht, die Organe des Menschen mit Anatomisdlen Institut angerufen, es wird der 
denen des Tieres zu vergleichen, damit ihre Anatom ans Telefon geholt. Wenn ich sage, 
Studenten ein besseres Anschauungsvermögen diese Hunde .gehen mich gar nichts an, denn 
hätten. der Anatom braucht sie nicht, so wird mir das 

. . "  entweder nicht geglaubt oder ich muß eine Vielerorts haben SIch dIe Ärzte aber nach . A fkl" d b D' A f ' d ' geWIsse u arung azu ge en. lese u -wie vor von der AnatomIe abgewandt, un kl" k . h . f ..L.  b D '  . d h I d' arung ann IC ganz em aUl ge en : lese hier in dieser Stadt haben WIe er 0 t Ie H d ' I  ' cht k "  l'dl f" t . , . , h un e J au en m aus orper I zuge ug en Studenten m WIlden PetItIonen - so ste t es S h d 'l d' K t d H . . c merzen, son ern wel le a ze es aus-in unseren Akten - bel der RegIerung vor- . t ' d ' t t . . . ' I ' melS ers, genau WIssen , was SIe u ,  vor gesprochen, damIt endlIch WIeder emma em d ' K" fi f d b t . t d d
' , " d  lesen a gen au - un a s elg un le menschlicher anatomIscher Actus stattfan e H d d 't . t d d ' ' ch t dl d . , . . un e amI reIZ un lese SI en spre en statt der WIderlIchen KadaveranatomIe, dIe " ß (R f 

b 
. 

d HVP D 
'

t
' t au ern, u el er v : as IS eIne ro e hier gezeigt wurde. 

Katze!) Es ist .eine schwarze - und die Hunde 
Der Begründer der wissenschaftlichen Ana- sind auch nicht rot. (Heiterkeit und Beifall 

tomie in diesem Land ist Josef Hyrtl, der bei der SPtJ.) 
- auch das möchte ich heute hier aus einem 
ganz bestimmten Grund sagen - vor hundert 
Jahren sein akademisches Lehramt vorzeitig 
niedergelegt hat. Man weiß eigentlich nicht 
genau, w.arum. Einig,es list 'erklärbar: weH 
Hyrtl eigentlich mit dem Kollegium der Pro
fessoren nicht befreundet war, als Einzel
gänger galt, Ja in diesem Kollegium sogar 
Feinde hatte. Einer dieser Feinde war der 
Physiologe. Damals sagte man noch:  höhere 
Anatomie. Es kann sein, daß Hyrtl gekränkt 
war, daß ein anderer der Vertreter der höhe
ren, er aber einer der niederen Anatomie 
wäre. 

Auf j eden Fall steht fest : Diese junge Dis
ziplin, die Physiologie, hat damals überall, 
wo es Lehrstühle dafür gab, Stoffwechsel
untersuchungen ins Zentrum ihrer wissen
schaftlichen Forschung gestellt. Hier geschah 

Die Heilkunde verzichtet - das ist ja heute 
sdlOn berichtet worden, und die Debatte
redner sind darauf eingegangen - ja auch 
auf den Tierversuch als reines Demonstrations
objekt. Sicherlich verzichten damit die Lehrer 
der Medizin auf besondere Erlebnisdichte, aber 
es gibt in dem gesamten Gebäudekomplex der 
theoretischen Medizin dieser Universität nicht 
mehr das Terrarium und den Tümpel, in dem 
in meiner Studentenzeit noch Hunderte von 
Fröschen gehalten wurden, die bei den physio
logischen Untersuchungen und Ubungen ent
weder am tiefnarkotisierten Frosch oder am 
eben getöteten Frosch das Untersuchungs
objeKt waren, an dem die Reflexvorgänge des 
Organismus geprüft werden konnten. 

Natürlich kann man bisweilen auch durch 
eine solche Edebnisminderung sich ein anderes 
Erlebnis ersparen, wie das .einem meiner 
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Di. Gisel 

Semesterkollegen passierte, der ein großet ' isoliert lauf Emden Hund ein. Oder: Es . ist das 
.. Tieifreund . war ":"'" zumindest gab er es vor, nicht ein ganz finsterer Mann, sondern .der 

.
. . ' . illld wir ,wollen. es ihIll glauben �, der bei der HundefäIlge,r sieht etwas , sym,pathischer aus 
. • ·· streng�n. : PrüfWl9', . einen solchen ' Tierversuch i,Il \<;ler RoHe des lfebenswerten. Scnwejk, der 

am . �rosch h�itte machen sollen. Er, weigerte sich ja auch seinen Lebensunterhalt zum Teil 
lii�, , ' das . iu tun. Es ' wurde deJ,' gesanite: Jn- damit verdient hat, daß er anderen die Hunde 
stanzenzug' i� Anspiuch genommen; vom De:; ' gestohlen hat. ' ;  

. " '  . . . monstrant�n ··Und ·· Laboranten 'bis ium Assi-
. '. stenten, dh� ihn zwingen wollien, " diese� yer-- . . ,Je näher . die Beziehung zwischen dem Men-

' . " , s.chen und einer ·  besondEn'en 'Tiergattung ist, 
. :?uch z'U m,a�en. Er weigerte sich nach wie VOi, uln . s . .. 

o. ·t.i .. 
efer,·..

. i's. ·t. ' ,', n.atu." rl.ifu. ". da. s I.ntere,sse, de .. s' , aber 'der >Professor entschied da'rin aUt ein . . .' . . . . 
. . . . . .. . .. . 

� AU:erritit. ivpr�tikUIh, und dem Frosm blieb .so Betreffenden. Und ßa � 11U.n . Hund und Katze 
' . ' . - .' , . . .. . . niCht nur in Wohngemeinschaft, ' sondern fast . a�t ' fruhe T'()cl e'rspatt Der KoHege kam du.rdi . 
und ti-ieb dann seil1e;, wie die üb, rigeri InsÜtu- in BettgemeinschaJt leben, sind also diese · 

Tiere iIi das Zentrum " des Interesses geraten. tionen gefunden haben, Frechheit so weit, daß . 
er den Fros.ch schließlich und endlicP. wie4er .)dl: 'mö&te fÜr d�il: Tiersdilltz sehr intensiv 
verlangte; eier sein :Leben ihm zu verdanken plädieren� .Nur inUß man hier doch auch kri-

. . . b,a,tte.: E.r kaufte diesen Frosch uni 50 Groschen. tisch .sein; ' tt;h häbe ln �iner· Wiener Zeitung 
. Wir haben ihn alle sehr bewundert, au�li seine am: 6. Februar 'dieses Jahres ' �inen Artikel . 

GElsQlidd�Cl1keit. Er bestieg dann � :da:mals gelesen über �ie Tierquälerei i n  einem wissen
war .das b�L Studenten ' noch so übliCh :"':" mich schaftlichen' Insfitut, ' in denl man Tierversuche 
,selnei<PrÜftrp.g . nicht das ihm gehörig� Atito.; betreiben' muß. Man sieht einen Hund bewußt-

, mobil, . s()J;lclern das Fahttad und fuhr . mit los ' in : ein:e� Sta�l liegen . .  Die . Unterschrift 
seinem Frosch, stoiz davoll' 'Am na�sten Tage unter diesem Bild läutet: "Das ist das lang

. '  berichtete et Uns ' mlt sehr langem .  Gesicht, same rind 'qUCl:�v6�le Ende eines Hundes i n  der 
' . .  " wi�, dieses FroschCl'benteuer ' ausge�fangen ·. ist: winZIgen Todeskammer" . Schaut man sich die-

Er radelte hinauf in . den TÜr'kensch'aIizpai:'k, ses Foto sachkundig an, dann merkt man, daß 
ließ ' dort (Ien Frosch aus und sah den 'ersten an diesem Hund ein,e sogenannte Infusion 
Hupfern zu. Da kam aber einer der Stelzvögel, a.ngeliängt ist, daß er also in> einer therapeu
die im Türkenschanzpark beheimatet war�n, tischen Behandlung steht. Man darf nicpt ver
holte. siCh 'diesen Frosch Und v�rspeiste : ihn. gessen, daß man natürlich den Stall und den 
Also auch Um solche Erlebnisse sind tinsere Käfig und die Streu ' nicht ;mit dem Wohn
heutigen Stu�e�ten gebracht. " ' zimmer und dem Spita,lsb�tt vergleidien kann, 

Pa�. Ti,erveis\lchsgesBtz, ·. meine Da�en und 
Herren, , gibt . die ,Mö!JliChkeit, .gegen Tier
qu&lerei .' rin(i." ivfi�piauCh "d�s Tie'rversUcltes 
vorzugehel1., Dieses Gesetz verbietet den Miß
brauch und reg�h in efnem gewissen Au�maß 
� . ich . gebe Herrn Dr. Broesigke recht, man 
köhhte es' : 51ch 'auch' anders vorstellen �.  auch 
die 'Kontrolle; , ;,-, . ' . . , . '  M�i�e <t?;ih�n '  und HerrenI Das T�er dient 
d�m: Menschen:; selten freiwilhlg,in vteWUtiger 
Welse, . Es .. 4lent ' )hm auch zur Entwi�iung 
und Sicherung der' Beükwide. Ich mö<:nte nur 
wünsChen, . :daß, i .aHenthalben von 'nerhaÜeril . 
. d�m; t,t,er ::�:o;',:Viel ,Gefüb,f '�ntgegengebradlt ; 
wlrd, wie' es lIi. diesem 'Gesetz seinen: Nieder� 
sd}ia.g gefjuiden)liit. ' fch danke, Ihnen. ' (Beifall 
pe(dw ßp.ö.)': , · , · � , . . . . . 

. 

. P�räsideiit �Probst: Z�m Wort ist niemand 
�e�i: ge�el!iet� ,: pie Deb�U� . Ist . geschlosSen. 
Wü,,�scht . .Qer Herr Bedchterstatter ein Schluß-
wort? � ��inc:�piilißwort, ' . ' " . "  
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Präsident Probst 
zu erheben. - Danke. Einstimmig angenom- Genehmigung des National,rates a:bgeschlossen 
men. werd·en. 

Der BerJchterstatter beantr,agt die Isofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Kein Ein
wand. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorHtegenden G esetzentwuI1f auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung er.teHen, sich von 
ihren Sitzen zu erheben. - Danke. Der G e
setzentwurf ist auch in drHter Lesung e i  n
s .t li m m i  g ·a n g e n  0 m m e n. 

1 1 . Punkt: Bericbt des Ausschusses für Wissen
schaft und Forschung über die Regierungs
vorlage (8'19 der Beilagen) : Abkommen zwi
schen der Republik österreich, der Republik 
Rwanda und der Schweizeriscben Eidgenossen
schaft betreffend den geologiscben Dienst 

Rwandas (1046 der Beilagen) 

Der Ausschuß ,für W.iSlsenschaft und For
schung hat die gegenständLiche Vorl.ag.e in 
Steiner Sitzung am 7.  Feber 1974 in Verhand
lung gezogen und ,einstimmig beschlossen, 
d em Nationalrat di,e Genehmigung des Ab
schlusses des gegenständlichen Abkommens 
zu .empfehlen. 

Der Ausschuß für Wiss'ensrnaft und For
schung hält im vorlieg,enden Fall di.e Erlassung 
von G es.etzen im Sinne des ArHkels 50 Abs. 2 
B-VG zur Erfüllung dieses Abkommens für 
entbehrl'ich. 

ALs Erg'ebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für Wissenschaft und Forschung somit 
den A n  t r a g, der National:rat wolle -be
schließen : 

Der Abschluß des Ablkommens zwiischen der 
Republik Osteneich, der RepubLik. Rwanda 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
betr,effend den g'eolog,ischen Dienst Rwandas 
oS·amt Anhängen (879 der Beilagen) wird v.er
fassung.smäßig genehmigt. 

Präsident Probst: Wir kommen zum 
1 1 . Punkt der 'foagesordnung: Abkommen zwi
schen der Republik Osterreich, der Republik 
Rwanda und der Schweizerischen Eidgenos
senschaft betreffen'd den geologischen Dienst 
Rwandas. Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlLegen, 

'beantrage ich, General- und Spe�ialdebatte in Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete einem durchzuführen. Dr. Kaufmann. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Kaufmann: Hohes Haus ! 
Ich gelbe den Bericht des Ausschusses für 
Wissenschaft und Forschung über die Regie
rungs<vorlage (879 der :Beilag,en) : Abkommen 
zwisch'en der R.epubliJk o steT,r eich, der Repu
bUk Rwanda und der :Schweizerischen Eidge
nossenschaft betreff·end den geologischen 
Dienst Rwandas samt Anhängen. 

Auf Grund d,es vorliegenden, ·am 4. Feber 
1 972 in Kigali von Os.terreich unterzeichneten 
Abkommens soll der g,eologi.sme Dienst 
Rwandas von den dr,ei Vertragspartnern auf
g,e,baut werden. Osterreich fällt dabei die Auf
gabe zU, eine moderne ;geologische Detail
aufnaJhme der produzier.enden Bergbaue durch
zuführen, wodurch neben dem wissenschaft
!imen Zweck ,einer lag·erstättenkundLichen 
Dokumentation auch das praJktische Ziel der 
Pests.tellung geologischer Oesetzmäß'igkeiten, 
nach denen das Auftreten reicher Erzvorkom
men lin dem Ibetr.effenden Gebiet er,folgt, ver
wirklicht werden süll, um damit die Erzsuche 
,in dem Bergwerk 5.elhst und in den anderen 
Erzdistrikten zu lenk,en. Der von .oster,reich 
aus Mitteln der Entwicklungshilfe des Bundes 
aufzubr-ingende Beitrag umfaßt eiIl!en Perso
nal- und Sachaufwand in der Höhe von 
4,130.000 S. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
gemeldet. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages samt 
Anhängen I und II in 879 der Beilagen die 
Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, siro von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. E i n  s t i m  m i g a n
g e n o m m e n. 

12. Punkt: Bericht des Aussdlusses für Wissen
schaft und Forsdmng über den Bericht des 
Bundesministers für Wissenschaft und For
schung (111-60 der Beilagen) betreffend den 
Hochschulbericht 1972 (Band 1 und 2) (1047 der 

Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
1 2. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Bun
desministers für Wissenschaft und Forschung 
betreffend den Hochschulbericht 1 972 (Band 1 
und 2) . 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Blecha. Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Blecba: Herr Präsident! 
Das Abkommen ,ist gesetzändernd und darf Hohes Haus ! Der Hochschulbeliicht 1 972, der 

daher g,emäß Artikel 50 A'bs. 1 ,B-VG nur mit für den Berichtsz,eLtraum 1 969 bi,s 1 972 gelegt 

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)110 von 121

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP �, 103. Sitzung - 7. März 1974 10215 

Bledla 

wird, versucht ,ein umf.assendes Bild· der Situa
tion an den Hochsmulen in dem Zeitra.um, mr 
den er herichtet, zu ·g.eben. Damit wird § 44 des 
Allgemeinen liocflschul-Studiengesetzes für 
dEm Bereich der wissensmaftlichen Hoch": 
schulen entsprochen. Im Sinne der Einheit des 
Homschulwesens in Osterreim erstreckt sim 
. der Bericht in ' Form ' eines eigenen · Anhangs 
auch auf die Homschulen künstlerischer Rich-
tung. ' 

Es ist anzuerkennen, daß ' der Bericht eine 
Bemühung - darstellt, die Hochschulsituation 
umfassend zu umreißen. . 

Das Gesetz verlangt vom Bericht, daß er 
auf Grund der zu erwartenden Zahl an Studie
renden den Bedarf der Hochschulen an Lehr
kräften, an Personal, an Bauten, an Einrichtun
gen und so weiter darstellen solle, daß er 
Bedarfskosten rechnen solle, daß er Probleme 
der Forschung und der Lehre aufzuzeigen und 

Der ausfÜhiliche undumfangr,eichste Hocb.� Lösurigsvorschläge zu unterbreiten habe. 
schulberIcht,' der dem Hohen Haus z.:tIr Kennt- Der Herr Berichterstatter meinte, daß es die nlsnahnie voriiegt, gliedert SIch . in d�e Ab- ausführlichste und umfangreichste Bericht-schnitte Stud,' ierende, Personal, ',Rällm,e, Biblio- e' ' t tt ' 't B' t h " de' gesetzll· ... en Auf " rs a ung sel ., ' es e en S , l.ll ,  -
theken, Elektrcrnische Datenverar�eitun:gsanla- trages nach dem Allgemeinen Hochschul-gen, StudienbetriE�b, , Bedaff an I:Iochschul- Studiengesetz sei. Ich habe - .zugegeben, daß absolvent�n, • Buqget, , die wissenscilaftsbezo- der · Bericht an sich umfassend ist. Trotzdem gene . FOrsChung, tegistische Maßnahmen, In- muß ich einschränkEmd sagen, daß die Zielternational� Beziehungen, Hochsdiulsport 50- stellung· , die ich vorher kurz umrissen habe, wie, KuIlsthöchsch.ul�il. . 

, " ' .  . doch nur teilweise erreicht ist, daß in wesent'-
Der "Ausschuß rftr Wissensmaft und For- lichtim Punkteri kritische Kommentare ' anzu-

schung hatdeh .• gegemstäridlicheri Bericht in bringen sind, 
seiner Sitzung am 7. Feber 1974 in Verhand- Es ist sowohl wegen des Umfangs des Belung genomnlen; An der Debatte beteiligten richtes als auch wegen der doch etwas gesich außer ' dem ,Berichterstatter die Abgeord- drängten Zeit nicht möglich, auf alle, Bereiche neten Dt. BI�nk, Dr. Eduard Moser, Dr. Kauf- einzugehen. Ich werde daher nur . einige marin, Dr. Sdmiidt und Dr. , Gise! soWie 13un., Punkte herausgreifen und ganz grundsätzlich de, ·,.smi"ni" s. t, e. I. fÜr WissEmschaft und Forsdning , , 

'd ß d , . die unbestrittene Tatsache feststellen, ' a ie Dr. He.rtha Firnberg. 
. 

Situation an den HoChschulen derzeit von 
Als Ergebnis seiner Beratu:ng hat der Aus- einem .eklatartten Mangel an Raum, an Aus

schuß mIt Stimmenmeh�heit beschlossen, dem stattung, an Personal ·gekennzeichnet ist, daß 
Hohen Hause die Kenntnisnahme �des Berich- es bisher aus Gründen, die zum Teil durchaus 
tes zu empfehlen. . ,. . , . '  , .  objektiver Art sind, nicht mögliCh war, die 

Der "Aüssdl'uß für Wissenschaft und :For- . BilduIlgsinvasion zu .bewältigen. 
schun9 stellt somit den A n t l' a g, der Natio- . Es ist sicherlich richtig, wenn der Bericht 

-'nalrat woILe. den Bericht des Bundesministers ausführt, daß das größte Problem darin be
fur Wissensmaft und .' Forschung betreffemd stehe, den Nach:hol- , und Zusatzbedarf fest-

. den HochsdmI:bericht 1972 (Band 1 un4 2) zustellen, zu analysieren und durm gezielte , (111:-60 , der . Beihigen) , zur · Kenntnis · nemneri. Maßnahmen zu decken. Leider aber '-'-, und das 
Für de� F�II; , claß Wortmet'dungen · vorlie- ist dom ein Punkt, der im Widerspruch iu den ' 

gen, bitte • im, General- und . Speziald�batte Er","artungen steht, die man daran knüpfte -
miter einem durchzuführen. ' . <bringt der · Bericht praktisch keine Lösungen 

Präsident Pr.obst: " Besteht . ein EiIlwand, 
denetal- . und �pezialdebatte . untef eiIlem 
durchzuführen? - Kein 13fuwalld. . .  . . 

für .die brennenden Probleme: die Raumsitua-
tion, 'vor allem auch nicht für die als sehr ent
scheidend arigesehene Frage der B�darfspla-
llUng. 

/ VViir g!ehen .in die peb�tte ein. Zllm 'vort Im Bereiche der Raumsituation beruft er sim 
geineid�t "hat .. 8ith ., der Herr Abgeordnete auf das hier schon mehrfach behandelte Und · 
Dr. ;Blenk. ' Er hat "das Wort. 

. . .. .. 
zitierte längerfristige Eri.twicklungsprogramm . 

Abgeordneter· -Dr. Blenk . (OVP) : Herr P�ä�i
. dent! Hohes · "  Haus I 'Meine sehr ' .  verehr.ten 

für den Hochschulbau aus ,dem Jahre 1972, ein 
Programm, von dem wir von dieser Stelle aus 
schon .mehdach erklärt haben" daß es pesten

I>aJllJen u.Ild Heuen I Der Berich.t, cieri �ir)etzt falls als eine Katalogisierung der dringendsten 
. zu oohandeln ha'ben, ist; W'le schün der Bericht- Wünsche anzusehen sei' ganz abgesehen von 

enstatter dargelegt llat; .in :Entspreclllmg iE!lnes der Tatsache, daß die , finanziellen, kosteIi
g'esetzlichen Auftrag�s ·YOIn .Bundesminilister mäßigen Grund.lagen, auf denen dieser Plan 

. erstattet worden. § 44 des Aligemeijlen Hoch- beruht --:- letztlich ,geht es ja doch iIIimer um 
schul-Studiengesetzes yerhält den )�essortdlef den ,. NerVus ,' rerum, die finanzielle Bedek-
zur , Vorl�gecdü�ses ;Betidltes. . "  • idiIlg -, unaktueil und überholt sind. 
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Dr. Blenk 

Der Plan basiert, wie wir wissen, auf dem 
Baukostenindex vom Jahr 1 910. Inzwischen 
müssen wir, gelinde gesagt, e inen 50prozenti
gen Aufschlag dazurechnen. Abgesehen davon 
aber sind die Ansätze, die bisher etwa reali
siert werden konnten, schon auf der Basis des 
Preisstandards 1 970 auch nicht einmal an
nähernd hinreichend. 

Es mag daher auch nicht verwundern, wenn 
der Herr Bundesminister für Bauten und Tech
nik dem Kollegen Abgeordneten Professor 
Ermacora kürzlich auf eine schriftliche Anfrage 
bezüglich der Durchführung des Bautenpro
gramms für Hochschulen erklärt hat : Die 
Budgetmittel lassen den Beginn eines Neubau
vorhabens nicht zu!, was eine quasi Legal
interpretation der Einschränkung auch dieses 
längerfristig,en Entwicklungsprog.rammes ist, 
die da lautet: Selbstver,ständlich werden diese 
ganzen Kosten und Aufgaben nur dann reaH
si'ert w,erden können, wenn es die j eweilige 
Budgetlage zuläßt und wenn das langfristige 
Investitionsprogramm des Bundes das ermög
licht. An sich würde ich sagen : durchaus 
l,egibime Einschränkungen, Einschränkungen 
alLerdings, die in der Praxis eben die ganz,e 
Arbeit ,für die künftige Betrachtung der Raum
schaffung,sentw.icklung fast Hlusorhsch machen. 

Nun, ich 'habe schon gesagt, Budgetmittel 
,sind nun eben der Nervus r,erum vor allem 
j eder langf.ristigen Hochschu1konzeption, und 
daher ist es ganz interessant, zu sehen : Was 
sagt nun der ' Bericht zum Kapitel Budget? Er 
gibt - und das 'ist ,eine Soehr dürre Sache -
lediglich ,eine Analys·e der Ausgahenstruktur 
und ihrer Entwicklung, der Einnahmenstruktur 

, und ihrer Entwicklung und einige bescheidene 
internationale Vergleiche. Er weist Budget
steigerungen auf, die V'ielleicht ,im Jahre 1 912 
mit den damaligen RückbLicken noch ber.echtigt 
waren, di,e allerdings - d as ist  eine betrüb
liche Ergänzung dieses Berichtes -, wenn 'w.ir 
die Budgetziffern zum Jahr 1 914 werten, be
reits ins Gegenteil, zumindest ,in die Stagna
tion verkehrt sind. Wir haben ja 1m Zug,e der 
Behandlung des derzeit geltenden Jahresvor
anschlag-e.s schon sehr nachdrücklich darauf 
v.erwies,en, daß die HochschulansätZle im Sach-, 
Personal- und auch Bautenaufwand zum Teil 
stagnieren, zum Teil nur wenig steig,en und 
zum Teil sogar rückgängig s'ind. 

Ich meine also, daß daher dieser Teil des 
Berichtes praktisch obsoLet geworden :ist. Ähn
lich ist es für den Ber-eich der P-ersonalsitua
tion. 

schuldotierungen annimmt; ich meine die Ent
wicklung der Hochschulausgaben pro Studie
renden. Der Bericht weist hi,er Zahlen auf 
wie folgt:  Er führt an, daß sich die Steigerung 
vom Jahr 1969 auf das Jahr 1970 von rund 
32.000 S auf rund 42.000 S belaufen hat, das 
wäre als'o ,eine Steigerung von rund 30 Pro
zent. Ich hahe mir g-erade die.se Zahlen schon 
bei der Budgetdebatte etwas näher vorge
nommen und habe damaLs darauf ver·wiesen, 
daß die WirklJchkeit nun w,esentl:ich anders 
aussieht. H1er kommen wir zu dem Problem, 
das sich durch die Inflation, die wir seit eini
gen Jahren dank der Regierungspohltik zu 
verzeichnen 'haben, ergibt. Die Ausg-aben des 
Hochschulbud'gets ,kann man doch nur zu kon
stanten Pr-eisen, das heißt, auf Basis der 
Lebenshaltungskostenindizes, betrachten, und 
da erg,ibt sich ein völlig ander-es Bild: Im 
Jahre 1967 Ausgaben pro Studi'er-enden von 
36.000 S, im Jahre 1910 von 42.500 S, im Jahre 
1 974 von 3 1 .000 S. Das heißt, daß die tatsäch
lliche I,eale Leistung pro Studierenden von 
1967 auf 1 974 um 14 Prozent -g,esunk,en ist. Das 
sind die betrüblichen Realitäten, die dem Be
richt gegenübersteihen. 

Ich möchte hier die Frag-e ,stellen, die wü 
schon in anderem Zusammenhang vorgebracht 
haben : Warum wird nicht das versucht, was 
man im übr,igen gelegentl:ich ankündigt, zu
mind-est noch nie -als absurd zurückgewiesen 
h at, nämlich dle Berechnung von Studienplatz
kosten j e  Student, nach Studienrichtungen auf
geglioedert, um so die notwendigen Ansatz
punkte für 'eine l-angfrisHge Bl1dgetpohitik zu 
erhalten? W:ir sind uns völlig klar über die 
Problematik, die sich darin befindet, nur 
glaube ;ich, daß man zumindest eines könnte : 
Abgesehen von der Kostenrelation, die di,e 
-einzelnen Disziplinen pro Hör,erplatz 'ergeben, 
könnte man doch wes-entlich loeichter eine lang
fristige Konzeption erstellen. Man würde ver
meiden, daß di,e BudgetpoHtik auch äm Hoch
schulbereich .im wesentlichen von Improvisa
tionen und damit - obj,ektiv gesehen -
zwang-släufig von Ungerechtigkeiten bei der 
Zuteilung von Mitteln g.etragen wird. 

Nun zu -einem anderen Punkt. Der Bericht 
meint, daß die Hochschulentwicklung künftig 
entscheidend von der Anteilnahme und vom 
Inter.esse der Offentlichkeit abhängen werde, 
daß also di-e Erage der Zurverfügungstellung 
der Mittel und damit offenbar die Frage -eilter 
Sanierung des ganzen Hochschulproblems 
weitgehend vom Konsens d e r  OffentHchkeit 
abhänge. 

Nun, effektiv falsch, und zwar auch für den Ich frage mich: Was soll das? Denn wir 
Zeitpunkt der Vorlag,e dieses Ber-ichtes falsch, dürfen doch mit iFug und Recht davon aus
sind die Zahlen, di'e man so gemeiruigHch g·erne gehen, daß die Offent1ichkeit die letzte In
als Richtwerte für di-e Entwicklung der Hoch- stanz :ist, die etwa ,einer hinr,eichenden Dotre-

103. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)112 von 121

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 103. Sitzung - 7. März 1974 10217 
Dr. Blenk 

I'ung der Hochschulen WJderstäride tmtgregen
setzt. Es äst, glaube ich, auch ·niemals behaup':' 
tet worden: · ich les,e es hier ,im Bericht zum 

, ersten Mal. · Es dst ,eine ,Frag,e der Regierungs-
. ;ber:eitschaft oder, wenn Ste wollen, der Mög

lidrkeit od�r der Konzeption. 
Es ist :r,ichtig, daß eine hessere Transp arenz 

uDd Information auf Homschulgebiet notwen
dig ist, daß j ede Pu blizttä tsverbesserung fÜ'r 
Gle Hochschulen s.i.nnvoll 1st. Ikber sich ·etwa 
darauf hinausr�den zu · wollen, der Korisens 
der OffentLichlOOit und das Verständnis der 
Oftientlichk.eit für die Hodlschulprobleme ver-

. hindere --- denn den Schluß muß man j a  
�ehen - 'eine 'hinreichende Dotierung, das ist 
denn doch w.eit hergeholt, nein, falsch. - -

Der �erJchL5et� sich ,dann weiters in Jangen 
Ausführung,en · mit dem Problem der Bedarfs
schätzung·en . auseinander. I1ch habe ,schon im 
A.,usschuß dazu gemeint, daß .das an sich recht 
theor.etism .hlteressante Bemerkqngen ..sind, 
daß ,es ·gewissermaßen 'eine Diplomanden
arbeit über die Vor- und Nachteile der ver
sch'ied'enen BedaI1fsschätzungstechniken und 
-methoden .ist, daß es aber an Wdtklichkeit 
nichts aussagt. Man verw,eist ,auf gewisse, 
zum Teü !fünf, sems Jahre al1le, sehr da�ens
wer.te, aber tinzwisdlen '.durch die �ntwicklung 

, überholte Arbeiten, a:ber wenn man. zum Punkt 
der tatsächlichen Aktionen kommt, dann f.ehlt 
eigentlich Jede tatsächlidle . Auss.age. 

breiten, aber idl .glaube, daß diese Aussage 
natü.rlddl zu einer w:irlcHdl längeren Diskus
Isdon darüber ' zwingen , würde, ob beispiels
weise dieses Menschenrecht auf Bildung auch 
das Recht auf Hochschulbildung einschLi.eßt. 
Es sind · hier ·einige Widersprüche :im Ber.idtt 
enthalten, wenn etwa . gesagt wird, daß in 
Zukunft jedem :befälhigten BildungswilHg,en 
'ein HochsdlulstucLium zu ;ermögliChen -sei, daß 
'�r , a:ber keinen · AI1Spruch auf ' j ede Studien
möglidiJkeit ·an j'edem Studien ort habe. Das 
würde also heißen - und ich p,ersönHch ,be
kenne mich zur Richtig'kleit dieses Grund
,satzes -, d� .das ReCht :auf Bildung die 
Gr,enze hei der Befähigung und hei der Be
reitschaft des einzelnen zur Bil'dung hat. 

Mir ist allerdings noch nidlt sdllüssig, wie 
mit diesem Grundsatz der mehrfadl sdlon aus
gesprochene und zum Teil fast programmatisdl 
gewordene Punkt einer so dezidIerten Ableh
nung des Numerus . clausus zu vereinen ist. 
Es heißt drin wörtlich: Jeder Numerus clausus 
in irgendeiner Form ist abzulehnen. 

Hohes Haus I Ich weiß, daß der Begriff des 
Numerus c1ausus e1n zum TeH emotionsgela
dener und kritischer . Begriff list. Aber ich 
möchte doch . frag,en, ob wir, wenn wJr den 
Begriff ,einmal beiseite lassen, n icht zu einer 
,sinnvollen Bewältigung der Bildungsexplosion 
bei Berücksichtig"ung der .audl tim Bericht aner
kannten Grundsätze kommen können, nämlich 
des Rechtes ,auf Bildung für den Fall der Be

Es ,ist höchst Ibedauerlich � .  und das äst, fähi'gung und der Bereitschaft - mit Einsdlluß 
glaube jcp; riur im: Zusammenhang mit · dem all d·er BHdungshHfen, die im Aufklärungs-, 
vorhin erwähnteri Gedanken zur langf.ristigen im Unterstützungshereich gegeben werden -, 
Budgetkon�eption der Hochsdlulen zu sa- wir also bei al(di-esen .Einschränkungen nidlt 
·g,en �, daB man .trotz ;der mehrfach zuges ag- doch zur Einsicht kommen müssen, daß wir 
ten B'edarflSprognosen, bei alter Problematik einfach um eine gewisse Limiti.erung, Auslese
der PrognosenerosteIlung, ilie Wiir kenrien und begrenzung, wie immer Sie ,es nemnen wollen, 

. die vor allem eiben in se'hr theoretischer Form für ·die Zukunft nicht herumkommen . 
. im Beriich.t ja audl dargelegt Wuiden, nicht zu Faktisch stehen ja die Dinge . vor uns. Ich 
deren Ausarbeitung .g·ekommen ist. Wenn man frage mich, ob es d�r Weisheit �etzter Sdlluß 
sich im Bericht lang damit auseinandersetzt, ist, daß dies-e Beschränkung, di'�ser faktische 
daß ·es ,ebeu nicht mögLich .ist, daß , man etw.a Numerus clausus darin besteht, daß die nicht 
nur die Entwicklung der indiv;id.uellem Nach- Bildungswilligen und -befäMgten zu Lasten 
frage oder . nur ' dille Nachfrage der Wlirtsthaft der tatsächlich dafür positiv Eingestellten, idl 

. betra.chtet, sOlldern daß auch die. ges'ellschaft- würde sag·en, Zeit, Geld und vor raUem Btu
lidien �d b.ehördenmäßoigen Ailsprüch� :rlnd dienplätze besetzen. Ich glaube, daß wir dies·er 
N achfrag·en nlit ;hereingenommen w.eiden müs- Frage bei aller . programmatisChen _Ablehnung 
sen, so si'llddas äm Grunde '13dnse'nw.ahrheiten. des' Num·erus c1ausus -als festg·efahrenen Be
Gesmehen dst p:raktLs<il nichts, was ':für d� gr.iff nicht entgehen können, wenn wir nicht 
GrUndfragenJder gan7:eIl Hochschulkonzeption auf die Dauer in tirg,eridelner ande:reri Form di-e 
wesentlid;J. '-wäI'e' nämLich fÜr dd·e _ i,Fr.agE! der Studienplätze nach unobjektirven 'Kriterien 
se.reitstell�qg und V:er.t�ihmg von lMitteln für r(itionieren wollen. Ich froge also: Wie ge
EinIldl:tulJJg; ' Baüten urid :Personal, lü�, die denkt man di,eses · Problem anzugehen? Das 
Schaffu.ng .' -der·' ndt�endigen " , und ·. allgemein �chiene mir ,eine . iFrage zu sein, die .eine Ant
akzepUerten/ weriri " ,atlch Ilichl prakÜzierten wort ·· im R:a.hmen ' d{eses Berichtes. ",erlangt 
Gleidlheit 'der !BdidUngscb:ancen. , · . . hätte. " ·

,
:�r ß�t4�l�priwt�:rilll ,;'M�n.sdJJeIlreCht auf Weit�rs fällt hf'er auch eine Frage' herein, 

.. Bi1dtlIl�·'·'1 ; ,!9J.:;�;lD.(k1:l�� ,  mich hier . nicht v�r- (lie �ir schon mehrfach behandel� 4�ben, die 
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Frage eines rascheroen Umschla,ges der Studen
ten .im Hochschulbereich, d·er Kurzstudien, der 
Regelstudienzeit. Ich wiederhole das, was ich 
schon im Rahmen der Hochschuldebatte zum 
Budget hier gesagt habe, in einem Satz: Es 
ist einfach eine b etrübliche Tatsache, wenn 
man hört, daß sa'g·e und schr·eihe rund zwei 
Prozent aller Studenten ihre Studien in der 
vor:gesehenen Mindeststudienze.it absolvieren 
und rund 50 Prozent der Techniker mehr als 
fünf Ubersemester machen. 

Dann noch eines : Der Bericbt - und da·s 
ist die Begründung dafür, warum wir den 
Bericht nicht zustimmend zur Kenntnis nehmen 
können - spnicht unter .anderem in seiner 
Einleitung, die .im übriglen das recht les,ens
werte Grundsatzkonzept zu s·ein scbeint, auch 
davon, daß die Leitbilder und Grundsätzoe der 
künftigen Hochschulpolitik dem Berirot zu
grunde lägen und daß das Leitbild der &eg,i-e
rungsvorlage des Univ-ersitäts-Organisations
g.esetzes entnommen sei. jenes Gesetzes, das, 
wie Sie alle wissen, derzeit im Unterausschuß 
in Behandlung steht. 

Ich w.ill aus zeitlichen und aus kLimatischen 
Gründen - aus klimatischen Gründen für 
den Unteraussmuß - nicht auf den Inhalt 
und Stand der Verhandlungen eingehen. Ich 
möchte nur grundsätzlich auch in dtesem Riah
men festhalten, daß Einmütigkeit darüber be
steht, daß di.eses Gesetz für die ganz,e künfUge 
Entwicklung der Hochschulen ·entscheidende 
Bedeutung hat, daß wir zu einer Reform der 
Hochschulen grundsätzlich und ausnahmslos jla 
sagen, daß <He Bedeutung und der Umfang 
dieser Arbeit, 'in der wir Jetzt stehen, aller
dings eine .sachliche und konst:mktive Zusam
menarbeit aller V:erantworUichen v-erlangt. 

W.ir wissen genau, daß in wesentlichen Fra
gen - das hat sich schon im Laufe der bisheri
gen Verhandlungen 'gezei,gt - grundsätzlich 
unterschiedliche Vorstellung·en bestehen, von 
denen wir aber hoffen, daß woir sie zu -einem 
guten Ende bring,en. Ich hoffe, daß al1e Be
teHigten an einer ,einv,ernehmlichen Lösung 
interess.iert .sind. 

Umso bedauerlicher aber ist die in letzter 
Zeit gelegentlich zu hörende Begleitmusik zu 
diesen Verhandlungen. Ich halte fest, daß im 
Unterausschuß selbst intensiv und saChliCh ver
handelt wird. Das wurde, ,glaube iCh; von nie
mandem bestritten - trotz der Problematik 
der legistischen SchwierigkeÜen und auch der 
unterschiedlichen Vorstellung zu verschiede
nen Punkten. Es wurde sachlich und gründlich 
verhandelt. Es war jedem klar, daß es im 
UOG-Unterausschuß zu keinem Durchmarsch 
kommen konnte; das halben die ,bisherigen 
Verhandlungen gezeigt. 

Die bisherigen Verhandlungen - das möchte 
ich hier ganz klar aussprechen - wurden aber 
immer wieder mehr oder weniger verhüllt 
und mehr oder weniger nachdrücklich von 
Fristsetzungsdrohungen begleitet, zum Teil 
von Stellen, die ich persönlich dazu für nicht 
legitimiert halte. ICh meine j etzt nicht die Frau 
Bundesminister, die auch einmal in einem 
Interview mit der "Kleinen Zeitung" erklärt 
hat, daß man möglicherweise doch getrieben 
wäre, eine Fristsetzung vorzunehmen; ich 
würde das jetzt nicht überbewerten. 

Aber wenn Abgeordnete, die Mitglieder des 
Unterausschusses sind und die dort bisher 
keinerlei aktiven Beitrag zu den Verhand
lungen geleistet haben, sofern sie überhaupt 
anwesend waren, wenn solche Abgeordnete 
dann lässig in Zeitungen erklären, sie hätten 
den Eindruck, daß das Gesetz von der Opposi
tion verschleppt werde, daß man hier bereits 
eine Art Wahlkampftaktik praktiziere, daß 
daher der Opposition unbedingt eine Frist 
gesetzt werden müsse, dann. meine ich, ist 
das eine unpassende, unkompetente und be
dauerliche Entgleisung. Das sage ich ganz 
offen. 

Es ist auch eine betrübliche Vereinfachung, 
wenn man das ganze so darstellt, wie es ein
mal die Frau Bundesminister in besagtem 
Interview in der "Kleinen Zeitung" getan hat 
und wie es in etwas abgeschwächter For:m 
auch der Herr Abgeordnete Dr. Fischer in 
einer Aussendung der Sozialistischen Korres
pondenz gemacht hat, als ob die avp hier 
zwischen ihren Interessenvertretungen hin und 
her gerissen wäre. Die avp werde sich ent
scheiden müssen, ob sie sich letztlich für ihre 
Studenten oder für ihre Professoren einsetzt, 
und sie wäre schlecht beraten, wenn sie siro 
vor diesen oder jenen Karren spannen ließe. 

Ich möchte hier überzeugt sagen, daß ich 
es für legitim, j a geradezu für verantwortungs
notwendig halte, daß j ede Fraktion und j edes 
Mitglied des Unterausschusses bemüht sein 
muß. soviel Information wie möglich und so 
gute Information und Standpunkte wie mög
lich zu erhalten. Ich halte es für selbstver
ständlich, daß wir zu einem Kompromiß kom
men werden, zu einem Kompromiß, der keiner 
der - wenn wir den Begriff behalten - Hoch
schulgruppen gereCht werden wird, zu einem 
Kompromiß aber - und daran glaube ich, 
weil ich in allen Kompromißfragen daran 
glaube, daß es einen optimalen Weg gibt -, 
der letztlich in den Auswirkungen allen zu
gute kommt. Dieser Kompromiß wird weder 
für noch gegen eine Gruppe ausgehen, sondern 
er wird einfach die Lösung sein, die wir im 
Interesse der gemeinsam verstandenen Zu-
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kunftsreform. der Hochschulen . für notwendig w,erden kann, die wirklich für aUe Gruppen 
' halten;(Beila11 bei der OVP.) . 

akzeptabel .ist. 
Meine Damen und Herr.en! Zum Schluß nur 

. nOch · eine . Feststellung. Wir ha.ben im Wissen
schaftsausschuß den Bericht abg,eLehnt. Wir 
haben dort den Vorschlag gemacht, man möge 
in der Form abstimmen: Es w.i.rd vom Bericht 
·Kenntnis g:enommen. Das ist ,eine Formel, die 
der Herr Abg·eordnete Fischer j,a kermt, er 
hat ·sie selbst in seinem Kommentar als -eine 
inzwischen üblime Formel für solme Situatio-
nen . .  festg· ehälte. n, in denen man zwar" zur 

Das, was bisher vOI1g'eschlagen wurde - so
weit es von Ihrer Seite vorgeschlagen wurde, 
Herr Kollege -, hat doch recht herbe Kritik 
bei dem Großteil der Studentenschaft und bei 
gar nkht wenig Assistenten gefunden. Sie 
werden ,sich also noch .ein <bißchen anstrengen 
müssen, ,uni jen:e Vimiante zu finden, die für 
alle Gruppen akzeptabel sein könnte . --- Das 
war das ,eine. 

Und das zweite : Wenn Sie meinen, Kollege 
Kenntnis . nimmt, daß der Pflicht zur Benicht- Blenk, daß Sie die Befugnis haben, -in Ihrer 
erstaitung . Genüge ,getan wurde, ohne sich Ausschußfraktion zu beurtei.Len oder zu beaber damit mit dem sachLichen Inhalt des Be-
riChtes .zu identifizier,en. · Wir wären bereit ge
wesed, ' in ·einem solchen Falle eine ein·stim
mige Beschlußf.assung zu ermögUchen. 

Im ltinblick darauf aber, daß � wie schon 
erwähnt -- das ' UOG, das wir derzeit noch 
mit wJdersprüchlichen Vorstellung,en verhan-

• deIn, zitiertes Leitbild und Grundsatz dieses 
Be:r.ichtes ist, sahen, und. ·sehen wir uns nicht 
,jn .der . Lage, den Berüht zur Kenntnis zu neh
men. Wir würden uns freuen, wenn Sie unse� 
rer f'ormulierung zustimmen würden. An·son
sten ·müsgen w.ir diesen Bericht ,ablehnen. (Bei-
fall bei cl,er OVP.) . -

P.räsident .Probst: ., Der . nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Heinz Fischer. 

stimmen, wer ' ,etwas zu sagen hat, so müssen 
Sie .sich . das mit Ihren Kollegen ausmachen. 
Wer aber befugt äst, in unserer Ausschußfrak
tion Erklärung,en . abzug.eben, das machen wir 
uns schon s'elbst aus, und da brauchen w.ir 
keine Mahnung von Ihnen, ob die Anregung, 
die Kc;>llege Reinhart gemacht hat, oder ob die . 
Uberlegung, die . ·er angestellt hat, berechtigt 
ist oder nicht ber,echt:igt ist. Das d5t unsere 
Sache. Da lassen wir uns von niemandem 
drehiredell i 

,Meine Damen und . Herrenl Nun zum Hoch
schulber.icht selbst: Der vorloiegende Hochschul
bericht ist erst der zw.eite, der seit der gesetz
lichen Verpflichtung des AHStG dem 'Parla
ment vorg,elegt wird, und es :ist der erste, der 
hd,er zur Verhandlung steht; denn der Beridlt, 
den Minister Mock vorgeLegt ,hat, wurde ja 

Abgeordneter Dr. Heinz Fisdler (SPO) : Herr im Jahr .1969 so spät vor-gelegt, daß eine par
Präsident!. Hohes Hausf Es . ist eine padamen- 1.amentar.ische ,Beratung nicht mehr möglich 
tarische Realität, daß die Intensität ' und der w.ar. · Das beraubt mich leider ;auch der Mäg
Umfa.ng unserer Diskussionen über Verhand- lichkeit, Zitate hier vorzutragen. Denn sich·er 
lungsgegenstände nicht · von der Wdchtigkeit hätten die Kollegen von der OVP . eine Situa-
di.eser Verhandlungsgegenstände, sondern ein ' tion, die . viel weniger günstig und viel woeni
bißchen audJ. von der Tag·eszeit abhängen. Ich ger ·erfreuLich war, :als 81,e es heute äst, damals 

' könnte mir vorstellen, daß manches, 'W1aS iin auf ' Grund des HochschultberJ.chtes 1969 mit 
.q,er R.edlllungshofdebatte heute gesagt wurde, höchstem Lob belegt, . während jetzt, wo . sich 
kurzer hätte gesa·gt w,erden können, und daß in vd·elen Ber.eich,en -::-- und das ,ist ja das 
.eill BeriCht, der R�menschaft .über dr,ei J,ahre Wesen und da.s Verdienst. dieses Berichtes, 
Entwicklung unserer . !iochschulen gibt, viel- daß das nad1g.ewlesen w.ird - di·e Situation 

, leicht beim nächsten Mal .so ' plaziert werden erfr-eulich verbess.ert hat oder ,Probleme, die 
:sollte, -daß .man sich ausführLi<her damit ,aus:' sich sehr gefährlich hätten zuspit�en könne�, 
.einanders·etzen kann. Aber man ,kann sicher wenn man nicht r:echtzeitig gegengesteuert 

, ' auen >in einigen kurzen Beme:tltUng.en darl'e- hätte, ' g,emeist-ert wurden, das alles von den 
gen, w,ie ID:1ClD. diesen Bericht einschätzt, was Kollegen -der Opposition nicht ,aner�annt �-rd. 
einem wesentHch ersdleint, et cetJerCi· ' 

. 'Das Budg,etproblem etwa: Aus diesem Be
Zu den 'Ausführungen 'IIl:eines Vorredner:s, iich.t geht hervor, . dn welchem. Ausmaß sidl, 

des Kplleg-em 131enk, mocnte tfch nur sagen: die ' Ausgaben für die Hochsdmle . entwickelt 
c p1eses Wdrt vom Komprom.iß�für-:aUe-GrUp� haben: Die Ste.i'gerungsr,ate .betrug 56 Prozent 

peit-Finderi habe ich schon öft.ers gehört, und jnsg-esamt, die Steigel'ungsrate ' bei den Aus� 
idL warte immer nodt ,auf ehle -YaJ.'iante, die gaben für W:issenschaft und For:sdlUng 
Sii:! 'vorlegEm, die !ür alle· Gruppen, . die vOm UO,2 . Proient. Das 'sind doch F*ten, die man 

, Uitiversitäts:'Orgaruisatiorisgesetz . . .. . · · betroffen nimt bestr,�iten kann. 
,' sin:d" a�zeptabel ist: -denn wir sind die . ersten, Kollege Blenkl .Sie haben · sidl gewundert, 

die s,ich :fr·euen, Wenn eine LÖsung gefunden daß es ;notweIidig ist, irgendwie die öffenU,iche 
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Meinung zu mobilisier,en. pie öfientliche Mei
nung muß nicht mobilis-iert werden dafür, daß 
sie Verständnis hat, daß man Geld für die 
Hochschulen ausgibt. Das ist nicht notwendig. 
Aber die öffentliche Meinung - und so steht 
es hi-er drin - muß mobilisiert wer-den dafür, 
daß sie Verständnis hat, daß die Ausgaben für 
Wis&enschaft, Forschung und , Hochschulen 
überproportional steigen ; denn eine überpro
portionale Steigerung - da 100 Prozent nun 
einmal 100 Prozent sind und nicht vermehrt 
werden können - des Aufwandes für Wissen
schaft und Forschung bedeutet ja, daß ich 
anderswo ,einspar·en muß, daß andere Budget
ansätze nur unterproportional wachs·en kön
nen. Und dafür .ist sehr wohl das Verständnis 
der öfflentlichkeit notw-endig. Wir, die soziali
stisehe Fraktion, sind gerne belieit, uns-er-en 
BeitI1ag zu leisten, daß das Wissenschaftsmini
ster,ium und die Frau -Bundesminister dieses 
Verständnis über das Parlament hinaus ,in der 
öffentlichkeit auch tatsächlich finden und wei
ter finden werden. 

Lass<en Sie mich noch einen Satz sagen, wonn 
ich die Bedeutung di·eses Hochschulbel'lich
tes im allgemeinen' sehe. Ich glaube, daß es 
unerhört wertvoll ist, wenn ein Mandatar 
- und darüber hinaus Jeder, der daran inter
ess,i,ert ist - in so kompakter Form, wie es 
nun einmal dieser Bericht bewirkt, all jene 
Ziffern, Materialien, Statistiken, Daten, An
gaben et eetera zur Hand hat, di,e ·er zur Beur
teilung der Situation an den Hochschulen be
nötigt. Wer wissen will, w.ie sich die Situation 
auf dem Sektor der HabHitation, die durch
schnittliche Berufung,sdauer, das durchschnitt
liche Alter von Hochschullehr.ern, die Zahlen 
von Assist-enten, Studenten et oetera ent
wickeln - und ,er muß es j a  w.iss·en, wenn 
-er Entscheidungen treffen, wenn ·er Ges,etze 
machen will -, der .hat hier eine unschätzbar 
wertvolle Unterlage. Das ist, so glaube -ich, 
wirklich ang.ewandte Transparenz, daß man 
nämlich einen echten Einblick bekommt, wie 
es an den Hochschulen ausschaut. Ich würde 
mich nicht wundern, wenn die eine oder andere 
Statistik und Zahl, die in dies-ern Ber.icht ent
halten ,ist, das M.inisterium früher selbst nicht 
gehabt hätte und sich erst jetzt beschafft hat, 
um diesen Ber.idlt ,erstellen zu können, sodaß 
selbst die den Bericht vorleg-ende Stelle, aLso 
das Wissenschaftsmindster,ium, dadurch profi
tiert, weil es gezwungen ist, sich di,ese Unter
lagen zu beschaffen, und g,ezwungen ·ist, in 
·die  'Sachen hineinzuschauen. 

Meine Damen und Herr.enl Wer den Bericht 
zur Hand nimmt, wird natürlich als erstes 
einen Blick auf die Studentenzahlen werfen, 
die sich in so -imponierender Wieise ,entw.ickeln. 
Ich pers.önI.ich habe mir, da . der Bericht j a  

nur bis 1972 geht, noch die Fortentwicklung 
für 1973 und für das Wintersemester 1913/74 
eingetragen. Im heurigen Wintersemester 
wurde nach den vorliegenden Schätzungen die 
Zahl von 60.400 inländischen Studenten bereits 
überschritten. Wir haben 9700 ausländische 
Studenten. Wir haben daher insgesamt rund 
70. 100 Studenten an Osterreichs Hochschulen. 
Das heißt: 1 Prozent unserer Bevölkerung 
studiert an den österreichischen Hochschulen. 

Daß es trotz dieser ' imponierenden Steige
rung der Studentenzahlen gelungen ist - was 
etwa auch den Tabellen in diesem Bericht 
hier entnommen werden kann -, das Verhält
nis Studenten zu Professoren, das Verhältnis 
Studenten zu Assistenten, das Verhältnis Leh
rende zu Lernende insgesamt im wesentlichen 
konstant zu halten, das, meine Damen und 
Herren, ist doch eine wirkliche Leistung, eine 
wirkliche Errungenschaft. In österreich war 
die - wie man sagt - Explosion der Studen
tenzahlen nicht eine Explosion in dem 'Sinn, 
daß etwas außer Kontrolle geriet, daß einem 
die Teile aus der Hand geglitten sind, sondern 
die Explosion der Studentenzahlen konnte be
wältigt werden durch einen entsprechenden 
Zuwachs an Lehrenden, durch entsprechende 
Vorsorgen in allen Bereichen: 

Meine Damen und Herrenl Wjr haben heute 
vorhin eine Diskuss,ion über das Studienför
derungsgesetz gehabt. Als Kollege Dr. 'Mock 
ein bißchen in SchwJer,igkeiten mit seiner 
Argumentation geraten .ist, hat .er gesagt: Aber 
wir - Dr. Ddmmel - haben das Studien
förd.erungsg,esetz im Jahre 1963 eing·eführtl 
Hohes Haus ! Di.e Zeit der Koalition !ist eine 
Zeit, wo Vaterschaftsprozesse über Errungen
schaften ·sehr schwer zu führen sind: Wer hat 
welches Verd.ienst daran? Am Schluß wa:r.en 
,es ja doch immer einstimmige Beschlüsse. 

Tats'ach·e ;ist jedenf.alls, meine Damen und 
Herren - und daran kann ich mich aus mein-er 
eigenen Studentenzeit b-eziehungsweise der 
Zeit als Studentenfunktionär erinnern -, daß 
es ein sehr hartes Bemühen war, daß zunächst 
einmal der Abg,eordnete Mark am 1 9. Oktober 
1960 den Antrag 1 02/A auf Verankerung des 
gesetzlichen Anspruchs auf Studienförderung 
eingebracht hat. Nichts ist geschehen. Nichts 
war durchzusetzen bei Drimmel. Während der 
ganzen Legislaturperiode haben wir diesen 
Antrag nicht durchgebracht. Es ist beim Almo
sensystem geblieben. Man hat damals das 
Bildungsprivileg als rotes Schlagwort bezeich
net, man hat so getan, als gäbe es das nicht. 

In der nächsten Legislaturperiode war es der 
damaHge Abgeordnete Dipl.-Ing. Waldbrun
ner, der am 1 4. 1 2. 1962 w1ed-er einen Initiativ
antrag eing·ebracht hat und seine g,erade in drl.<e
sem Bereich beachtliche und hervorragende 
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Autorität in den Dienst eines Rechtsanspru- dann die Drop out-Rate absinkt und dann 
ches auf Studienförderung gestellt hat. gegen Ende des Studiums w,ieder ansteigt und 

etwa bei einem Viertel, also etwa bei 25 Pro
zent, nach acht Semestern Hegt. Es hat dann noch ein Jahr gedauert, bis 

es im Jahr 1 963 so weit war, daß ein Rechts
anspruch auf Studienförderung, dieses inten
sive Anliegen von uns zur Bekämpfung des 
Bildungsprivileges realisiert werden konnte. 
Sie können ja alle im Index nachschauen, das 
sind die Fakten. 

Die Fakten sind auch, meine Damen und 
Herren - das müßte man vor allem jenen 
sagen, die damals die Existenz eines Bildungs
privileges bestritten haben -, daß im Jahr 
1 964/65 die Zahl der Studierenden aus Arbei
terfamilien bei 6 Prozent lag, 1 961/68 bei 
8 Prozent, am Beginn des Jahres 1 91 1  bei 
12 Prozent, und die letzte Zahl, die mir zur 
Verfügung steht, ist ' 

12,1 Prozent im Jahre 
1 912/13. 

Meine Damen und Herrenl Daß slich di'e 
Zahl der Studierenden aus Arbeitnehmer-, aus 
Arbeiterfamilien innerhalb von neun Jahren 
absolut mehr als verdrei:facht und prozentuell 
verdoppelt hat, deutet doch darauf hin, daß 
hier Reserven vorhanden waren, die vorher 
nicht ausgeschöpft wurden. Es gibt .kein ratio
nales Argument, wenn ich mir die Gesamt
bevölkerungsstruktur vor Augen halte, das 
besagt, daß j etzt schon dieses Res,ervoir aus
geschöpft ist. Es spricht im Gegenteil sehr 
viel dafür und es ,läßt sich ja statistisch nach
weisen - ich will es nur nicht im einzelnen 
tun -, daß noch immer sehr große Ungleich
gewichte bestehen, wobei wir nicht eine völ
lige Proportionalität zwischen verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen und der Zahl der Stu
dierenden aus diesen Gruppen herstellen wol
len. Wir wissen schon, daß hier alle möglichen 
Faktoren mitspielen. Aber wir wollen jene 
Faktoren ausschalten, deren Mitspielen, wenn 
ich so sagen darf, wir nicht für gerechtfertigt 
halten. 

Auf regionale Probleme brauChe ich nicht 
einzugehen, das wurde vorhin schon erwähnt. 

Eine sehr interessante Sache - und das ist 
eigentlich schon der vorletzte Punkt - ;möchte 
ich gerne noch anschneiden, das ist die Drop 
out-Quote an den Hochschulen, die Frage: 
Wie viele Studierende sind in der Lage, ihr 
Studium wirkliCh abzuschließen? 

Da stellt sich heraus - di·eser Versuch reicht 
schon in das Jahr 1 968 zurück -, daß eine 
Studienv:erlaufstatistik zeigt, daß von 100 Stu
denten, die im Jahr 1 968 mit dem Studium 
begonnen haben, nach d·ern ersten Semester 
nur mehr 95 Jnskr.ihiert waren, ·also das -erste 
Semester scheidet schon 5 Prozent aus, daß 

Was mir noch wichtig .erscheint, meine 
Damen und Herren, sind die von mir für un
wahrscheinlich und unglaubl.ich gehaltenen 
Unterschi,ede zwischen den einz·elnen Studien
richtungen : Bei Medizin ist interessanterweise 
die Zahl de:r.er, die fertigmaChen, sehr hoch, 
relativ hoch, nämlich 84 Prozent. Bei den Archi
tekten sind es 73 Proz,ent, hei den Soziologen 
4 1 ,  bei den Volksw.irtschaftlern 39, bei Dol
metsch 48, bei Sozial wirtschaftlern 26 Prozent. 

Das liegt zum Teil sicher an der Motivie
rung; der weiß genau, was er will. Das lie,gt 
aber zw:eitens, meine Damen und Herren, 
sicher auch am Curriculum, am entspredlend1en 
Studienverlauf. Ein v-ernünfUges Studieng,e
setz, v-ernünftige Studienpläne können Mer 
sicher W·ertvoUes leisten. Bas, meine Damen 
und Herren, hätte .ich Ihn.en, wenn zich mich 
beim Punkt Stud.ienbeihilf,e 'zu Wort g,emeldet 
hätte . . . (Abg. Dr. G r u b e r: Das is t aber 
das Gegenteil; das Medizinergesetz haben wir 
als eines der letzten beschlossen!) Es kann 
j a  sein, daß auch vorher schon der Studien
gang an sich v-ernünftig 'gereg,elt war. Es muß 
ja ·nicht sein, daß deswegen, weil wir dieses 
Gesetz Jetzt neu beschlossen haben, die logi
sche Abfolge der einzelnen Studienabschnitte 
nicht dort sChon vorher Jrg·endwie sinnvoll 
,gegliedert war. 

Aber, meine Damen und Herr,en, Ausschei
den heißt ja wohl, daß ·der Student schlechte 
Noten kriegt, daß er nicht mehr mitkommt. 
Daher ist doch daran erk,ennbar, w,ie .sehr die 
Frage der Begabung, 'g'emess,en ·an Noten: guter 
Studienerfolg, wenig,er guter Studienerfolg 
- wenn ich diese Schwankungsbreiten vor 
Augen habe - problematisCh ist. Ich glaube, 
daß daher auch Jener Abschnitt in dem Benicht 
wkhtig ist, der sich mit Asp.ekten der Hoch
schuldldaktik befaßt, weil ,eben die Hochschul
'didaktik, d er V.ersuch, alle dies·e Motive und 
alle Faktoren des StudienaMaufes zu ·erfor
.schen, etwas ungeheuer Wichtiog,es ist. 

Meine Damen und Herren! Wir glauben 
- das waren ja nur leinige ganz wenige Bei
sp.iele -, daß ein Ber.icht wie der vorliegende 
Hochschulbericht wertvollste Anr.egungen für 
di·e praktisch,e Hochschulpolitik ,gibt, daß ,es 
sinnvoll ist, diesen :Berkht vorzulegen, daß 
w,ir aber auch klug beraten waren, daß wir 
nicht verlangen, daß ein solcher Berüht joedes 
Jlahr vorgelegt wird. Es glenügt wirkLidl, daß 
Berichte dieser Größenordnung aUe drei Jahre 
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vorg.elegt werden. W.ir sollten das wahrschein- sind. Hier wieder g.eht es um eine aktive 
lich auch hei anderen Berichten machen, wo Dokumentation und .eine aktive Information. 
es genügen würde, wenn sie aUe zwei oder Der Kernforscher _ ich möchte nur dieses drei Jahre vorliegen. 

Währ,end Kollege Blenk gemeint hat, daß 
er zwar die Berichterstattung zur Kenntnis 
nimmt, ohne sich mit dem Inhalt di.eses Be
richtes zu identifizier,en, sagen w,ir : Di-es.er Be
rlicht spi,egelt die Realität der österreichischen 
Hochschulen, ihre Probleme, aber auch ihr·e 
Fortschritte wjder. W,ir geben diesem ·Bericht 
gerne in dies,em Sinne uns·ere Zustimmung, daß 
wir ihn zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der 
SPO.) 

,eine Beispiel herausgreif.en - braucht eine 
Kernforschungsbi'bliothek, eine Bibliothek, die 
die e.inschläg,ig.e Literatur laufend .ergänzt, zur 
Verfügung stellt und aktiv ,anbietet. 

So steht auch :im Hochschulbericht, daß im 
Sinne einer raschen und vollständig·en Ver
sorgung der Hochschulen mit aktueller For
schungsliteratur voraussichtlich das Gewicht 
-im steigenden Maße auf die forschungsnahen 
Bibliotheken zu verlegen sei, während die 
Univ.ersitätshibliotheken und Hausb.ibliothe-
ken zentrale und koordinierende Aufgaben zu 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist übernehmen haben werden. 
Herr Abgeordneter Dr. Kaufmann. Er hat das 
Wort. Meine Damen und Herr,en ! Auch die Dotie-

Abgeordneter Dr. Kaufmann (OVP) : Herr 
Präsident !  Hohes Haus ! Meine s·ehr g·eehrten 
Damen und Herr-en ! Angesichts der fortge
schr.ittenen Zeit will :ich mich kurz fassen, aber 
ich bedaure gleich w.ie Kollege Rischer, daß 
di.eser Hochschulbericht zu ,einer Zeit zur Ver
handlung kommt, wo ,es ·eben nicht mehr mög
lich ,ist, sich g,enau damit auseinanderzusetzen . 

Der Vorredner meiner Fraktion, Herr Ab
geordneter Blenk, hat ibereits dies,en Hoch
schul bericht lunter die Lupe . g,enommen und 
auch die Auffassung unserer Fraktion zum 
Ausdruck g,ebracht. Ich möchte daher nur 
einige Detailbereiche herausgreifen und mich 
damit befassen. 

Ich möchte hi-er mit dem Bibliothekswesen 
beginnen. Mit dem Konzept, das auf dies-em 
Gebiet .eingeleitet wurd·e, kann man einver
standen sein, und zwar infor:mationspraktisch 
und ·auch organisatorisch. Nur, Hohes Haus, 
ein Konzept ·allein ·genügt nicht, ,es muß natür
lich auch realisiert werden. 

Nun .st-eUe ich die Fr.age:  Was ist wiI1kLich 
geschehen? Es wird zwar mit Recht das alte 
Bi:bliothekssyst.em kritisiert, aber an den 
neuen Hochschulen - ich ha'be das auch im 
Ausschuß bereits ,gesagt - muß man dmrner 
wieder feststellen, daß. man an diesem alten 
System fest.hält und es v.ermei-det, n-eue Struk
turen zu schaffen beziehungsweis·e neue Struk
tur·en ·aufzusuchen. Die Forderung allein, di-e 
Bibliotheken im Hochschulber,eich untereinan
d.er zu dntegrieren, so wichtig diese ,Ford-erung 
sein mag, genügt nicht für ein modernes Infor
mationssystem. 

Für den Benütz.er einer Bibliothek ist es 
wichtig, daß die Jeweilig,en Wissenschafts
zweig-e mit dem Bibliothekshereich integ.fiert 

rung läßt zu wünschen übnig. Wenn auch die 
Mittel erhöht wurden, bleibt doch die Tat
sache bestehen, daß ,etwa ,im Verhältnis zu 
verg,angenen Jahren weniger Bücher gekauft 
werden konnt.en, trotz .erhöhter Mittel, weil 
eben di,ese Bücher teurer geworden sind, weil 
auch das Angebot dieser Bücher höher wurd-e 
und weil der Bedarf an Büchern größ.er ge-
worden ist ! 

Es qst also 'so, daß das Budget praktisch 
nicht größer, sondern kleiner geworden ist; 
!iußerdem .g,ibt es .im Verhältnis zu .anderen 
Ländern viel zu wenig .ßenützerplätze. Ich 
möcht.e Sie daher an dies·er Stelle f['lagen, F·rau 
Bundesminister, was Si'e in di.eser Situation 
zu tun gedenken, da Si,e ja kostenlose Lern
behelfe als Ausweg abgelehnt haben bezie
hungsweis·e diesem Ausweg ablehnend gegen
überstehen. 

Heute .ist es nämlich so, daß vielfach ,andere 
BibLiotheken ·einspllingen müssen, um das zu 
besorgen , was der 'Bund nicht tun kann. In 
d,er .steiermark :ist ·es die Landesbibliothek, 
die etw.a ·ein Drittel der J}ufgaben der Univer
sitätshibliotheken übernommen hat. 

Nun noch zu dem Kiap.itel Studienbetrieb. 
10 Prozent des Umfang·es d.es Hochschulberich
tes Band I sind diesem Studienbetrieb gewid
met. Der erste Teil der Ausführungen best�ht 
in einer Präs·entation verschiedenster Zahlen 
über angebotene und :inskribier.te Lehrveran
staltungen, auf.gegLiedert nach F,akultäten be
ziehungsweise Hochschulen und Personen
gruppen. 

Es wird nun v·ersucht, ·aus den Inskriptions
zahlen Schlüsse auf die Verteilung der einzel
nen Lehrveranstaltungstypen sowie auf das 
AUSllllaß der Belastungen bei den einzelnen 
Lehrver.anstaltungen zu ziehen. Allerdings 
schränkt der Hochschulber.icht an mehreren 
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Stellen selbst e.in, daß aus diesen Angaben 
keine sehr weitr·eichenden Schlüss·e gezogen 
werden können, solange keine detadllierten 
Untersuchungsergebruisse vorlieg·en. Das, 
Hohes Haus, erscheint mir typischI Man ver
sucht mit oft unzulänglichen 'Mitteln, ein quan
titatives 'Bild der Verhältnisse iln den Hoch
schulen zu erhalten. Man verg.eudet aber dabei 
Energ:ten, dle zur Änderung gew,isser Zustände 
notwendi1g wären. 

Was nämlich die Zahlen ;i.m Hochschulbericht 
nicht sagen - vielleicht auch gar nicht sagen 
können -:-' das .sagt uns aber -ein Blick lin die 
Hörsäle;  ·es brlingt .auch schon ·ein informatives 
Gespräch zutag,e, näml,ich: 

Erstens : die Lehrveranstaltungen werd·en 
sehr oft nur von .einem Teil der Stud·enten 1>e
sucht. Das Studium spielt sJch also noch :immer 
zu einem ·ganz groß·en Teil außerhalb der 
Hochschulen ab. Ander,erseits w1eder gibt es 
Lehrv.eranstaltung.en, an denen die Studenten 
teilnehmen müssen, obwohl die Teilnahme 
-, sagen wir es ehrLich - nicht sehr g·ewJnn
bringend ist. Si,e werden gewliss-ermaßen zur 
Teilnahme 'gezwungen, weil die ausr,eichen
den Studi.enunterla'g,en fehlen, weil ·es g-ewisse 
Prüfungs techniken -erfordern und weil es An
wesenheitslisten g,ibt. 

Zweitens: Von wenigen Ausnahmen abge
sehen domini-ert zu Studi·enanfang noch :immer 
die Vorlesung als Einführungsv,er-anstaltung. 
Dar:auf weist ja auch der vorlieg.ende Hoch
schulber,icht hin, das, obwohl gerade der Stu
di-enbetrieb .in dies-er Anfangsphase das Ver
halten der Studierenden besonders beeinflußt 
und obwohl Studienschwierigkeiten bei An
fänglern die größten Konsequenz.en haben, 
auch volksw.irtschaftliche Konsequenzen. Trotz 
all dem kommt hier der Hochschulber.icht über 
eÜlJig-e Ansätze nicht hinaus. 

Di.e Studienpl'anung vollzieht sich hei uns 
fast ausschI.ießl:ich noch .immer nach nicht
wissenschaftlichen Gesichtspunkten. Die Stu
di,enkommissionen haben zwar manches ver
ändert, aber auch der Hochschulbericht gibt 
zu, daß es an ,einer Information über moderne 
wissenschaftl:iche StudienpUmung und Studien
gestaltung fehlt. 

Von manchen Seiten w.ird daher schon heute 
die derzeitige Phase der Studienr·eform durch 
Schaffung neuer Studi,eng,esetze als nicht ziel
führend angesehen. Der Hochschulbericht 
arbeitet außerdem das Mißyerhältnis heraus, 
das zw,ischen dem Einsatz der Professoren 
überwiegend in den Vorlesungen und dem 
Einsatz der Assistenzen überwieg�nd in Semi
nar-en und Ubungen besteht, ohne von M·aß
nahmen zu berichten, die dar an -etwas ändern 
könnten. 

Der Hochschulbericht weist aiber auch darauf 
hin, daß -es notwendig sein -wird, die Hochschul
didaktilk zu fördern, was wi,ederum ·eine über
institutionelle Dokumentation und Informa
tion für :interessierte Gruppen sowie die Ge
winnung interessierter Mitarbeiter und der-en 
Schulung voraussetzt. Trotzdem bledbt uns der 
vorlieg-ende Hochschulher.i<ht Vorschläge, 
Maßnahmen, ja sogar entsprechende Ankün
digungen schuldig, die über allg·emein gehal
tene Forderungen hinausgehen. 

Damit verdichtet sich der Eindruck, daß dde 
hier veröffentlichten Zahlen kein klares Bild 
über die w,irklichen Zustände an unseren Hoch
schulen 'geben, daß sie ja darüber hinaus noch 
davon ablenken, daß es an geeigneten Maß
nahmen f.ehlt, um den Lehr:betri-eb an unseren 
Hochschulen .entsprechend zu verändern. 

Meine Damen und Herren! Unter di,esen 
Aspekten ist es klar, daß der Studienbetr-ieb 
an unseren Hochschulen hinter dem int-erna
tionalen Standard zurückbl,eiben muß und -auch 
zurückbleiben wird l Mit ander·en Worten heißt 
das : Wenn nichts geschieht, wenn -es nicht 
sehr bald zu hochschuldidaktischen Ansätzen 
und z'u einer zielorientierten Studi-enplanung 
kommt, werden Wlir zwar einen traurigen R,e
kord eneichen, was die Studi-endauer anlangt, 
wir werden aber ni-emals beim Studienbetr-ieb 
und beim Ausbildungsniv,eau im Spitzen feld 
Megen. 

Hohes Haus! Zum Abschluß gestatten Sie 
mir noch ·ein p aar g-anz kurze Worte zu den 
Kunsthochschulen. Im Vorwort zum Hochschul
ber.icht betonen Si.e, Frau Bund-esminist-er, daß 
der Hochschulberkht laut § 44 AHStG nur 
für die wissenschaftlichen Hochschulen zu 
legen ist. 

Im Sinne der Einheit des Hochschulwesens 
seien aber gewissermaßen als Fleißaufgabe 
des Ministeriums in einem Anhang auch die 
Kunsthochschulen berücksichtigt worden. Sie 
haben dann auch im Ausschuß diese Freiwillig
keit nochmals betont. Ich finde, es ist sehr 
erfreulich und dankenswert, daß es zu diesem 
Anhang gekommen ist und daß sich das Mini
sterium dazu entschlossen hat. 

Aber ich bin doCh. der Meinung, daß es nidlt 
nur bei einem freiwilligen Anhang bleiben 
sollte, sondern daß die Aufnahme der Kunst
hochschulen in den Hochschulbericht einfach 
eine Selbstverständlichkeit sein sollte. Denn 
unsere Hochschulen, meine Damen und Herren, 
sind unteilbar; die Kunsthochschulen gehören 
genauso dazu wie die wissenschaftlichen Hoch
schulen. (Zustimmung bei. der avp.) 
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Der V-ersuch, im vorUegenden Bericht Rela
tionen zwischen den Kunsthochschulen und 
den wissenschaftlichen Hochschulen herzustel
len, ist insofern leinig-ermaßen schwierig, als 
das Zahlenmaterial nach verschiedenen Syste
men aufg,eschlüsselt ist. Außerdem ' werden 
die Kunsthochschul-en niemals mit Zahlengrö
ßen aufwarten können wie die wissenschaft
lichen. Das .liegt nun einmal in der Natur der 
Sache. 

Dafür .entsprechen ·a:ber die aus'gewiesenen 
Zahlen, etwa ddoe Zahl der Studierenden, wirk
lich nahezu hund.ertproz·enUg der Realität. Die 
Ausfälle betragen hier höchstens 2 bis 3 Pro
zent, während ·es an den wissenschaftlichen 
Hochschulen manduIlIal bis zu 30 Prozent sind. 

Hines g,eht jedenfalls aus dem vorI.iegenden 
Anhang hervor: Di·e BenadlteiLigung der 
Kunsthochschulen g-egenüber den w.issen
schaftlichen Hochschul,en ist ,eine Tatsache, di.e 
nicht wegdi,skutiert werden kann. Ich mödlte 
daher an dieser Stelle nodl einmal wieder
holen, was .ich schon öfters gesagt habe: Hi,er 
wird ein Umdenken notwend1g sein; Ansätze 
dazu sind bereits vorhanden, aber diese An
sätz,e müssen entspr,echend fortg,esetzt und 
weiterentwickelt werden! 

Ich glaube, es sollte endlidl das Presttg,e
gefälle aufhören, das da Jautet: Zuerst kom
men Technik und Naturw.issenschaften, dann 
kommt l,ange nichts, dann kommen dLe Geistes
wissenschaft.en, dann kommt w.ieder lange 
nichts, und ganz am Ende folgt dann der Be
reich der Kultur und der Kunst, der nicht nur 
.in diesem Benicht einen -fr:eiw.ilUgen Anhang 
darstellt. 

Meine Damen und Herrenl Mit einer solchen 
Gesinnung, damit will .idl sdlließen; werden 
w.ir nicht in der Lage sein, die Lebensqua1ität 
in d,en achtziger Jahren zu heben. (Beifall bei 
der OVP.) 

13. Punkt: Bericht des Immunitätsausschusses 
über das Ersuchen des Bezirksgerichtes Salz
burg um Zustimmung zur straigerichtlichen 
Verfolgung des Abgeordneten zum National
rat Karl Glaser wegen Verdachtes der Uber
tretung gegen die körperliche Sicherheit nach 

§ 431 StG (1011  der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 
13. Punkt der er:gänzten Tagesordnung: Er
suChen des Bezirksgerichtes Salzburg um Zu
stimmung zur strafgerichtlichen Verfolgung 
des Abgeordneten zum Nationalrat Kar! Gla
ser wegen Verdachtes der Ubertretung gegen 
die körperliche Sicherheit nach § 431 StG (1071 
der Beilagen). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Gasperschitz. Ich bitte ihn, zum Gegen
stand zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Gasperschitz: Das Be
zirksgericht Sal1Jburg ersudlt mit Zuschrift vom 
1 3. Feber 1974, 6 U 1770/73, eingelangt in der 
Parlaments direktion am 1 5. Feber 1 974, um 
Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfolgung 
des Abgeordneten zum Nationalrat Karl Gla
ser wegen Verdachtes der Ubertretung gegen 
die körperlidle Sicherheit nach § 431 StG. 

Der Immunitätsausschuß hat dieses Ersu
chen in seiner Sitzung am 6. März 1974 bera
ten und besChlossen, dem Nationalrat zu emp
fehlen, der strafgerichtlichen Verfolgung zuzu
stimmen. 

Der Immunitätsausschuß stellt somit den 
A n  t r a g; der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Ersuchen des Bezirksgerichtes Salzburg 
vom 1 3. Feber 1974, 6 U 1 770/73, um Zustim
mung zur strafgerichtlichen Verfolgung des 
Abg·eordneten zum Nationalpat Ka.rl Glaser 
wegen Verdachtes der Ubertretung gegen . die 
körperliche Sicherheit nach § 431 StG wird 
stattgegeben. Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 

mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 

das gemeldet. Wünscht der Herr Beridlterstatter 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Wir gelangen nunmehr zur A ·b s t i m
m u n ·g über -den Ausschußantrag, . den BeLicht 
des Bundesmindst-ers für Wissenschaft und For
sdmng (Bände 1 und 2) , III-60 d,er Beilagen, 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte j,ene Damen und HerlIen, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu -erheben. - Danke. Mit Mehrheit a TI
g e n o m m e n. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g über 
den Antrag des Immunitätsaussdmsses, dem 
Ersuchen des Bezirksgerichtes Salzburg um 
Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfolgung 
des Abgeordneten zum Nationalrat Karl Gla
ser wegen Verdachtes der Ubertretung gegen 
die körp�rliche Sicherheit nach § 431 StG statt
zugeben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
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zu erheben. - E i n  's t i m  m i 9 a n  g e n  0 m- Sitzen zu erheben. - Danke. E i n  s t i m  m i g 
m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Im Einvernehmen mit den Parteien lege ich 
dem Hohen Haus folgenden A n  t r a g  vor: 

Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 

a n g e n  0 m m e n. 

Es liegt ferner ein A n  t r a g  der Abgeord
neten Robert Weisz, Dr. Koren, Peter und Ge
nossen vor, den Verfassungsausschuß zu be
auftragen, seine Arbeiten auch in der tagungs
f.reien Zeit fortzusetzen. 

die Herbsttagung 1 973/74 der XIII. Gesetz- Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 

gebungsperiode des ' Nationalrates mit Antrag ihre Zustimmung erteilen, sich von 
30. März 1974 für beendet zu erklären. den Sitzen zu erheben. - AuCh dieser Antrag 

ICh bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 

ist e -i n s t i  m m i g a n g e n  0 m m e n. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung : 20 Uhr 35 Minuten 

österreichis:ehe Staatsdruckerei L61 21034 
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